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Deutscher Rat für Landespflege 

Bodenschutz - Gutachtliche Stellungnahme 

1 Einführung 

In den vergangenen Jahren ist sowohl im internationalen als 
auch im nationalen Bereich die Erkenntnis gewachsen, 
welch hohe Bedeutung den Böden als wesentlicher Grund­
lage des Lebens von Mensch, Tier und Pflanze zukommt. Zu­
nehmende Bodenzerstörung und -degradierung haben die 
Notwendigkeit erkennen lassen, dem Bodenschutz erhöhte 
Beachtung zuteil werden zu lassen. Die Bodenschutzkon­
zeption der Bundesregierung ist eine erste deutliche Reak­
tion auf diese Entwicklung. Sie ist ein Anfang, eine Grundla­
ge, auf der weiter aufgebaut werden muß, wenn die Bela­
stungen der Böden verringert und ihre Substanz erhalten 
und entwickelt werden sollen. Es darf erwartet werden, daß 
das neu eingerichtete Bundesministerium für Umwelt, Na­
turschutz und Reaktorsicherheit sich der vordringlichen 
Aufgabe des Bodenschutzes deshalb verstärkt annimmt, 
weil nunmehr viele Zuständigkeiten in einer Hand liegen. 

Das Kolloquium des Deutschen Rates für Landespflege und 
seine gutachtliche Stellungnahme zum Thema „ Boden· 
schutz" sind als ein Beitrag gedacht, 

- die Bedeutung der Böden darzustellen, 

- die Ursachen ihrer Schädigung und Zerstörung aufzuzei-
gen und 

- die dringend erforderlichen Maßnahmen zum Schutz der 
Böden vorzuschlagen. 

Darüber hinaus soll darauf hingewiesen werden, daß das 
Problem nicht nur ein nationales, sondern ein internationa­
les bzw. globales ist. Das macht erforderlich, daß auch eine 
deutsche Entwicklungshilfe in Ländern der Dritten Welt den 
Schutz der Böden vorrangig beachten und Hilfe zur Selbst­
hilfe geben muß. Auf den Bodenschutz als internationales 
bzw. globales Problem wird im Anhang eingegangen. 

Die Belastung der Böden hat vielfältige Ursachen. Wenn in 
der folgenden gutachtlichen Stellungnahme der Boden­
schutz im Landbau, also im Zusammenhang mit Landwirt­
schaft, Gartenbau und Forstwirtschaft, vorrangig behandelt 
wird, so deshalb, weil diese Bodennutzungen heute rd. 85 % 
der Fläche des Bundesgebietes einnehmen. Zum anderen 
sind die auftretenden Belastungen häufig die Folge einer zu 
intensiven Bodennutzung, so daß Gegenmaßnahmen durch· 
aus einen Erfolg versprechen. Die Belastung der Böden 
durch andere Ursachen, wie etwa durch Siedlungs- und Ver­
kehrswegebau, Aufschüttungen und Abgrabungen, Freizeit 
und Erholung, sowie durch den zunehmenden Stoffeintrag 
von Quellen außerhalb des Landbaues, müssen ebenfalls 
berücksichtigt und in das Gesamtkonzept einbezogen wer­
den. 

Um einen Einblick in den derzeitigen Stand der wissen­
schaftlichen Erkenntnisse und praktischen Erfahrungen zu 
erhalten, führte der Deutsche Rat für Landespflege am 27. 
und 28. Januar 1986 in Berlin ein internes Kolloquium durch, 
auf dem folgende Sachverständige referiert oder nachträg­
lich Berichte vorgelegt haben: 

Prof. Dr. SCHLICHTING, Institut für Bodenkunde und Stand­
ortlehre der Universität Hohenheim: 

Funktion und Gefährdung von Böden in verschiedenen Öko­
systemen 

Prof. Dr. BICK, Institut für landwirtschaftliche Zoologie und 
Bienenkunde der Universität Bonn: 

Bodenschutz aus der Sicht der Ökologie 

Dr. SARTORIUS, Umweltbundesamt Berlin: 

Stoffliche Belastung von außen (S02, NOx, Schwermetalle) 

Dipl.-Ing. KÖNIG, Landesanstalt für Ökologie, Landschafts­
entwicklung und Forstplanung NW, Recklinghausen: 

Belastungen des Bodens und der Pflanzen mit Schwerme­
tallen - Untersuchungsergebnisse aus Nordrhein-Westfa­
len 

Prof. Dr. SAUERBECK, Institut fü r Pflanzenernährung und 
Bodenkunde der Bundesforschungsanstalt für Landwirt­
schaft, Braunschweig-Völkenrode: 
Stoffliche Belastung durch d ie Landwirtschaft (Dünger, Gül­
le, Klärschlamm) 

Prof. Dr. FÜHR, Institut für Radioagronomie der Kernfor­
schungsanlage Jülich: 
Stoffliche Belastung durch die Landwirtschaft (Pflanzen­
schutz) 

Prof. Dr. MEYER*), Institut für Bodenkunde der Universität 
Göttingen: 
Mechanische Bodenbelastung (Bodenverdichtung, Boden­
versiegelung, großflächige Bewirtschaftung) 

Dr. TEBRÜGGE, Institut für Landtechnik der Justus-Liebig­
Universität Gießen: 

Neuere Bodenbearbeitungsverfahren in ihrer Wechselwir­
kung auf Bodenstruktur und Pflanzenertrag 

Prof. Dr. SCHWERTMANN, Institut für Bodenkunde, Pflan­
zenernährung und Phytopathologie der TU München in Wei­
henstephan: 
Ausmaß und Ursachen von Bodenerosionen 

Prof. Dr. OLSCHOWY, Deutscher Rat für Landespflege, 
Bonn: 
Maßnahmen gegen Bodenerosionen 

OFR LEUTENEGGER, Staatl. Forstamt, Konstanz: 

Belastung der Böden durch Stoffeintrag im Waldbau 

Prof. PFLUG, Lehrstuhl für Landschaftsökologie und Land­
schaftsgestaltung der Rheinisch-Westfälischen Techni­
schen Hochschule Aachen: 
Naturschutz und Bodenschutz 

RegDir. Dr. DIETERICH, Bundesministerium für Ernährung, 
Landwirtschaft und Forsten, Bonn: 

Bodenschutzkonzeption der Bundesregierung 

') Da uns kein Manuskript Oberlassen wurde, kann der Text des Vor­
trages leider nicht wiedergegeben werden. 
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Prof. Dr. ERBGUTH, Zentralinstitut für Raumplanung an der 
Universität Münster: 

Rechtliche Grundlagen des Bodenschutzes und Vorschläge 
für gesetzliche Maßnahmen 

Dr. SCHÖN, Deutsche Gesellschaft für Technische Zusam­
menarbeit GmbH, Eschborn: 

Bodenschutz - eine notwendige Voraussetzung für die Er­
nährung der Menschheit 

Prof. Dr. EGG ER, Botanisches Institut der Universität Heidel­
berg: 

Beispiele für Bodenprobleme in Afrika 

Im Anschluß an das Kolloquium wurde ein Arbeltsausschuß 
des Rates eingesetzt, dem die Ratsmitglieder 

Prof. Dr. Wolfgang HABER, stellv. Vorsitzender des Arbeits­
ausschusses 

Prof. Dr. Wilhelm HENRICHSMEYER, zeitweilig vertreten 
durch Dipl.-Ing. agr. ZÖLLER 
Dr. Hans-Werner KÖNIG 

OFR Volkmar LEUTENEGGER 

Prof. Dr. Gerhard OLSCHOWY, Vorsitzender des Arbeitsaus­
schusses 

Dr. Siegbert PANTELEIT 

Prof. Wolfram PFLUG 
Prof. Dr. Heinhard STEIGER 

sowie die Mitarbeiterin des Rates 

Dipl.-Ing. Angelika WURZEL 

angehörten. Von diesem Arbeitsausschuß sowie den zu­
sätzlichen Sachverständigen 

Prof. Dr. ERBGUTH, Zentral institut für Raumplanung 

Prof. Dr. FÜHR, Institut für Radioagronomie 

wurde ein Entwurf erarbeitet, der am 1. September 1986 auf 
der Ratsversammlung diskutiert und als gutachtliche Stel­
lungnahme beschlossen wurde, die nachstehend wiederge­
geben wird. 

2 Bedeutung der Böden aus der Sicht der Ökologie 

Der Schutz der Böden kann nur erfolgreich betrieben wer­
den, wenn Ober den Inhalt des Begriffes Klarheit herrscht. In 
der Umgangssprache bezeichnet man als „Boden" die äu­
ßerste, lockere Schicht der Erdoberfläche einschließlich der 
darin befindlichen Rohstoffe („Bodenschätze") und des häu­
fig darin vorkommenden Grundwassers. Mit dieser Inhalts­
beschreibung werden in der Regel Nutzungsgesichtspunkte 
verbunden, denen „ Boden" zu dienen hat, vor allem die Nut­
zung für die land- und forstwirtschaftliche Produktion, die 
Nutzung der Bodenschätze und des Grundwassers, die Nut­
zung als Baugrund oder als Abgrabungs- oder Ablagerungs­
platz. 

Diese ganz unterschiedlichen Aspekte bieten einem um­
weltpolitisch begründeten Bodenschutz keine eindeutigen, 
eher sogar widersprüchliche Ansatzpunkte. Schutz setzt 
einerseits Gefährdung und besondere Empfindlichkeit von 
Gütern (Schutzbedürftigkeit) voraus, die andererseits wegen 
ihrer großen Bedeutsamkeit für die Umwelt diesen Schutz 
erfordern (Schutzwordigkeit). Die Anwendung dieser Grund­
sätze auf den Boden in der vorher genannten Definition 
führt, wie im einzelnen noch gezeigt wird, zu Schwierigkei­
ten und bedingt daher eine auf Schutzziele gerichtete Auf­
gliederung des Bodens, die seinen besonderen Eigenarten 
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als „Umweltmedium" besser Rechnung trägt. Zu diesen ge­
hört vor allem seine physikalische, chemische und biologi­
sche Uneinheitlichkeit, die ihn deutlich von den beiden an­
deren, viel homogeneren Umweltmedien Luft und Wasser 
abhebt. 

Physikalisch gesehen besteht Boden einerseits aus fester 
Materie in einer Mischung von unterschied lichen Korngrö­
ßen, andererseits aus luft- und wasserführenden Hohlräu­
men, die bis zur Hälfte seines Volumens ausmachen kön­
nen. Chemisch ist der Boden ein so verschiedenartiges und 
obendrein noch veränderliches Stoffgemisch, daß eine all­
gemeingültige stoffliche Definition nicht möglich Ist. Zu 
trennen sind hier die - meist oberflächennahen - Berei­
che mit einem höheren Anteil organischer Substanzen, der 
an der dunklen, braunen bis schwarzen Färbung zu erken­
nen ist, von den fast ausschließlich von mineralischen Be­
standteilen beherrschten Substraten. Die Trennung dieser 
beiden Bereiche entspricht auch Ihren biologischen Unter­
schieden: der erstgenannte Bereich erweist sich als weitaus 
stärker belebt und biologisch aktiver als der mineralische 
Untergrund. Nach diesen Prinzipien können die Bereiche 
noch weiter unterteilt werden. Die sich daraus ergebenden 
Abgrenzungen verlauten mehr oder weniger parallel zur Erd­
oberfläche und lassen eine Art von Schichten erkennen, die 
In der Bodenkunde „ Horizonte" genannt und mit Buchsta­
ben bezeichnet werden. Nach der Kombination und Abfolge 
der Horizonte werden „Bodentypen" unterschieden, wie z.B. 
Braun- oder Schwarzerde, Podsol oder Rendzina. Aus ihnen 
wird eine Systematik der Böden aufgebaut. Sie sind nicht zu 
verwechseln mit den Bodenarten, die rein physikalisch auf 
den Korngrößen und ihren Anteilen an der Mischung beru­
hen, wie z.B. Sand-, Schluff, Tonböden, und auch nur die mi­
neralischen Bestandtei le kennzeichnen. 

Angesichts dieser zahlreichen Unterschiede kann „der Bo­
den " im Bodenschutz weder theoretisch noch erst recht 
praktisch als einheitliches Schutzgut betrachtet werden. 
Bodenschutz muß s ich statt dessen mit „Böden" - oder so­
gar einzelnen Bestandteilen davon - von jeweils unter­
schiedlicher Bedeutung und Schutzwürdigkeit befassen 
und danach Prioritäten setzen. 

Wegen ihrer großen Bedeutung tor den Naturhaushalt - die 
weiter unten näher erläutert wird - sind die belebten, biolo­
gisch aktiveren und an organischen Bestandteilen reiche­
ren oberen Bereiche oder Horizonte der Böden ökologisch 
wichtiger und zugleich auch empfindlicher als andere Be­
standteile oder Bereiche; sie sind daher als die eigentlichen 
Gegenstände des Bodenschutzes anzusehen. Dagegen ist 
z.B. eine In 10 m Tiefe vorkommende, trockene Kiesschicht 
zwar ein „Bodenschatz", hat aber kei ne aktuelle ökologi­
sche Bedeutung oder Empfindlichkeit und wird von Boden­
kundlern oder Biologen gewöhnlich nicht einmal als Boden­
bestandteil angesehen. 

Böden (im ökologischen Sinn) werden in ihrer Vielfalt besser 
verständlich, wenn man ihre Bi ldung, Entwicklung und stän­
dige Veränderung betrachtet. Jede Bodenbildung beginnt 
mit der Ansiedlung von Pflanzen auf irgendeinem für sie ge­
eigneten Substrat und beruht wesentlich auf den abgestor­
benen Pflanzenrückständen, die sich auf der Oberfläche als 
Streu ansammeln oder im Substrat als Wurzelreste zurück­
bleiben. Sie dienen als Nahrungsquelle für eine Vielzahl von 
Kleintieren und Mikroorganismen, die s ich als „ Edaphon " 
nach und nach ansiedeln. Es zerkleinert, verzehrt, vermischt 
und verändert die toten Reste der Pflanzen und seiner 
selbst. Dabei werden sie teils zu anorganischen Stoffen wie 
Kohlendioxid oder Nit rat abgebaut, die wieder als Nährstof­
fe für Pflanzen und Edaphon dienen, teils In Humus umge­
formt. 



Erst mit dem Erscheinen von Humus, einer ganz neuen 
Stoffgruppe, kann von Böden (im ökologischen Sinne) ge· 
sprochen werden. Weitere neue Stoffgruppen, u. a. die se· 
kundären Tonminerale, entstehen im Zuge der Verwitterung 
des mineralischen Ausgangssubstrates. Humus· und Ton· 
teilchen fügen sich unter bestimmten Bedingungen zu Ton· 
Humus-Komplexen zusammen. Diesen Tei lchen oder ihren 
Komplexen verdanken die Böden ihre Färbung. Festigkeit, 
Porosität und ihr inneres Gefüge, vor allem aber ihre Fähig· 
keiten zur Speicherung von Wasser, Nährstoffen und ande· 
ren chemischen Substanzen bzw. zu deren Bindung und 
Sorption. 

Die Bodenbildung setzt daher stets von der Erdoberfläche, 
genauer gesagt von deren Pflanzendecke her, ein und wird 
wesent lich von der Aktivität der Bodenlebewesen bestimmt, 
denen die Böden zugleich Lebensraum bieten. Verwitterung 
allein führt nicht zur Bodenbildung. Wegen dieser Abhän· 
gigkeit von Lebewesen und biologischen Prozessen sind 
Böden unselbständige Gebilde. 

Böden und Vegetation entwickeln sich unter natürlichen 
Verhältnissen miteinander und entsprechen sich daher ge­
genseitig. Im gemäßigten Klima Mitteleuropas Ist die Bo­
denbildung ein sehr langsamer, meistens Jahrtausende 
dauernder Prozeß. Er führt je nach mineralischem Aus· 
gangssubstrat und dadurch bedingten Korngrößen, nach 
dessen Chemismus, nach Topographie und Pflanzenwuchs 
zu den verschiedenen Bodentypen, die einem charakteristi· 
sehen Reifungs· und Alterungsprozeß unterliegen. 

Es entstehen dabei jedoch keine scharf abgrenzbaren Na­
turkörper, wie wir sie bei Pflanzen, Tieren und selbst bei be· 
stimmten Mineralen gewohnt sind - Böden bilden keine 
„ Individuen", sondern sind nur gedanklich abgrenzbar. Dies 
erschwert den Bodenschutz außerordentlich; genau genom· 
men sind Böden als solche aus ökologischer Sicht wegen 
ihrer Unselbständigkeit und fehlenden Individualisierung 
gar nicht schotzbar, sondern nur im Zusammenhang mit den 
sie bedingenden Strukturen und Vorgängen. 

Im lichte dieser Schwierigkeiten ist es zweckmäßig und 
auch notwendig, die Bodenfunktionen In den Bodenschutz 
einzubeziehen. Hierbei genießen wiederum solche Funktio­
nen Vorrang, die einerseits eine hohe Umweltrelevanz besit· 
zen und andererseits an die Erhaltung von Böden Im ökolo· 
gischen Sinne gebunden sind. In diesem Sinne sind drei 
Hauptfunktionen von Böden zu unterscheiden: 

- Regelung der Stoff. und Energieflüsse im Naturhaushalt 
(Regelungsfunktion) 

- Produktion von Biomasse, insbesondere von pflanzll· 
chen Stoffen, einschließlich Wurzelraum und Veranke· 
rung der Pflanzen (Produktionsfunktion) 

- Gewährung von Lebensraum für die Bodenorganismen. 

Die Regelungsfunktion umfaßt mehrere Teilfunktionen, zu 
denen u. a. das Ausgleichs-, Filter· und Puffervermögen der 
Böden gehört. Die Regelung wirkt sich Ober das Geschehen 
in den Böden hinaus auf den gesamten Naturhaushalt aus 
und erfaßt folgende Bereiche: 

- Regelung der Bodentemperatur und des Wärmehaushai· 
tes in der untersten Luft- und der obersten Bodenschicht 
durch Wärmeabsorption, ·leitung und -rockstrahlung; 

Regelung von Abfluß und Einsickerung des Nieder· 
schlags· und Zuflußwassers in Abhängigkeit von Hohl· 
raumvolumen und Porengröße des Bodens; 

- Regelung des Wasserhaushaltes durch Aufnahme (Ein­
sickerung) des Niederschlagswassers und dessen Ver· 

teilung als Sicker„ Haft· und Filmwasser einschließl ich 
Rückverdunstung und Abfluß in Abhängigkeit von Poren· 
gehalt und -größe; 

- Regelung des Transportes aller beweglichen Stoffe im 
Boden, der überwiegend senkrecht, z. T. auch seitwärts 
erfolgt; 

- mechanische Zurückhaltung (Fiiterung) von im Wasser 
enthaltenen festen oder kolloidalen Teilchen In Abhän· 
gigkeit von Porengröße und ·Verteilung im Boden; 

- Regelung der Bodendurch lOftung; 

- Auffangen von mechan ischen Belastungsfolgen; 

- Sorption von Stoffen an Bodenteilchen im Austausch 
mit der Bodenlösung; 

- Einbau von Stoffen in Humus· oder Tonteilchen oder in 
daraus gebildete Aggregate; 

- chemische Bindung oder Fällung (Löslichkeitsänderung) 
von Stoffen; 

- teilweiser oder vo llständiger Abbau bzw. Umbau von 
Stoffen. 

Die von dieser Funktion erfaßten Stof fe können bodeneige· 
ne oder dem Boden zugeführte Substanzen sein, zu denen 
auch die mineralischen oder organischen Dünger sowie 
Pflanzenschutzmittel und sonstige, dem Boden zugesetzte 
Stoffe gehören. · 

Die Regelungsfunktion der Böden leistet einen wicht igen 
Beitrag zur Entlastung des Naturhaushaltes von schädli­
chen Stoffen und unterstreicht die Rolle der Böden im 
Kampf gegen die zunehmende Umweltverschmutzung. Die· 
se Rolle können die Böden allerdings nur innerhalb enger 
Belastungsgrenzen und in Abhängigkeit von bestimmten 
physikalischen, chemischen und biologischen Zuständen 
(z. B. Ton· und Humusgehalt, pH-Wert) spielen. 

Die Produktionsfunktion der Böden wird aus landwirtschaft­
licher Sicht meist mit dem Begriff „Bodenfruchtbarkeit" um· 
schrieben, aber praktisch überwiegend auf Ackerböden an· 
gewendet. Dort werden wegen der starken Bewirtschaf· 
tungseingriffe in die Böden (Pflügen, Zerkleinern, Befahren 
usw.) auch die größten Aufwendungen zur Erhaltung der 
Produktionsfunktion vorgenommen. Ackerböden sind aber 
auch weit mehr als andere Böden an diese Funkt ion ange· 
paßt worden, z.B. durch Homogenisierung des Oberbodens 
(„Ackerkrume") und bodenchemische Veränderungen. 

Wegen seiner biologischen und wirtschaftlichen Abhängig· 
keit vor allem von der landwirtschaftlichen Bodenproduk· 
tion neigt der Mensch dazu, die Produkt ionsfunktion zu 
Oberschätzen und sie auch bei von Natur aus weniger pro· 
duktiven, nährstoffarmen Böden mit allen Mitteln zu stei· 
gern. Die Existenz solcher Böden wird sogar in Frage ge· 
stellt, wie sich an den vielen vergeblichen Bemühungen um 
die Erhaltung oligotropher Standorte bzw. Biotope zeigt. 

Die Lebensraumfunktion der Böden kann kaum unter· 
schätzt werden. Sie sind Lebensraum einerseits für die 
Pflanzenwurzeln, die der Wasserversorgung, Ernährung und 
Verankerung der Pflanzen dienen, andererseits für eine sehr 
große Zahl vielfältiger, meist sehr kleiner Tiere und Mikroor· 
ganismen, deren Gesamtheit das bereits erwähnte „Eda· 
phon" darstellt. In Ergänzung zu den Organismen, die als 
grüne Pflanzen oder als Tiere lebende organische Substan· 
zen aufbauen, zerlegt das Edaphon diese nach ihrem Ab· 
sterben wieder in einfache chemische Verbindungen bzw. in 
Humus. Ohne diese Zerlegung - wegen der die Bodenorga· 
nismen auch als „Destruenten" bezeichnet werden - gäbe 
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Nutzungsart 

es eine riesige Anhäufung toter organischer Substanzen 
und eine Blockierung der darin enthaltenen Nährstoffe. 

Die Masse des Edaphons lebt in den obersten 20-30 Zenti­
metern der Böden, doch auch in 1 m Tiefe und mehr sind 
noch Bodenorganismen anzutreffen. Gewlchtsmäßig entfal­
len 80-90 % des Edaphons auf Mikroorganismen (Bakte­
rien und Pilze), der Rest auf Bodentiere. 1 Gramm Boden hat 
je nach Größe der Bodenteilchen eine Innere Obe

0

rfläche 
von bis zu 500 m2, auf der sich mehrere Milliarden Boden­
bakterien ansiedeln, die 0,5-2 µm groß sind. Die Bodentie­
re sind mit 11 verschiedenen Tiergruppen von winzigen Rä­
dertierchen und Fadenwürmern bis zu dezimeterlangen Re­
genwürmern weitaus vielfältiger, aber geringer an Zahl; je 
m2 Bodenoberfläche kommen aber dennoch 1 Million und 
mehr Individuen vor. 

Alle Bodenorganismen stehen in vielfältigen Wechselbezie­
hungen zueinander; teilweise ernähren sie sich auch vonein­
ander. Ihre Existenz und Aktivität beruhen aber stets auf Zu­
fuhr ausreichender Mengen an organischen Substanzen, 
d. h. im wesentlichen auf dem Vorhandensein einer Pflan­
zendecke. Die innere Ungleichartigkeit der Böden veranlaßt 
jedoch eine sehr ungleichmäßige räumliche Verteilung der 
Bodenorganismen. An bestimmten Stellen konzentrieren 
sie sich sehr stark, insbesondere in unmittelbarer Nachbar­
schaft der Wurzeln, sowie dort, wo rasch abbaubare organi­
sche Stoffe angereichert sind, die z.B. durch das Einbringen 
von Ernterockständen, Stallmist und Gründüngern in die Bö­
den gelangen. Hier können sich vor allem die Mikroorganis­
men bereits innerhalb weniger Stunden rasch vermehren. 
Daher ist die Besiedlung der Böden mit Organismen auch in 
zeitlicher Hinsicht großen Schwankungen unterworfen. 

Mit der Erfüllung der genannten drei Hauptfunktionen der 
Böden aus der Sicht des Naturhaushaltes, nämlich der Re­
gelung, der Produktion und des Lebensraumes der Bodenle­
bewesen, gehören die Böden zur unverzichtbaren Grundlage 
aller Lebensvorgänge. Allein hierauf kann sich der Boden­
schutz gründen. Die Bodenschutzkonzeption der Bundesre­
gierung nennt daneben noch weitere Bodenfunktionen, 
nämlich Träger von Bodenschätzen sowie Siedlungs- und 
Wirtschaftsfläche. Vor allem die letztgenannte Funktion 
steht der Erfüllung der drei naturhaushaltlichen Funktionen 
in der Regel entgegen, weil Böden oder Teile von ihnen 
durch Inanspruchnahme für Siedlung, Wirtschaft und Ver­
kehr oft nachteilig verändert oder sogar zerstört oder besei­
tigt werden. 

Tabelle 1: Flächennutzung im Bundesgebiet 1981 und 19851 (aus: 
Baulandbericht 1986, Bundesministerium fOr Raumordnung, Bauwe­
sen und Städtebau, H. 03.116) 

Flächennutzung 

1981 1985 Entwicklung 
1981bis1985 

1 OOOha in% 1 OOO ha in % 1 OOOha in o/o 

Siedlungsfläche insgesamt 2 937 11,8 3 115 12,5 +178 + 6,1 

davon - Gebäudefläche und 1360 5,5 1488 6,0 +128 + 9,4 
Freifläche 

- Betriebsfläche 79 0,3 52 0,2 - 27 - 34,2 
(ohne Abbauland) 

- Erholungsfläche 128 0,5 146 0,6 + 18 +14,1 
- Verkehrsfläche 1169 4,7 1211 4,9 + 42 + 3,6 
- Fläche anderer 201 0,8 218 0,9 + 17 + 8,4 

Nutzung (ohne Unland) 

Landwirtschaftsfläche 13761 55,3 13 548 54,5 -213 - 1,5 
(ohne Moor und Heid e) 
Waldfläche 7328 29,5 7360 29,6 + 32 + 0,4 
Wasserfläche 430 1,7 444 1,8 + 14 + 3,3 
Moor, Heide, Unland, Abbauland 414 1,7 403 1,6 - 11 - 2 ,9 

Katasterfläche 24869 100 24869 100 - -
' Ein Vergleich der beiden Flächenemebungen 1981 und 1985 ist aufgrund räumlich unterschiedlicher Aktualisie­
rung der erhobenen Flächendaten nur eingeschränkt möglich 
Ouelie: Statistisches Bundesamt, Flächenemebung 
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3 Bodenschutzprobleme und -maßnahmen 

3. 1 Bodenzerstörung und -degradierung 

Bestimmte Flächen nutzungen führen unmittelbar zur Zer­
störung oder Versiegelung von Böden. Im Mittelpunkt ste­
hen dabei bodenbeanspruchende Nutzungen wie Wohnen, 
Arbeiten, Verkehr, Rohstoffgewinnung und die End- oder 
Zwischenlagerung von Abfällen. 

Seit den 50er Jahren hat die Inanspruchnahme der Land· 
schaft für Siedlungsfläche*) ständig zugenommen: von 
1950 bis 1960 um etwa 66 ha pro Tag, zwischen 1960 und 
1970 um etwa 114 ha pro Tag und seit 1980 sogar um meh r 
als 120 ha pro Tag (vgl. hierzu auch Tab. 1). Diese Flächen­
größe ist jedoch nicht gleichzusetzen m it der Fläche zer­
störter oder belasteter Böden. Dennoch belegen diese Zah­
len den Trend zu einem ständig steigenden Verbrauch von 
Böden. Der erste Schritt zu einem vorsorgenden Schutz der 
Böden ist daher der haushälterische Umgang mit dem Na­
turgut Boden bei der Planung bodengefährdender oder -zer­
störender Maßnahmen. 

Wohnungsbau 

Über 3,4 % der Fläche des Bundesgebietes werden von 
Wohngebäuden beansprucht. Die Wohnf läche pro Person 
hat sich von 1950 mit einem Mittelwert von 14,3 qm auf ei­
nen Mittelwert heute von etwa 34 qm erhöht. Beim Woh­
nungsbau wird vor allem das eigene, freistehende und da­
mit flächenaufwendige Ein- und Zweifamilienhaus bevor­
zugt. Im Mietwohnungsbau liegen die Baudichten zwar hö­
her, aber mit zunehmender Gebäudehöhe und Geschoßzahl 
steigt der Aufwand für Abstands- und Hofflächen, was eben­
falls Fläche in Anspruch nimmt. In den letzten Jahren sind 
Insbesondere in Regionen mit hohen Bodenpreisen höhere 
Bebauungsdichten festzustellen, das heißt, Bauland wird 
intensiver genutzt. Obwohl insgesamt die Bevölkerungsent­
wicklung rückläufig ist, muß langfristig mit einer weiteren 
Nachfrage nach Wohnbauflächen gerechnet werden. Der 
Grund liegt in der noch nicht abgeschlossenen Phase eige­
ner Haushaltsgründungen durch die geburtenstarken 50er 
und 60er Jahrgänge und in dem Trend zu kleineren Haus­
haltsgrößen. 

Die auch weiterhin zu erwartende Bodenbeanspruchung 
durch Wohngebäude muß alle vorhandenen planungs- und 
baurechtlichen Regelungen ausschöpfen, um möglichst flä­
chensparende Bauformen zu realisieren. Dies erfordert ei­
nen erhöhten Planungs- und Koordinierungsaufwand, der 
Ober zusätzliche finanzielle Anreize für die Bauträger beim 
flächensparenden Bauen gefördert werden könnte (siehe 
hierzu auch H. 47 der Schriftenreihe des Rates). 

Bevor gewachsene Böden für Wohnbebauung in Anspruch 
genommen werden, Ist zu prüfen, ob nicht durch Moderni­
sierung oder Umbau bereits vorhandener Bausubstanz der 
Wohnraumbedarf befriedigt werden kann. Weiterh in sollten 
Baulücken geschlossen werden, soweit sie nicht aus gestal­
terischen (Wohnumfeld) oder ökologischen Gründen, so 
auch stadtkllmatischen und lufthyglenischen Gründen, frei­
zuhalten sind. 

Zuletzt ist auch der Abriß von Bausubstanz - wenn möglich 
mit entsprechender Wiedernutzung der Flächen (Recycling) 
- in die Überlegungen einzubeziehen, wenn diese den der­
zeitigen Wohnansprüchen nicht mehr gerecht wird und bau­
geschichtliche Gründe nicht dagegen sprechen. Hier Ist ins­
besondere an die vielen bewohnerunfreundlichen Bi lligbau­
ten der 50er Jahre zu denken. 

*) Hierunter fallen: Gebäudefläche, Verkehrsfläche, Erholungsf lä­
che, Sonstige Siedlungsfläche. 



Verkehrswegebau 

Insgesamt sind ca. 5 % der Fläche des Bundesgebietes 
durch Verkehrswege und -anlagen versiegelt, das sind etwa 
1211 000 ha (zum Vergleich: die Fläche des Landes Schles­
wig-Holstein beträgt 1572600 ha). Täglich werden etwa 29 
ha Boden für Verkehrsflächen verbraucht. Zu den 1985 vor· 
handenen 317000 km Gemeinde· und 173000 km überörtli· 
chen Verkehrsstraßen kommen noch einmal ca. 250 000 km 
(ca. 35 000 ha) land· und forstwirtschaftliche Wege unter· 
schiedlichsten Ausbaustandards hinzu. 

Der große Anteil an Verkehrswegeflächen liegt im wesentli· 
chen im hohen Motorislerungsgrad der Bevölkerung begrün­
det. Ca. 75 % der Verkehrsflächen werden alleln vom Indivi­
dualverkehr (Straßen, Wege, Stellplätze) in Anspruch ge­
nommen. Bei insgesamt anhaltender Steigerung des Fahr­
zeugbestandes ist mit einer weiteren Verkehrsflächennach­
frage zu rechnen. 

Bei dem vorhandenen dichten Verkehrswegenetz muß daher 
in Zukunft anstelle des Neubaus der Verbesserung der Lei· 
stungsfähigkeit und Qualität Priorität eingeräumt werden. 

Weiterer Schwerpunkt der Investitionen sollte die Attraktivi· 
tätssteigerung des öffentlichen Nahverkehrs und des Eisen­
bahnverkehrs sein. Grundsätzlich sollten die Ausbaustan­
dards bei allen Verkehrswegen hinsichtlich möglicher Flä· 
cheneinsparung überprüft werden. 

Industrie- und Gewerbeentwicklung 

Die Flächeninanspruchnahme durch Industrie und Gewerbe 
wird auf etwa 2,8% der Gesamtfläche der Bundesrepublik 
Deutschland geschätzt. Sie konzentriert sich nach wie vor 
auf die Verdichtungsräume. 

Bei den Produktionstechnologien herrscht z. Z. der Trend zu 
großflächigen, ebenerdigen Betriebsanlagen mit hohem Bo­
denverbrauch vor. Weiterhin haben die verschärften Bestim· 
mungen um den Immissionsschutz dazu geführt, daß Neu­
ansiedlungen von Industrie und Gewerbe in den Siedlungs­
randbereichen auf Intakten und leistungsfähigen Böden vor­
genommen werden. Auch hier ist mit weiteren Flächenan· 
sprüchen zu rechnen. In Zukunft sollte der Flächen­
inanspruchnahme von neuen Industrie· und Gewerbeanla· 
gen eine Umweltverträglichkeitsprüfung vorausgehen. 

Grundsätzlich ist der Abbau von nicht mehr benötigten bzw. 
stillgelegten Produktionsanlagen bereits im Planfeststel­
lungsverfahren zu regeln. Der Nutzer sollte hier, wie bereits 
beim nordrhein-westfälischen Abgrabungsgesetz üblich, Si· 
cherhelten hinterlegen, damit eine Räumung der Grundstük· 
ke nach Ablauf der Produktionstätigkeit ermöglicht wird. 

Freizeitanlagen und Sportstättenbau 

Freizeit und Erholung sind in der Regel flächenbeanspru­
chende Nutzungen, die andere Nutzungen wie Land· und 
Forstwirtschaft teilweise überlagern. In diesen Fällen ist 
mehr die Beeinträchtigung von Böden angesprochen als der 
direkte Bodenverlust. Die eigentliche Zerstörung bzw. Ver­
siegelung der Böden geht von Freizeiteinrichtungen und 
Sportstätten aus, die mit Gebäuden, Bodenbelägen, Er­
schließungswegen, Stellplätzen usw. ausgestattet sind. 
Diese Einrichtungen nehmen z.Z. ca. 146000 ha an Fläche 
ein. In dieser Zeit sind allerdings Park· und Grünanlagen mit 
erfaßt. 

Zur Vermeidung weiterer Bodenverluste durch Freizeitbau­
werke sowie deren Erschließung sollten weitere Ausbau-

maßnahmen auf qualitative Verbesserungen des Sport-, 
Freizeit· und Erholungsangebotes im Wohnumfeld hinzie­
len. Anlagen für intensive Freizeitnutzung sind auf Flächen 
mit geringerer Schutzwürdigkeit zu konzentrieren. Größere 
räumliche Einheiten müssen auch aus Gründen des Boden· 
schutzes in der Art von Kernzonen von intensiv genutzten 
Freizeiteinrichtungen freibleiben. Der Ausbau naturnaher 
Landschaften für die lntensiverholung, wie z.B. in Winter­
sportgebieten, sollte erst nach Prüfung ihrer Umweltverträg­
lichkeit zugelassen werden. 

Grundsätzlich sind den landschaftlichen Gegebenheiten an­
gepaßte Ausbau- und Erschließungsformen zu wählen und 
unnötige Wegebefestigungen zu vermeiden. 

Haus- und Sondermülldeponien 

Die Flächeninanspruchnahme der in der Bundesrepublik 
Deutschland betriebenen Halden, Deponien und Lagerplät­
zen, von denen im allgemeinen der gewachsene Boden 
überschüttet oder zerstört wird, Ist statistisch nicht erfaßt. 
Jährlich muß ein Abfallaufkommen aus Hausmüll mit 32 
Mio. t und aus Industrieabfällen mit 50 Mio. t (einschl. Son­
dermüll mit 3-4 Mio. t) entsorgt werden. 

Die verschärfte Umweltschutzgesetzgebung wird den Be­
darf an Deponiefläche für Filterstäube, Kiärschlämme, Ent­
schwefelungsgips usw. zunehmen lassen. Um diesem nach­
teiligen Trend entgegenzuwirken, der die Böden, insbeson­
dere ihren Wasser- und Lufthaushalt, erheblich beeinträch· 
tigt, sollten zukünftig nur noch Produktionsverfahren ange­
wandt werden, die die Menge lagerungsbedürftiger Abfälle 
weitestgehend herabsetzen. Bei der Herstellung von Pro­
duktionsgütern sollten die Möglichkeiten des Recyclings 
weiter intensiviert werden. In diesem Zusammenhang ist die 
Aufnahme eines Gebotes zur Verwertung von Abfällen in 
das Abfallbeseitigungsgesetz (s. Novelle ASfG) zu begrü­
ßen. Unvermeidbare Zwischen- und Endlagerungen müssen 
für die Umwelt schadlos, sicher und kontrolliert vorgenom­
men werden. Ein Beispiel dazu wäre der Ausgleich des Mas­
sendefizits im niederrheinischen Braunkohletagebau mit 
den Massenüberschüssen (Bergematerial) des Untertage­
baus aus dem Ruhrgebiet. 

Abgrabungen 

Auf etwa 75000 ha der Bundesrepublik sind die gewachse­
nen Böden durch den Lagerstättenabbau beseitigt oder zer­
stört worden. Ein drastisches Beispiel für die großräumige 
weitgehende Veränderung ganzer Landschaften sind die Ta­
gebaue im rheinischen Braunkohlerevier. Aber auch die vie­
len kleinen Abgrabungen zur Gewinnung von Baustoffen, 
insbesondere im Umfeld der großen Verdichtungsräume, 
können u. U. zu Verlust an Böden oder zu ihrer Veränderung, 
z. B. durch Absenkung des Wasserspiegels im Umfeld, füh­
ren. Großräumiges Beispiel für indirekte Bodenveränderun­
gen durch den Lagerstättenabbau sind die durch den Stein· 
kohlebergbau verursachten Bodensenkungen im Ruhrge­
biet. 

Der jährliche Flächenbedarf der im Tagebau genutzten La­
gerstätten für den Industriezweig Steine und Erden beträgt 
in der Bundesrepublik ca. 8 000 ha (die Hälfte der Fläche der 
Stadt Aachen). 

Bei geplanten Eingriffen in den Naturhaushalt durch Lager­
stättenabbau ist die strikte Anwendung der Eingriffsrege­
lung mit entsprechenden Renaturierungs-, Ausg leichs· und 
Ersatzmaßnahmen notwendig. Im Genehmigungsverfahren 
sind entsprechende Sicherheitsleistungen für diese scha· 
densbegrenzenden Maßnahmen festzulegen. 
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Im Vorfeld einer Abgrabungsgenehmlgung ist grundsätzlich 
eine Umweltverträglichkeitsprüfung sowie eine detaillierte 
Rekultivierungsplanung erforderlich. Die Länder der Bun­
desrepublik Deutschland sollen flächendeckend Rohstoffsi­
cherungspläne aufstellen, damit die Absichten des Indu­
striezweiges rechtzeitig erkenn- und überprüfbar sind. 

ÜberschOttungen 

Überschüttungen von Böden mit Substraten, die aus ihrem 
natürlichen Gefüge herausgelöst wurden, sind eine Form 
der Bodenveränderung, die in keiner Statistik festgehalten 
Ist. Ähnliches gilt für Böden, die im Zuge von Bodenmodel­
lierungen und Verfüllungen in ihrem natürlichen Profilauf­
bau verändert werden. 

Es ist zu fordern, daß bei allen Bau- - und insbesondere bei 
Erdbaumaßnahmen - sorgsam mit den belebten Böden 
umgegangen wird. Sehr bedauerlich Ist, daß der § 202 
„Schutz des Mutterbodens" im neuen Baugesetzbuch der 
Bundesregierung die Verordnungsermächtigung zum Um­
gang mit Mutterboden nicht mehr enthält. Unnötiges Befah­
ren, Umlagern und Überschütten von Böden sind zu verhin­
dern und in den jeweiligen Genehmigungsverfahren zu be­
rücksichtigen. Oft sind die Bodenzerstörungen durch Maß­
nahmen im Umfeld von Baustellen (Baustraßen, Lagerplätze 
usw.) gravierender als die eigentliche Baumaßnahme. Für 
alle in Anspruch zu nehmenden Flächen ist der Mutterbo­
den sicherzustellen, zu pflegen und sachgemäß wiederzu­
verwenden. Geländenivellierungen im Rahmen der landwirt­
schaftlichen Bodennutzungen, wie sie z. B. im Zuge von 
Flurbereinigungsmaßnahmen vorgenommen werden, soll­
ten grundsätzlich nach der Eingriffsregelung des Natur­
schutzrechts einem Genehmigungsverfahren unterliegen. 

Rekultivierung - Renaturierung 

Durch Abgrabungen oder Versiegelungen belastete Flächen 
sind grundsätzlich zu rekultivieren (Rückführung in einen 
wirtschaftlich nutzbaren Zustand) oder zu renaturieren 
(Überführung der in Frage kommenden Flächen in einen na­
turnahen Zustand), sobald ihre Nutzung eingestellt wird. 
Dies gilt auch für nicht mehr genutzte Wohn-, Industrie- und 
Verkehrsflächen. Soweit erforderlich, muß an anderer Stelle 
freiwerdender Boden hierfür bereitgestellt werden. Je nach 
Belastungszustand ist zu prüfen, wieweit ein Sichselbst­
Oberlassen solcher Flächen von Bedeutung für wichtige Be­
lange des Naturschutzes und der Landschaftspflege (u. a. 
des Biotop- und Artenschutzes) ist. 

Soweit z.B. mit Schwermetallen belastete Böden ausge­
tauscht werden sollen, bedarf dies einer vorherigen Prüfung 
der Umweltverträglichkeit. Dies gilt sowohl für die Ablage­
rung des belasteten Bodens als auch für die Herkunft des 
benötigten intakten Bodens für die betroffenen Flächen. 

3.2 Belastung der Böden durch Stoffeintrag 

Belastung der Böden durch Stoffeintrag des Landbaus 

An den durch Stoffeintrag ausgelösten Veränderungen der 
Böden haben produktionsvorbereltende und produktionsbe­
gleitende Maßnahmen der Land- und Forstwirtschaft und 
des Gartenbaus maßgeblichen Anteil. 

Die in den letzten Jahrzehnten zu beobachtende Steigerung 
der gesamten landwirtschaftlichen Produktion beruht - ne­
ben der Verwendung importierter Futtermittel - im wesent­
lichen auf einer außerordentlich starken Zunahme des Ver­
brauchs an zugekauften Dünge- und Pflanzenschutzmitteln. 
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Der Aufwand für Pflanzenschutzmittel hat sich seit 1965 na­
hezu vervierfacht. Allein in der Bundesrepublik Deutschland 
werden mehr als 30 000 t/Jah r vorwiegend in ackerbaulich 
genutzte Böden eingebracht. Die Liste der in der Bundesre­
publik Deutschland zugelassenen Pflanzenschutzmittel um­
faßt gegenwärtig ca. 1 800 verschiedene Präparate, die sich 
hinsichtlich der chemischen Eigenschaften, der biologi­
schen Verfügbarkeit und Wirksamkeit sowie der eingesetz­
ten Mengen erheblich unterscheiden. 

Nahezu zwei Drittel der in der Bundesrepublik Deutschland 
angewendeten Wirkstoffe sind Herbizide, deren Einsatz­
schwerpunkte im Getreide-, Mais- und Rübenanbau liegen. 
Sie wirken mehr oder weniger selektiv auf die in Konkurrenz 
zu den Nutzpflanzen stehende Ackerbegleitf lora. Eine wei­
tere bedeutende Wirkstoffgruppe stellen die Fungizide dar, 
deren Absatz in der Bundesrepublik Deutschland ca. 7 500 t 
erreichte. Davon sind etwa ein Drittel anorganische, insbe­
sondere metallhaltige Präparate, die durch hohe Persistenz 
gekennzeichnet sind. Fungizide werden vor allem im Be­
reich des Wein-, Hopfen· und Obstbaus eingesetzt; im Ak­
kerbau konzentriert sich ihre Anwendung auf den Weizen­
und Kartoffelanbau. Von Insektiziden und Akariziden wer­
den gegenwärtig ca. 2 200 t jährlich in der Bundesrepublik 
Deutschland verbraucht. Auch sie werden vorwiegend im 
Sonderkulturbereich, zunehmend aber auch im Hackfrucht­
und Getreidebau ausgebracht und richten sich gegen 
Schadinsekten und -mllben. Daneben werden verstärkt auch 
Mittel eingesetzt, die das Wachstum der Kulturpflanzen un­
mittelbar beeinflussen und vor allem im Getreidebau die 
durch hohe Stickstoffgaben gefährdete Standfestigkeit der 
Nutzpflanzen sichern sollen. Stark zunehmend ist auch der 
Einsatz von Bodenentseuchungsmitteln, die mit hoher öko­
logischer Wirkungsbrei te Fehler Im Produktionsmanage­
ment und in der Fruchtfolgewahl ausgleichen müssen. 

Neben den eingesetzten Wirkstoffmengen sind auch Zeit­
punkt und Häufigkeit der Anwendungen von Pflanzen­
schutzmitteln von entscheidendem Einfluß auf die Böden. 
Davon hängt ab, in welchem Umfang und wann sie zu C02 
abgebaut oder in Humusmoleküle eingebaut werden; dies 
wird auch von der bei der Ausbringung herrschenden Witte­
rung und von dem Vorhandensein reaktiver Gruppen und Ka­
talysatoren im Boden beeinflußt (s. a. Beitrag von F. FÜHR). 
Probleme können sich ergeben, wenn die Sorptionskapazi­
tät der Böden zeitweilig überfordert oder mikrobielle Abbau­
prozesse so stark beeinträchtigt werden, daß die biologi­
sche Wirksamkeit der eingebrachten Substanzen Ober die 
notwendige Dauer hinaus ausgedehnt wird und sich damit 
die Gefahr einer Aufnahme der Wirkstoffe in die Kulturpflan­
zen oder einer Anreicherung in der Nahrungskette der Bo­
denlebewesen und einer Ausbreitung In angrenzende Öko­
systeme erhöht. 

Aber auch bereits unterhalb dieser Schwelle unbeabsichtig­
ter Nebenwirkungen sind mit dem eigentlichen Anwen­
dungszweck bereits ökolog ische Folgewirkungen verbun­
den, die den Einsatz synthetischer Wirkstoffe problema­
tisch erscheinen lassen. Die gezielte Vernichtung pf lanzli­
cher und tierischer Organismen und der damit verbundene 
langandauernde und ständig gesteigerte Toxizltätsdruck 
beeinträchtigen die Lebens- und Überlebensmöglichkeiten 
zahlreicher Arten, die dadurch unmittelbar oder durch all­
mählichen Entzug der Nahrungsgrundlage vom Aussterben 
bedroht sind. Das gilt im besonderen Maße f ür den Einsatz 
von solchen organischen Verbindungen, die aufgrund ihrer 
chemischen Struktur eine hohe Persistenz aufweisen, und 
für anorganische Verbindungen, soweit sie unmittelbar oder 
infolge von Akkumulation im Boden toxisch wirken. Für die­
se Wirkstoffgruppen sind darüber hinaus negative Auswir­
kungen auf das zur Trinkwassergewinnung genutzte Grund­
und Oberflächenwasser nicht auszuschließen. 



Parallel zu der Steigerung des Pflanzenschutzmitteleinsat· 
zes vollzieht sich in den letzten Jahrzehnten eine deutliche 
Zunahme des Verbrauchs zugekaufter Mineraldünger und 
der Ausbringung von organischen Wirtschaftsdüngern. Seit 
1950 stieg der Verbrauch an Stickstoff, Phosphat und Kali 
aus Handelsdüngern in der Bundesrepublik Deutschland 
um mehr als 100 % auf insgesamt ca. 3,2 Mio. t Reinnähr· 
stoff/Jahr. Besonders stark war die Zunahme bei Stickstoff, 
dessen Einsatz nahezu vervierfacht wurde und gegenwärtig 
ein Niveau von 1,4 Mio. t Relnnährstoff/Jahr erreicht hat. Da· 
neben werden In jüngster Zeit wieder verstärkt Kalkdünger 
angewendet, die insbesondere der Bodenverbesserung die· 
nen und sich darüber hinaus positiv auf die Verfügbarkeit 
der übrigen Nährstoffe auswirken. 

Bedeutsam für die Nährstoffzufuhr in die Böden sind weiter· 
hin die als Fest· oder Flüssigmist (insbesondere Gülle) an­
fallenden Wirtschaftsdünger, deren Ausbringung sich aller­
dings zunehmend weniger an ihrem Nährstoffpotential und 
dem Wachstum der Nutzpflanzen als vielmehr an den vor­
handenen Lagerkapazitäten und an arbeitswlrtschaftlichen 
Kriterien orientiert. 

Insgesamt ergeben sich durch die Ausbringung von Han· 
dels· und Wirtschaftsdüngern gegenwärtig Nährstoffzufuh· 
ren in die landwirtschaftlich genutzten Böden der Bundesre· 
publik Deutschland von durchschnittlich 190 kg Stickstoff 
(N), 100 kg Phosphor (P205l, 180 kg Kali (K20) und 110 kg Cal· 
clum (CaO) je Hektar und Jahr. Trotz dieses hohen Versor­
gungsniveaus sind deutliche Beeinträchtigungen der Bo· 
denfruchtbarkelt - soweit ersichtlich - bislang nicht ein· 
getreten. Über die tatsächliche Belastungssituation an den 
durch unterschiedliche Boden- und Klimaverhältnisse ge­
kennzeichneten Produktionsstandorten sagen diese Durch­
schnittswerte allerdings wenig aus. Insbesondere in den 
Gebieten mit stark konzentrierter Tierhaltung, in denen die 
Ausbringung von Gülle vielfach den Charakter von Abfal lbe· 
seltigung angenommen hat, entwickelt sich die weit Ober 
dem Pflanzenbedarf liegende Stickstoffzufuhr (mit Werten 
von z. T. Ober 400 kg N/ha/Jahr) zu einem Problem für die 
Trinkwasserqualität des Grundwassers. Hier besteht - wie 
auf anderen stark auswaschungsgefährdeten Böden mit ho· 
hem Sickerwasseranfall - die Gefahr, daß sich die Filterka· 
pazität der Böden erschöpft und die Nitratbelastung des 
Grundwassers unkalkulierbar ansteigt. In einigen Regionen 
der Bundesrepublik Deutschland sind Nitratschäden bereits 
feststellbar. 

Besondere Aufmerksamkeit erfordert der mit Düngung ver­
bundene Eintrag von Schwermetallen. Mineralische Phos· 
phate sind oft mit Cadmium verunreinigt, dessen Menge al­
lerdings kaum den Cadmium-Eintrag aus der Luft erreicht. 
Auch Wirtschaftsdünger können Schwermetalle aus Futter­
zusätzen enthalten, so ist z.B. Schweinegülle kupferhaltig . 
Durch Müllkomposte und Klärschlämme, die zur Düngung 
insbesondere im Umland der Verdichtungsgebiete benutzt 
werden, gelangen ebenfalls Schwermetalle in die Böden. Al· 
lerdings werden z. Z. höchstens 4 % der landwirtschaftlich 
genutzten Böden mit Klärschlämmen gedüngt. 

Auch Gartenböden (Kleingärten) können stark mit Schwer­
metallen und anderen Schadstoffen belastet sein;•) es wur· 
den sogar Überschreitungen der zulässigen Grenzwerte 
(z.B. Cadmium in Baden-Württemberg) festgestellt. Als Be· 
lastungsquelle kommen dabei die verwendeten DOngemlt· 
tel, Pflanzenbehandlungsmittel, Gartenkomposte und Ab· 
fallstoffe (Komposte aus den Siedlungsabfällen) in Be­
tracht. Dazu tritt noch die allgemeine Belastung durch Im· 
missionen von außen. Falsche und übermäßige Dosierung 
von Düngemitteln aller Art sowie Vernachlässigung der in 
Bodenverbesserungsmltteln wie Mist, Kompost usw. enthal· 
tenen Stoffe (Blei, Cadmium, Chrom, Kupfer, Nickel, Queck· 

si lber, Zink) verstärken die Belastung. Besonders letztere 
werden häufig in großen Mengen eingearbeitet. 

Größere ökologische Bedeutung hat die durch fortgesetzte 
Nährstoffzufuhr ausgelöste Angleichung der Trophiegrade 
verschiedener Standorte. Sie beschleunigt die Verdrängung 
vieler hochspezialisierter Arten, indem sie oligotrophe Brut· 
und Nahrungsbiotope irreversibel verändert. 

Insgesamt bedingt der starke Anstieg der Verwendung er­
tragssteigernder und ertragssichernder Mittel Auswirkun­
gen auf die stoffliche Situation vor allem in Acker· und Gar­
tenböden, die eine Trendumkehr dringend geboten erschei· 
nen lassen. 

Erste - auch unter ökonomischen Gesichtspunkten sinn· 
volle - Ansätze dazu bieten der integrierte Pflanzenschutz 
und eine eng am tatsächlichen Nährstoffbedarf orientierte 
Düngung. Dabei handelt es sich zunächst lediglich um eine 
bei den gegenwärtig verfügbaren technischen Möglichkei­
ten eigentlich selbstverständliche Feinsteuerung der Pro­
duktion, deren Weiterentwicklung und Verbreitung sich ge· 
gen die Interessen der chemischen Industrie allerdings nur 
zögernd durchsetzt. Dazu gehören u. a. der verstärkte Ein· 
satz biologischer Schädlingsbekämpfung und die strikte 
Orientierung des Pflanzenschutzmittelelnsatzes am Schad· 
schwellenprlnzip, die Rückbesinnung auf erprobte Frucht· 
folge· und Anbausysteme, eine standortgemäße Sortenwahl 
und eine verbesserte Ausnutzung und bedarfsgerechte Aus· 
bringung der anfallenden Wirtschaftsdünger. Dazu bedarf 
es verstärkter Forschungsanstrengungen und einer verbes· 
serten Umsetzung der Ergebnisse durch eine Neuorientie· 
rung der Beratung. 

Alle diese Maßnahmen werden aber nur dann langfristig zu 
einer Verminderung des Stoffeintrags führen, wenn auch 
die ökonomischen Rahmenbedingungen, d ie für das gegen· 
wärtige Belastungsniveau ursächlich sind, verändert wer­
den. Wo akute Gefährdungen der Funktionsfähigkeit der Bö· 
den vorliegen und geänderte Verhaltensweisen durch Ände· 
rung der Rahmenbedingungen sich nur zögernd durchset· 
zen lassen, werden produktionsbeschränkende Bewirt· 
schaftungsauflagen in Zukunft unumgänglich sein. 

Belastung der Böden durch Stoffeintrag im Waldbau 

Der Stoffeintrag im Waldbau unterscheidet sich in mehrfa· 
eher Hinsicht von den Verhältnissen in der Landwirtschaft: 
langlebige Mischbestände bilden zumeist stabile Ökosy­
steme, die keiner chemischen Behandlungsmittel bedürfen. 
Zugleich erfolgt eventuell in Verjüngungen notwendige Un· 
krautbekämpfung überwiegend mechanisch. Die Nährstoff. 
auswaschung ist im Wald äußerst gering. Bei den langen 
Wachstumszeiträumen werden entzogene Nährstoffe durch 
Prozesse der Bodenbildung normalerweise nachgeliefert. 

Der Einsatz von Pflanzenbehandlungs· und Düngemitteln ist 
dann unumgänglich, wenn außergewöhnliche Umstände 
Böden und Bestände stark schädigen und schwächen. Es 
kommen zum Einsatz: 

- Insektizide, vor allem gegen Borkenkäfer und ROsselkä· 
fer: Die Tendenz der eingesetzten Mengen Ist allgemein 

•) Untersuchungen von KLOKE, A.: z.B. Die Belastung der gärtnerl· 
sehen und landwirtschaftlichen Produktion und ErntegOter durch 
Immissionen, In: Akademie fOr Naturschutz und Landschaftspfle­
ge, Immissionsbelastung ländlicher Räume, Laufener Seminar­
beiträge 2/82. SCHMID, P.: Bodenbelastung in Kleingärten -
mögliche Ursachen und Gefahren, In: Bodenschutz; Tagung Ober 
Umweltforschung an der Universität Hohenhelm, S. 97 ff ., Ulmer 
Verlag, Stuttgart 1986. 
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rückläufig , da zunehmend mit den unbedenklicheren 
Lockstoffallen gearbeitet werden kann. Lindanhaltige 
Präparate sind inzwischen weitgehend durch Mittel mit 
dem Wirkstoff Cypermethrin ersetzt. 

- Herbizide: starker Rückgang der eingesetzten Mittel, da 
aufgrund neuer Erkenntnisse in einigen Bereichen ganz 
auf Unkrautbekämpfung verzichtet, in anderen mit me­
chanischen Verfahren rationell gearbeitet werden kann. 

- Verbißschutzmittel stellen den mengenmäßig größten 
Anteil der Pflanzenbehandlungsmittel : Der Bedarf konn­
te jedoch auch hier ganz erheblich gesenkt werden 
durch Regulierung der Wildbestände, die Verwendung 
von Großpflanzen und den Einsatz mechanischer Mittel. 

Rodentizide und Fungizide spielen eine untergeordnete 
Rolle. 

Das Ausbringen von Düngemitteln in Form von Mellora­
tionsdüngungen hat Im Wald schon immer eine gewisse 
Rolle gespielt und wird neuerdings im Zusammenhang mit 
der Walderkrankung zunehmend diskutiert. Es kann sich je­
doch nur um die gezielte Zufuhr nicht ausreichend vorhan­
dener Nährstoffe handeln (also vor allem Ca, K, Mg), und 
nicht um eine AufdOngung auf den Neutralpunkt wie in der 
Landwirtschaft. Dann tritt keine nachweisbare Schädigung 
des Bodenlebens, Veränderung der Bodenvegetat ion, Schä· 
digung des Mykorrhiza-Besatzes oder nennenswerte Nitrat­
ausschwemmung ins Grundwasser ein. 

Der Vollständigkeit halber sei unter den eingetragenen Stof­
fen noch das Sägekettenöl erwähnt, das fein verteilt und in 
geringen Mengen auf die Waldböden gelangt und wie jedes 
Mineralöl zu einer Beeinträchtigung des Grundwassers füh­
ren kann. In der Zwischenzeit sind biologisch abbaubare 
Kettenschmieröle entwickelt und getestet worden, die bei 
zufriedenstellender Wirkung auch immer mehr zum Einsatz 
kommen. 

Belastung der Böden durch Stoffeintrag 
sonstiger Verursacher 

Die industrielle und gewerbliche Tätigkeit, der noch andau­
ernde Ausbau von Gewerbegebieten und der Verkehr haben 
in einem enormen Umfang Bodenf lächen in Anspruch ge­
nommen, dem natürlichen Kreislauf entzogen und Böden 
auf großen Flächen zerstört oder belastet. 

So werden erhebliche Mengen an Gasen und Stäuben in die 
Atmosphäre ausgestoßen und gelangen auf unterschiedli­
chen Wegen in die Böden und Gewässer. Organische und 
anorganische Stoffe werden als industrieller Abfall, mit ge­
meindlichem MOii, als Klärschlamm wie auch durch Ablei­
tung von Abwasser und indirekt Ober die Atmosphärilien auf 
dem Boden abgelagert. 

Immission und Deposition dieser Substanzen wirken sich in 
landwirtschaftl ich genutzten Böden und Waldböden z. T. un­
terschiedlich aus. Gute landwirtschaftliche Bodenpflege 
gemäß den in Abschn. 3.2 genannten Grundsätzen vermag 
wesentlich dazu beizutragen, schädliche Stoffeinträge ent­
weder durch Bindung In den Böden zu neutralisieren oder 
durch Abbau zu beseitigen; allerdings ist dies nur in be­
grenztem Umfange möglich und darf nicht zur Vernachlässi­
gung emlsslonsbegrenzender Maßnahmen führen . In 
Waldböden unterliegt der Stoffeintrag aus der Luft gegen­
über landwirtschaftlich genutzten Böeden mehreren Beson­
derheiten: 

- Der absolute Stoffeintrag Ist Im Wald größer als Im 
freien Feld, da die Bäume wesentlich mehr Partikel aus­
kämmen. 
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Die Anreicherung im Oberboden ist größer, da in der Re­
gel keine Bodenbearbeitung mit Durchmischung erfolgt. 

- Die Stoffeinträge wirken sich verhängnisvoller aus, bei· 
splelswelse führt ständige Stickstoff-Überdüngung aus 
der Luft zu einer krankhaften Veränderung des Sproß/ 
Wurzel-Verhältnisses und einer Schädigung der für das 
Baumwachstum wichtigen Mykorrhiza. 

Die Forstwirtschaft hat nur begrenzte Möglichkeiten, diesen 
Belastungen entgegenzuwirken, vor allem durch als „Kom­
pensationskalkung" bezeichnete Düngergaben, die auch 
Kalium und Magnesium enthalten können, doch auf pH­
Wert, Basensättigung und andere Bodeneigenschaften ge­
nau abgestimmt werden müssen. Bei sorgfältiger Dosierung 
sind keine schädlichen Nebenwirkungen zu erwarten. Wei­
terführende Untersuchungen hierüber bleiben aber noch ab­
zuwarten. Außerdem kann versucht werden, in Altbeständen 
eine zu starke Aufllchtung des Kronendaches zu vermelden. 

Säurebildner 

In den letzten Jahrzehnten wird dem Gehalt von Schwefel­
dioxid (SOv und Stickstoffoxiden (NOxl sowie den Oxidan­
tien in der Atmosphäre und ihren Auswirkungen auf die Um­
welt und auf die Böden besondere Aufmerksamkeit gewid­
met. Die wesentlichen Emittenten für S02 und NOx sind die 
mit fossilen Brennstoffen betriebenen Kraftwerke, Indu­
strieanlagen, Hausfeuerungen und der Kraftfahrzeugver­
kehr. 

Tabelle 2: 
Übersicht über die Emissionen von Säurebildnem 
im Bundesgebiet (1982) 

Gesamtemission 

Kraftwerke/ Fernheizwerke 
Industrie 
Haushalte/Kleinverbraucher 
Verkehr 

S02 t/a 
3000000 

NOx tia 
3100000 

Anteile der Emlttentengruppen 
in v. H.: 

62,1 
25,2 

9,3 
3,4 

27,7 
14,0 
3,7 

54,6 

aus: 3. Immissionsschutzbericht der Bundesregierung 
(BT- Drucksache 10/1354) 

S02 und NOx werden im Luftraum überwiegend zu Schwefel­
und Salpetersäure oxidiert. Nur ein Teil der Säuren erreicht 
mit dem Niederschlag die Erdoberfläche und wird vornehm­
lich an den Blattoberflächen, Zweigen der Vegetation und 
auf Gebäuden zunächst abgelagert und alsdann durch Re­
gen abgespült. So gelangen die Säuren in die Böden, in 
Fließgewässer und stehende Gewässer. 

Die Auswirkungen dieser Säuren sind sehr mannigfaltig. Bei 
langzeltlicher Einwirkung der Säuren auf die Böden finden 
chemische Umsetzungen statt - Freisetzung und Auslö­
sung von Calzium, Magnesium, Kalium, Natrium. So erge­
ben sich Verluste an basischen Bestandteilen, eine Ver­
säuerung der Böden - verbunden mit einer Freisetzung von 
Metallionen mit toxischer Wirkung auf die Pflanzen - so­
wie Schädigungen der Mikroorganismen unter Veränderun­
gen der Bodenstruktur mit Beeinträchtigungen der Vege­
tation. 

Nach den bisher bekannt gewordenen Messungen darf als 
mittlerer Säureeintrag aus der Luft 2 kg H + /ha/a angesetzt 



werden. Rund 100 kg CaC03/ha/a werden zur Neutralisation 
der Säure benötigt. Diese Menge dürfte in der Praxis genü­
gen, zumal bei einem großen Prozentsatz der Ackerböden 
ein Carbonat-Pufferungsvermögen vorhanden Ist. Wesent­
lich anders liegen die Verhältnisse be1 den jetzigen Waldbö­
den, die kein Pufferungsvermögen besitzen, wie die pH-Wer­
te erkennen lassen, die bei Waldböden häufig 1-3 Einhei­
ten niedriger als bei landwirtschaftlich genutzten Böden lie­
gen. 

Die Verursacher für die Säureblldung sind bekannt. Gesetze 
und Verordnungen zwingen inzwischen Besitzer von Groß­
feuerungsanlagen zum Einbau von, Rauchgaswaschanla­
gen; hierbei wird der Ausstoß von S02 und NOx bezogen auf 
den m3 Rauchgas fortschreitend mehr und mehr begrenzt. 
Nach dem gegenwärt igen Stand der Technik Ist es den 
Betreibern von Großkraftwerken mit dem Einsatz neuer 
Verfah-
ren möglich, die Vorschriften der TA-Luft mit dem derzeiti­
gen Richtwert von 400 mg/m3 S02 zu erfüllen, zum Teil sogar 
zu unterschreiten. 

Eine Studie der Steag AG, Essen, zeigt, daß bei dem derzei­
tig beschleunigten Ausbau von Rauchgasreinigungsanla­
gen der Jahresausstoß von 138000 t Schwefeldioxid im Jah­
re 1984 bis 1994 auf 23000 t, mithin um 83 % gesenkt wer­
den kann. Der dadurch bedingte Anfall von Gips erzeugt ei­
nen Bedarf an Deponieflächen, der aus Bodenschutzgrün­
den problematisch werden kann. 

1984 1994 
Schwefeldioxid 

1984 1994 
Stickstoffoxide 

~~ 
'-V'~ 

1984 1$94 
Staub 

1 

Abbildung 1: Rasche Senkung der Emissionen bei den 
STEAG-Steinkohlekraftwerken (Werte in 1000 t/a) 

Besonderer Anstrengungen bedarf es, die bei den Kohle­
kraftwerken und bei dem Kraftfahrzeugverkehr anfallende 
ries ige Menge an Stickstoffoxiden zu reduzieren. Auch hier 
gilt es, die Stickstoffoxide am Entstehungsort zu erfassen 
und sie durch Auswaschung aus den Rauchgasen und 
durch chemische Umwandlung auszuscheiden. 

Die bei den Kohlekraftwerken eingeleiteten Maßnahmen 
und Versuche für eine sehr weitgehende Entstickung der 
Abgase lassen erwarten, daß der Gehalt an Stickstoffoxiden 
auf den Richtwert der TA-Luft von 200 mg/m3 Rauchgas 
weithin um 85 % gesenkt wird. 

Nach der Tabelle 2 auf Seite 14 ist der Kraftfahrzeugverkehr 
bei dem Gesamtjahresanfall von 3100000 t Stickstoffoxiden 
in der Bundesrepublik mit Ober 54 % beteiligt. Die Automo­
bilindustrie hat bedeutende Erfolge in der Senkung des 
Kraftstoffverbrauches durch die Entwicklung neuer Moto-

ren aufzuweisen und erreicht durch den Einbau von Kataly­
satoren in die Fahrzeuge eine wesentliche Verminderung im 
Ausstoß von Stickstoffoxiden. 

So begrüßenswert und hoffnungsvoll diese Entwicklungen 
sind, so wird doch noch lange Zeit vergehen, ehe In unserer 
Umwelt wesentliche Entlastungen gemessen werden; bei 
der viele Millionen umfassenden Zahl von alten Kraftfahr­
zeugen kommt der Austausch gegen neue Fahrzeuge und 
der Einbau von Katalysatoren nur langsam voran. 

Die Abgase aus dem Kraftfahrzeugverkehr breiten sich un­
mittelbar Ober die Erdoberfläche aus, belasten unsere 
Atemluft bis zur Unerträglichkeit und schlagen sich unter 
Mitwirkung der Atmosphärilien zu einem wesentlichen An­
teil auf die Böden und die Vegetation nieder. 

Mit dem Eintrag von Stickstoffverbindungen sind Verände­
rungen der chemisch-biologischen Kennwerte Im Boden, 
Einwirkung auf den Nährstoffgehalt und Veränderungen In 
der Vegetation zu erwarten. Umfassende Erkenntnisse Ober 
die Einwirkung von Stickstoffoxiden und Ihre Umwandlung 
liegen noch nicht vor. So bedarf es noch intensiver For­
schungen, um Insbesondere die Auswirkungen der Stick­
stoffoxide in Zusammenhang mit der Ozonbildung auf die 
Böden und speziell auf den Wald zu erfassen. 

Schwermetalle 

Unter den Schadstoffen für die Böden sind die Schwerme­
talle wie Cadmium (Cd), Chrom (Cr), Kupfer (Cu), Quecksil­
ber (Hg) bis zum Nickel (Ni), Blei (Pb), Zink (Zn) als gefährli­
che Stoffe recht spät erkannt worden. Als Naturelemente 
kommen sie überall vor. Stärker vertreten sind sie in Gebie­
ten, in denen von Natur aus Erze abgelagert sind. 

Der Eintrag von Schwermetallen durch Stäube Ober die Luft 
ist gering. Erhebliche Ausstöße von Schwermetallen in die 
Luft und Ihre Verteilung treten im Umkreis von Erz aufschlie­
ßenden Hütten und metallverarbeitenden Betrieben auf. 

Die Gefahr eines Schwermetall-Eintrages in die Böden 
durch Düngung wurde bereits erwähnt. Auch durch Ablage­
rung von ausgebaggerten Fluß- und Hafensedimenten wer­
den häufig Schwermetallzufuhren in Böden verursacht. 
Durch Überschwemmungen der Flüsse können Schwerme­
talle mit den Ablagerungen auf die angrenzenden Auenbö­
den gelangen. 

Schwermetalle sind bereits in geringer Konzentration giftig; 
sie können aus den Böden nicht unmittelbar entfernt wer­
den. Durch die Schwermetallzufuhr kann folgendes bewirkt 
werden: 

- Wachstumsbeeinträchtigung der Pflanzen 

- Pflanzenschäden 

- größere Anfälligkeit der Pflanzen gegenüber 
Schädlingen 

Verminderung der Pflanzenqualität 

erhöhte Schadstoffgehalte In der Pflanze. 

Die Wirkung der Schwermetalle hängt allerdings auch von 
den unterschiedlichen Bodeneigenschaften des jeweiligen 
Standortes ab. Gesundheitliche Folgen durch den Genuß 
von selbst erzeugten schwermetallhaltigen Produkten sind 
bei Cadmium nachgewiesen. Blei und Quecksi lber werden 
von den Pflanzen nur in geringem Maße aufgenommen; 
Chrom, Nickel, Zink und Kupfer sollen im menschlichen Kör­
per kaum toxisch wirken. 
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Cadmium gilt als das ökologisch gefährlichste Schwerme­
tall. Vor allem durch die Gewerbetätigkeit wird es weit ver­
breitet. So sind die Grenzwerte für den Gehalt von Cadmium 
im Klärschlamm mit 20 mg/kg Trockensubstanz (TS), auf 
Ackerböden mit 2 mg/kg TS und im Abwasser mit 500 µg/I 
festgelegt {Klärschlammverordnung). Diese Grenzwerte 
sind wegen der Gefährlichkeit des Cadmiums sehr niedrig 
angesetzt; ihre Einhaltung bereitet gerade bei Klärschlamm 
in dicht besiedelten Gebieten mit vielen Gewerbebetrieben 
Schwierigkeiten und schließt oft genug die Aufbringung des 
Klärschlamms auf landwirtschaftliche Flächen aus. Das 
Eindringen von Cadmium in einer gefährlich werdenden 
Konzentration in die Nahrungskette soll dadurch verhindert 
werden. 

Die Grenzwerte für Schwermetalle in der Bundesrepublik 
differieren zum Teil erheblich gegenüber denen anderer Mit­
gliedstaaten der EG und dürften zunächst als Interimswerte 
anzusehen sein; wiederum ist das Ziel anzustreben, den Ein­
trag von Schwermetallen In die Böden auszuschließen. Dies 
verlangt auch hier, daß Schwermetalle, die im Verlauf von 
Produktionsprozessen als Abfall anfallen, sogleich am Ent­
stehungsort erfaßt werden, um jegliche Vermischungen mit 
festem und flüssigem Abfall zu verhindern. 

Feste Abfälle 

Als gefährliche Bodenbelastungen sind im letzten Jahr­
zehnt die unkontrolliert vorgenommenen Ablagerungen von 
industriellem und gemeindlichem Abfall erkannt worden. 
Sie sind in großer Anzahl vorhanden und werden häufig un­
ter dem Namen „Altlasten" geführt. 

Diese alten Ablagerungen, die inzwischen abgedeckt und 
einplaniert, gelegentlich sogar bebaut worden sind, berei­
ten mit ihrem hohen Gehalt an organischen und anorgani­
schen Stoffen wie auch durch den zuweilen hohen Gehalt 
an chlorierten Kohlenwasserstoffen durch fortschreitende 
Zersetzung mit dem Auftreten von schädlichen Gasen und 
Sickerwässern erhebliche Schwierigkeiten bei der Eindäm­
mung der Schäden durch Sanierungsmaßnahmen. Ein Bo­
denaustausch, der gelegentlich vorgenommen wurde, führ­
te meistens nur zu einer Verlagerung der Probleme. 

Die künftige Entwicklung der Sanierungsmaßnahmen für 
diese Altlasten im vorgenannten Sinne liegt in einem Ver­
zicht auf Bodenaustausch und In der Anwendung von Injek­
tionen mit Chemikalien und in Sonderfällen mit Mikroben. 

Radioaktivität 

Seit den Atombombentestversuchen und vor allem seit der 
Reaktorkatastrophe von Tschernobyl in der Sowjetunion 
sind radioaktive Niederschläge in Ihrer Wirkung auf 
den Boden von besonderem Interesse. In regional unter­
schiedlichen Mengen wurden sie im Mal 1986 auf Pflanzen 
und Boden abgelagert. Aufgrund der anfangs ermittelten re­
lativen Zusammensetzung des Radionuklidspektrums wa­
ren zunächst die kurzlebigen Nuklide*) mit einem Anteil von 
ca. 85 % radiolog isch von Bedeutung wie bz. B. Jod 131. 
Trotz ihres verhältnismäßig geringen Anteils sind aber auch 
die Radionuklide Caesium 137 und Strontium 90 aufgrund 
ihrer Halbwertzelt von 30, 1 bzw. 28,5 Jahren besonders zu 
beachten, da sie Ober Jahre im Boden verbleiben, von Pflan­
zenwurzeln aufgenommen, in Nahrungsketten angereichert 
werden und somit zu einer - wenn auch sehr geringen -
Strahlenbelastung des Menschen Ober die Nahrungsauf­
nahme beitragen können. Dieses Strahlenrisiko gilt es abzu­
schätzen. Es ist abhängig von 

- der Radioaktivitätskonzentration Im Boden, 
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- der Aufnahme der rad ioaktiven Nuklide in die Pflanze, 
Ober die Wurzel und ihre Anreicherung in den einzelnen 
Pflanzenorganen (quantitativ) sowie 

- der Zusammensetzung und Menge der rad ioaktiv bela­
steten Nahrung. 

Zur Abschätzung des Risikos wurden am Institut für Radio­
agronomie in Jülich bereits nach den Atombombentestver­
suchen Lysimetermessungen durchgeführt. Aufgrund die­
ser Untersuchungen lassen sich Rückschlüsse auf das Ver­
halten des nach dem Tschernobyl-Unfall abgelagerten Cae­
sium 137 und Strontium 90 ziehen. Caeslum 137 und Stron­
tium 90 werden zunächst in die oberen 1-3 cm des Bodens 
eingewaschen. Beide Radionuklide unterliegen dort den bo­
dentypischen spezifischen Sorpt lons- und Bindungsprozes­
sen. Sie werden an Ton und Humus sorbiert und - in Ab­
hängigkeit von ihrer Löslichkeit und dem Kationenstatus 
des Bodens - nur langsam an die Bodenlösung im Aus­
tausch gegen andere Kationen Im Boden {z. B. K+) wieder 
abgegeben. Sie sind dann für eine Wurzelaufnahme verfüg­
bar. Die Höhe der Aufnahme Ober die Pflanzenwurzel hängt 
u. a. auch von der Summe der in der Bodenlösung vorliegen­
den und verfügbaren übrigen Kationen wie Ca++, K + und 
Mg++ ab. Bei guter Versorgung des Bodens mit diesen 
Pflanzennährstoffen wird die Aufnahme an Caesium 137 
und Strontium 90 weiter reduziert. Voraussetzung fü r die 
Aufnahme ist ferner, daß die Radionuklide Caesium 137 und 
Strontium 90 in den Bereich der aufnehmenden Wurzeln ge­
langen (3-25 cm Bodentiefe = Maximum der aufnehmen­
den Pflanzenwurzeln bei Ackernutzung). Für Caesium 137 
ist durch umfangreiche Untersuchungen belegt, daß auf­
grund des sehr niedrigen Caesiumgehalts im Boden und 
aufgrund des Sorptionsverhaltens dieses Kation sehr stark 
an Tonminerale fixiert wird, so daß auch die Verfügbarkeit 
für die Pflanzenwurzel stark abnimmt. 

Die Aufnahme an Strontium durch die Pflanzenwurzel ist 
zwar proportional der Strontiumkonzentration in der Boden­
lösung, sie wird jedoch auch beeinflußt durch das Vorhan­
densein von Calcium im Boden. Je höher die Konzentration 
an verfügbarem Calcium in der Bodenlösung ist, desto nied­
riger ist die Aufnahme an Strontium durch die Pflanzen. 
Eine gute Versorgung des Bodens mit Calcium, aber auch 
mit anderen Nährstoffen wie Kalium und Magnesium, t rägt 
somit zur Reduzierung der Strontium 90-Aufnahme bei. Eine 
Kalkdüngung hat jedoch nur einen Effekt, solange die Cal­
ciumsättigung im Boden noch nicht erreicht und die Aus­
tauschkapazität für Calcium noch nicht erschöpft ist. 

Nach den Versuchsergebnissen des Instituts für Radloagro­
nomie werden die Radionuklide den Wurzelbereich ohne Bo­
denbearbeitung und damit einhergehender Einmischung 
bzw. Verteilung in größere Bodentiefe auf normalem Wege, 
d. h. durch Verlagerung bzw. Einwaschung mit dem Regen­
wasser aufgrund der Sorption an Ton und Humus, in diesem 
Jahr gerade erreichen. Caesium wird ohne Bodenbearbei­
tung auch weiterhin in der 0-5 cm Bodenschicht verblei­
ben, während das Strontium mit einer Wanderungsge­
schwindigkeit von 5- 10 cm/Jahr verlagert wird, wobei die 
oberen Bodenschichten jedoch nie ganz entleert werden. 

Durch die Bodenbearbeitung erf olgt neben der Verlagerung 
auch eine Verdünnung der Caesium 137- und Strontium 90-
Konzentrationen im Boden: 

- Aufgrund der derzeit igen Erkenntnisse der im Boden ge­
messenen, relativ niedrigen Radioaktivitätswerte, der 

*) Nuklid = Bezeichnung für einen Atomkern mit einer definierten 
Zahl von Kernteilchen (Protonen und Neutronen). Ein Radionu­
klid ist ein instabiler Atomkern . 



durch die Bearbeitung erfolgenden Verteilung und Kon- · 
zentrationsverdünnung im Boden, der sorptiven Bindung 
an Ton und Humus und der damit verbundenen geringen 
Verfügbarkeit ist nur mit einer niedrigen Aufnahme der 
Radionukl ide Caesium 137 und Strontium 90 über die 
Wurzel in pflanzliche Nahrungsmittel zu rechnen. infol­
gedessen ist durch die nach der Tschernobyl-Katastro­
phe in der Bundesrepublik Deutschland auf die Böden 
abgelagerten Radionuklide Caesium 137 und Strontium 
90 nur eine niedrige Erhöhung der Strahlenbela· 
stung des Menschen durch den Verzehr pflanzlicher 
Nahrung zu erwarten. 

Bei Böden mit guter Nährstoffversorgung (Calcium, Ka­
lium, Magnesium) und hoher Basensättigung (hoher pH­
Wert) ist nur eine geringe Aufnahme an Caesium 137 und 
Strontium 90 durch die Pflanze zu erwarten. Durch zu­
sätzliche Düngung mit Calcium und Kalium kann bei 
schwach versorgten Böden ein Reduktionseffekt der 
Aufnahme an Caeslum 137 und Strontium 90 erreicht 
werden. Eine Überdüngung sollte aber auf Jeden Fall ver­
mieden werden, da ein unausgewogenes Nährstoffver­
hältnis im Boden eine Minderung des Pflanzenertrages, 
eine drastische Veränderung der pH-Werte In manchen 
Böden und eine Festlegung anderer, für die Pflanze 
wichtiger Nährstoffe verursachen könnte. 

Im Boden wird Caeslum 137 ähnlich dem Kalium nur 
langsam, Stront ium ähnl ich dem Calc ium etwas schnel­
ler verlagert. Eine Abgabe von Caesium 137 und Stron­
tium 90 bis ins Grundwasser hängt von folgenden Fakto­
ren ab: Löslichkeit der Nuklidmenge, der Sickerspende, 
der Zeit und der sehr unterschiedlichen Sorptionsfähig­
keit der einzelnen Böden. Untersuchungen hierüber sind 
noch nicht abgeschlossen; man erwartet allerdings ei­
nen sehr hohen Verdünnungsgrad. 

3.3 Mechanische Bodenbelastung und 
neue Bearbeitungsverfahren 

Das Befahren der Böden mit den modernen schweren land­
wirtschaftlichen Geräten zerstört die Bodenstruktur und 
führt zu einem Verlust von Grobporen. Die Folgen sind ge­
ringe Luftdurchlässigkeit, geringe Wasseraufnahmefähig­
keit, Erosion und Verschlämmung. Unsachgemäße Bearbei­
tungsmethoden beeinträchtigen Insgesamt die physikali­
schen und biologischen Prozesse der Bodenst rukturbi ldung 
und schränken damit die natürliche Leistungsfähigkeit der 
Böden ein, die kurzfristig nicht regenerlerbar ist. 

Bodenbearbeitung und Bodenbearbeitungsgeräte 

landwirtschaftliche Bodenbearbeitungsverfahren lassen 
sich nach Eingriffsintensität , Eingriffstiefe und Art des Ein­
satzes voneinander unterscheiden. Insbesondere die tradi­
tionellen Verfahren mit Pflug und Schwergrubber führen zu 
einer tiefgreifenden und intensiven Störung des Bodengefü­
ges. Einen geringeren Einfluß haben dagegen Direktsaatver­
fahren, bei denen allerdings durch den Verzicht auf die Um­
lagerung der Bodenoberfläche die Konkurrenz zwischen 
Kultur- und Wildpflanzen zu einem Problem werden kann. 

Der Trend in der Landwirtschaft geht z. Z. in Richtung redu­
zierter Bodenbearbeitungsverfahren. Mit dem Verbleiben or­
ganischer Restsubstanz kann die biologische Aktivität ge­
steigert und der Erosionsschutz verbessert werden. Insge­
samt werden die natürliche Bodenfruchtbarkeit und die Ge­
fOgestabilität erhöht. Reduzierte Bearbeitungsverfahren 
sollten daher, nicht zuletzt auch wegen des geringen 
Leistungs- und Energiebedarfs, in der Landwirtschaft bevor­
zugt angewendet werden. 

Belastung durch Transportvorgänge 

Zu erwähnen ist an dieser Stelle das Befahren der Ackerflä­
chen mit schweren Gülletanks zur Entsorgung von Massen­
tierhaltungen, was besonders In der feuchten Jahreszeit zu 
schweren Gefügeschäden im Boden führen kann. 

Die Rationalisierungswelle hat bis vor kurzem zu immer grö· 
ßeren und schwereren Fahrzeugen geführt. Die Folgen sind 
Bodenverdichtungen, die zu einer Verringerung des Poren­
volumens, Reduzierung der Wasseraufanahmefähigkeit , 
Zerstörung des Aggregatzustandes sowie zu Verschläm­
mung und Erosion führen können. In ihrem Gefolge kann es 
zur Beeinträchtigung des Bodenlebens und der Fähigkeit, 
Schadstoffe abzubauen, kommen, da nicht mehr genügend 
Sauerstoff In die Böden gelangt, um aerobe Abbauprozesse 
zu gewährleisten. 

Alle Transportvorgänge sollten auf das notwendige Maß be­
schränkt werden. Die Lasten von Fahrzeugen und Maschl· 
nen sind gering zu halten. Die Empfindlichkeit der verschie­
denen Böden gegenüber Bearbeitungsfehlern sowie die 
Gunst oder Ungunst des Bearbeitungszeitpunktes in Abhän­
gigkeit von der Witterung müssen berücksichtigt werden. 

Auch in der Forstwirtschaft bemühte sich die Technik zu­
nächst um leistungsfähige und geländegängige Rückegerä­
te, wobei das unbedenkliche Befahren aller Waldböden un­
terstellt wurde. Heute weiß man um die schweren ökologi­
schen Nachteile des auf den Boden wirkenden Drucks: Ver­
schlechterung der Sauerstoffversorgung und der Wasser­
leitfähigkeit und damit Schädigung der Bodenorganismen, 
deren Tätigkeit für ein dynamisches Gleichgewicht zwi­
schen der natürlichen Sackungstendenz der Böden und der 
biologischen Aufhöhung sorgt. 

Der Effekt des Befahrens ist also ein doppelter: Physikali­
sche Verdichtung und In der Folge Verminderung der Rege­
nerationsfähigkeit durch Störung der Bodenorganismen. 
Zehn Jahre nach einer Befahrung ist im allgemeinen noch 
keine Regenerat ion der Bodenstruktur eingetreten. Dies hat 
Folgen für das Pflanzenwachstum: erhebliche Erschwerung 
der Naturverjüngung, Hemmung des Wurzelwachstums 
durch schlechtere Bodenbelüftung, Versorgungsschwierig­
keiten mit weniger beweglichen Nährstoffen (z. B. Phos­
phor). 

Bodenverdichtung erhöht aber auch im Wald die Gefahr der 
Erosion und vermindert die Wasserrückhaltekapazität. 

Die wichtigste Gegenmaßnahme ist ein Verzicht auf das Be­
fahren der ganzen Waldfläche und eine sorgfältige Beach­
tung des Bodenzustandes. Daneben ist eine konstruktive 
Verbesserung der Rückemaschinen von Bedeutung: Breit­
reifen mit niederem Druck und geringer Profiltiefe; Tandem­
achsen, die vor allem beim Überfahren von Hindernissen zu 
einer gleichmäßigen Druckvertellung führen; verbesserte 
Antriebssysteme, die ein Gleiten der Räder minimieren. z u­
gleich muß Holzbringungsarten, die ein Befahren der Wald­
böden weitgehend unnötig machen (z.B. Seilkranbringung), 
erhöhte Bedeutung beigemessen werden. 

Die mechanische Auflockerung verdichteter Böden durch 
Bodenbearbeitungsgeräte kann das einmal zerstörte Netz 
von Grobporen nicht wieder herstellen und führt nur zu einer 
scheinbaren Verbesserung der Bodenstruktur. 

3.4 Bodenerosion durch Oberflächenwasser und Wind 

Auch in der Bundesrepublik Deutschland stellt die Boden­
erosion eine Schädigung der Böden dar; sie hat in den letz­
ten Jahren infolge der angestiegenen Bodennutzungsinten· 
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sität deutlich zugenommen. Ohne Zweifel wurde in den letz­
ten Jahrzehnten, allein wegen der ansteigenden Ertrags­
überschüsse, das Problem des Bodenabtrags unterbewertet 
und in seinen nachteiligen Auswirkungen nicht voll erkannt, 
zumal die Abtragungsvorgänge nicht immer offensichtlich 
sind. 

Art und Ausmaß der Bodenerosion stehen in ursächlichem 
Zusammenhang mit den anstehenden geologischen Schich­
ten, den Bodenarten, dem Relief, der Struktur der Vegeta­
tionsdecke sowie den Kimaverhältnissen eines Raumes. 
Von den Klimafaktoren ist besonders der Niederschlag von 
Bedeutung, daneben auch Temperatur und Wind. 

Über das Ausmaß des Bodenabtrags durch Wasser liegen 
nur wenige langfristige Messungen vor. An ihre Stelle sind 
Messungen der Stoffverteilung an Hängen getreten, aus de­
nen man auf die Bodenverlagerung rückschlleßen kann. Sie 
haben in einem Gebiet der Hallertau in Bayern mit einer 
Hopfennutzung bis zu 45 Jahren an 6 Hängen Abträge bis zu 
60 t pro Jahr und ha ergeben. Auf steilen Hangflächen, vor 
allem im Weinbau, kann der Abtrag häufig und im verstärk­
ten Maße auftreten. Die jährlichen Bodenverluste in den 
meisten Lößgebieten sind deutlich größer als die Neubil­
dungsrate, die je nach Bodenbildungsbedingungen zwi­
schen 0,01 und 0,2 mm/a angesetzt werden kann. Demge­
genüber entspricht der Verlust von 13-15 t/ha Boden be· 
relts einem Millimeter Boden. 

Die Bodenerosion durch Wind erreicht In trockenen Jahren 
beachtliche Ausmaße und kann auf den betroffenen Flä­
chen zu Ertragsminderungen von 10-20 % und mehr füh­
ren, wie dies z. B. auf Geestflächen in Schleswig-Holstein 
festgestellt wurde. 

Die nachteilige ertragsmindernde Wirkung der Bodenero­
sion tritt besonders auf Böden geringer Mächtigkeit rasch 
ein. Hierbei sind Hangbereiche mit größeren Wasserein· 
zugsbereichen wegen der erhöhten Angriffskraft des Was­
sers besonders betroffen. Aufgrund des Abtrages der obe­
ren belebten Bodenschicht nimmt das Bodenprofil ab; es 
tritt Nährstoff- und Humusveriust ein, die Speicherkapazität 
für Wasser und Nährstoffe wird verringert. Es können 
schließlich Schichten freigelegt werden, die für eine Boden­
entwicklung extrem ungünstig sind (Kiese, Sande, unverwit· 
terte Gesteine). 

Darüber hinaus können durch den Abtrag Kulturpflanzen ge­
schädigt und Nährstoffe in die Vorfluter eingetragen wer­
den, wie auch Verkehrswege, Gräben und Gewässer durch 
abgetragenen Boden blockiert werden können. 

Die Ursachen der Bodenerosion sind vielfältig. Der Ero­
sionsprozeß wird zunächst durch die kinetische Energie der 
Regentropfen auf die vegetationsfreie Bodenoberfläche 
ausgelöst, wodurch Bodenmaterial losgeschlagen wird. 
Das lockere Material wird dann von dem oberflächig abflie­
ßenden Wasser hangabwärts transportiert. Hierbei wird von 
dem Fließwasser weiteres Material losgerissen. Dieser Ab­
tragungsvorgang setzt Regentropfenenergie, unbedeckte 
Oberfläche, transportierfähiges Bodenmaterial und Oberflä­
chengefälle voraus. Im Zuge der intensivierten Landbewirt­
schaftung, häufig auch im Rahmen der Flurbereinigung, 
wurden Terrassen mit Ihren gehölzbewachsenen Böschun­
gen, Feldhecken und Knicks, Restwälder und Vogelschutz­
gehölze wie auch Feldraine beseitigt und damit große, hin­
dernlsfreie Feldfluren geschaffen. Soweit Terrassen besei­
tigt wurden, hat auch das Hanggefälle zugenommen. Hinzu 
tritt für den Bodenabtrag durch Oberflächenwasser die fal­
sche Bearbeitung der ackerbaulich genutzten Flächen senk­
recht zu den Höhenlinien. Große Wassereinzugsgebiete mit 
erhöhter Fließgeschwindigkeit des Wassers und häufige 
St arkregen sowie ein Gefälle ab 5 % - bei empfindlichen 
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Böden auch bereits ab 3 % und bei Löß sogar bereits bei 
1,5-2 % - führen zu erhöhtem Bodenabtrag. 

Die Wassererosion ist von der Art des Bodens abhängig (Bo­
denart, Menge und Zeitpunkt des Niederschlags, Hangnei­
gung, Größe des Einzugsgebietes, Schlageinteilung sowie 
Bodennutzung und Bodenbedeckung). Lößlehme, Fiottsan­
de und andere mittelschwere Bodenarten sind besonders 
anfällig. Während Futterplanzen, Getreide und Raps im all­
gemeinen in der Starkregenzeit (Mai bis August) die Boden­
oberfläche gut schützen, bedecken Zuckerrüben und Mais 
diese zu Beginn der Regenperiode noch ungenügend. Mais 
bietet innerhalb der vorherrschenden Fruchtfolgen den ge­
ringsten Erosionsschutz. Die Tatsache, daß die Anbauflä­
che von Mais in der Bundesrepublik Deutschland von 1968 
bis 1985 von 200000 ha auf etwa 1,1 Mio. ha zugenommen 
hat, läßt die Erosionsgefahr in unserem lande um etwa 
30 % ansteigen. 

In diesem Zusammenhang muß auch auf die wachsende Ge­
fahr der Bodenerosion und Bodenrutschung auf Hängen 
und Böschungen als Folge der Erkrankung von Waldbestän­
den, insbesondere im Gebirge, aufmerksam gemacht wer­
den. Die Einwirkung von Schadstoffen auf Waldökosysteme 
führt nicht nur zu Schäden in der Baumkrone, sondern auch 
zu Schäden an den Wurzeln. Sie äußern sich u. a. in einer 
Störung des Symbioseverhältnisses zwischen Baum und 
Wurzelpilzen (Mykorrhiza), krankhaften Veränderungen des 
Feinwurzelsystems und einer unaufhaltsamen Schwächung 
des Stützwurzelsystems. Das Ergebnis ist ein erheblicher 
Vitalitätsverlust der Bäume und Waldbestände, der sich 
nachteilig auf die Standsicherheit von Böschungen und 
Hängen auswirkt. So führt die verringerte Flüssigkeitsauf­
nahme der Bäume zu früher nicht beobachteten höheren 
Wasseransammlungen im Bodenkörper, einer geringeren 
Haftfähigkeit der Bodenteilchen und der Erhaltung einer 
größeren Plastizität bindiger Böden. Im Gefolge der Wald· 
schäden ist daher mit einem Anwachsen von Erdrutschen 
und Bodenerosionen mit steigender Gefährdung für die im 
Talgrund und an den Unterhängen befindlichen Siedlungen, 
Verkehrswege und landwirtschaftlich genutzten Flächen zu 
rechnen. Hinzu kommt eine Schädigung der Ober lange Zeit­
räume gewachsenen, natürlichen bzw. noch naturnahen Bo­
denstruktur in unseren Waldökosystemen. Der Rat machte 
auf diese Probleme in seiner Stellungnahme zur Gefähr· 
dung des Bergwaldes In den bayerischen Alpen aufmerk­
sam (vgl. Heft 49/1986 der Schriftenreihe des Deutschen Ra­
tes für Landespflege). 

Die Winderosion ist im wesentlichen abhängig von Zeit­
punkt und Stärke des Windes, der Bodenart (leichte Boden­
arten ohne bindige Tonanteile mit einer mittleren Korngrö­
ßenfraktion von 0, 1-0,5 mm sind besonders gefährdet), 
dem Relief und der Größe des Einzugsgebietes sowie der 
Bodennutzung und Bodenbedeckung. Das Einzugsgebiet 
des Windes wird bestimmt durch das Relief (auf Höhen und 
in Tälern kann es zu einer Verdichtung der Strömungslinlen 
kommen) und den in der Landschaft verteilten Hindernis­
sen, wie Wälder, Feldhecken und andere Feldgehölze, Sied­
lungen und dgl. mehr. In einer von Baum und Strauch ausge­
räumten Landschaft findet der Wind freie Anlaufflächen 
und kann sich erodierend auswirken. 

Die Maßnahmen zum Schutz gegen Bodenerosion ergeben 
sich zwangsläufig aus den Ursachen, die verhindert oder be­
seitigt werden müssen. Um die Bodenerosion durch Wasser 
zu verhindern bzw. zu mildern, müssen große hängige Was­
sereinzugsgebiete durch Terrassen gegliedert werden. Ihre 
Böschungen sind mit standortgemäßen Gehölzen zu befe­
stigen. Durch Bodenschutzpflanzungen, Wasserfanggräben 
und Konturfurchen kann die Fließgeschwindigkeit des Was­
sers herabgesetzt und das Wasser zum Versickern oder zum 



gefahrlosen Abfluß gebracht werden. Die dringend erforder­
liche Bearbeitung des Bodens in Richtung der Höhenlinien 
setzt voraus, daß die Ackerschläge entsprechend eingeteilt 
werden; hierzu kann die Flurbereinigung ihren Beitrag 
leisten. 

Weitere vorbeugende Maßnahmen des Landwirts sind 

Strukturverbesserung des Bodens durch gefügescho­
nende Bodenbearbeitung und Humuszufuhr durch orga­
nische Dünger, 

Mulchen des Bodens, besonders auf Hangflächen mit 
Weinbau, 

- verstärkter Zwischenfruchtanbau, 

- Streifenanbau im Wechsel mit mehrjährigen Futter-
pflanzen, 

- morphologische Gliederung der Hangflächen {Terras­
sen, höhenparallele Wegeführung), 

- Schutzpflanzungen. 

Als Schutz gegen den Abtrag des Bodens durch Wind steht 
im Vordergrund eine ausreichende Untergliederung der ge­
fährdeten Flächen. Das wirksamste Mittel, das Einzugsge­
biet des Windes zu untergliedern, ist im Aufbau eines Sy­
stems von Schutzpflanzungen zu sehen, das auf der Grund­
lage eines Landschaftsplanes angelegt werden soll. Schutz­
pflanzungen vermindern die Windgeschwindigkeit, nehmen 
dem Wind die Angriffskraft auf den Boden und wirken sich 
vorteilhaft auf den Wasserhaushalt des Bodens aus. Die 
Hauptschutzpflanzungen sollen quer zur vorherrschenden 
Windrichtung verlaufen, während Nebenschutzpflanzungen 
dem Gelände so angepaßt werden müssen, daß auch ein 
seitlicher Schutz des Bodens sichergestellt wird. 

4 Bodenschutzkonzeption der Bundesregierung und 
rechtliche Grundlagen 

4. 1 Inhalt der Bodenschutzkonzeption als 
ressortObergreifender Ansatz zum Schutz der Böden 

Der Boden wurde bereits im Umweltprogramm der Bundes­
regierung 1971 im Abschnitt „Umweltplanung" als zu schüt­
zendes Objekt genannt. Im Jahr 1973 erarbeitete der Europa­
rat eine Europäische Bodencharta, die die besondere Be­
deutung des Bodens herausstellte und seinen Schutz for­
derte. Im Umweltbericht 1976 der Bundesregierung wurden 
im Abschnitt „Natur und Landschaft" die Belastungen des 
Naturfaktors Boden durch Industrie, Siedlung, durch Schad­
stoffimmissionen und durch die Intensität der land- und 
forstwlrtschaftlichen Nutzung näher dargestellt. 

Der Bodenschutz ist also keine neue Aufgabe, er ist aller­
dings in den politischen Entscheidungen der letzten Jahre 
im Verhältnis zu anderen Aufgaben, wie beispielsweise 
Luft- und Gewässerreinhaltung und Abfallbeseitigung, ver­
nachlässigt worden. 1982 beschloß die Bundesregierung, 
ein umfassendes und fachübergreifendes Konzept zum 
Schutz des Bodens erarbeiten zu lassen, das 1985 als Bo­
denschu.tzkonzeption *) von der Bundesregierung verab­
schiedet wurde. Ihr Inhalt ist dem Beitrag von F. DIETERICH 
in diesem Heft zu entnehmen. 

Auf der Grundlage der Bodenschutzkonzeption der Bundes­
reg ierung und des Abschlußberichtes der Bund/Länder-Ar­
beitsgruppe „Bodenschutzprogramm" (eingesetzt aufgrund 
eines Beschlusses der 19. Umweltministerkonferenz im No­
vember 1982) sollen durch eine weitere Bund/Länder-Ar­
beitsgruppe die Erfordernisse des Bodenschutzes konkreti-

siert und notwendige Maßnahmen nach Inhalten, Prioritä­
ten, Zeit- und Kostenrahmen festgelegt werden. Erwartet 
werden Maßnahmenvorschläge in den Bereichen For­
schung, Informationsgrundlagen, landwirtschaftliche Bera­
tung, Verwaltungshandeln und Rechtswesen. 

Der Deutsche Rat für Landespflege begrüßt die Boden­
schutzkonzeption der Bundesregierung als einen wichtigen 
Schritt zur Sicherung und bewußteren Pflege einer wichti­
gen natürlichen Ressource und eines wesentlichen Be­
standteiles der natürlichen Umwelt. Der Rat empfiehlt für 
die Umsetzung der Bodenschutzkonzeption, den Begriff 
„Boden" auf die vorrangig schutzwürdigen und schutzbe­
dürftigen Inhalte einzuengen, d. h. auf die bodenkundlichen, 
biologischen und biochemischen Inhalte, wie sie in den Bo­
dentypen zum Ausdruck kommen. Dies ermögl icht zugleich 
eine enge Verknüpfung mit der Pflanzendecke auf der einen, 
sowie der land- und forstwirtschaftlichen Nutzung auf der 
anderen Seite; beide Gesichtspunkte sind im Bodenschutz 
ausführlich zu berücksichtigen, da Böden als unselbständi­
ge Naturkörper nicht isoliert von Vegetation und den ge­
nannten Nutzungen behandelt werden können. Als schutz­
würdige und -bedürftige Bodenfunktionen sind die Rege­
lungsfunktion, die Lebensraumfunktion und die Produk­
tionsfunktion vorrangig herauszuarbeiten und gegeneinan­
der abzuwägen (vgl. Abschn. 2). Erst nach dieser Abwägung 
können andere Ansprüche, die Böden betreffen, einbezogen 
werden, so die Inanspruchnahme als Bau- oder Verkehrsflä­
che, für Deponien und Abgrabungen. An solche lnanspruch­
nahmen sollten, da sie gewachsene Böden stets beeinträch­
tigen oder zerstören, strenge Maßstäbe angelegt werden. 

Wegen der großen lokalen und regionalen Vielfalt der ge­
wachsenen Böden und wegen der Vielzahl ihrer Besitzer 
und Nutzer können Bodenschutzmaßnahmen nur regional 
konkretisiert und durchgefOhrt werden. Nach Auffassung 
des Rates kann die Landschaftsplanung (siehe Heft 45 der 
Schriftenreihe des Rates) neben ihren anderen Aufgaben 
auch in den Dienst des Bodenschutzes gestellt werden. Der 
Grundlagenteil eines jeden Landschaftsplanes umfaßt auch 
eine Erhebung der Böden. Wenn diese neuen Erkenntnisse 
des Bodenschutzes volle Berücksichtigung f inden, kann 
aus einem Landschaftsplan ohne große Schwierigkeiten ein 
Bodenschutzplan mit entsprechenden Maßnahmen abgelei­
tet werden. Auch Forderungen des Biotopschutzes sollten 
bewußter als bisher mit dem Bodenschutz verknüpft wer­
den. 

Geschützte Biotope, insbesondere wenn sie in einem Bio­
topverbundsystem zusammengefaßt werden, bedeuten Bo­
denruhe und Bodenschutz auf den entsprechenden Flä­
chen, sofern dafür Sorge getragen wird, daß nachteilige Ein­
wirkungen aus der Nachbarschaft, z.B. aufgrund von Abgra­
bungen oder Grundwasserspiegelveränderungen, vermie­
den werden. Auch dies kann im Landschaftsplan festgelegt 
werden. 

Der Rat bedauert jedoch, daß sich das politische Handeln 
seit der Verabschiedung der Bodenschutzkonzeption vor 
nunmehr 11/2 Jahren kaum verändert hat: So ist z.B. 1985 der 
Bundesverkehrswegeplan verabschiedet worden, der das 
konzipierte Ziel „Trendwende im Landverbrauch" durch Ver­
meidung unnötigen Verkehrswegeneubaus und vorzugswei­
sen Ausbau vorhandener Verkehrswege nicht erreicht. Auch 
das Baugesetzbuch, das den heutigen Anforderungen an 
ein modernes Baurecht in vielen Punkten nicht gerecht wird, 
wurde im Dezember 1986 verabschiedet; hier wurde die 
Möglichkeit verschenkt, die Umweltverträglichkeitsprüfung 
für Baumaßnahmen zu verankern, wie auch durch zahlrei­
che Erleichterungen des Bauens dem Landschaftsver­
brauch nicht entgegengetreten wird. 

*) Bodenschutzkonzeption der Bundesregierung, BT 10/2977. 
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Vom Rat der Europäischen Gemeinschaften wurde im Juni 
1985 die Richtlinie über die Umweltverträglichkeitsprüfung 
für bestimmte öffentliche und private Projekte vorgelegt, die 
innerhalb von drei Jahren in nationales Recht umgesetzt 
werden muß. Auch hier sind seitens der Bundesregierung 
noch keine Aktivitäten zu erkennen, In welcher Weise Um­
weltverträglichkeitsprüfungen in unser Rechtssystem ein­
geführt werden sollen. 

4.2 Rechtliche Grundlagen 

Ein besonderes eigenes Schutzrecht für den Boden, wie es 
für Luft und Wasser besteht, gibt es gegenwärtig nicht. Nur 
in der Klärschlammverordnung ist der Schutz des Bodens 
ein solcher primärer Zweck. Im übrigen ist er nur in wenigen 
Rechtsvorschriften Oberhaupt genannt, und dann nur als ein 
Zweck unter anderen. Er geht auf in dem großen Topf der 
Umweltziele oder in dem noch größeren der öffentlichen Be­
lange oder Interessen. Das bestehende relevante Recht ist 
äußerst lückenhaft, unabgestimmt und auch funktionslnad­
äquat. Ein „System" läßt sich daraus nicht entwickeln. Es 
fehlt an einem zielgerichteten, einheitlichen Ansatz. Infolge­
dessen gibt es auch keinen leitenden Rechtsbegriff des 
"Bodenschutzes". 

Bodenschutz spielt zum ersten auf den verschiedenen Ebe· 
nen des allgemeinen Planungsrechts sowie im Fachpla­
nungsrecht eine Rolle. Allerdings erscheint er immer nur als 
ein - zudem nur in einigen Fällen ausdrückl ich genannter 
- Teilaspekt der Umweltorientierung der Planung; er fehlt 
sogar dort ganz, wo nicht einmal diese im Planungsgesetz 
ausdrücklich genannt ist. 

Zur ersten Kategorie gehören die Regelungen der allgemei­
nen Raumplanung von der Raumordnung Ober die Landes­
planung und Regionalplanung bis zur Kommunalbauleltpla­
nung, aber auch die Regelungen der Landschaftsplanung. 
„Bodenschutz" ist hier Schutz vor bestimmten Nutzungen, 
einschließlich des Verbrauchs, also Schutz der Bodenfläche 
und der Struktur, ihrer Erhaltung, aber auch Entwicklung, 
ggf. Wiederherstellung. Allerdings enthalten die Planungen, 
wie es zum Planungsrecht gehört, keine direkten Eingriffe 
oder Anordnungen. Die Schutzdichte nimmt mit der Dichte 
der Planungsstufe jeweils zu bis hin zu verbindlichen Nut­
zungsverboten, -geboten und -gestaltungen. Der alte § 1 
Abs. 6, 13. Spiegelstrich, Bundesbaugesetz nannte als einzi­
ges allgemeines Planungsgesetz die „Erhaltung des Bo· 
dens" ausdrücklich als ein Abwägungselement unter vielen 
anderen der Bauleitplanung - in § 1 Abs. 5, Satz 6, Bauge­
setzbuch wird von „Belangen des Bodens" gesprochen -, 
während s ich das Raumordnungsgesetz (ROG), aber auch 
die Landesplanungsgesetze (LPIGe), mit allgemeinen Ver­
weisen auf den Schutz von Natur und Umwelt begnügen, die 
auch den Bodenschutz mit umfassen. 

Von den spezielleren Planungsgesetzen nehmen das Bun­
desnaturschutzgesetz (BNatSchG) und das Flurbereini­
gungsgesetz ausdrücklich Bezug auf den Boden. Gemäß§ 2 
Abs. 4 BNatSchG gehört es zu den Grundsätzen des Natur­
schutzes und der Landschaftspflege, Boden zu erhalten und 
den Verlust seiner natürlichen Fruchtbarkeit zu vermeiden. 
Dies wird auch für die Landschaftsplanung bedeutsam. Ge­
mäß § 37 Abs. 1 Flurbereinigungsgesetz (FlurbG) sind bei 
der Neugestaltung des Flurbereinigungsgebietes u. a. bo­
denschOtzende und -verbessernde Maßnahmen vorzusehen, 
also in die entsprechenden Planungen aufzunehmen. Auch 
hier erklärt sich diese besondere lnbezugnahme aus der 
Nähe der Regelungsgegenstände dieser beiden Gesetze 
selbst zum Bodenschutz als Teil des Naturschutzes einer· 
seits und der Flurbereinigung andererseits. Das gilt eber;i­
falls für§ 1 Nr. 1 Bundeswaldgesetz (BWaldG), der u. a. als 
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Zweck der Sicherung des Waldes die Bodenfruchtbarkeit 
nennt, was für die forstlichen Rahmenpläne nach § 7, aber 
auch bei anderen waldrelevanten Planungen nach § 8 „zu 
berücksichtigen" ist. 

Andere fachplanerlsche Gesetze, die auf andere Zwecke 
und Ziele ausgerichtet sind, nennen den Bodenschutz hin­
gegen nicht. Soweit sie den Natur- und Umweltschutz zu­
mindest generell erwähnen, kann darin ein grober Sachbe­
zug zum Bodenschutz gesehen werden. Wo aber, wie z.B. In 
§ 17 Bundesfernstraßengesetz (BFStrG), nur generell die 
„öffentlichen Interessen" als Bezugspunkt genannt werden, 
fehlt jeder konkrete Sachbezug zum Bodenschutz. Zwar 
kann theoretisch derselbe auch noch darunter gebracht 
werden; aber praktisch dürfte er entweder völl ig unbeachtet 
bleiben oder doch nur am Rande auftauchen. Allerdings be­
stehen Verflechtungen mit dem Naturschutzrecht Ober § 8 
BNatSchG und§ 8 Bundeswaldgesetz (BWaldG). Die Praxis­
relevanz dieser beiden Vorschriften z.B. für die Straßenpla­
nung etc. Ist jedoch schwer abschätzbar. Solange es keinen 
„allgemeinen Teil " des Umweltrechts gibt und die einzelnen 
Umweltgesetze, vor allem aber auch sonstige Gesetze mit 
Umweltbezug auch einen je verschiedenen Standard haben, 
erscheint es sachgemäßer und wirksamer, den Boden­
schutz in die Einzelgesetze und deren Bestimmungen Ober 
die planungserheblichen Belange aufzunehmen. 

Bodenschutz wird mittelbar auch In den generellen Schutz· 
maßnahmen nach dem Naturschutzrecht erreicht, insbeson­
dere wenn Gebiete unter Schutz gestellt werden. Da dieser 
Schutz aber verschiedene Grade der Intensität aufweist, ist 
der Schutz des Bodens in diesen Gebieten ebenfalls abge· 
stuft. Unklar Ist vor allem, wieweit Bodenschutzinteressen 
und -notwendigkeiten hinreichen, um ein Gebiet als ein 
Schutzgebiet in einer der Schutzformen auszuweisen. § 13 
BNatSchG nennt den Schutz des Bodens als Zweck der Aus­
weisung eines Naturschutzgebietes nicht; in bezug auf die 
Landschaftsschutzgebiete könnte er hingegen unter „Erhal­
tung oder Wiederherstellung des Naturhaushaltes oder der 
Nutzungsfähigkeit der Naturgüter" gemäß§ 15 Abs. 1 BNat­
SchG gefaßt werden. 

Die Planung hat zwar die Funk1ion, vorbeugend, zukunftsge­
richtet Erhaltung, Verbesserung, Wiederherstellung von Bo­
denfläche und Bodenstruktur zu sichern; aber konkrete Ein­
griffe In oder Einwirkungen auf den Boden finden doch nach 
wie vor statt, sei es, well die Planung den Bodenschutz ge­
genüber anderen Zielen und Zwecken zurückgestellt hat, sei 
es, weil gar keine planerische Vorprägung vorliegt. Derarti­
ge Eingriffe fallen generell wohl unter § 8 BNatSchG; aber 
ihre vorgreifende Kontrolle ist nur dort möglich, wo der Ein­
griff einer Genehmigung unterliegt. Das ist nicht immer der 
Fall ; vor allem gibt es nur in wenigen Ländern eine natur­
schutzrechtliche Genehmigung. In der Regel wird die Ge­
nehmigung von anderen Vorschriften geregelt, was eine 
praktische Schlechterstellung des Bodenschutzes zur Fol­
ge hat. Diese teilt er allerdings mit der Stellung des Natur­
schutzes in solchen anderweitigen Genehmigungsverfah· 
ren generell. 

Eingriffe können Abtrag von Boden, Aufschüttungen oder 
Auftrag bzw. Eintrag von Schadstoffen auf oder in ihn sein. 
Abtrag und Aufschüttungen finden z.B. im Bauwesen, im 
Bergbau, bei sonstigen Abgrabungen, im Straßenbau etc. 
statt. Für das Bauwesen s ind die Bauordnungen der Länder 
relevant. Sie enthalten nicht notwendig bodenschützende 
Bestimmungen, wohl aber solche für Pflanzen, z. B. § 13 
Abs. 6 Hessische Landesbauordnung (LBO). Allerdings un­
terliegen Abgrabungen und Aufschüttungen in der Regel 
den Regelungen der Bauordnungen, und dabei auch bei be­
stimmtem Umfang der Anzeige, wenn nicht gar der Geneh­
migung. Die Länderregelungen im einzelnen wurden nicht 



überprüft. Am Beispiel Hessens zeigte sich aber eine ziemli­
che Dürftigkeit. So genügt für Abgrabungen und Aufschüt­
tungen lediglich die Anzeige. Dasselbe gilt für das Berg­
recht. Das Bundesberggesetz (BBergG) enthält keinerlei re­
levante Regelung, abgesehen von der Voraussetzung for die 
Zulassung des Betriebsplanes, daß die Oberfläche wieder 
nutzbar gemacht werden muß (§ 57 Abs. 1 Nr. 7 und Abs. 2 
Nr. 2). Rekultivierung kann aber zu ganz anderen Bodenver­
hältnissen führen. Das BBergG ist generell erheblich defizi­
tär. Das Bergrecht der Länder wurde im einzelnen nicht 
überprüft. Gewisse bodenschOtzende Maßnahmen sind in 
Ihm enthalten, z.B. §§ 176, 177 Hess. Bergverordnung, die 
u. a. gesonderte Gewinnung .kulturfähiger Erdschichten" 
vorsehen. Im Straßen- und Wegebau ist die Biianz ebenfalls 
negativ. Das Bundesfernstraßengesetz enthält keine boden­
schOtzenden Regelungen. Das jeweilige Landesrecht Ist 
ebenfalls enthaltsam. 

Einbringungen oder Einträge von Schadstoffen in den Bo­
den können ungezielUmittelbar oder gezielt/unmittelbar er­
folgen. Das erste sind vor allem Ablagerungen aus der Luft 
oder dem Wasser, aber auch Einträge durch Unfälle, insbe· 
sondere beim Transport von Stoffen durch Pipelines, Last­
kraftwagen, Eisenbahnzüge etc ... Zur zweiten Kategorie 
gehören die Einbringung verschiedener Stoffe durch gewoll· 
te Ablagerung, insbesondere von Abfall, aber auch die Auf­
bringung von Substanzen in der Land-, Forst-, Gartenbau­
wirtschaft und sonstige. Der Schutz des Bodens vor diesen 
verschiedenartigen Einträgen ist entsprechend differen­
ziert, auch defizient, wenn er nicht sogar ganz fehlt. In je­
dem Fall wird er nur mittelbar Ober andere primäre Schutz­
ziele erreicht. 

Insbesondere bewirken der Schutz vor Immissionen gemäß 
dem Bundesimmissionsschutzgesetz (BlmSchG) und sei­
nen Verordnungen und die Reinhaltung der Gewässer gern. 
dem Wasserhaushaltsgesetz (WHG) und den Ländergeset­
zen sowie den sonstigen Bestimm ungen einen mittelbaren 
Schutz des Bodens vor Immissionen aus der Luft und vor 
Ablagerungen aus dem Wasser, wenn auch in beiden Geset· 
zen der Bodenschutz nicht ausdrücklich genannt ist. Aller­
dings ist der Bodenschutz vor Schadstoffeintrag eher noch 
ein Schutz der Gewässer, insbesondere des Grundwassers, 
vor diesen Schadstoffen als umgekehrt ein Schutz des Was­
sers einen Schutz des Bodens darstellt. 

Hingegen wird der Bodenschutz vor derartigem Schadstoff­
eintrag gern. § 2 Abs. 1 Nr. 3 zur Zielsetzung des Abfallbesei­
tigungsrechts sowohl für die Aufstellung der Abfallbeseiti­
gungspläne als auch für die Zulassung von Abfallbeseiti­
gungsanlagen sowie sonstiger Maßnahmen. Mit der auf§ 15 
Abs. 2 Abfallbeseitigungsgesetz (AbfG) beruhenden Klär­
schlammverordnung ist die bisher einzige speziell boden­
schotzende rechtliche Regelung ergangen. Sie regelt die 
Aufbringung von Klärschlämmen, um deren Giftigkeit vom 
Boden fernzuhalten. Der Schutz vor Altöl durch das Altölge­
setz ist eher mittelbarer Art, weshalb der Bodenschutz auch 
nicht genannt wird. 

Die Gruppe der allgemeinen Gesetze zur Verwendung von 
Chemikalien, insbesondere In der Landwirtschaft, dem Gar­
tenbau, der Forstwirtschaft - Chemikaliengesetz, Pflanzen­
schutzgesetz, Düngemittelgesetz, DDT-Gesetz u. a. -, hat 
auch die Wirkung, den Boden vor Einwirkungen der Chemi­
kalien zu schützen. Das geht einerseits Ober Regelungen zur 
Zulassung von Stoffen, die auch Bodenverträglichkeit aus­
drücklich oder in allgemeinere Begriffe verpackt vorausset­
zen, z.B. § 9 Chemikaliengesetz (ChemG), es werden ande­
rerseits aber auch Verwendungsregelungen zum Schutz des 
Bodens vorgesehen, z.B.§ 5 Abs. 2 Düngemittelgesetz,§§ 6, 
7 Pflanzenschutzgesetz. 

Die Frage nach der Fortentwicklung des Bodenschutzrech­
tes ist schwer zu beantworten. Das geltende Umweltschutz­
recht hat verschiedene Ansätze, u. a. auch den des spezifi­
schen Medienschutzes bei Luft und Wasser. Eine Übertra­
gung auf den Boden empfiehlt sich jedoch nicht, weil der 
Boden auf wesentlich vielfältigere Weise in Anspruch ge­
nommen wird und deswegen auch entsprechend vielfältig 
geschützt werden muß. Der Bodenschutz sollte daher In den 
verschiedenen Umweltgesetzen entsprechend seiner Rele­
vanz für die jeweilige Umweltregelung mit verankert werden. 
Soweit das bereits hinreichend klar geschehen ist, bedarf 
es keiner Ergänzung, soweit es daran fehlt, Ist eine Erwäh­
nung jeweils genau zu prüfen. Bel Gesetzen, die andere pri­
märe Zielsetzungen haben, z.B. das Berggesetz oder das 
Straßenverkehrsgesetz, aber doch auch Umweltrelevanz ha­
ben, ist der Bodenschutz mit einzubringen, wie Oberhaupt 
der Umwelt- und Naturschutz als Querschnittsaufgabe dort 
zu verankern ist. Der Verweis auf§ 8 BNatSchG, § 8 BWaldG 
oder ähnliche Spezialvorschriften erscheint nicht hin­
reichend, weil die Rechtsbeziehungen zwischen den Geset­
zen nicht geklärt sind und die These vertreten wird, daß § 8 
BNatSchG nicht übergreifend wirkt. Damit wird wohl für die 
Verankerung des Bodenschutzes ein Artikelgesetz notwen­
dig, das den Bodenschutz jeweils spezifisch in diese Einzel­
gesetze einfügt. Dabei ist allerdings sorgfältig darauf zu 
achten, daß einerseits eine einheitliche Bodenschutzkon­
zeption durchgehalten wird, andererseits der Bodenschutz 
sorgfältig in das jeweilige Gesetz eingepaßt wird, so daß es 
nicht zu Überschneidungen, Diskrepanzen, Verwerfungen 
Im Bodenschutzrecht im Verhältnis zur sonstigen Regelung 
im Umweltrecht kommt. 

5 Forderungen und Empfehlungen 

Politik I Forschung 

- Die Verabschiedung der Bodenschutzkonzeption durch 
die Bundesregierung war ein erster Schritt in die richtige 
Richtung. Der sich daran anknüpfende Maßnahmenkata­
log, der durch eine Bund/Länder-Arbeitsgruppe aufge­
stellt werden soll, ist vorrangig zu erarbeiten. Die baldige 
Umsetzung der Konzeption In politisches Handeln Ist 
dringend notwendig. 

Der Rat empfieh lt für die Umsetzung der Bodenschutz­
konzeption, den Begriff „Boden" auf die vorrangig 
schutzwürdigen und schutzbedürftigen Inhalte einzuen­
gen, d. h. auf die bodenkundlichen, biologischen und 
biochemischen Inhalte, wie sie in den Bodentypen zum 
Ausdruck kommen. Dies ermöglicht zugleich eine enge 
Verknüpfung mit der Pflanzendecke auf der einen sowie 
der land- und forstwirtschaftlichen Nutzung auf der an­
deren Seite; beide Gesichtspunkte sind im Bodenschutz 
ausführlich zu berücksichtigen, da Böden als unselb­
ständige Naturkörper nicht isoliert von Vegetation und 
den genannten Nutzungen behandelt werden können. 

- In Politik und Verwaltung muß sich die Erkenntnis durch­
setzen, daß die Böden ein unvermehrbares und nicht be· 
lieblg nutzbares Gut sind; dies muß bei allen Maßnah· 
man der Planung und der Verwaltung berücksichtigt wer­
den. Es muß grundsätzlich ins öffentliche Bewußtsein, 
insbesondere in die Aus- und Fortbi ldung, gebracht wer­
den, daß Böden, denen bisher zu wenig Aufmerksamkeit 
zuteil wurde, ein lebendiges, nicht beliebig belastbares 
Gefüge darstellen, von deren Erhaltung letztlich alles 
terrestrische Leben abhängt. 

- Alle Forschungsanstrengungen im Hinblick auf den Um­
gang mit Böden müssen verstärkt werden. Die Forschun­
gen sollten in Zusammenarbeit von Bodenkundlern, 
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Landschaftsökologen, Landesplanern, Land- und Forst­
wirten, Chemikern, Biologen und Angehörigen anderer 
Fachdisziplinen durchgefOhrt werden. 

In der Erforschung von Bodenbelastungen müssen ver­
stärkt die Ursachen-Wirkungszusammenhänge im Sinne 
von Systemanalysen berücksichtigt werden (Stoff- und 
Wirkungskreisläufe), z.B. Luft - Boden - Wasser -
Pflanze - Tier. 

- Die laufende Bodenkartierung, die für alle Maßnahmen 
zum Schutz der Böden unverzichtbar ist, muß erheblich 
beschleunigt werden. Dies gilt insbesondere für die flä­
chendeckende Bodenkarte Im Maßstab 1 : 50000 und die 
Bodenkarte auf der Grundlage der Bodenschätzung im 
Maßstab 1 : 5 000. 

Durch Eingriffe unterschiedlichster Art in die Böden ver­
ändert sich mittelfristig das Artenspektrum der Bodenor­
ganismen. Es ist daher notwendig, hierüber systemati­
sche Forschungen anzustellen. 

Die internationale und zwischenstaatliche Zusammenar­
beit auf dem Gebiet des Schutzes der Böden muß ver­
stärkt werden. 

Landwirtschaft / Forstwirtschaft / Gartenbau 

- Grundsätzlich muß die Inanspruchnahme gewachsener 
Böden in Zukunft vermieden werden. Ertragreiche Böden 
sind landwirtschaftlichen Nutzungen vorzubehalten. 
Nicht mehr benutzte versiegelte Flächen sollen renatu­
riert werden. Dies gilt auch für stillgelegte Industrieanla­
gen. 

- Eine größtmögliche Minimierung aller problematischen 
Stoffeinträge ist für den Schutz der Böden oberstes Ge­
bot, wozu auch der Landbau selbst durch sparsamen 
und gezielten Betriebsmitteleinsatz bewußt und ver­
stärkt beitragen muß. Insbesondere muß der Einsatz von 
Dünge- und Pflanzenbehandlungsmitteln auf das vertret­
bare Maß zurückgenommen und auf die jeweiligen 
Standorteigenschaften abgestimmt werden. 

- Verfahren der sogenannten „reduzierten Bodenbearbei­
tung" sollten mit Hilfe staatlicher Förderung entwickelt · 
und Ober intensivere Beratung stärker in die landwirt­
schaftliche Praxis eingeführt werden. Neben der Scho­
nung der Bodenorganismen im Rahmen der „Integrierten 
Pflanzenproduktion " steht der Vorteil der Energieeinspa­
rung; dies bedeutet einen ökonomischen Anreiz für die 
reduzierte Bodenbearbeitung. 

- Zur Verbesserung der Nährstoffversorgung und zur Er­
haltung des Humusgehaltes sind eine standortgerechte 
Fruchtfolge und die verstärkte Einarbeitung von organi­
scher Substanz (Übernahme von bewährten Verfahren 
des alternativen Landbaus) notwendig. 

Eine besondere Gefahr der Bodenbelastung geht von 
den zunehmenden GOllemengen aus, die in den Böden 
nur noch begrenzt umgesetzt werden können. Der Gülle­
anfall sollte daher verringert werden, wozu u. a. die Tier­
bestände in Abhängigkeit von der Betriebsfläche be· 
grenzt werden müssen. Daneben ist die zweckentspre­
chende Aufbereitung und schadlose Anwendung der 
Gülle, die ein wertvoller natürlicher Dünger sein kann, 
vordringlich zu regeln. 

- Der Einsatz schwerer landwirtschaftlicher Arbeitsgeräte 
sollte auf ein Mindestmaß begrenzt werden. In der Forst­
wirtschaft ist das unnötige Befahren von Waldbestän­
den zu vermelden. 
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- Es ist notwendig, daß in der Landwirtschaft und insbe­
sondere bei der Flurneuordnung (Flurbereinigung) die 
möglichen Gefahren der Bodenerosion stärker berück­
sichtigt und durch entsprechende bodenschützende 
Maßnahmen vermindert werden. Hierzu gehören u. a. fol­
gende Maßnahmen: 

- Anbauverbot von bestimmten Kulturpflanzen (z. B. 
Mais) auf bestimmten gefährdeten Standorten 

- Vorschriften für bodendeckende Untersaaten 

- Anpflanzung von Flurgehölzen unter Beachtung der 
Windrichtungen und Hanglagen 

- Terrassierung der Hangflächen 

- Schlageinteilung parallel zu den Hanghöhenlinien 

- Strukturverbesserung der Böden 

- Auswahl geeigneter Fruchtfolgen 

- Zwischenfruchtanbau 

- Bevorzugung mehrjähriger Futterpflanzen 

- Um Erosionsschäden im Gebirge zu vermeiden, ist es 
notwendig, die bodenschützende Pflanzendecke zu er­
halten und alle Baumaßnahmen (z.B. Wintersportein­
richtungen, Verkehrseinrichtungen) strengen Umweltver­
träglichkeitsprüfungen zu unterziehen. Darüber hinaus 
ist die Schädigung des Waldes durch überhöhte Wildbe­
stände und Überweidung zu verhindern. Es sind aus­
reichende Mittel zur Verfügung zu stellen, um die forst· 
technischen Maßnahmen gegen Erosion zu ermögli­
chen. 

Behandlung von Stoffeinträgen 

- Es Ist grundsätzlich erwünscht, Klärschlämme in den na­
türl ichen Stoffkreislauf zurückzuführen und sie daher für 
die Land-, Forst- und gärtnerische Nutzung zu verwen­
den. Das aber setzt voraus, daß sie weitgehend frei von 
schädlichen Stoffen sind. Daher wird gefordert, die hier­
für erforderlichen Voraussetzungen zu schaffen. 

- Fluß- und Hafenschlämme sind infolge der Einleitung 
von Industrieabwässern mit Schadstoffen verunreinigt 
(Schwermetalle, organische und anorganische Verbin­
dungen); ihre Verwendung für den Landbau ist daher be· 
denkllch; ihr Verbleib erfordert weitergehende Untersu­
chungen. 

- Weitere Schwermetalluntersuchungen sind vor allem In 
Überschwemmungsgebieten, in Klein· und Hausgärten 
innerstädtischer Gebiete zur Ermittlung der Schwerme­
tallaufnahme Ober die Nahrungskette dringend erforder­
lich. Hochkontaminierte Flächen sind der landwirt­
schaftlichen und der gartenbaulichen Nutzung zu entzie­
hen. 

- Die Schwermetallzufuhren auf die Böden sind auf ein 
solches Niveau zu verringern, das schädliche Anreiche­
rungen ausschließt. Hierzu sind verstärkte Auflagen für 
die Verwendung, Verarbeitung und Beseitigung schwer­
metallhaltiger Produkte erforderlich, vor allem in bezug 
auf die Zurücknahme der Schwermetalleinträge im Pro­
duktionsprozeß. Es sind geeignete Wege zur Schwarme· 
tallabscheidung und -lagerung zu suchen. 

Die Untersuchungen über den Verbleib und die Auswir­
kungen von radioaktiven Stoffen In Böden, Wasser und 
Pflanzen müssen fortgeführt und intensiviert werden. 



Planungen und Maßnahmen mit räumlichen Wirkungen 

- Bevor weiteres Bauland am Rande von Siedlungen neu 
ausgewiesen wird, ist zu prüfen, inwieweit Freiflächen 
Innerhalb der Siedlungen bebaut werden können und ob 
ggf. abbruchreife Bauflächen neu bebaut werden kön­
nen (Recycling). Allerdings muß vorher die Bedeutung 
als Wohnumfeld und für die Stadtökologie untersucht 
werden. 

- Die Ausweisung von Baugebieten sowie Gewerbegebie­
ten durch ländliche Gemeinden sollte sorgfältig Im Hin­
blick auf ihren Bedarf und die möglichen Belastungen 
der Böden geprüft werden. 

- Die Verbesserung der Qualität innerstädtischer oder 
stadtnaher Freiräume fOr die kurzzeitige Erholungsnut­
zung könnte die übermäßige Beanspruchung von Böden 
In der freien Landschaft eindämmen. 

Alle sich auf den Raum auswirkenden Planungen und 
Vorhaben müssen auch in ihren Wirkungen auf die Bö­
den durch Umweltverträglichkeitsprüfungen beurteilt 
werden. Bei den Planern muß sich die Erkenntnis durch­
setzen, daß Planung auch das Setzen von Grenzen be­
deuten kann. Planung darf nicht mehr länger Anpas­
sungsplanung sein, sondern muß auch künftigen Bela­
stungen entgegensteuern. 

Aufgrund der in den§§ 1 und 2 BNatSchG genannten Zie­
le und Grundsätze kommt der Landschaftsplanung eine 
Leitfunktion für den Schutz und die Nutzung der Böden 
zu, die künftig stärker ausgefüllt werden muß. So müs­
sen stärker als bisher die Eigenschaften der Böden, ihre 
Belastbarkeit und ihre Belastung berücksichtigt werden. 

- Alle Erschließungsmaßnahmen sollen nach dem Prinzip 
der weitestgehenden Schonung gewachsener Böden 
durchgeführt werden. 

- Um einen geordneten und sparsamen Abbau der Roh­
stoffe zu gewährleisten, ist die flächendeckende Auf­
stellung von Abbaukonzeptionen erforderlich. Anhand 
solcher Konzepte kann am ehesten die Vereinbarkeit mit 
Bodenschutzmaßnahmen und anderen Ansprachen 
überprüft werden. 

In Naturschutzgebieten sollten im Zusammenhang mit 
den jeweiligen natürlichen bzw. naturnahen Vegeta­
tionsgesellschaften auch die Bodentypen eines Natur­
raumes herausgestellt werden. 

- Die Landschafts-, Flurbereinigungs- und Bauleitplanung 
sollten zur Errichtung eines Blotopverbundsystems in 
der landwirtschaftlich genutzten Flur und In Baugebie­
ten stärker eingesetzt werden. Ein solches System dient 
Im Bereich der geschützten Biotope gleichzeitig dem 
Schutz der Böden. 

Gesetze / Verordnungen 

- Die bestehenden Gesetze mit bodenschOtzerlschem In­
halt sollten besser ausgeschöpft und nachdrücklicher 
angewandt werden. Dies gilt Insbesondere für die den 
Naturschutz und die Landschaftspflege betreffenden 
Gesetze des Bundes und der Länder. 

Der Deutsche Rat für Landespflege schlägt die Verab­
schiedung eines sog. Artikelgesetzes zum Bodenschutz 
vor, das auf der Grundlage von Art. 74 GG oder Art. 75 GG 
erlassen werden könnte. Dieses Bodenschutzgesetz 
müßte die Einrichtung eines flächendeckenden Boden­
katasters festlegen, in dem auch die Altlasten zu erfas­
sen sind. In Zusammenhang mit der Einrichtung dieses 

Bodenkatasters sollen in regelmäßigem Turnus Boden­
qualitätsberichte vorgelegt werden. 

Die lmmlsslonswirkungen auf Böden müssen mit Vor­
rang wissenschaftlich untersucht werden und die Ergeb­
nisse stärker In die Immissionsregelungen Eingang fin­
den. 

- Sämtliche in den Gesetzen und Verordnungen festgeleg­
ten Grenz- und Richtwerte sollten im Hinblick auf den 
Schutz der Böden überprüft und, wenn nötig, verschärft · 
werden. Dies gilt z.B. für die Schwermetallgrenzwerte 
der Klärschlammverordnung sowie die Schwermetall­
grenzwerte In Futtermitteln. Für den Schwermetallgehalt 
in Düngemitteln müssen noch Grenzwerte aufgestellt 
werden. 

- Das Abfallrecht sollte so weiterentwickelt werden, daß 
es von der Abfallbeseitigung hin zu einer Abfallwirt­
schaft mit weitgehender Wiederverwertung von Wert­
stoffen kommt, um weitere Belastungen der Böden zu 
verhindern. Außerdem sollten im Abfallrecht Regelun­
gen Ober das Aufbringen von Gülle aufgenommen wer­
den, um eine Überdüngung von Wirtschaftsflächen und 
Schäden am Boden und im Grundwasser zu vermelden. 

- Sparsamster Umgang mit dem Boden muß zur Prämisse 
für alle sich auf den Raum auswirkenden Planungen wer- ' 
den; evtl. sollte diese Forderung auch in die entspre­
chenden Gesetze aufgenommen werden (z.B. Raumord­
nungsrecht, Verkehrsrecht, Bergrecht etc.). 

Der § 39 des Bundesbaugesetzes enthielt die Ermächti­
gung, zum Schutz des Mutterbodens eine Verordnung zu 
erlassen. Bedauerlicherweise ist diese Ermächtigung Im 
neuen Baugesetzbuch (§ 202) entfallen. Der Rat emp­
fiehlt, das Baugesetzbuch um diese Ermächtigung wie­
der zu erweitern und eine Mutterbodenschutzverordnung 
dringend zu erlassen. 

- Die finanziellen Fördersysteme (Zonenrandförderungs­
gesetz, Investitionsförderungsgesetz, Gemeinschafts­
aufgaben, Zuschüsse zu flächen belastenden Planungen) 
müssen zugunsten der Lösung von Bodenschutzproble­
men geändert werden. 

Diese Stellungnahme des Deutschen Rates für Landespfle­
ge, die sich mit dem Problembereich Schutz der Böden be­
faßt, wird dem Herrn Bundespräsidenten als Schirmherrn 
des Rates, dem Herrn Bundesminister für Ernährung, Land­
wirtschaft und Forsten, dem Herrn Bundesminister für Um­
welt, Naturschutz und Reaktorsicherheit, dem Herrn Bun­
desminister für Raumordnung, Bauwesen und Städtebau, 
dem Herrn Bundesminister für Verkehr und den für den 
Schutz der Böden zuständigen Ministern der Länder mit der 
Bitte zugestellt, von ihrem Inhalt Kenntnis zu nehmen und 
die Hinweise und Empfehlungen für künft ige Entscheidun­
gen zu berücksichtigen. 

Bonn-Bad Godesberg, den 20. Dezember 1986 

Der Sprecher 

(Prof. Dr. h. c. Kurt Lotz) 
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Anhang zur gutachtlichen Stellungnahme „Bodenschutz" 

Bodenschutz als internationales Problem 

Der Schutz der Böden unserer Erde als Grundlage landbauli­
cher Nutzung steht in engem Zusammenhang mit dem Pro­
blem der Ernährung der menschlichen Bevölkerung. Die Ge­
fährdung des Bodens, vor allem durch Maßnahmen des 
Menschen, Ist keineswegs nur an empfindliche Bodenarten 
und extreme klimatische Bedingungen geknüpft, sondern in 
allen Ländern gegeben. Die nachteiligen Auswirkungen 
durch Bodenverbrauch und vielfältige Bodenbelastungen 
sind jedoch in vielen Ländern der Dritten Welt deshalb be­
sonders gravierend, weil dort die Wachstumsraten der 
Agrarproduktion bereits seit geraumer Zeit unter der Bevöl­
kerungszunahme liegen. Die Weltbevölkerung wird von ge­
genwärtig 5 Mrd. auf möglicherweise 7 Mrd. im Jahre 2000 
anwachsen; etwa neun Zehntel dieses Zuwachses werden 
auf die Entwicklungsländer entfallen. Diese Länder werden 
bereits 1990 ein Nahrungsmitteldefizit an Getreide von 
120- 145 Mio. t gegenüber 37 Mio. t im Jahre 1975 aufwei­
sen. Etwa vier Fünftel der Grundnahrungsmittel in den Ent­
wicklungsländern bestehen aus Getreide oder Getreidever­
arbeitungsprodukten. Die Ernährung der Menschen in vielen 
dieser Länder ist damit gefährdet, ein Ausgleich mit Nah­
rungsmitteln aus Ländern mit Ertragsoberschüssen aber 
nur begrenzt möglich. Das heißt, die Bevölkerung dieser 
Länder muß durch Hilfen in den Stand gesetzt werden, sich 
selbst zu ernähren. Der Schutz der Böden ist eine unabding­
liche Voraussetzung hierfür wie für die Sicherheit der Ernäh­
rung der Menschheit Oberhaupt. 

Die Gefährdung und Belastung der Böden hat viele Ursa­
chen. Allein durch Versiegelung des Bodens durch städte­
bauliche Maßnahmen werden nach Schätzungen der UN bis 
zum Jahre 2000 etwa 54 Mio. ha Fläche - das entspricht 
etwa der Größe Frankreichs - in Anspruch genommen. 
Hinzu kommen Bodenverluste durch Industrie und Straßen­
bau, Abgrabungen und Aufschüttungen. Ferner können 
Maßnahmen der Landwirtschaft, also der Bodenbearbei­
tung und -behandiung, zur Bodendegradierung und zum Bo­
denverlust führen. Im einzelnen sind folgende Schäden zu 
erwarten: 

- Abbau der organischen Substanz Im Boden und 
Nährstoffverarmung 

- Eintrag organischer und anorganischer Schadstoffe in 
den Boden 

- Versalzen des Bodens durch Überdüngung und falsche 
Bewässerungstechniken 

- Alkalisieren des Bodens durch Überkalken 

- Schädigung des Bodens durch 
Pflanzenbehandlungsmittel 

- Aluminisieren des Bodens durch Versauern 

- Verdichten des Bodens durch Überwässern und 
Maschineneinsatz 

- Vernichtung von Wäldern und Buschwerk und 
ungeregelte Brennholznutzung 

- Überbeweidung von Grasland durch zu hohen Besatz mit 
Weidevieh 
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- Abtrag des Bodens durch Oberflächenwasser und Wind 
(Bodenerosion). 

Der durch diese Belastungen und die damit ausgelösten 
Prozesse bedingte Verlust an landwirtschaftl ich genutzter 
Fläche wird weltweit auf 600-900 ha/Stunde oder 5-8 Mio. 
ha/Jahr (etwa die Größe Österreichs) geschätzt. Die Versal­
zungsschäden als Folge von problemat ischen Bewässe­
rungsmaßnahmen auf Böden mit hohem Grundwasserhori­
zont oder schlechter Dränung geben vor allem in Indien, Pa­
kistan, im Irak, in Teilen Afrikas, insbesondere Ägypten, und 
in Australien, aber auch in den USA und in Kanada Grund 
zur Sorge. Das gleiche gilt für die Desertifikation oder Wü­
stenbildung in ariden und semiariden Klimaregionen als 
Folge zunehmender Bevölkerungsdichte und steigenden 
Viehbestandes. 

Die Bodenerosion hat In allen Ländern als Folge des intensi­
vierten Landbaues in den vergangenen Jahren erheblich zu­
genommen. Das gilt sowohl für die Vereinigten Staaten von 
Nordamerika (Arizona, Nevada), Mittel- und Südamerika, So­
wjetunion (Ukraine), die Länder um das Mittelmeer, so Ita­
lien (Apennin) und Spanien (Sierra Nevada, Murcia) als auch 
für viele Länder in Afrika und Asien. Auf etwa einem Fünftel 
bis vielleicht sogar einem Drittel der weltweit genutzten Flä­
che hat der Abtrag des Oberbodens durch Wind- und Was­
sererosion solche Ausmaße angenommen, daß die langfri­
stige Produktivität ernsthaft gefährdet erscheint. In vielen 
Entwicklungsländern ist die Bodenerosion und ihre Verhin­
derung das vordringlichste Problem geworden, zu dessen 
Lösung auch die Industrieländer, unter ihnen die Bundesre­
publik Deutschland, ihren Beitrag leisten müssen. 

Die Vernichtung der tropischen Regenwälder mit dem Ziel, 
neue landwirtschaftliche Nutzflächen zu schaffen, führt 
nicht nur zu wesentlichen Veränderungen des Großklimas, 
sondern in der Regel auch zu Bodenverlusten, weil die Bö­
den nur kurzfristig ·ackerbaufähig und damit nutzbar sind. 

Die Maßnahmen zum Bodenschutz sind im Grundsatz zwar 
in allen Ländern ähnlich, jedoch erfordern die extremen kli­
matischen Bedingungen und die spezifischen Böden und 
Bodenprofile in vielen Entwicklungsländern die Beachtung 
besonderer Schwerpunkte. Insbesondere sind die von unse­
ren mitteleuropäischen Verhältnissen vielfach stark abwei­
chenden bodenökologischen und bodenphysikalischen Be­
dingungen zu beachten. 

So muß das weitere Vordringen der Wüste, die Desert ifika­
tion der Landschaft, unbedingt verhindert werden. Das er­
fordert einen auf die standörtllchen Gegebenheiten be· 
grenzten Weidebetrieb, der eine Überbeweidung aus­
schließt, die Anlage und Pf lege eines Systems von Schutz­
pflanzungen und Waldstreifen, eine Stabil isierung von 
Sanddünen und einen auf die Agrarwirtschaft ausgerichte­
ten Waldbau. Gegen eine weitere Salzakkumulation muß 
durch ausreichende Dränung und sachgemäße Bewässe­
rung vorgebeugt werden. Die Bodenerosion wiederum muß 
durch konservierende Bodenbearbeitung, Verbesserung des 
Humusgehaltes, standortgerechte Fruchtfolge, durch Deck· 
und Mischkulturen, Mulchen der offenen Bodenflächen, 



Streifenanbau, Anlage von Terrassen mit Befestigung der 
Terrassenabsätze und Aufbau von Schutzpflanzungen, die 
In ihrer Führung auf das Relief abgestimmt sind, unterbun­
den werden. Im einzelnen müssen die Bodenschutzmaßnah­
men auf die landschaftsspezifischen Probleme der Länder 
abgestimmt und projektbezogen bearbeitet werden. 

Auf dem Kolloquium wurden anhand von zwei Beispielen 
aus Afrika (Botanisches Institut der Universität Heidelberg) 
die Probleme der Gefährdung des Bodens, die Ursachen der 
Bodenbelastung sowie die möglichen Maßnahmen zum Bo­
denschutz erläutert. Das erste Beispiel liegt In der Zentralre­
gion von Togo im Bereich der Feuchtsavanne des Sudangür­
tels. Infolge der Beseitigung der Gehölzvegetatlon und der 
Buschbrachen in der Landschaft sowie flächendeckender 
Brände zur Vernichtung der Grasmassen wurde der Wasser­
abfluß gesteigert und damit die Bodenerosion stark geför· 
dert. Parallel zur Abnahme des Bodens in quantitativer und 
qualitativer Hinsicht wächst die Bevölkerung durch hohe 
Geburtenraten und Zuwanderung aus den Problemgebieten 
des Nordens stark an. Das führt zwangsläufig zu einer Über­
nutzung der landwirtschaftlichen Flächen. Die vorgesehe­
nen Maßnahmen zur Neugestaltung dieser Bereiche gehen 
bewußt von den bewährten bodenerhaltenden Nutzungsfor­
men mit lokaler und regionaler Tradition aus und bauen die 
erforderlichen Schritte zur Intensivierung darauf auf. Als 
Maßnahmen zum Erosionsschutz kommen im einzelnen in 
Betracht: Wiederanpflanzung von Bäumen in der Feldf lur, 
Anlage von Schutzstreifen aus Gehölzen oder ganzen Wald· 
streifen, Erweiterung der Mischkulturen, Rotation mit feuer­
resistenten Brachepflanzen, Intensiv-Kurzbrache statt Wei­
debrache, Feuerverhütung, verbesserte Düngung und Me­
chanisierung durch Tieranspannung. Auch die Einsaat ge­
eigneter GründOngungspflanzen in die heranwachsende 
Kultur ist eine bodenschotzende Maßnahme, weil die Felder 
nach Abernten der Kulturen bedeckt bleiben. 

Als zweites Beispiel wurde das Zentralplateau von Ruanda 
(Rwanda) vorgestellt. Das Gebiet Ist ein Bergland, etwa 1400 
bis 2000 m Ober NN gelegen, das eine sehr hohe Bevölke· 
rungsdichte von 250 Menschenfqkm aufweist; das Bevölke· 
rungswachstum übersteigt z. Z. noch 3 % pro Jahr. Das Ge-

lände ist mit steilen Hängen ausgestattet, die bis zu einer 
Neigung von 35 % genutzt werden. Obwohl bereits von der 
Neigung her mit Bodenabtrag durch Oberflächenwasser ge­
rechnet werden kann, so wird die Gefahr noch gesteigert · 
durch den Fortfall alter regenerierender Brache, das Fehlen 
einer flächendeckenden Düngung, die Nutzung der Flächen 
überwiegend In Form von Reinkulturen und zunehmende In­
tensivierung Oberhaupt. Die Zunahme der Erosion und die 
Abnahme der Bodenfruchtbarkeit sind so offensichtlich, 
daß die Regieru ng Programme zum Bodenschutz, zur Stall­
haltung von Tieren und zu verstärkter Aufforstung margina­
ler Flächen mit Nachdruck verfolgt. Die Entwicklung eines 
standortgerechten Landbaues in Ruanda baut auf traditio­
nellen leistungsfähigen Vorbildern auf, die z.B. in anderen 
afrikanischen Ländern wie Kenia, Tansania, Nigeria und 
Äthiopien zu f inden sind. In diesen Ländern sind Wald- und 
Savannenlandschaften anzutreffen, in denen der Feldbau 
unter Bäumen, Bananen und Kaffee vorgenommen wird. Un­
krauttoleranz und kurze lntensivbrachen zur Gründüngung 
können den Humusaufbau ergänzen. Auch hier kann man 
von "agrarforstlichen" Systemen sprechen, die sich be­
währt haben. Diese traditionellen Vorbilder müssen aufge­
griffen werden durch Rückkehr zu Mischkulturen und er­
gänzt durch Übergang zu Reihen- statt Streukulturen, inten­
sivere Gründüngung, Terrassierung der Hangflächen, Anla­
ge von Eroslonsschutzstreifen mit Hecken und Baumreihen, 
Stallhaltung der Tiere, ausreichende organische und mine­
ralische Düngung und Erweiterung des Kulturpflanzenspek­
trums. Diese Komponenten und Maßnahmen müssen zu ei­
nem Anbausystem zusammengefügt und verzahnt werden, 
und zwar im Sinne einer Mehrzwecknutzung. 

Die in Togo und Ruanda gewonnenen Erfahrungen und Er­
kenntnisse können sicher auf manch andere Entwicklungs­
länder übertragen werden, wobei jeweils die standörtllchen 
Gegebenheiten mit ihren Böden und Bodenprofilen, Ihrem 
Wasserhaushalt, ihrem Rel ief und Klima berücksichtigt und 
die Maßnahmen des Bodenschutzes darauf abgestellt wer­
den mossen. Es muß jedoch herausgestellt werden, daß 
ohne eine Begrenzung des Bevölkerungszuwachses die Bo· 
denschutzprobleme in den meisten Entwicklungsländern 
nicht zu lösen s ind. 

HalbwOstenähnliche Landschaft am Rande des Mittleren Atlas In Marokko, die von Nomaden, 
hier mit Dromedaren, beweidet wird. Foto: G. Olschowy 
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Ernst Schlichting 

Funktion und Gefährdung von Böden in verschiedenen Ökosystemen 

Einleitung 

Böden sind gedanklich abgrenzbare, durch bestimmte Hori· 
zontkombinationen in ihren Profilen zu charakterisierende 
Segmente aus dem ± stetigen Kontinuum Pedosphäre, in 
dem Material der Lithosphäre durch Atmosphärilien und Or· 
ganismen umgewandelt wurde und wird. Selbst engagierte 
Umweltschützer sorgen sich aber um Böden nicht derer 
Wesens als Naturkörper, sondern allenfalls deren Funktio· 
nen für andere Ökosystemelemente wegen. Als Grundele· 
mente von terrestrischen Ökotopen sind Böden Lebensräu· 
me von Bodenorganismen und Standorte der Natur- oder ei· 
ner Nahrung und Rohstoffe erzeugenden Kulturvegetation, 
können mithin als Versorgungsflächen für Tiere und Men­
schen betrachtet werden. Als Glieder von Ökochoren sind 
Böden darüber hinaus Menge und Zusammensetzung von 
Grund· und Oberflächenwässern regulierende Fließwider­
stände und Filterkörper für atmogene Stoffe, können also 
auch als Entsorgungsflächen für anthropogene Zufuhren 
dienen. Als Bestandteile der Ökosphäre schließlich sind sie 
Senken, aber auch Quellen von umweltrelevanten Spurenga­
sen und Aerosolen (s. Fig. 1). 

Gefährdet werden können mithin die Erfüllung von Ver· und 
Entsorgungsfunktionen und/oder der Profilaufbau. Beides 
wird von Pedologen seit Jahrzehnten untersucht; auf erste­
res richtet sich seit kurzem auch das Interesse von Vertre­
tern anderer Disziplinen und der Öffentlichkeit. Kriterien für 
eine Schädigung sind dann nicht Bodenmerkmale (ein· 
schließlich des Besatzes an Bodenorganismen}, sondern 
Blomasseproduktion (Ertrag) und Artenspektrum oder 
Qualität der Pflanzen bzw. das Verhältnis von Grundwasser­
spende zu Abfluß sowie Wassergote, bisher kaum die Zu· 
sammensetzung der bodennahen Luftschichten (s. Flg. 1). 

Gefährdend sein kann 1. Ausgraben, 2.a) Begraben (Versie· 
geln) oder b) Entblößen (Erodieren), 3.a) Verdichten (Über­
wässern) oder b) Lockern (Entwässern}, 4.a) Versalzen (Über­
düngen) oder b) Auswaschen (Erschöpfen), 5.a) Alkalisieren 
(Überkalken) oder b) Aluminisieren (Versauern) sowie 6. Kon­
taminieren. Außer Ausgraben und Kontaminieren mit Xeno­
biotica sind dies auch natürlich ablaufende Prozesse, deren 
Resultierende die landschaftstypischen Bodenmuster 
prägten. 

Aus ihrem Studium wurden für die Diagnose und Prognose 
von Bodenschädigungen wesentliche Erkenntnisse gewon· 
nen, und aus den jeweils unter a) und b) aufgeführten Pro­
zessen mit konträren Wirkungen sind entlastende Eingriffe 
abzuleiten. 

Anhand von Fallstudien an Ökotopen und Ökochoren ver­
schiedener Bodenregionen soll im folgenden ein Überblick 
Ober die Problempalette gegeben werden (das Vorgetragene 
wurde an Farbdias veranschaulicht, die hier durch Text er­
setzt werden mußten). 

2 Ergebnisse von Fallstudien 

2. 1 Böden subpolarer Gebiete (s. Fig. 2) 

In diesem trockenkalten (200 mm, -10°C) und kurzsomme­
rigen (50 frostfreie Tage) Gebiet mit - abgesehen von Nu· 
nataks - jungen Landoberflächen werden die Böden weit 
mehr durch Kryoklastik als durch chemische Verwitterung 
geprägt, so daß der Nährstoffnachschub aus der Silikatre­
serve gering ist. Bei der Mineraltransformation im Bw 
des Cambisols überwiegt die Verbraunung die Verlehmung, 
spiegeln also die Tongehalte weitgehend die der Ausgangs­
materialien wider. infolge geringer biotischer Aktivität wer­
den - gemessen an der geringen Streuproduktion der Tun· 
dravegetat ion - große Mengen organischer Substanz an 
der Bodenoberfläche akkumuliert und in ihnen Nährstoffe 
Inaktiviert. Je mehr ein feinporiger Mineralkörper die Leltfä· 
higkeit für Wasser und eine Rohhumusdecke (0) die für Wär­
me mindern, desto mehr vereist der Unterboden, desto fla· 
cher wird die Auftauzone (Tjäle BwCJ) und desto mehr setzt 
Kryoturbation unter Bildung eines Thufur-Mikroreliefs ein. 
Permafrost Qm) hemmt den Wurzeltiefgang und die Auswa­
schung, Kryoturbatlon kann Feinwurzeln zerreißen, Hori­
zontmuster zerstören und Oberböden eutrophieren (s. hohe 
„S"·Werte In Fig. 2,a). Thufurbildung bringt aber nicht nur 
die Ausrichtung der Baumstämme durcheinander („drunken 
forest") , sondern schafft auch ein kleinräumiges Sonn- und 
Schatthang-Standortsmuster mit entsprechenden Folgen 
für das Artenspektrum der Krautschicht. 

N t k
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2. Böden im subarktischen Gebiet (Kanada)') 

Wenn die hier sommers weniger transpirierende als evapo· 
rationshemmende und weniger den Regen als den - isolie­
renden - Schnee interzeptierende, also die Böden befeuch· 
tende und abkühlende Baumschicht zerstört wird (z. B. 
durch Waldbrand, wie im Profil 2,b), dann sinken Perma· 
frostgrenze und Kryoturbation. Schließlich wirken einebnen­
de Vorgänge stärker als aufwölbende und setzt eine Hori­
zontlerung unter Entbasung und Aluminlsierung ein (s. Al8 in 
Fig. 2,b). - Aus diesem Fall ist zu schließen, daß bereits 
durch natorllche Ereignisse vielstufige Reaktionsketten 
ausgelöst werden können, die das Ökotopmuster wesent­
lich ändern. 

2.2 Böden kontinental-gemäßigter Gebiete (s. Flg. 3) 

In diesem sommertrockenen und winterkalten (350 mm bei 
700 mm ETp, 1 °C mit!:::. 37, 120 frostfreie Tage) Gebiet mit 
jungen periglazialen Sedimenten kann bereits eine mäßige 
Silikatverwitterung und Tonbildung ablaufen. Die Minerali­
sierung der hier relativ stärker im Boden produzierten oder 
bioturbativ in Ihn eingemischten Steppenpflanzen-Streu ist 
jedoch gehemmt, so daß weitflächig Böden mit humlnstoff­
reichen, fast schwarzen Ah·Horizonten entstehen (s. Fig. 
3,a). Die Pflanzen werden reichlich mit kationischen Nähr­
stoffen, aber knapp mit P und N (da an Ca bzw. im Humus 
gebunden) und besonders mit Wasser versorgt. Regelmäßi· 
ges Entfernen des Vegetationsschirms bei Schwarzbrache 
und (Sommer·!)Getreidebau bedeutet Gefahr der Erosion 
nicht nur der - unter strengem Kontinentalklima ohnehin 
nicht sehr mächtigen - „Krume", sondern auch von 
Schnee, mithin Verkürzung der (boden)frostfreien Zeit und 
Verminderung des Wasservorrats. 
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In schneefangenden Dellen tritt Umgekehrtes ein, so daß 
aus dem nassen Unterboden sommers salzhaltiges Wasser 
aufsteigt und die Ausbreitung halophiler Pflanzen begün· 
stigt, deren Pumpeffekt die Bodenalkalislerung noch ver­
stärkt (s. hoher Na-Antei l an der KAK = VNa in Fig. 3,b und 
c). Herbstliche Sickerung verfrachtet nicht nur Salze in den 
Unterboden (s. Salzgehalts-Maxima), sondern auch durch 
Na-Belegung leicht dispergierbar gewordene Tonteilchen 
(s. Tongehalts-Maxima). Infolgedessen sinkt die Wasserleit­
fähigkeit im Unterboden, wird also der Oberboden nach der 
Schneeschmelze mehr vernäßt. - In Senken flleßt mehr 
Schmelzwasser zu als verdunsten kann, herrscht also im 
Trockengebiet ein humides Bodenklima mit entsprechen­
den Folgen für die Basenauswaschung und Tonverlagerung 
(s. Flg. 3,d). Mäßige Trophie und geringe Durchlüftung des 
Oberbodens bestimmen dann die Vegetation und die mikro· 
bielle Aktivität (s. Humusgehalts-Maximum). 

Bodenschutz unter dem Aspekt der Nahrungsproduktion er­
fordert in dieser Landschaft also zunächst Eroslonsverhü­
tung (und P-Düngung) auf den Tschernosemflächen. Ver· 
mindern des Schneeverwehens durch Pflanzenstreifen bzw. 
des Schmelzwasserabflusses durch Fanggräben wird aber 
nicht nur die Wasserversorgung der Ackerpflanzen verbes-

') AbkOrzunge.n tor alle Diagramme: Ki = Kies, S = Sand, U = 
Schluff, T = Ton, t = gesamtes, d = d lthlonlt·, o = oxalatlösllch, 
(1)a = (leicht) austauschbar, e. L. = elektr. Leitfähigkeit; „S" = Ca8 
+ K8 + Na8 , . H" = H8 + A18 , KAK = Kationenaustauschkapazität; 
R. g. = Raumgewicht, tW = Totwasser, (F)WK = (Feld)Wasserkapa· 
zität. - Humus = 2xc. Außer den mit • gekennzeichneten sind die 
Daten additiv aufgetragen, d. h. die Fläche zwischen zwei Lin ien er­
gibt die Meßgröße. 
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3. Toposequenz Im Kasachischen Flachhügelland - 52° n. Br. , 70° e. L.) 

sern , sondern auch den Wasser- und damit den Luft· und 
Nährstoff-Haushalt in den Dellen und Senken umsteuern. 
Die durch standortsungemäBe Nutzungstechniken akzentu­
ierten Unterschiede zwischen den Ökotopen werden dann 
also wieder vermindert. Wenn die Solonetze gelockert. und 
gegipst (im Profi l c kombinierbar durch Tiefpflügen) sowie 
die Planosole tiefgelockert und gekalkt worden, könnten so­
gar erstere auch als Äcker statt als Weide und letztere als 
Weide statt als Forst genutzt werden. - Aus diesem Fall ist 
zu schließen, daß das Standortmuster In Ökochoren nicht 
erst durch direkte Melioration bestimmter Ökotope, sondern 
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schon durch eine booenpflegllche Nutzung anderer Öko· 
tope nivelliert werden kann. 

2.3 Böden tropisch-trockener Gebiete (s. Fig. 4) 

Hier werden Probleme von Böden weit auseinanderliegen­
der Landschaften behandelt, um prinzipielle Unterschiede 
zwischen f luviatilen Ton- und äolischen Sandflächen (und 
hier zwischen solchen junger und älterer Landoberflächen) 
und Ähnlichkeiten im (semi)-ariden Klima mit kurzer Som­
merregenzeit darzustellen. 
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4. Böden im tropisch-trockenen Gebiet (a) Sudan, b) Indien, c) Niger 

2.3. 1 Böden aus tonige Sedimenten 

Vorherrschen von Montmorillonit ( = M) und hohe V Na-Werte 
(> 15 % = sodlc) bedingen ein großes Quell/Schrumpf-Po­
tential (COLE > 9 cm/m), im wechseltrockenen Klima also 
eine deutliche Peloturbation (s. Humusverteilung im Verti­
sol 4,a, ! = slickensldes). Schrumpfen bedeutet aber nicht 
nur tiefes Eindringen von - warmtrockener - Luft, mithin 
schnelles Erschöpfen der ohnehin geringen (durch hohen 
tW = Tatwasser-Anteil noch verminderten) Nutzwasserre­
serven durch RißdOrre, sondern auch Hemmung des kapilla­
ren Salzaufstiegs sowie - bei folgenden Starkregen - För­
derung der Oberboden-Entsalzung. Daher ist nur der Unter­
boden salin (e. L. = elektr. Leitfähigkeit > 15 mS/cm), hier 
besonders reich an Na (Cl, SOJ. 

Bewässern vermindert zwar den Wasserstreß für die Nah­
rungsproduktion, aber auch die belüftend und entsalzend 
wirkende Rißblldung. Bel Überwässern von schlecht was­
serleitenden Böden werden also die Luftmangelphasen im 
Unterboden verlängert und die Versalzung des Oberbodens 
verstärkt, können mithin die Erträge sogar adaptierter Pflan­
zen unter das Ausgangsniveau sinken. - Aus diesem Fall 
ist zu schließen, daß dem „gesunden Menschenverstand" 
als fernliegend Erscheinendes (hier die Wahl ausreichend 
permeabler Böden für die Bewässerung und/oder eine tiefe 
Entwässerung in Trockengebieten) für die Erhaltung der Bo­
denfunktionen wichtiger sein kann als Naheliegendes (hier 
die Zufuhr des Produktlonsmlttels Wasser, das aber auch 
ein Salztransporteur Ist). 

chrom. Yertisol, .s'al.• sod. 
a. Nil.Alluv. u. Halbwüste 
210mm (ETp2100J, 28,5°C 

albic Arenosol, sod. 
a. Dünen-S u. Halbwüste 
250mm(ETp 1850), 26°C 

ferral. Arenosol 
a. Flug-S u. Savanne 
600mmlETp 2050), 29°C 

2.3.2 Böden aus sandigen Sedimenten 
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Diese Arenosols sind nicht nur ton-, sondern auch humus· 
und mithin N-ärmer als die Vertisols, haben also eine weit 
geringere KAK (geänderter Maßstab für die Profile 4,b und 
c!) und speichern viel weniger Wasser (s. geringe Feldkapa­
zität FK) aus den in großer Dichte fallenden Niederschlä­
gen. Das löst die Salz-, verschärft aber die Dorreprobleme 
besonders für Flachwurzier. Wenn Bäume und Büsche eli­
miniert werden, nimmt die Biomasseproduktion der Land­
schaft ab, die (Wind-)Eroslon entsprechend zu, zumal bei 
Verfüttern oder Verbrennen auch der für verdunstungs- und 
überhltzungshemmende Mulchdecken geeigneten Ernte­
rockstände. Bodenschutz (und Ertragssteigerung) durch Be­
wässerung würde meist hohen technischen Aufwand und 
überdies Verbrauch kaum erneuerbarer Ressourcen oder 
hohe Transportverluste durch Verdunsten bedeuten. „Was­
seransparen" durch Schwarzbrache (s. 2.2) wäre hier ein 
Versuch am untauglichen Objekt. Erforderlich sind vielmehr 
adaptierte Pflanzen und flexible Nutzungsformen (zu denen 
der Nomadismus bei geringer Bevölkerungsdichte gehört) 
bzw. erosionshemmende Nutzungstechniken. 

Darin unterscheiden sich die beiden Landschaften aber we­
sentlich, da die Sedimente Landoberflächen mit geringer 
(4,b) oder starker Verwitterung (4,c) entstammen. In erste­
rem Falle haben die Böden wegen bzw. trotz geringere Ton­
gehalten eine geringere FK bzw. eine höhere KAK und sind 
basengesättigt (sogar schwach alkalisiert); in letzterem 
sind sie entbast und versauert (s. Al8 in 4,c), infolge hoher 
Fe-Oxid-Gehalte (s. Fed) P-flxi erend (auch Mo- und S-arm?) 
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5. Böden Im tropischen Bergland und auf Peneplainen (Rwanda) 

und verkrusten oft. Dann kann Wassererosion bei geringer 
Sandmächtigkeit Ober verfestigten fossilen Böden den Wur­
zelraum einengen sowie Abfluß die Dorre verschärfen und li· 
mitieren Wasser- und Nährstoffmangel wechselseitig die 
Nutzung der knappen Ressourcen. - Auch hier ist also 
nicht (nur) den augenscheinlichen Nöten (dem Wasser­
mangel) zu steuern, sondern (auch) den verborgenen (dem 
Nährstoffmangel). Wenn steigende Bevölkerungsdichte ei­
nen Dauerfeldbau erzwingt, ist Bodenschutz gegen Er­
schöpfen erforderlich. 

2.4 Boden tropisch-± -feuchter Gebiete (s. Fig. 5) 

In diesen weder periglazlal noch peridesert überprägten, 
feuchtwarmen Landschaften wird man weitgehend Klimax­
böden, also eine Vereinheitlichung auch der Probleme des 
Bodeschutzes erwarten. Aber selbst Böden kleinerer Regio­
nen, die standortkundlich als einigermaßen homogen er­
scheinen, betrachtet man sie aus großer Distanz (z. B. Rwan­
da aus Deutschland), unterscheiden sich darin sehr stark. 

In Böden aus jungen basischen Vu lkaniten (s. Au = Augit 
und Hbl = Hornblende im Profil, 5,a) verläuft die Verwitte­
rung zunächst um so viel schneller als die Tonmineralbil­
dung, daß sich Allophane anreichern ( = All, bei Körnungs­
analysen z. gr. T. koagulierend, daher als Schluff erfaßt). Sie 
binden Huminstoffe so stark, daß trotz günstiger Minerali­
sierungsbedingungen sehr viel Humus (mithin auch N) akku­
muliert wird. Daher haben diese Böden hohe KAK- sowie 
„S"-Werte (aber rel. wenig K) und ein sehr lockeres Gefüge 
(s. Raumgewichte R.g.). Selbst bei Starkregen und an St ei l­
hängen (hier 55 % !) ist daher der Abfluß gering. Sehr gering 
ist aber auch die P-Verfügbarkeit (wegen der hohen Gehalte 
an sorbierenden AICH-Gruppen, s. Aldl· Erosions- und Er­
schöpfungsrisiken bestehen also kaum; aber ohne Zufuhr 
von P (und K, bei stärkerer Verwitterung auch von Kalk) muß 
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ein stabiles Nutzungssystem auf den Anbau entsprechend 
adaptierter Pflanzen gegründet werden. 

Böden des Granit- ( + Quarzit-)Berglandes sind - gemessen 
an der beträchtlichen Streuproduktion des niederen Regen­
waldes - humusarm (Fig. 5,b mit z. T. geändertem Maß­
stab!), deutlich verlehmt (mit viel Kao = Kaolinit und ent­
sprechend geringerer KAK), lessiviert ( + = Argillane), ent­
bast und versauert (aluminisiert). Sie wären es noch weitaus 
stärker, hätte nicht die abgelaufene (!) Erosion für eine 
„Düngung von unten" gesorgt (s. Fsp. = Feldspäte in der 
Sand- und III. = lllite in der Ton-Fraktion, viel Ca3 und wenig 
Al3 im Unterboden). Verstärkt man diese durch den Pumpef­
fekt tiefwurzelnder Pflanzen und f ührt die entzogenen Nähr­
stoffe in einer Subsistenzwirtschaft möglichst weitgehend 
wieder zurück, dann ist auch hier das Erschöpfungsrisiko 
gering. Welt größer Ist aber bereits bei mäßiger Hangnei­
gung das Erosionsrisiko für diese kaum Segregate bilden­
den (kaolinitischen!) und daher unten wasserstauenden und 
oben verschlämmenden Böden. Ablautende (!) Erosion be­
deutet nicht nur Verlust an hochgepumpten oder rückge­
führten Nährstoffen, sondern auch an Wurzel- und Wasser­
speicherraum sowie - was oft übersehen wird - an Pro­
duktivwasser. Erosionsverhütung erfordert aber hohen tech­
nischen Aufwand oder teilweisen Nutzungsverzicht (Dauer­
kulturstreifen, Bodendecker oder Mulchdecken). Dieser 
muß bei großer Bevölkerungsdichte durch eine Ertragsstei­
gerung ausgeglichen werden, die nicht mehr (nur) auf „ Re­
cycling", sondern zunehmend (auch) auf „ Input" (für Getrei­
de bes. von Ca, Mg und P) zu gründen ist, also eine Markt­
wirtschaft erfordert: Erosionsverhüt ung ist hier also wesent­
lich auch ein sozioökonomisches Problem. Sie ist überdies 
eine den Schutz der Erosionsorte übergreifende Aufgabe; 
denn der Abfluß vernäßt die Senkenböden, verlängert also 
dort die Luftmangelphasen oder erhöht den Au fwand für die 
Abfuhr des (den Hügelböden) fehlenden(!) Wassers. 



Böden der alten Granit-Peneplainen (s. Fig. 5,c) sind weit 
weniger erodiert als transformiert: Unter den früher feuchte­
ren Bedingungen wurden die verwitterbaren Minerale selbst 
aus dem Sand eliminiert und die (in Böden periglazlaler Ge­
biete meist beträchtlichen) Gehalte an Schluff dezimiert 
und mit ihnen die Nutzwasserkapazität. In der Tonfraktion 
dominieren Kaolinit und residualakkumulierte, verkittend 
wirkende Fe-Oxide (s. Fed), so daß selbst tonige Böden eine 
geringere KAK haben als sandige in anderen Gebieten (vgl. 
Fig. 4, b und c). Die Aluminisierung ist relativ weit fortge­
schritten. Die Mineralisierung ist in der Regenzeit so stark, 
daß der verbleibende Humus weder die KAK erhöht noch die 
Verdichtung (s. R.g.) und Verkrustung der Oberböden In der 
Trockenzeit verhindert. Hier führte also eine andere Kombi· 
nation von geomorpher Einheit x Klimageschichte zu ähnli­
chen Standortsproblemen wie in 2.3.2 geschildert, ist aber 
das Erosions- weit geringer als das Erschöpfungsrisiko, zu­
mal wegen der geringen Durchwurzelbarkeit und der großen 
Entbasungstiefe die Pumpeffekte der Pflanzen und mithin 
auch Recyclings-Wirkungen nur gering sind. Entsprechend 
lang sind die Umtriebszeiten Im Wanderfeldbau mit schnel­
ler „heißer" statt langsamer biologischer Verbrennung der 
Streu. Erstere bewirkt zwar eine Ent- statt Versauerung 
(s. Anstieg von pH und P-Verfügbarkeit, Abnahme von Al8 ), 

vergeudet aber N sowie S und verflüchtigt auch stabilere C­
Verbindungen, die zur Humusbildung in den Böden oder zur 
Rohstoffversorgung der Menschen beitragen könnten (das 
gi lt bes. im Regenwaldgebiet). Entsprechend groß sind aber 
auch die Flächen, deren Naturvegetation zerstört wird. Eine 
bodenfunktionspflegliche Alternative zu dieser Ausbeutung 
wäre die intensivere Nutzung kleiner Flächen nach Dün­
gung. - Aus diesen Fäl len ist zu schließen, daß auch man­
gelnde Erosion ungünstig und eine „ moderne" Bodennut­
zung ökologisch s innvoller sein kann als die „ traditionelle". 
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2.5 Böden tropischer Küstenebenen (s. Fig. 6) 

Daß diese Böden aus sehr jungen ± nährstoffreichen Sedi­
menten unter feuchtwarmen Bedingungen (1200- 1600 mm, 
28° C) entstanden und eine reiche Flora und Fauna aufwei­
sen, verführt leicht zu der Annahme, es gäbe hier allenfals 
anthropogene Probleme. In Wirklichkeit sind diese bereits 
durch die Besonderheiten der Sedimente vorprogrammiert. 
Sie sind infolge geringer Ca-Zufuhr mit dem Überflutungs­
wasser bzw. infolge starker S-Bindung aus ihm (durch sul­
fatreduzierende Mikroben im Verein mit einer Eisenoxidre­
duktion In dem an umsetzbarer Biomasse reichen Milieu) 
arm an Kalk und reich an Eisensulfiden, besonders bei lang­
samem Auflanden, also bei Langlebigkeit des Mangroven­
stadiums (s. Fig. 6,a). Sulfid-S ( = HCl-unlöslich) und -Fe ( = 
Fe8-0) sind im Unterboden angereichert auf Kosten des an 
Fe-Oxiden (s. Fed) reichen Oberbodens. In diesem sind auch 
Salze (s. e. L. , die KAK übersteigendes „Na8 " nicht darge­
stellt) so stark angereichert, daß nur Halophyten gedeihen 
und nicht einmal der relativ (bis 4 mS/cm) tolerante Reis an­
gebaut werden kann. Beide sind auf spezielle Weise an den 
02-Mangel adaptiert, aber zumindest Reis nicht an den 
durch bio-chemische Reaktionen bewirkten H2S-Überschuß. 
H2S riecht aber nicht nur übel, sondern gehört - ebenso 
wie die aus im Oberboden gebildeten Nitraten entstehen­
den Stickoxide - zu den aus Naßökotopen („Feuchtbio­
topen") entweichenden Schadgasen. 

Welche Risiken aber bestehen, wenn man diese „Funktions­
störungen" auf naheliegende Weise zu beheben versucht, 
nämlich durch Entwässern ( = Belüften), ist am höher gele­
genen Profil 6,c zu studieren: Es ist zwar tiefgründig salzarm 
und frei von Sulfiden; aber die durch deren bio-chemische 
Oxydation produzierte Schwefelsäure wurde infolge gerin-
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ger Kalkreserven und K-Gehalte nur teilweise durch Bildung 
von löslichem CaS04 bzw. von KFe3 (OH)6(S04'2 (= Jarosit) 
neutralisiert, reagierte vielmehr mit Silikaten unter Freiset­
zen von Al. An das daraus resultierende Mißverhältnis zwi­
schen Austausch-Ca(K) und -Al sind die meisten Kultur­
pflanzen kaum adaptiert, besonders wenig der Reis (und 
Fische). Zum Ausgleichen (und Steigern der P-Vertogbar­
kelt) wären für die „Krume" etwa 1.65 t CaC03/ha je mval 
Ala/100 g erforderlich (ggf. zusätzliche K- und P-Düngung). 
Dieser Aufwand wäre aber zu vermindern bis zu vermeiden 
durch schleusenrelche Graben- und reliefierende Bearbei­
tungssysteme, die ein Pendeln zwischen Überfluten (Effekte 
s. Profil 6,a; pH-Steigerung) und Auswaschen (s. Profil 6,c; 
pH-Senkung) erlauben, wie es beim hochproduktlven Boden 
6,b praktiziert wird. Wenn mit NH4 statt N03 und plaziert 
statt breit gedüngt wird, lassen sich auch N-Verluste bzw. 
Luftkontamination durch Denitrifikation minimieren. 

Aus diesen Fällen ist zu schließen, daß die Aktivität von Bo­
denorganismen sehr schädliche Folgen für andere Lebewe­
sen (sowie die Wasser- und Luftqualität) haben kann und 

Q 
a) Pseudogley(Pg) 

der Schadstoff. über den Wasser- und Lufthaushalt zu regu­
lieren ist. 

2.6 Filder bei Stuttgart (s. Fig. 7) 

In dieser gemäßigt-humiden (700 mm, 7°C) Landschaft mit 
würmzeitlichen Lößdecken sind Verwitterung und Humus­
umsatz stärker als im Steppen-, aber schwächer als Im Re· 
genwald-Gebiet. Nährstoffverfügbarkeit bzw. -vorräte sind 
also größer als in ersterem bzw. in letzterem (wenngleich 
mitnichten so hoch, wie dem - quarzreichen ! - Löß meist 
unterstellt wird). Der Ton wurde aber weniger durch Humus 
bzw. Sesquloxide In Aggregate eingebunden, vielmehr rela­
tiv stark verlagert , so daß leicht verschlämmende A1- und 
schwer durchlässige BrHorlzonte entstanden (Luvi- bzw. Al­
fisols). Durch Acker- gegenüber Forstnutzung wurden die 
Oberböden verdichtet, besonders grobporenärmer (s. R.g. 
und LK in Flg. 6, b und e), sind infolge geringerer lnf iltra­
tionsrate und Aggregatstabilität also leichter erodlbel. Ero-
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8. Nähr- und Schadstoffmengen in Wald- und Ackerböden Ue m' bis 40 cm Tiefe) 

sion ist aber unter diesen Klima- und Reliefbedingungen 
kein Ober jeglichem Ackerbau schwebendes Verhängnis, 
sondern das Ergebnis von Fehlern bei der Flurbereinigung 
und /oder in der Nutzungstechnik. Ihre Folgen (s. Profil 7,c) 
und das Verhütungsinstrumentarium sind bekannt, und des 
letzteren Anwendung ist unter den gegebenen sozioökono­
mischen Bedingungen unproblematisch. 

Andererseits wurden die Böden - entgegen verbreiteter, 
aus Konzentrationsvergleichen inkommensurabler Horizon­
te resultierender Ansicht - wegen des tieferen Einmi­
schens und Verdichtens meist mit Humus angereichert und 
- oft unnötig stark - gedüngt (gekalkt, s. „S"-Wert und 
pH). Diese Eutrophierung verstärkte zwar die der Gewässer, 
schützte aber die Böden gegen Erschöpfen und Versauern 
(Aluminlsieren) ·durch Ernteentzug, so daß anspruchsvolle, 
Al-sensitive Pflanzen angebaut werden konnten - an meso­
trophe Standorte adaptierte allerdings verdrängt wurden. 
Besser gepuffert als Waldböden sind sie auch gegen die zu­
sätzliche Versauerung durch atmogene Einträge, so daß bis­
her keine Schäden durch „Sauren Regen" nachzuweisen wa­
ren. Hohe KAK bedeutet aber auch stärkere Speicherung 
von Schadstoffen; z. B. überschreitet der in Acker- gegen­
über Waldböden gefundene Mehrbetrag an Cd (s. Fig. 8) die 
vermutlich mit Mineraldüngern eingebrachten Cd-Mengen, 

so daß eine geringere Auswaschung und/oder Pflanzenauf­
nahme auch der atmogenen Einträge (derzeit 4-5 g/ha ·a, 
etwa ebensoviel durch P·Dünger) anzunehmen ist. Das be­
deutet andererseits ein erhöhtes Risiko bei Mobilisierung, 
und gegen diese sind die Böden ebenso zu schützen wiege­
gen weitere Einträge. 

Am meisten gefährdet wird hier die Erfüllung der Boden­
funktionen aber nicht durch die Bodennutzer, sondern 
durch die Bodenverbraucher: Der Anteil an „Siedlungsflä­
chen" ist etwa 3mal so hoch wie im ohnehin dicht besiedel­
ten Baden-Württemberg, und das bei etwa doppelter Bio· 
masseproduktion und Filterwirkung der Böden pro Flächen­
einheit gegenüber dem Landesmittel. Dieser Trend setzt 
sich innerhalb der Filder und gegenwärtig weiter fort: Für 
die Erfüllung zivi lisatorischer Bedürfnisse der Menschen 
(z. B. Supermärkte In Flachbauten, Straßen und Landebah­
nen) wurden und werden nicht die geringer-, sondern die hö· 
herwertigen Böden herangezogen. Ein Bruchteil dieser 
meist durch die öffentliche Hand erworbenen Flächen wür­
de bei ökochorengerechter Verteilung genügen, dem Arten­
schutz den ihm neben der Nahrungs- und Rohstoffproduk­
tion zukommenden Rang in der Bodennutzung zuzuweisen. 
Über diese Landschaftsgefährdung täuscht aber die anony­
me Flächeneinheiten addierende statt Ökotopmuster be-

9. Belastungen, betroffene und belastbarkeitsbestlmmende Merkmale 

Belastung neg. (-) / pos. (+)betroffen 

WR nWV kt LV k1 Nähr- Schad· 
stoff· stoff· 

angeb. an geb. 

Ausgraben - - - - - - -
Begraben (Versiegeln) - - - - - - -
Entblößen (Erosion) - (-) -1+ -1+ - 1+ - -

Verdichten (Überwässern) - + - - - +/- +/-
Lockern (Entwässern) + - + + + - /+ -1+ 

Versalzen (Überdüngen) - - + + 
Auswaschen (Erschöpfen) - - -

Alkalisieren (Überkalken) - (- ) (-) - -
Aluminisieren (Versauern) - - + 

Kontaminieren organ. - + 
Kontaminieren mineral. - + 
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wertende Statistik Immer noch hinweg. - Aus diesen Fäl­
len ist zu schließen, daß Bodenschutz bei der Beendigung 
und womöglich Revision von Fehlern in der Bodennutzungs­
planung beginnen muß. 

3 Zusammenfassung 

Böden haben im Naturhaushalt zentrale Funktionen für den 
Organlsmenbestand von Ökotopen, den Wasserhaushalt 
von Ökochoren sowie die erdnahen Luftschichten der Öko­
sphäre, können daher und darüber hinaus den Menschen als 
Ver- und Entsorgungsflächen dienen. Ihre Mannigfaltigkeit 
in Formen und Verhaltensweisen entspricht derjenigen von 
Flora und Fauna und verändert sich ständig, wenngleich 
nicht immer stetig. Schnelle pedogene Änderungen und 
übertriebene oder unterlassene anthropogene Eingriffe kön­
nen die Erfüllung der wesensimmanenten und/oder der zu­
gewiesenen Funktionen gefährden. Inwieweit sie es tun, 
hängt nicht nur von Art und Intensität der Eingriffe sowie be­
troffenen Funktionen ab, sondern sehr wesentlich auch von 

der naturalen Ausstattung der betreffenden Böden (s. Fig. 
9). Statt pauschalierender Aussagen bedarf es also der Ana­
lyse durch Pedologen (die für verschiedene Ökosysteme ex­
emplifiziert wurde). Die Problemlösung durch Adaptation 
und/oder Melioration erfordert geistige und materielle Inve­
stitionen in konzertierten Aktionen von Pedologen, Landes­
planern, Land· und Forstwirten und/oder eine Anpassung 
der Menschheit in Zah l und Ansprüchen an die Ressourcen 
der Pedosphäre. 

Quellenangaben zu den Figuren 

2. Gulde book for tour 18, 11th Congr. ISSS, Edmonton 1978 
3. Guide book for tour 5, 10th Congr. ISSS, Moscow 1974 
4. a Tour guide for 5th lnt. Soll Classif. Workshop, Sudan 1982 

b Guide book for tour 3, 12th Congr. ISSS, New Delhi 1982 
c BGR-Bericht Ober BMZ-Projekt Nr. 7521 /373, Hannover 1979 

5. Tour gulde for 4th lnt. Soll Classlf. Workshop, Rwanda 1981 
6. Tour guide for 2nd lnt. Symp. Acid Sulfate Solls, Bangkok 1981 
9. Schllchtlng, E.: Einführung In die Bodenkunde, 2. Aufl., Parey, 
Hamburg und Berlin 1986 

Von Baum und Strauch ausgeräumte „Kulturlandschaft" im Eifelvorland, die vor einigen Jahrzehnten noch eine reich gegliederte Terrassen­
landschaft darstellte. Foto: G. Olschowy 
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Hartmut Bick 

Bodenschutz aus der Sicht der Ökologie 

Die Vorstellungen der Ökologie vom Bodenschutz werden 
am besten verständlich, wenn man sich die moderne Auf­
fassung von Ökologie als Wissenschaft verdeutlicht: Ökolo­
gie Ist die Lehre vom Haushalt der Natur und von den Wech­
selwirkungen zwischen den verschiedenen Organismen, 
zwischen Organismen und den auf sie einwirkenden Um­
weltfaktoren sowie zwischen den verschiedenen Umwelt­
faktoren selbst. Als Organismen werden Mikroorganismen 
(Bakterien, Pilze), Pflanzen, Tiere und Menschen zusammen­
gefaßt. Zu den Umweltfaktoren gehören z. B. das Klima mit 
Temperatur und Niederschlag, das anstehende Gestein und 
der Boden einschließlich seiner speziellen Eigenschaften 
wie Bodenart, Wassergehalt, Humus- und Nährstoffgehalt, 
pH-Wert. In de.n funktionellen ökologischen Grundeinhei­
ten, den Ökosystemen, stellt der Boden einen integrierten 
Bestandteil dar; das gilt vor allem für Landökosysteme. Aus 
dieser Sicht bezeichnen wir Boden als die aus verwittertem 
Gestein unter Mitwirkung von Organismen hervorgegange­
ne Erdschicht. Diese Mitwirkung von Organismen besteht In 
der Zulieferung von organischem Material, das sich im Bo­
den anreichert, in der Abgabe von Stoffwechselprodukten in 
den Boden und in der mechanischen Umarbeitung des Bo­
denmaterials. Boden ist im engeren Sinne der Lebensraum 
der Bodenorganismen, die wesentlich zur Bodenblldung 
beitragen. Der Boden stellt darüber hinaus den Wurzelraum 
und ein Versorgungssubstrat der Pflanzen dar; er ist letzt­
lich die Lebensgrundlage der Pflanzen und aller von diesen 
abhängigen Tiere und Mikroorganismen. Auch der Mensch 
unterliegt dieser Abhängigkeit. infolge der wechselseitigen 
Beziehungen und Verflechtungen ist aber auch der Boden 
zahlreichen Einflüssen der verschiedenen Organismen un­
terworfen. 

Die Verflechtungen zwischen den verschiedenen Ökosyste­
men auf der Erde finden ihren Ausdruck in den Stoffaus­
tauschvorgängen zwischen Landökosystemen und Gewäs­
serökosystemen; dabei stellt vom globalen Wasserkreislauf 
her gesehen der Boden ein Filtersubstrat dar, das Grund­
wasser und alle davon gespeisten Gewässer vor Stoffverla­
gerungen in gewissem Umfang schützen kann. 

Nach dem Gesagten Ist die Feststellung nicht überra­
schend, daß jedwede Veränderung des Bodens auch Folgen 
für die von Ihm abhängigen Organismenarten und Lebens­
gemeinschaften hat und daß ebenso Eingriffe in den Orga­
nismenbestand, insbesondere in die Pflanzendecke, Aus­
wirkungen auf den Boden haben, von denen sekundäre Fol­
geeffekte ausgehen können. Dazu gehört die bekannte Ero­
sion, der Abtrag von Bodenmaterial aus pflanzenfrei gewor­
denen Flächen mit einer mehr oder weniger starken Schädi­
gung oder gar Vernichtung unmittelbar betroffener Land­
ökosysteme und einer mittelbaren Belastung der durch den 
Eintrag des abgeschwemmten Substrats betroffenen meist 
aquatischen Ökosysteme. 

Aus den bisherigen Darlegungen kann die eindeutige 
Schlußfolgerung gezogen werden, daß der Boden im ökolo­
gischen Geschehen eine zentrale Rolle spielt und daß dem­
entsprechend Naturschutz nicht ohne nachhaltigen Boden­
schutz zu realisieren ist. Mangelnder Bodenschutz hat denn 
auch wesentlich zu der mangelhaften Effektivität des Natur­
schutzes in der Bundesrepublik Deutschland beigetragen. 

Lassen Sie mich kurz die Ziele des Naturschutzes rekapitu­
lieren. In§ 1 (1) des BNatSchG heißt es bekanntlich: 

„Natur und Landschaft sind im besiedelten und unbesiedel­
ten Bereich so zu schützen, zu pflegen und zu entwickeln, 
daß 

1. die Leistungsfähigkeit des Naturhaushaltes, 

2. die NutzungsfähigkP.it der Naturgüter, 

3. die Pflanzen- und Tierwelt sowie 

4. die Vielfalt, Eigenart und Schönheit von Natur und Land­
schaft 

als Lebensgrundlagen des Menschen und als Vorausset­
zung für seine Erholung in Natur und Landschaft nachhaltig 
gesichert sind." 

Wesentlich ist, daß der Novellierungsentwurf des Gesetzes 
(Stand April 1985) nach (4.) einschiebt, „an sich sowie" und 
damit die ursprüngliche Fixierung auf den Menschen auf­
hebt und den ethischen Aspekt des Schutzes der Natur um 
ihrer selbst willen einführt. 

Die genannten Ziele werden, auch unter Berücksichtigung 
der Abwägungsgebote aus § 1 (2) derzeit keineswegs er­
reicht. Insbesondere die „ Rote Liste der gefährdeten Tiere 
und Pflanzen in der Bundesrepublik Deutschland" (BLAB et 
al. 1984) zeigt den gravierenden Umfang der Existenzgefähr­
dung von wildlebenden Pflanzen- und Tierarten. Einige Zah­
lenbeispiele mögen dies verdeutlichen: Von 2476 Arten an 
Farnen und Blütenpflanzen sind im Gebiet der Bundesrepu­
blik 2,4 % (60 Arten) verschwunden un·d 25,7 % (637 Ar­
ten) aktuell im Bestand gefährdet. Dabei handelt es sich nur 
zu einem sehr geringen Teil (102 Arten bzw. 4, 1 % der Ge­
samtartenzahl oder 14,6 % der verschwundenen und ge­
fährdeten Arten) um existenzgefährdete Ackerwildkräuter, 
die der Unkrautbekämpfung zum Opfer fallen. Der Gefähr­
dungsgrad von Tieren liegt um einiges höher, was vor allem 
dadurch bedingt ist, daß von einzelnen Pflanzenarten je­
weils mehrere Tierarten abhängig sind. So sind beispiels­
weise 44 % der Netzflügler, 38 % der Großschmetterlinge, 
37 % der Geradflügler, 36 % der Wildbienen verschwunden 
oder aktuell gefährdet. 

Mit dem Komplex Artenschutz hat sich der Deutsche Rat für 
Landespflege (1985) kürzlich auseinandergesetzt. Ich kann 
also darauf verzichten, hier auf die Begründungen für die 
Notwendigkeit von Artenschutz einzugehen (s. dazu ALT­
NER 1985, HABER 1985) und von der Berechtigung des An­
liegens ausgehen. 

Geht man den Ursachen des Artenrückganges nach, so 
zeigt sich, daß die Veränderung oder Zerstörung von Le­
bensstätten, von Biotopen, eine große Rolle spielt. Beson­
ders ins Gewicht fällt die Beseitigung von Hecken, Feldrai­
nen und anderen ökologisch wertvollen Lebensstätten der 
alten ländlichen Kulturlandschaft, die vor allem der Flurbe­
reinigung zum Opfer fielen. 

Ebenfalls von großer Bedeutung ist die Veränderung der 
Nutzung landwirtschaftlicher Flächen; dazu rechnet die In­
tensivierung der Nutzung ehemals extens iv genutzter Flä-
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chen (Magerrasen, Feuchtwiesen, Streuobstwiesen), bei der 
wesentliche Bodeneigenschaften wie Nährstoffgehalt und 
Wassergehalt verändert werden. Auch eine Aufforstung, 
insbesondere mit Nadelhölzern, oder eine nach Brachfallen 
einsetzende Verbuschung und Bewaldung verändert neben 
dem Lichtfaktor weitere wesentliche Umweltfaktoren wie 
Bodentemperatur, pH-Wert, Bodenfeuchte. 

Maßgeblich am Artenrockgang mitverantwortlich ist die 
Entwässerung, die wesentliche Standorteigenschaften be­
seitigt und die Zerstörung bzw. ökologisch nachteilige 
Wandlung bestehender Ökosysteme verursacht. Abbau von 
Bodenschätzen spielt des weiteren eine wichtige Rolle, be­
sonders betroffen waren In der Vergangenheit Moorstandor­
te. 

Der Anwendung von Pestiziden kommt bei der Existenzge­
fährdung von Arten eine vergleichsweise geringe aber kei­
neswegs zu vernachlässigende Rolle zu. Die Anwendung 
von Herbiziden in der Landwirtschaft beispielsweise bela­
stet nur eine verhältnismäßig kleine Zahl von Pflanzenarten 
(s. SUKOPP et al. 1978), die relativ leicht durch bestimmte 
einfache Maßnahmen (Verzicht auf Herblzldeinsatz in Ak­
kerrandstreifen) erhalten werden können. Andererseits -
und das ist von erheblicher ökologischer Bedeutung - wer­
den durch die Verminderung der Artenvielfalt der Pflanzen 
das Ansiedlungssubstrat und die Nahrungsquellen von Tie­
ren erheblich eingeschränkt. Störungen der biozönotischen 
Verflechtungen zwischen Wildpflanzen, Kulturpflanzen, tie­
rischen Schädlingen und nützlichen Tieren sind die Folge 
(DFG 1985). 

Von Bedeutung für bestimmte Böden und Pflanzenbestände 
sind auch die mechanischen Einwirkungen, wie sie von zu 
häufigem und starkem Betreten ausgehen oder von Maschi­
neneinsatz, z. B. beim Herrichten von Skipisten. 

Gewässer werden in beachtenswertem Umfang durch bo­
denbürtige eutrophierende Stoffe getroffen, so daß oligotro­
phe Gewässer von hohem ökologischem Wert in weniger 
wertvolle eutrophe umgewandelt werden. Dieser Prozeß 
trifft unter anderem Braunwasserseen mit Flachmooren, die 
zusätzlich durch alkalis ierende Abschwemmungen getrof­
fen werden. In diesem Zusammenhang muß erwähnt wer­
den, daß der Nitrateintrag in Grund- und Oberflächengewäs­
ser nicht nur trinkwasserhygienische Nachteile, sondern 
auch ökologische Belastungen bringt. Nitrat ist wie Phos­
phat ein Pflanzennährstoff, der in manchen Fällen als Mini­
mumfaktor produktionsbegrenzend wirkt. In der südlichen 
Nordsee beispielsweise besteht die Gefahr, daß die derzeit 
produktionsbegrenzende Nitratkonzentration durch vom 
Binnenland eingetragene Nitrate Ober einen kritischen Wert 
angehoben wird·und damit die Eutrophierung einsetzt. 

Wer sind nun die eigentlichen Verursacher des Artenrück­
gangs? Nach Analysen von SUKOPP, TRAUTMANN & KOR­
N ECK (1978) steht die Landwirtschaft bei der Gefährdung 
von Pflanzenarten mit deutlichem Vorsprung an der Spitze 
der Verursacher. Tourismus, Rohstoffgewinnung, städtisch­
industrielle Nutzung, Wasserwirtschaft sowie Forstwirt­
schaft und Jagd folgen mit erheblichem Abstand, noch wei­
ter zurück liegen Abfall- und Abwasserbeseitigung und 
Teichwirtschaft. 

Im Zusammenhang mit Boden und Bodenschutz interessiert 
hier vor allem die Landwirtschaft, deren hoher Anteil an der 
Gefährdung von wildlebenden Pflanzen- und Tierarten sich 
vor allem daraus ergibt, daß die Landwirtschaftsfläche rund 
55 % der Gesamtfläche der Bundesrepublik einnimmt. Es 
gibt aber noch einen zweiten wesentlichen Grund dafür, daß 
die Landwirtschaft als Verursacher des Artenrockgangs 
eine Spitzenposition einnimmt. Dieser zweite Grund ist die 
Entwicklung der mitteleuropäischen Landschaft und ihrer 
Pflanzen- und Tierwelt, die ich kurz darlegen will. 
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Die mitteleuropäische Landschaftsentwicklung hat sich un­
ter dem Einfluß des Landwirtschaft treibenden Menschen 
vollzogen. Die Agrargeschichte ist zugleich die Geschichte 
menschlicher Einwirkungen auf die Natur, auf den Boden 
sowie auf die Pflanzen- und Tierwelt. Das Ausmaß der Um­
gestaltungen ergibt sich aus der Tatsache, daß ursprüng­
lich der Waldanteil um 95 % lag, dann nach den großen Ro­
dungen des Mittelalters auf nahe 20 % absank und heute 
rund 30 % beträgt. Der Einfluß des Menschen auf die Natur 
ging noch wesentlich weiter als die Zahlen vermuten lassen, 
denn der größere Teil der verbliebenen Wälder wurde - zum 
Teil bis ins 19. Jahrhundert - als Waldweide genutzt. Zu­
sammen mit der Streu- und Holznutzung führte dies zur Ver­
armung der Waldböden und des Waldorganismenbestan­
des. 

Auf den landwirtschaftlich bewirtschafteten Böden wurde 
der Mensch zum stärksten Bodenbildungsfaktor und beein­
flußte damit in erheblichem Umfang den Bestand an wildle­
benden Pflanzen und Tieren. Ohne auf Details einzugehen, 
sei festgestellt, daß im Verlauf der Agrargeschichte Mittel­
europas der Wald weitgehend dem offenen Gelände 
weichen mußte. Aus dem ursprünglich nahezu geschlosse­
nen Waldland entstand ein vielgliedriges Gefüge von Gär­
ten, Wiesen, Viehweiden, Äckern und Brachland mit einge­
mischten Hecken, Feldrainen, begrasten Wegen, Feldgehöl­
zen, Kleingewässern und naturbelassenen Bachläufen. Die­
ses Landschaftsbild bestand im großen und ganzen bis Mit­
te dieses Jahrhunderts. Die Artenzahl an Pflanzen und Tie­
ren hatte sich im Verlauf von mehr als einem Jahrtausend 
beträchtlich erhöht, da das offene Gelände, die veränderten 
Bodenverhältnisse und die Vielzahl von kleinen Land­
schaftselementen viel mehr Arten Lebensraum bot als der 
vorher bestehende Wald. Wichtig ist festzuhalten, daß der 
Artenbestand dieser anthropogenen Landschaft des ausge­
henden 19. Jahrhunderts Bezugsbasis für die Aufstellung 
der Roten Liste ist. 

In dieses anthropogene, artenreiche Landschafts- und Öko­
systemgefüge griff der Mensch selbst nach 1950 drastisch 
ein. Eine fast 25jährige Periode umfassender Flurbereini­
gungen schuf die Grundlage zur lntensivlerung der Land­
wirtschaft und zum Aufkommen der mechanisierten und 
spezialisierten modernen Landwirtschaft. 

Man kann diese Flurbereinigungsperiode samt den Wand­
lungen der Landbewirtschaftung als den wohl tiefgreifend­
sten WandlungsprozeB im ländlichen Raum seit den großen 
Rodungen des Mittelalters auffassen. Mit den der Umgestal­
tung und der Intensivierung der Produktion zum Opfer gefal­
lenen kleinen Strukturelementen der Landschaft und ehe­
mals extensiv bewirtschafteten Flächen ging die Lebens­
grundlage vieler Pflanzen- und Tierarten wieder verloren, 
wie es bei der Analyse des Artenrückgangs schon ausge­
führt wurde. 

Wenn von Tourismus als einem weiteren wesentlichen Ver­
ursacher des Artenrückgangs gesprochen wird, muß einmal 
an die schon erwähnten Trittschäden an Boden und Pflan­
zendecke gedacht werden; sie können vor allem in viel be­
suchten Naturschutzgebieten und Nationalparks zu einem 
ernsten Problem werden. Ungleich bedeutsamer noch sind 
die Schäden an Boden und Vegetation, die durch den Win- . 
tersport verursacht werden. Hier ist vor allem an das Frei­
schlagen und Planieren von Skipisten im Gebirge zu den­
ken. Über das Anliegen des Natur- und Artenschutzes hin­
aus geht es hier um Bodenschutz im engeren Sinne, d. h. 
Erosionsschutz. Im Zusammenhang mit dem Schutz von 
Bannwäldern geht es oft auch um Menschenschutz: Schutz 
von Siedlungen vor Lawinen und Muren durch eben diese 
Wälder. Das Thema Wintersport und Bodenschutz scheint 
aktuell zu bleiben: Wenn sich der sog. Schlittschuhschritt 
im Skilanglauf einbürgern sollte, werden wesentlich breite-



re Langlaufloipen benötigt (vgl. FAZ vom 17. 1. 1986), die Bo­
den- und Vegetationsschäden verstärken. Diskutiert man 
den Problemkomplex Tourismus und Naturschutz, so sollte 
man sich der - aus Sicht des Naturschutzes glücklichen -
Situation bewußt sein, daß gegenwärtig (d. h. 1981 /82; Stati­
stisches Jahrbuch 1985) von rund 39 Mio. Urlaubs- und Erho­
lungsreisen 59 % ins Ausland führen; wir exportieren also 
einen beträchtlichen Teil der einschlägigen Probleme. 

Auf die anderen früher genannten Verursacher des Arten­
rückgangs soll hier nicht eingegangen werden, da sie von 
meinem Thema her weniger wichtig sind. Ich muß aber auf 
einen in den bisherigen Analysen nicht berücksichtigten Be­
lastungskomplex eingehen, den ich für sehr wesentlich hal­
te. Angesprochen wird hier der Anteil der Immissionen aus 
Luftverunreinigungen am Artenrückgang, dessen Höhe bis­
her nicht veranschlagt werden konnte. Er muß aber als gra­
vierend eingeschätzt werden. Es sind zwei Komplexe zu un­
terscheiden: Einmal die Auswirkungen der „sauren Nieder­
schläge", die auf überhöhte Emissionen von Schwefeldio­
xid und Stickoxiden zurückgehen, und zweitens die Folgen 
eines hohen Eintrags von Nitrat und Ammonium, der teils 
(Nitrat) · auf Stickoxidemissionen bei Verbrennungsprozes­
sen, teils (Ammonium) auf industrielle und landwirtschaftli­
che Quellen sowie auf Emissionen aus Abwasser und Abfall 
zurückgeht. Diese Immissionen tragen alle zusammen zur 
Auslösung der neuartigen Baumkrankheiten bzw. Wald­
schäden bei. Auf dieses Phänomen kann hier nicht weiter 
eingegangen werden. Wichtig ist die Feststellung, daß die 
Baumkrankheiten insgesamt zu einer katastrophenartig ver­
laufenden Ökosystemzerstörung anzuwachsen drohen und 
damit neben allen ökonomischen Schäden auch gravieren­
de Naturschutzprobleme entstehen. Die sauren Nieder­
schläge als solche beeinträchtigen regional Ober Verände­
rungen von Bodenfaktoren den Pflanzen- und Tierartenbe­
stand. 

Eine schwerwiegende, großräumige Ökosystembelastung 
stellen die Immissionen von Stickstoffverbindungen dar. 
Nach Orientierungswerten über die Deposition von anorga­
nischen Stickstoffverbindungen (N) des Umweltbundesam­
tes werden in ländlichen Regionen 12-26 kg N/ha · Jahr 
und im Wald 15-33 kg N/ha · Jahr eingetragen (Boden­
schutzkonzept 1985, S. 46). Diese Mittelwerte werden lokal 
wesentlich übertroffen (vgl. ELLENBERG 1983). Was diese 
Werte aus ökologischer Sicht bedeuten, wird bei einem Ver­
gleich mit den von der Landwirtschaft ausgebrachten Men­
gen anorganischer Dünger deutlich: Im Wirtschaftsjahr 
1950/51wurden25,6 kg N/ha - Jahr ausgebracht, 1955/56 wa­
ren es 33, 1 kg, 1983/84 belief sich die Menge auf 114, 1 kg. 
Um die Bedeutung der Immissionen für die ehemals exten­
siv bewirtschafteten Magerstandorte zu erfassen, muß man 
sich die Gesamtdüngergaben der ersten Hälfte dieses Jahr­
hunderts vergegenwärtigen: Um die Jahrhundertwende be­
trug die Summe der Stickstoffgabe aus anorganischem 
Dünger und Stalldung 22,7 kg N/ha.Jahr. Man muß davon 
ausgehen, daß die heutigen Immissionen in nährstoffarmen 
Ökosystemen, z.B. den ökologisch wertvollen Magerrasen, 
erhebliche Veränderungen in den Pflanzengesellschaften 
und im Tierartenbestand bewirken. (Zu diesem Komplex sie­
he: ELLENBERG 1983, 1985; KOWARIK & SUKOPP 1984.) 

Wie kann die gegenwärtige Situation verbessert werden? 
Welche Maßnahmen des Bodenschutzes sind für einen um­
fassenden Artenschutz notwendig? 

Das Bundesnaturschutzgesetz hat - das wurde schon ge­
sagt - sein eigentliches Ziel, den nachhaltigen Natur- und 
Artenschutz zu gewährleisten, nicht erreicht. Dies hat meh­
rere Gründe. Zunächst einmal geht das Gesetz von einer fal­
schen Grundlage aus. Es ist zwar richtig, daß die mitteleuro­
päische Landschaft überwiegend durch die Landwirtschaft 
geschaffen wurde und daß die Landwirtschaft ursprünglich 

vielen Pflanzen- und Tierarten erst die Existenzmöglichkei­
ten geschaffen hat. Damit hat das Gesetz die ursprüngliche 
massive Umweltzerstörung durch die Landwirtschaft, näm­
lich die umfassende Waldzerstörung im frühen Mittelalter, 
gewissermaßen sanktioniert und die Schaffung der neuen 
Biotope als positiv eingestuft. Daraus wurde abgeleitet, daß 
ordnungsgemäßer Landwirtschaft für die Erhaltung dieser 
Kulturlandschaft eine zentrale Bedeutung zukommt. Dies 
wurde in den sog. Landwirtschaftsklauseln des BNatSchG 
festgeschrieben: Landwirtschaft dient in der Regel den Zie­
len des Gesetzes. Damit aber wurde eine Ausnahmerege­
lung für etwa 55 % der Fläche der Bundesrepublik geschaf­
fen. Da auch die Forstwirtschaft diese Sonderstellung ge­
nießt, haben sogar 85 % der Fläche einen speziellen Status. 
Verkannt wurde, daß alle land- und forstwirtschaftlichen 
Nutzungsänderungen und lntensivierungsmaßnahmen, wie 
sie nach 1950 einsetzten, zwangsläufig eine Veränderung 
der Landschaft, des Bodens und der Pflanzen- und Tierwelt 
mit sich bringen. Es wurde versäumt, rechtzeitig eine Ent­
scheidung pro Artenschutz zu treffen und bestimmte dem 
Artenschutz abträgliche Eingriffe oder Bewirtschaftungs­
formen einzuschränken. Die Landwirtschaftsklauseln hät­
ten einer klaren Beschreibung dessen bedurft, was unter 
ordnungsgemäßer Landwirtschaft zu verstehen ist, etwa in 
einem Katalog von Regeln guter fachlicher Praxis in der 
Landwirtschaft. Dies sollte bald nachgeholt werden. 

Ein weiterer wesentlicher Grund für das Versagen des BNat­
SchG ist, daß es zwar ausdrücklich den Anspruch erhebt, 
die Leistungsfähigkeit des Naturhaushaltes und die Nut­
zungsfähigkeit der Naturgüter zu sichern, aber In der Reall· 
tät ein Fachgesetz und kein umfassendes Umweltschutzge­
~etz ist, wie es selbst zum Erreichen des eng umgrenzten 
Zieles Artenschutz nötig wäre. Die sektorale und mediale 
Betrachtungsweise der Umweltpolitik der 60er und 70er Jah­
re macht sich hier mit ihren Nachteilen eklatant bemerkbar. 
Was speziell für die Verwirklichung eines nachhaltigen Ar­
tenschutzes nötig wäre, ist ein umfassender integrierter 
Umweltschutz, der nach umweltpolltlscher Abwägung dem 
Menschen und ebenso den Pflanzen und Tieren die Exi­
stenzmöglichkeit sichert und die Leistungsfähigkeit des Na­
turhaushaltes gewährleistet. Dieser integrierte Umwelt­
schutz muß den Schutz des Bodens als eines der drei Me­
dien unserer Umwelt umfassen. 

Die Bodenschutzkonzeption der Bundesregierung vom 6. 2. 
1985 faßt den Bodenschutz als eine Querschnittsaufgabe 
des Umweltschutzes auf strebt eine Integration aller den 
Boden betreffenden Umweltschutzmaßnahmen an; dabei 
wird der Biotopschutz als unverzichtbare Voraussetzung für 
Artenschutz als eine wesentliche Aufgabe begriffen. 

Allerdings schimmert bei der Bodenschutzkonzeption die 
alte mediale Betrachtung noch durch: neben Wasser- und 
Luftreinhaltung tritt nun die Bodenreinhaltung. Es besteht 
die Gefahr, daß zukünftig Wassergütepolitik, Luftreinhalte­
politik und Bodenschutzpolitik nebeneinander betrieben 
werden, während wir dringend einer integrierenden Umwelt­
schutzpolitik bedürfen, die den Schutz des Menschen vor 
Gefahren aus der Umwelt und den Schutz der Umwelt, spe­
ziell auch der Pflanzen- und Tierwelt, vor dem Menschen als 
gleichberechtigte Anliegen behandelt. 

Für das zentrale ökologische Anliegen eines nachhaltigen 
Artenschutzes ergeben sich folgende Anforderungen an 
den Bodenschutz: 

Artenschutzmaßnahmen müssen im Kern immer Biotop­
schutzmaßnahmen sein, die den Lebensraum der Arten 
sichern. Diese Biotopschutzmaßnahmen können nur zu ei­
nem kleineren Tell Im Sinne des klassischen Naturschutzes 
erfolgen, indem Naturschutzgebiete geschaffen und vor 
menschlicher Einflußnahme geschützt werden. Viele Arten-
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schutzmaßnahmen müssen in anthropogen geprägten Le· 
bensräumen, Insbesondere in durch extens ive Landbewirt· 
schaftung entstandenen Biotopen ergriffen werden, wo 
Pflege- bzw. Bewlrtschaftungsmaßnahmen unverzichtbar 
sind. Diese Maßnahmen betreffen vor allem den Schutz und 
die Pflege des Bodens bzw. der biotoptypischen Bodenei· 
genschaften. Eine andere Gruppe von Artenschutzmaßnah­
men umfaßt die Wiederherstellung von durch menschliche 
Eingriffe geschädigten Biotopen; die Rückgängigmachung 
von Meliorationen betrifft in erster Linie wieder Bodeneigen­
schaften, z. B. bei der Wiederherstellung eines hohen Was­
sergehaltes in ehemaligen Feuchtgebieten. 

Artenschutz kann nicht ausschließlich In abgegrenzten 
Arealen erfolgen, sondern muß großräumig, möglichst so­
gar flächendeckend erfolgen. Das Modell Biotopverbundsy­
stem (siehe: Der Rat von Sachverständigen f Or Umweltfra­
gen: Umweltprobleme der Landwirtschaft 1985, S. 308 ff.) 
zielt auf eine Durchdringung der landwirtschaftl ichen Nutz· 
flächen mit Landschaftselementen, die a ls Lebensraum fOr 
wildlebende Pflanzen- und Tierarten geeignet sind. Aller­
dings ist eine Voraussetzung fOr wi rksamen Biotop- und Ar­
tenschutz im ländlichen Raum eine umweltverträgliche 
Landwirtschaft, die im Rahmen des Möglichen die Emissio­
nen von Pflanzenschutzmitteln und Düngestoffen von den 
Kulturflächen minimiert. Der Idealfall wäre hier, wie in ande­
ren Umweltbereichen auch, die Null-Emission. Eine Zielvor­
stellung für die Zukunft ist eine umweltverträgliche inte­
grierte Pflanzen- und Tierproduktion. 

Alle genannten Maßnahmen können nur erfolgreich sein, 
wenn es im Rahmen eines umfassenden, integrierten Um­
weltschutzes gelingt,· die gegenwärtigen hohen Immissio­
nen von Luftschadstoffen nachhaltig zu senken. Ohne um­
fassenden Immissionsschutz bleiben viele rein flächen- und 
raumorientierte Schutzmaßnahmen wirkungslos. 
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Der Eingriff des Tagebaues Im Südrevier des Rheinischen Braunkohlengebietes ist hier durch 
die Anlage von Restseen und ökologisch wertvollen Feuchtgebieten ausgeglichen worden. 

Foto: G. Olschowy 
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Rolf Sartorius 

Stoffliche Belastung des Bodens über die Atmosphäre 

Das Thema Bodenschutz verführt sehr zu Betrachtungen 
Ober Sünden der Vergangenheit. Ich möchte dabei auf die 
graue Vorzeit vor Aufkommen des Umweltschutzes gar 
nicht näher eingehen, hier reicht die Feststellung, daß gro­
ße Sorglosigkeit beim Umgang mit Stoffen aller Art gepaart 
mit ebensogroßer Vertrauensseligkeit in die unbegrenzten 
Selbstreinigungskräfte der Natur vorherrschten. Gerade 
dem Boden hat man in dieser Hinsicht schier wundersame 
Fähigkeiten zugesprochen. Doch auch die Herausbildung 
eines Bewußtseins fü r den Schutz der Umwelt und Natur hat 
sich leider keineswegs bereits als ein Garant für die Einlei­
tung optimaler Problemlösungen herausgestellt. Vielmehr 
kam es in der ersten Phase des Umweltschutzes durchaus 
zu Fehlsteuerungen, wobei z. B. der Versuch, lokale Proble­
me durch hinreichende Verdünnung zu lösen, zu nennen ist. 
Hätte man frühzeitig Emissionen abgeschieden anstatt 
hohe Schornsteine zu bauen, dann wäre uns wohl vieles an 
Waldschäden erspart geblieben. Die Frage, ob ohne einen 
wie heute gegebenen Problemdruck eine entsprechende Ab­
scheidung allerdings durchsetzbar gewesen wäre, möchte 
ich aber offenlassen. 

Eine weitere Fehlsteuerung könnte man als mediales 
St-Florians-Prinzip bezeichnen, hierunter ist eine Situation 
zu verstehen, in der die Luftreinhalter die Luft, die Wasser­
relnhalter das Wasser rein halten, die Abwasserbeseltlger 
Abfall beseitigen etc. und jeder bei dieser Tätigkeit die bei 
ihm unerwünschten Stoffe dem anderen Medium übereig­
net, so daß sich ein ausgeklügeltes System der Problemver­
schiebungen entwickelt. 

Unter beiden Fehlsteuerungen hat der Boden besonders ge­
litten, insbesondere auch Ober den atmosphärischen Ein­
tragspfad. Begünstigt wurde dies einerseits durch eine feh­
lende oder nur schwache Lobby und durch den Umstand, 
daß der Boden außer dem Grundwasser keine Unterlieger 
hat, wohin man weitere Verlagerungen leicht hätte vorneh­
men können. 

Es gibt den Grundsatz 'What goes up must go down', der 
zwar nicht für alle, aber die meisten Stoffe gilt. Um hier 
nicht die gesamte Palette aller emittierten Stoffe abhandeln 
zu müssen, möchte ich mich auf zwei Stoffgruppen konzen­
trieren, die im Hinblick auf den Bodenschutz tatsächlich 
wehtun. Das sind einerseits die nicht oder nur schwer ab­
baubaren, persistenten Stoffe und andererseits die Stoffe, 
die die Versauerung insbesondere der Waldböden bewirken. 

Bei den persistenten Stoffen ist zu unterscheiden zwischen 
anorganischen, hauptsächlich Schwermetallen, und organi­
schen Stoffen, überwiegend hochchlorierte Verbindungen. 
Sowohl zu den organischen wie zu den anorganischen persi­
stenten Stoffen sind in den Tab. 1 und 2 einige Beispiele mit 
Angaben zu den Mengen und zum Verwendungszweck zu­
sammengestellt. 

Während die organischen Stoffe überwiegend gezielt syn­
thetisiert und produziert wurden und jetzt nur am falschen 
Platz, nämlich weit verteilt in der Umwelt sind, stellen die 
Schwermetalle mit Ausnahme von Pb aus dem Kfz-Verkehr 
unerwünschte Begleitstoffe dar, die bei Verbrennungs- oder 

Bodenrelevante Schwermetalle 

Stoff Produktion Verbrauch Verwendung Emission 
(Luft) 

Pb 330000 tla Akkumulatoren, 
Pb-tetra Kabelummantelung, 5 600 tla 
ethyl/methyl Antiklopfmittel 
4500 t/a (als Pb) 

Cd 1800 t/a 1 500 tla Korrosionsschutz, 
Pigmente, Batterien, 100 t/a 
Kunststoffstabil isator 

As 250 tla 1 000 t la Legierungen, Glas 

Ni - 36000 tla Korrosionsschutz, 600 t/a 
Batterien , Katalysatoren, 
Legierungen 

Cu 580000 Ua 987000 tla Breites Einsatzspektrum: 
Elektroindustrie, Legierungen, 5000 tla 
Gebrauchsgegenstände ... 

Hg 350 tla 680 t/a Batterien, Chemikalien, 
Zahnmedizin, 120 t/a 
Leuchtstoff lampen 
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Persistente organ. Verbindungen 

Bezeichnung Produktion Verbrauch Verwendung 

Pentachlorphenol 3270 t/a 334 t/a Holz- und Bautenschutz 
(PCP) (1982) (1982) 

Polychlorlerte 7 400 t/a 2710 t/a Dielektricum in Kondensatoren 
Biphenyle (PCB) (1980) (1980) und Trafos 

1983 Produktion ca. 1000 Hydrauliköl (Bergbau) 

eingestellt (1984) 

Hexachlor- 8000 t/a HCH heute: Weiterverarbeitung 
cyclohexan (HCH) davon Lind an früher: auf Halde 

1200 t/a 150 bis Lindan: Insektizid 
= HCH (Lindan) 250 tl a 

Polychlorierte keine, entstehen ungewollt bei Verbrennung 
Dlbenzodioxlne und ehern. Umsetzung Cl-haltige Stoffe 
(PCDD; Beispiel TCDD) 

Hexachlorbenzol 4000 t/a 
(HCB) (1980) 

metallurgischen Prozessen ohne direkte Absicht in die Um­
welt gelangt sind. 

Die hauptsächlich mit dem Niederschlag In die Böden ein­
getragenen Säuren sind Im wesentlichen Schwefelsäure 
und Salpetersäure, die atmosphärischen Folgeprodukte der 
bei Verbrennungsprozessen emittierten Schadstoffe S02 
und NOx. Beide entstammen hauptsächlich Verbrennungs­
prozessen, S02 überwiegend aus Kraftwerken, NOx sowohl 
aus Kraftwerken als auch aus dem Kfz-Verkehr. 

Bevor ich auf die eingetragenen Stoffmengen zu sprechen 
komme, möchte ich Ihnen noch kurz die wichtigsten Mecha­
nismen der Ablagerung erläutern. Dies ist wichtig für das 
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heute überwiegend Weiter-
verarbeitung 

Verständnis der erheblichen Schwankungsbreiten bei der 
Stoffablagerung. 

Die trockene Deposition von Gasen kommt dadurch zustan­
de, daß diese Gase bei Kontakt mit Oberflächen dort haften 
bleiben. Dadurch, daß an der Oberfläche stets etwas „ge­
schluckt" wird, die Konzentrat ion also dort sehr klein Ist, bil­
det sich ein Konzentrationsgefälle aus, das seinerseits ei­
nen ständigen Massenstrom in Richtung auf die Oberfläche 
bewirkt. Dieser Strom läßt sich durch eine Depositionsge­
schwlndigkeit charakterisieren, die natürlich einerseits 
stoffspezlfisch ist, andererseits aber auch noch stark von 
der Art der Oberfläche abhängt. Je größer deren Rauhlgkelt , 



desto stärker werden Turbulenzen ausgelöst und desto grö­
ßer wird auch die Deposltionsgeschwindigkeit. 

Bei Partikeln kommt als wichtige Größe der Teilchendurch­
messer hinzu, bei Teilchen größer als 10µm gewinnt die Se· 
dimentation aufgrund der Schwerkraft rasch an Bedeutung, 
der grobe Staub setzt sich ab. 

Sowohl wasserlösliche Gase als auch Aerosole werden mit 
dem Niederschlag relativ effektiv abgeschieden. Hier ist 
zwischen dem rain out, bei dem die abzuscheidenden Stoffe 
noch in der Wolke von den Tröpfchen aufgenommen werden, 
und dem wash-out zu unterscheiden, bei letzterem erfolgt 
die Stoffaufnahme während des Herabfallens des Tropfens. 
Außer bei Schnee kommt dem raln out das weitaus größere 
Gewicht zu. 

Besondere Verhältnisse sind bei den Wäldern gegeben: die 
große Blatt- bzw. Nadeloberfläche bewirkt zusammen mit 
der hohen Rauhigkeit eine starke trockene Deposition, die 
durchstreifende Luft wird von Schadstoffen sozusagen aus­
gekämmt. Diese Stoffe können dann auf Blättern und Na­
deln Wirkungen zeigen, aber auch beim nächsten Nieder­
schlagsereignis mit Kronentraufe oder Stammabfluß dem 
Boden zugeführt werden. 

Die geschilderten Prozesse, die sich bei genauerem Hinse· 
hen noch weiter differenzieren, spielen sich mit unter· 
schiedlicher Gewichtung gleichzeitig oder nacheinander ab 
und sind, wie erwähnt, zusammen natürlich auch mit der un­
terschiedlichen Schadstoffbelastung für die große Varia­
tionsbreite des Stoffeintrags in den Boden verantwortlich. 

Ich möchte nun versuchen, Ihnen eine Vorstellung Ober die 
dabei zugeführten Mengen zu vermitteln. Dazu möchte Ich 
Ihnen einerseits die Variationsbreite des Eintrages und an-

J~~.,. ~c1 pvc 
a.b ~ e..~ c.v t4!:. 

Deposltionsraten 

Stoff mittl. Deposit. Spann-
(ländl. Gebiete) weite 

kg/ha · a kg/ha · a 
Sulfatschwefel 
(S04 -S) 40 20-140 

Nitratstlckstoff 
(N03-N) 10 4- 50 

Ammoniumstickstoff 
(NH4 -N) 10 5- 20 

H+ - Ionen 0,5 0,1- 3,3 

g/ha · a g/ha · a 

Blei 200 100-1000 

Cadmium 7 2- 50 

Nickel 15 10- 300 

dererseits eine Art typischen Wert für die wichtigsten Kom­
ponenten angeben. Beides kann nicht von subjektiven Be­
wertungen getrennt werden und soll lediglich die Größen­
ordnungen aufzeigen. Die „typischen" Werte gelten für länd­
liche Gebiete für Freiland (also außerhalb von Wäldern). 

Nachdem Sie nunmehr Im Besitz dieser wie gesagt etwas 
willkürlichen Zahlen sind, bleibt die Frage: Und ist das Gan­
ze jetzt schlimm, und wenn ja, wie schlimm? 

Die meisten Schwermetalle sind im Boden relativ wenig mo­
bil und werden von Pflanzen auch nicht sehr stark aufge-
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nommen, so daß ein unmittelbar akutes Problem nicht be­
steht. Sie reichern sich aber unentwegt an, und da wir den 
Boden nicht einfach austauschen können, ist unsere Ver­
antwortung für den Zustand, in dem wir die Erde für zukünf­
tige Generationen hinterlassen, angesprochen. Eine Aus­
nahme hierzu bildet Cadmium, das einerseits z. B. Ober Klär­
schlamm in größeren Mengen in die Umwelt und dabei in die 
Nahrungsmittelproduktion gelangt ist, sich mobil und gut 
pflanzenverfOgbar zeigt und sich andererseits sehr gezielt 
in einzelnen Organen, hauptsächlich den Nieren, anreichert. 

Dies hat ja auch schon zu verschiedenen Warnungen und 
der Empfehlung des BGA gefOhrt, den Verzehr von Nieren 
einzuschränken. 

Bei den organischen persistenten Stoffen haben wir es zu 
einem großen Teil mit Altlasten zu tun, die Produktion der 
meisten von ihnen ist bei uns eingestellt oder aber die An­
wendung eng begrenzt. Die Mengen im Boden sind meist 
zwar nur äußerst gering, Ihre Bedeutung erhalten diese Stof­
fe durch eine vielfach gewaltige Anreicherung in der Nah­
rungskette, z. B. im Fettgewebe. Nachdem die Nachschubli­
nien weitgehend abgeschnitten sind, kann man im Lauf der 
Zelt mit einer Verbesserung der Lage nach Maßgabe des all­
mählichen Abbaus rechnen, fürs erste dürfte allerdings die 
Auffindung weiterer Altlasten dominieren. 

Das akute und derzeit brennendste Problem stellt nach mei­
ner Einschätzung die Versauerung insbesondere der nicht 
kompensatorisch gedüngten Waldböden dar. Unabhängig 
davon, ob die zukünftige Waldschadens-Ursachendiskus­
slon die saueren Niederschläge zum Haupttäter oder zum 
Gehilfen beim Waldmord erklärt ist festzuhalten, daß eine 
ganz signifikante Bodenversauerung während der letzten 20 
Jahre eingetreten ist, die Nährstoffversorgung in Waldbö­
den ohnehin vielfach schon schlecht war und sich oft erheb­
lich weiter verschlechtert hat, so daß Mangelerscheinungen 
an vielen Standorten außer Frage stehen. Selbst wenn sich 
zur allgemeinen Verblüffung herausstellen sollte, daß Ir­
gendwelche sonstigen Einflüsse - Viren , irgendwelche 

Strahlungen, verrückte Chemikal ien oder was auch immer 
- für die heutigen Waldschäden verantwortlich sind, so 
wäre bei unverändert anwachsender Bodenversauerung 
dann eben zu einem späteren Zeitpunkt mit Schäden und 
letztlich Zusammenbrüchen von Ökosystemen zu rechnen. 

Zum Schluß möchte ich noch auf die gegen diese Belastun­
gen eingeleiteten Maßnahmen zu sprechen kommen. Bei 
den persistenten organischen Stoffen wurden, wie bereits 
erwähnt, entweder totale Produktions- oder Verwendungs­
verbote ausgesprochen oder aber die Anwendung eng auf 
solche Bereiche beschränkt, wo noch keine geeigneten 
Substitute verfügbar sind. 

Was die Schwermetalle anbetrifft, so wird die neue TA Luft 
weitere Entlastung bringen, hier ist allerdings abzuwarten, 
welche Einigung zwischen BMI und den Ländern erzielt wer­
den wird. Entscheidend ist bei dieser Regelung, daß die Alt­
anlagen innerhalb gewisser Fristen auf den Stand der Tech­
nik gebracht werden müssen. Das hat es früher nur mit er­
heblichen Abstrichen gegeben und ist ein Grund dafür, daß 
heute noch die wesentlichsten Belastungen von Altanlagen 
ausgehen. 

Die Großfeuerungsanlager:i-Verordnung beschränkt die 
Emission von S02, wie es nach dem Stand der Technik mög­
lich ist, d. h. es wird praktisch die Rauchgasentschwefelung 
vorgeschrieben. Hier mag man allenfalls noch Ober Über­
gangsfristen und Schwellenwerte der Kraftwerksgröße für 
die Grenzwertregelungen streiten, aber im Prinzip ist das 
Thema S02 in diesem Hauptbereich ausgereizt. Ähnliches 
gilt auch fOr das Heizöl, wo der maximale Schwefelgehalt 
von 0,3 auf 0, 15 % halbiert wurde. 

Auch für das NOx aus Kraftwerken gilt Analoges wie für S02, 
etwas ungünstiger s ieht es leider Im Bereich des Kfz-Ver­
kehrs aus. Die innerhalb der EG erzielten Vereinbarungen 
sind Ihnen wohl bekannt, Ich möchte darauf nicht näher ein­
gehen. Als Umweltschützer hätte man sich mehr erhofft, 
aber Innerhalb der gegebenen Randbedingung war das of­
fensichtlich nicht erreichbar. 

Blick In einen TagebauaufschluB Im Norden des Rheinischen Braunkohlengebietes. Im Hin· 
tergrund ein Großkraftwerk auf Braunkohlenbasis und eine Brikettfabrik. Fo)o: G. Olschowy 
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Wilhelm König 

Belastungen des Bodens und der Pflanzen mit Schwermetallen -
Untersuchungsergebnisse aus Nordrhein-Westfalen 

1 Einführung 

Als besonders kritisch für unsere Böden gelten wegen der 
Gefahr von Anreicherungen neben verschiedenen schwer 
abbaubaren organischen Schadstoffen vor allem die 
Schwermetalle. Einige dieser Elemente, wie Zink und Kup­
fer, sind in geringen Konzentrationen lebensnotwendig für 
Pflanze, Tier und Mensch. Andere, wie Blei, Cadmium und 
Quecksilber, gelten als nicht essentiell. Starke Schwerme­
tallanreicherungen in Böden können Störungen des Boden­
lebens und des Pflanzenwachstums hervorrufen, insbeson­
dere aber bereits bei nur gering erhöhten Gehalten, etwa 
von Cadmium, eine verstärkte Aufnahme in die Pflanzen be­
wirken. Sie gelangen damit in die Nahrungskette. Neben 
akut toxischen Wirkungen sehr hoher kurzzeitiger Aufnah­
memengen sind bei Tier und Mensch vor allem chronische 
Schädigungen durch Langzeitanreicherungen zu befürch­
ten. 

An Schwermetallen ist überall eine gewisse Grundbela­
stung vorhanden, die teils naturbedingt in den Böden vor­
kommt und teils aus dem Eintrag von örtlichem Straßenver­
kehr, Hausbrand, der Düngung und dem Ferntransport von 
Immissionen resultiert. Im Einflußbereich bestimmter Bela­
stungsursachen können örtlich jedoch darüber hinaus er­
hebliche Anreicherungen vorkommen. Dieses gilt Insbeson­
dere für Immissions-, Erzabbau- und Überschwemmungsge­
biete sowie Klärschlamm- und sonstige Ablagerungsflä· 
chen. Die Wirkungswege zu Boden und Pflanze zeigt die 
Abb. 1. Darin ist gleichzeitig der Betrachtungsgegenstand 
der meinen nachfolgenden Ausführungen zugrunde liegen­
den Untersuchung besonders gekennzeichnet. 

Die Landesanstalt für Ökologie, Landschaftsentwicklung 
und Forstplanung führte in der Zeit von 1979 bis 1983 im 
Auftrag des Ministers für Umwelt, Raumordnung und Land­
wirtschaft NW ein landesweites Untersuchungsprogramm 
durch . Die punktuellen - sich in erster Linie auf Problemge­
biete beschränkenden - Untersuchungen hatten einerseits 
eine Bestandsaufnahme der Belastung von Böden und 
Nutzpflanzen sowie andererseits die Ermittlung der Bezie­
hungen zwischen Belastungsursache, Boden und Pflanze 
zum Ziel. 

Dem Untersuchungsprogramm liegen Ergebnisse von etwa 
1 000 Boden- und 2 000 Pflanzenproben über die Gesamtge­
halte der Schwermetalle Blei, Cadmium, Chrom, Kupfer, 
Nickel, Quecksilber und Zink zugrunde. Zusätzlich wurden 
bei den nach den Vorschriften der Klärschlammverordnung 
entnommenen und untersuchten Bodenproben die Boden­
parameter pH-Wert, Tongehalt und organische Substanz be­
stimmt sowie die Untersuchungsstandorte nach vorrangi­
gen Belastungsursachen gekennzeichnet. Die Schwerme­
tallanalysen führten die landwirtschaftlichen Untersu­
chungs- und Forschungsanstalten Bonn und Münster 
durch. Weitergehende Angaben zu den Untersuchungsflä­
chen und -verfahren enthält die Arbeit von KÖNIG und KRÄ­
MER (1985). 

Die Untersuchungsorte sind in der Abb. 2 (S. 44)dargestellt. 
Schwerpunkte sind das Rhein-Ruhr-Industriegebiet, die 
Überschwemmungsgebiete von Rhein und Nebenflüssen, 
Klärschlammflächen im Lippe-, Ruhr-, Erft- und Niersver-

bandsgebiet sowie verschiedene ehemalige Erzabbaugebie­
te. Weiterhin wurden Flächen im Nahbereich verschiedener 
Autobahnen und Kontrollflächen außerhalb des Einflußbe­
reichs der vorgenannten Belastungsursachen (Bereiche der 
Grundbelastung) erfaßt. 

2 Ursachenbezogene Differenzierung der Bodenschwer­
metallgehalte 

Den Bodenschwermetallgehalten in diesen Bereichen der 
Grundbelastung werden nachfolgend diejenigen der Flä­
chen im Einflußbereich der verschiedenen Belastungsursa­
chen gegenübergestellt. In Abb. 3 (S. 45) sind hierzu für die 
jeweiligen Elemente das Niveau der Grundbelastung sowie 
die Anhebungen der verschiedenen Belastungsursachen 
von mehr als 50 % angegeben. Dieses trifft für Nickel in kei­
nem Fall zu. 

Auf Klärschlammflächen heben sich um mehr als 50 % nur 
die Elemente Chrom und Kupfer, und zwar um 150 bzw. 75 % 
gegenüber der Grundbelastung ab. Die starke Anhebung 
beim Chrom resultiert in erster Linie von Flächen in der Um-

Ausgangsgestein 

~Betrachtungsgegenstand der vorliegenden Untersuchung 

Abb. 1: Vorrangige Wirkungswege der Schwermetalle 
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Nordrhein - Westfalen 
Maßstab 1 : 1 500 000 

Abb. 2: Untersuchungsorte des Schwermetallprogramms 

gebung einer bestimmten Kläranlage mit 13 Bodenproben 
von durchschnittlich 216 ppm Cr gegenüber etwa 30 ppm im 
Bereich der Grundbelastung. Demgegenüber scheinen rela· 
tlv höhere Kupfergehalte im Klärschlamm verbreiteter zu 
sein. Bei Zink zeigt sich zwar auch ein gesicherter Unter· 
schied zur Grundbelastung, wegen des geringen Ausmaßes 
(20 %) wurde es jedoch nicht in die Darstellung aufgenom­
men. 

Gegenober den Kontrollflächen treten in den Böden inner­
halb des Rhein-Ruhr-Immissionsgebietes signifikante Anhe­
bungen bei den Elementen Zink, Cadmium und Blei auf, und 
zwar um 100 % bei Zink und je 80 % bei den beiden anderen 
Schwermetallen. Eine Anhebung um ebenfalls 80 % ist 
auch bei Kupfer festzustellen, allerdings läßt sich der Unter· 
schied zur Grundbelastung nicht statistisch absichern. Die 
Gehalte der Schwermetalle Chrom, Nickel und Quecksilber 
der Böden im Rhein-Ruhr-Gebiet unterscheiden sich nicht 
oder nur in geringem Maße von denen der Flächen im Be­
reich der Grundbelastung. 

Mit Ausnahme von Nickel weisen auf den Überschwem· 
mungsflächen alle untersuchten Schwermetalle Anhebun-
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8 < 10 Un1e1suchungstlachen 
10·30 Untersuchungsllachen 

• > 30 Untersuchungsllachen 

gen von mehr als 50 % gegenüber der Grundbelastung auf. 
Das Ausmaß der Anhebungen reicht von Chrom mit 100 % 
bis zu Quecksilber mit 320 %. Quecksilber, Kupfer und Zink 
liegen generell, Cadmium und Chrom nur auf Grünlandflä­
chen gesichert über der Grundbelastung. Dagegen weist 
Blei wegen zu großer Streuungen trotz einer Anhebung von 
etwa 200 % keine signifikanten Untersch iede auf. 

Die relativ stärksten Anhebungen zeigen die Erzabbaugebie­
te bei den Elementen Blei, Zink und Cadmium, bei den bei­
den erstgenannten Elementen mit gesichertem Unterschied 
zur Grundbelastung. Die Bleigehalte liegen hier um 1530, 
die Zinkgehalte um 420 und die Cadmiumgehalte um 380 % 
über denen der Flächen Im Bereich der Grundbelastung. Die 
anderen Elemente haben keine Anhebungen von über 50 % 
bewirkt. Kupfer und Quecksilber treten in bestimmten Erz­
abbaugebieten in geringerem Maße erhöht auf, während bei 
Chrom und Nickel in den untersuchten Erzabbaugebieten 
kein erkennbarer Unterschied zur Grundbelastung vorliegt. 

Bel der Beurteilung des Gefährdungspotentials der einzel· 
nen Schwermetalle Im Boden ist zusätzlich neben dem Ein­
fluß der Belastungsursachen auch das jeweilige Gehaltsni-
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Abb. 3: Relative Anhebung der Boden-Schwermetallgehalte von mehr als 50 % gegenüber der Grundbelastung 

veau zu sehen. Als Orient ierung dazu können die Grenzwer­
te der Klärschlammverordnung herangezogen werden (Tab. 
1). Die Gegenüberstellung zeigt, daß der Anteil der Über­
schreitungen der Grenzwerte bei Quecksilber am gering­
sten, bei Nickel, Chrom und Kupfer etwa doppelt so hoch 
und bei Cadmium etwa dreimal so hoch ist. Gemessen an 
diesen Grenzwerten kommt den Schwermetallen Blei und 
Zink in Böden die größte Bedeutung zu, da der Anteil der 
Überschreitungen gegenüber Quecksilber sechs- bzw. fünf­
mal so hoch ist. 

Tab. 1: Überschreltungshäufigkeit der Bodengrenzwerte 

Hg Ni Cr Cu Cd Zn Pb 

Grenzwert 
(AbfKlärV) 2 50 100 100 3 300 100 

Rel. Anteil d. 
Überschreitung 
(Hg= 1) 1 2 2 2 3 5 6 

3 Pflanzenschwermetallgehalte und deren Einflußfaktoren 

Beim Aufwuchs zeigten sich z. T. erhebliche Unterschiede 
in den Schwermetallgehalten verschiedener Pf lanzenarten 
und -teile (Abb. 4-6) In ähnlichen Relationen, wie sie auch 
schon in anderen Untersuchungen ermittelt wurden (KLO­
KE, 1980; BRÜNE, 1982; HERMS, SCHEFFER und BARTELS, 
1984). Während diese beim Cadmium in erster Linie auf ein 
unterschiedliches Anelgnungsvermögen aus dem Boden zu­
rückzuführen sein dürften , ist beim Blei wahrscheinlich 
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Abb. 4: Schwermetallgehalte verschiedener Gemüsearten 
der im Untersuchungsprogramm erfaßten Proben 
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Abb. 6: Schwermetallgehalte verschiedener Futterpflanzen 
der im Untersuchungsprogramm erfaßten Proben 

mehr das unterschiedliche Anlagerungsvermögen der ver­
schiedenen Pflanzenorgane sowie deren Oberflächengröße 
und -struktur als Ursache anzusehen. 
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Cadmiumgehalte im Winterweizen - Korn 
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Abb. 7: Beziehung zwischen den Cadmiumgehalten im Boden und im 
Winterweizen-Korn 

Die unterschiedliche Bedeutung der Wirkungswege Boden/ 
Pflanze und Luft/Pflanze bestätigt sich auch in einer stati­
stischen Prüfung der Einflußfaktoren für die Schwermetall­
gehalte der Pflanzen (KÖNIG, 1985). Die Schwermetallauf­
nahme aus dem Boden läßt sich danach in die folgende 
Rangfolge der einzelnen Elemente ordnen: 

Cd ""Zn > Ni "" Cu > Pb > Cr > Hg 

Eine ähnliche Gruppierung der Schwermetalle nach Trans­
ferfaktoren hat SAU ERB ECK (1984) vorgenommen. In Abb. 7 
ist der Zusammenhang zwischen den Cadmiumgehalten in 
Boden und Weizen als Beispiel fü r eine signifikante Bezie­
hung dargestellt. Dabei wird zusätzlich eine Diskrepanz zwi­
schen dem Bodengrenzwert und dem Lebensmittelrichtwert 
des Bundesgesundheitsamtes (KÄFERST~IN u. a., 1979) in­
sofern deutlich, als daß der Pflanzenrichtwert erheblich fro­
her als der Bodengrenzwert erreicht wird. 

Bei Cadmium - und ähnlich auch bei Zink - ist zusätzlich 
der pH-Wert des Bodens für die Aufnahme in die Pf lanzen 
von Bedeutung (Abb. 8, S. 47). Mit steigendem pH-Wert ver­
ringert sich die Verfügbarkeit des Cadmiums im Boden, wo­
mit die Aufnahme in die Pflanzen sinkt. Allerdings sind die 
Unterschiede der pH-Werte der im Untersuchungspro­
gramm erfaßten Bodenproben nicht sehr groß (Abb. 9, S. 47). 
Die Mehrzahl der Proben liegt um den Neutralpunkt oder 
leicht darunter. PH-Werte unter 4, wie sie in Waldböden häu­
fig auftreten, wurden bei den untersuchten landwirtschaftli­
chen Flächen und Gärten nur in Einzelfällen festgestellt. 
Gegenober dem pH-Wert haben sich Tongehalt und organi­
sche Substanz der Böden nur als schwache Faktoren erwie­
sen. 

Vor allem beim Blei wurde teilweise ein starker Immissions­
einfluß festgestellt, wie die Abb. 10 (S. 47) durch einen Ver­
gleich beim Grünlandaufwuchs aus Immissions-, Über· 
schwemmungs- und Erzabbaugebieten zeigt. Generell be­
steht zwischen den drei hier gezeigten Bleibodengehalts-
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Stufen, sowohl im Rhein-Ruhr-Immissionsgebiet als auch in 
den Überschwemmungs· und Erzabbaugebieten ein Anstieg 
der Bleigehalte im GrOnlandaufwuchs. Während sich die 
Proben aus den Überschwemmungs· und Erzabbaugebieten 
in gleichen Bodengehalts-Stufen kaum unterscheiden, lie­
gen die Bleigehalte der Proben aus dem Rhein-Ruhr-Immis­
sionsgebiet bei entsprechendem Blei -Bodengehalt in allen 
drei Stufen deutlich höher. Da beim Blei wahrscheinlich we-
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Abb. 11: Schwermetallgehalte im GrOnlandaufwuchs zu verschiedenen Zeitpunkten (n = 10) 

niger eine unterschiedliche Verfügbarkeit im Boden vorlie· 
gen dürfte, Ist davon auszugehen, daß die höheren Steige· 
halte im GrOnlandaufwuchs des Rhein·Ruhr-Gebietes aus 
der zusätzlichen äußeren Anlagerung durch Immissionen re­
sultieren dürften. 

Unterschiedliche Schwermetallgehalte zu verschiedenen 
Erntezeitpunkten resultieren einerseits aus dem unter· 
schiedlichen Massenwuchs der Pflanzen und andererseits 
aus der äußerlichen Anlagerung der Schadstoffe durch Ver­
schmutzungen mit kontaminiertem Bodenmaterial, lmmis· 
sionen oder Überschwemmungswasser. 

Letzteres zeigt sich sehr deutlich bei einem Vergleich von zu 
verschiedenen Zeitpunkten nach einem Hochwasser ent· 
nommenen Grünlandaufwuchsproben (Abb. 11). Während 
die vier Wochen nach dem Hochwasser entnommenen Pro­
ben trotz der relativ hohen Boden-Schwermetallgehalte in 
diesen Gebieten überwiegend nur geringfügig Ober dem 
Normalniveau liegen und nur einzelne Grenzwert-Über· 
schreitungen bei Quecksilber aufweisen, liegen die Gehalte 
der direkt nach dem Hochwasser entnommenen Proben ge­
sichert höher (von 2,4fach bei Cadmium bis zu 10fach bei 
Blei). Grenz· und Richtwert-Überschreitungen liegen in die­
sem vom Hochwasser mit einem Schmutzfilm überzogenen . 
Gras bei Quecksilber generell, bei Blei In 60 % und bei Cad­
mium in 20 % der Fälle vor. Auf den überwiegenden Anteil 
der Schwermetalle im äußerlich am Gras anhaftenden 
Schmutz weist auch der höhere Ascheanteil der Proben 
(Mitteilung des Untersuchungslabors) hin. 
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Die starke Reduzierung der Schwermetallgehalte im Grün­
landaufwuchs während des Zeit raumes zwischen den bei­
den Untersuchungsterminen dürfte einerseits auf durch Re­
gen erfolgtes Abwaschen von Schmutzstoffen und anderer­
seits auf einen erheblichen Anteil nachgewachsenen Pflan­
zenmaterials beim zweiten Termin zurückzuführen sein. 

4 Schlußfolgerungen und Konsequenzen 

Die Ergebnisse dieses Untersuchungsprogrammes und be­
reits vorliegender anderer Untersuchungen aus Nordrhein· 
Westfalen haben gezeigt, daß die höchsten Belastungen 
von Böden und Pflanzen in Erzabbau-, lmmisslons- und 
Überschwemmungsgebieten vorliegen. KlärschlammdOn· 
gung und Straßenverkehr haben weniger starke Anreiche· 
rungen bewirkt. Räumlich gesehen sind die ehemaligen Erz­
abbaugebiete Stolberg und Mechernich, Teilbereiche des 
Stadtgebietes von Duisburg sowie Teile des Rhein- und 
Wupper-Überschwemmungsgebletes am stärksten belastet. 
Demgegenüber wurden in anderen untersuchten Bereichen 
des Landes nur punktuell oder k leinräumig überhöhte 
Schwermetallgehalte in Böden und Pflanzen ermittelt. 

In den Problemgebieten sind Maßnahmenkonzepte und An­
bauempfehlungen zur Verringerung der Schwermetallauf­
nahme Ober Futter und Nahrung ausgearbeitet worden (Mi· 
nlster für Arbeit, Gesundheit und soziales NW, 1983; Land-



wirtschaftskammer Rheinland, o. J.), die sich in vier Grup­
pen einteilen lassen: 

A Verursacherbezogene Maßnahmen 

- Verringerung der Schwermetallzufuhren Ober lmmis· 
sionen, Überschwemmungswasser, Klärschlamm 
u. a. Ablagerungen 

B Maßnahmen für hochbelastete Flächen 

- Überdeckung der Böden mit schadstoffarmem Boden­
material, Bodenaustausch 

- Nutzungsänderung von der Nahrungs- zur Futtermit· 
telproduktion (Verdonnungseffekt) 

- Anbau von Pflanzenarten bzw. Nutzung von Pflan­
zenteilen mit geringem Schwermetallaufnahmevermö­
gen 

C Maßnahmen, die i. d. R. mit nur geringem Aufwand 
verbunden sind und im Eigeninteresse des Landwirtes 
liegen 

- Regulierung des pH-Wertes zur Verringerung der 
Schwermetallaufnahme 

- Verschmutzungsarme Futtergewinnung (Ernteverfah­
ren, -zeitpunkt) 

- Beifütterung schadstoffarmen Futters, ausreichende 
Calciumversorgung der Nutztiere 

D Empfehlungen für Verbraucher 

- Sorgfältige Reinigung von Nahrungsmitteln, nicht zu 
häufiger Verzehr schwermetallreicher Nahrungsmit­
tel, Einschränkung der Schwermetallaufnahme durch 
weniger Rauchen. 

Bei der Aufnahme der Schwermetalle mit pflanzlichen Nah­
rungsmitteln kommt nach den bisherigen Erkenntnissen im 
Hinblick auf mögliche Gesundheitsbeeinträchtigungen des 
Menschen den Schwermetallen Blei und Cadmium die größ­
te Bedeutung zu. Quecksilber wird überwiegend nur mit be­
stimmten Lebensmitteln wie Fischen, Nieren, Leber und Pil­
zen aufgenommen. Bei den anderen Elementen kann die 
Aufnahme Ober die Nahrung nur bei extrem hohen Konzen­
trationen gesundheitsgefährdend sein. KAMPE (1982) hat in 
einem ähnlich wie dem Raum Stolberg belasteten Gebiet in 
Rheinland-Pfalz festgestellt, daß die als vorläufig anzuse­
henden Richtwerte der „duldbaren wöchentlichen Aufnah­
me" von Blei und Cadmium nur in Einzelfällen erreicht wer­
den. Von daher müssen sich weitere Untersuchungen und 
Konsequenzen einerseits auf die Belastungsschwerpunkte 
konzentrieren. 

Wie aus einer Gegenüberstellung des Sachverständigenra­
tes für Umweltfragen (1985) im Sondergutachten „Umwelt­
probleme der Landwirtschaft" Ober die Schwermetallein­
und -austräge von Böden hervorgeht, sind andererseits je­
doch selbst außerhalb der Hauptbelastungsgebiete weitere 
allmähliche Schwermetallanreicherungen zu erwarten, die 
langfristig vor allem beim Cadmium kritisch werden können. 

Notwendige allgemeine Konsequenzen werden abschlie­
ßend in 5 Punkten zusammengefaßt: 

- Die Schwermetallzufuhren auf den Boden sind auf ein 
solches Niveau zu verringern, bei dem Anreicherungen 
unterbunden werden. Hierzu sind verstärkte Auflagen bei 
Verwendung, Verarbeitung und Beseitigung schwerme-

tallhaitiger Produkte erforderlich, z. B. zum Recycling 
oder zur Verringerung der Schwermetalleinträge Ober 
Staubniederschlag, Abwasser und Klärschlamm. 

- Es sind gesetzliche Grundlagen für die Durchführung von 
Untersuchungen zur Schwermetallbelastung von Böden 
und Pflanzen sowie die Erfassung und Auswertung von 
Daten (Kataster) zu schaffen. 

- In Ergänzung zu den bestehenden Futtermittelgrenzwer­
ten sind Grenzwerte für Lebensmittel aufzustellen. 

- Die Bodengrenzwerte der Klärschlammverordnung sind 
bei Berücksichtigung der untersch iedlichen Schwerme­
tallaufnahme in die Pflanze zu korrigieren. 

- Weitergehende Schwermetalluntersuchungen sind vor 
allem in Überschwemmungsgebieten, in Klein- und 
Hausgärten innerstädtischer Gebiete sowie zur Ermitt­
lung der Schwermetallaufnahme Ober die gesamte Nah­
rung (Gesamtverzehrstudien) erforderlich. 
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Dieter Sauerbeck 

Stoffliche Belastung durch die Landwirtschaft (Mineraldünger, Gülle, Klärschlamm) 

Einleitung 

Die wirtschaftliche und soziale Entwicklung der Bundesre­
publik Deutschland hat als Kehrseite eine zunehmende Um­
weltbelastung mit sich gebracht. Dieses gilt keineswegs 
nur für naturbelassene oder naturnahe Landschaftsteile, 
wie z. B. die Wälder, sondern auch und gerade für die vom 
Menschen sehr weitgehend umgestalteten Agrar-Ökosyste­
me. Die Landwirtschaft Ist hierbei sowohl passiv Betroffe­
ner als auch aktiver Verursacher und sieht sich bei dieser 
Sachlage einer Fülle schwerwiegender Konflikte ausge­
setzt. 

Einerseits treffen die Umweltbelastungen aus Siedlungen, 
Industrie und Verkehr die landwirtschaftlich genutzten Bö­
den und Pflanzen selbstverständlich ebenso wie die natürli­
chen Ökosysteme, ihr Einfluß ist in den intensiv landbaulich 
genutzten Randzonen von Siedlungs- und Industriebal­
lungsräumen häufig sogar ganz besonders groß. Anderer­
seits aber führt auch die moderne Landbewirtschaftung 
selbst zu beträchtl ichen Umweltveränderungen, die Im Ge­
folge mechanisch-technischer und biologisch-chemischer 
Fortschritte bzw. ökonomischer Sachzwänge unstreitig ge­
wachsen sind. 

Die folgenden Ausführungen sollen sich unter diesen land­
baulichen Belastungsquellen vornehmlich auf die Bereiche 
Düngung und landwirtschaftliche Abfallverwertung konzen­
trieren. 

Mineralische Düngemittel 

Wer in der Bodenschutzdiskussion allgemein von den 
. stofflichen Belastungen durch die Landwirtschaft " spricht, 
hat dabei häufig vor allem die Mineraldüngemittel im Sinn. 
Tatsächlich kommt mit der heute üblichen Anwendung von 
durchschnittlich 110 kg N, 60 kg P20 5 und 90 kg K20, sofern 
diese als Einzeldünger verabreicht werden, insgesamt etwa 
1 Tonne Salz je Hektar und Jahr in den Boden. Bei Verwen­
dung der konzentrierten NPK-MehrnährstoffdOnger redu­
ziert sich dieser Salzeintrag zwar auf ungefähr zwei Drittel, 
aber auch dieses erscheint vielen Laien und prinzipiellen 
MineraldOngergegnern noch immer bei weitem zuviel. 

Für die heute üblichen MineraldOngerformen Ist jedoch 
mittlerweile nachgewiesen, daß die Bodenfruchtbarkeit 
hierdurch nicht grundsätzlich in Gefahr gerät. Als Folge der 
natürlichen Umsetzungsvorgänge im Boden unterliegen 
nämlich auch die Mineraldüngernährstoffe dort einem kom­
plizierten Umwandlungsprozeß, der sich zum Teil als er­
wünschte Konzentrationsabpufferung, teils allerdings auch 
als unerwünschte Festlegung und teils sogar als kompletter 
Verlust äußern kann. Die gleichen Prozesse sorgen jedoch 
auch dafür, daß die von den Vertretern . alternativer" bzw. 
„biologischer" Landbaumethoden befürchtete Schadwir­
kung von lelchtlöslichen Nährsalzen bei vernünftiger Dosie­
rung praktisch kaum eintreten kann. Insofern kann man die 
in der Landwirtschaft eingesetzten Mineraldüngemittel 
auch nicht einfach als . Schadstoffe" bezeichnen, zumal 
diese im wesentlichen aus lebensnotwendigen Pflanzen­
nährstoffen bestehen, deren Verlust durch die Ernten 
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zwecks Erhaltung der Bodenfruchtbarkeit stets durch ent­
sprechende DOngungsmaBnahmen ersetzt werden muß. 

Auch die Gefahr einer Nährstoffauswaschung mit dem Sik­
kerwasser ist nicht primär wegen des Einsatzes löslicher 
Mineraldünger, wohl aber grundsätzlich als Folge der ver­
breiteten Nährstoffanreicherung in den landwirtschaftli­
chen Böden größer geworden. Eine aus ökologischer Sicht 
besonders problematische Rolle spielt In diesem Zusam­
menhang vor allem der Stickstoff, weil dieser im Boden ei­
nem spezifischen Umwandlungszyklus zwischen organi­
schen und mineral ischen Bindungsformen unterliegt. Im 
Gegensatz zu den meisten anderen Pflanzennährstoffen 
wird das dabei entstehende Nitrat nicht an die festen Bo­
denbestandteile gebunden. Der Nitratstickstoff unterliegt 
deshalb einer besonderen Verlustgefahr, sofern er nicht 
rechtzeitig von den Pflanzen aufgenommen bzw. von den Mi­
kroorganismen des Bodens festgehalten wird. Prinzipiell 
führt deshalb jede Stickstoffdüngung, d. h. auch die in orga­
nischer Form, zu vermehrten Gehalten und einem entspre­
chend gesteigerten N-Umsatz im Boden, was zwar eine un­
umgängliche Voraussetzung für hohe Pflanzenerträge ist, 
aber naturgemäß auch eine zunehmende Gefahr für die Um­
welt in sich birgt. . 

Zu einer . Belastung" im Sinne des Bodenschutzes werden 
jedoch auch die Stickstoffdüngemittel ledigl ich dann, wenn 
sie - im Übermaß oder zur Unzeit angewendet - den Bo­
den so stark mit Nitrat anreichern, daß dieses die Qualität 
der dort angebauten Kulturpflanzen beeinträchtigt oder 
durch Auswaschung in die Gewässer gelangt. Oberstes Ziel 
aller praktischen DOngungsmaßnahmen muß daher sein, 
den von den Pflanzen benötigten Stickstoff In der erforderli­
chen Menge und zum richtigen Zeitpunkt so bereitzustellen, 
daß das pflanzliche Ertragspotential möglichst weitgehend 
ausgenutzt wird, ohne einerseits die Nährstoffvorräte des 
Bodens allmählich zu erschöpfen oder andererseits unwirt­
schaftliche bzw. möglicherweise sogar umweltschädigende 
Nitratverluste hervorzurufen. Dieses gilt unabhängig von ih­
rer jeweiligen Form praktisch für alle stickstoffhaltigen, ein­
schließlich der w irtschaftseigenen Düngemittel. 

Abgesehen von dieser Dosierproblematik kann jedoch fest­
gestellt werden, daß die landwirtschaftlichen Böden als 
Nutzpflanzenstandorte auch durch überreichliche Dünger­
gaben selten unmittelbar oder gar irreparabel geschädigt 
werden. Zumindest im Hinblick auf ihren Nährstoff- und Hu­
mushaushalt sind die meisten Böden seit dem Aufkommen 
der Mineraldüngung keinesfalls schlechter, sondern ganz 
im Gegenteil sogar wesentlich besser geworden, was selbst 
bei vorübergehender Einstellung der DOngerzufuhr noch als 
mehrjährige Nachwirkung deutl ich zum Ausdruck kommt. 
Allerdings haben die landwirtschaftlichen Böden neben der 
Nutzpflanzenproduktion auch noch andere Funktionen im 
gesamten Ökosystem, die sich kurzgefaßt mit den Begriffen 
Umsetzungs-, Filter- und Puffervermögen bzw. mit ihrer Eig­
nung als Lebensraum umschreiben lassen. Bis zu einem ge­
wissen Grade sind zwar auch diese übergeordneten Funk­
tionen mit den landbaulichen Fruchtbarkeitskriterien kon­
gruent. Vor allem im Hinblick auf das Nitratproblem aber er­
hebt sich in jüngerer Zeit doch zunehmend die Frage, bis zu 
welchem Grade man die Bodenfruchtbarkeit durch den Ein­
satz von Düngemitteln steigern darf, ohne hierdurch, zwar 



nicht unmittelbar die Böden selbst, wohl aber mittelbar an­
dere, mit diesen Böden verbundene Umweltbereiche in lang­
fristig unzulässiger Weise zu überlasten. 

Wirtschaftsdünger 

Diese Gefahr für die Umwelt droht ganz ohne Zweifel schon 
jetzt in bestimmten Gebieten mit bodenunabhängiger Inten­
siv-Tierproduktion, wo durch ein Übermaß an im Stalldung 
enthaltenen Pflanzennährstoffen die Böden in durchaus be­
sorgniserregender Weise „eutrophiert" worden sind. Nur 
handelt es sich hierbei, von der im Gartenbau und bei Son­
derkulturen sehr _yerbreiteten, aber aufs Ganze gesehen 
doch nur lokalen Uberdüngung hier einmal abgesehen, ge­
rade nicht um die prinzipiell gut dosierbaren und insofern zu 
Unrecht in Verruf geratenen Mineraldüngemittel, sondern 
um die im wahrsten Sinne des Wortes „berüchtigte" Gülle. 
Einer der Hauptgründe hierfür ist, daß diese Gülle in Tierhal­
tungsbetrieben mehr oder minder kontinuierlich anfällt 
aber aus Kapazitätsgründen nicht unbegrenzt aufbewahrt 
werden kann und deshalb häufig zur Unzeit „entsorgt", d. h. 
unabhängig vom tatsächlichen Düngebedarf auf die gerade 
verfügbaren Nutzflächen ausgebracht werden muß. 

An und für sich ist jedoch auch diese Gülle kein grundsätz­
lich bodenbelastender Stoff, sondern ein durchaus natürli­
cher organischer Dünger, der deshalb auch zur Aufrechter­
haltung des Humushaushaltes von Böden zweifellos mehr 
beitragen kann als dies die reine Mineraldüngung tut. An· 
dererseits jedoch läßt sich auch nicht leugnen, daß die 
stroharme vergorene Gülle als Humusdünger dem klassi­
schen Stallmist unterlegen ist. Dies gilt allerdings nur auf 
der Basis vergleichbarer Tierzahlen pro Fläche, zumal auch 
nur dann die mit diesen betriebseigenen Düngemitteln an­
fallende Menge an Pflanzennährstoffen annähernd ver­
gleichbar ist. Das in diesem Zusammenhang wirklich ent­
scheidende Problem resultiert daher nicht aus der Güllean­
wendung an sich, sondern aus der Tatsache, daß die moder­
ne Gülletechnik es erstmals ermöglicht hat, sehr große Tier­
zahlen mit relativ geringem Arbeitsaufwand weitgehend flä­
chenunabhängig zu halten. 

Hierdurch entsteht bei begrenzter Betriebsfläche nicht al­
lein das bereits erwähnte Problem einer nicht immer zeitge­
rechten Ausbrlngung dieser Gülle, sondern darüber hinaus 
auch noch das einer in Intensiv-Tierhaltungsbetrieben ganz 
konkret eintretenden Überdüngung, weil die Kulturpflanzen 
durchschnittlich nicht mehr als 160-200 kg N und etwa 
50-70 kg P20sfha entziehen, was bei der Güllewirtschaft 
nur einer Tierzahl von ungefähr 1,5 Großvieh- bzw. soge­
nannten Dungeinheiten je Hektar entspricht. Im statisti­
schen Durchschnitt der Bundesrepublik gibt es zwar nur 
einige wenige Landkreise mit mehr als zwei Großvieheinhei­
ten pro Hektar, aber einzelbetrieblich bzw. lokal wird diese 
Zahl nicht nur dort, sondern auch anderwärts nicht selten 
erheblich überschritten. 

Daß dieses den betreffenden Betrieben und Böden bislang 
noch .~icht entscheidend geschadet hat, liegt einerseits an 
dem Uberwiegen der in dieser Hinsicht besonders unemp­
findlichen Kulturpflanze Mais in solchen Gebieten, anderer­
seits aber auch an der Tatsache, daß der Güllestlckstoff im 
Gegensatz zu dem Stickstoff Im Stallmist wesentlich !eich· 
ter verfügbar und deshalb besonders auswaschungsgefähr­
det Ist. Während man bei unmittelbar vor der Frühjahrssaat 
ausgebrachter Gülle mit einer N-Ausnutzung von ungefähr 
zwei Dritteln rechnen kann, sinkt diese Ertragswirksamkeit 
mit zunehmendem Zeitabstand bei Ausbringung im Spät­
sommer und Herbst oft auf nur 20-30 %. Dies bedeutet je­
doch nichts anderes, als daß der zur Unzeit gegebene Gülle­
stlckstoff großenteils ungenutzt verlorengeht, was dann 

automatisch Im Frühjahr zur nochmaligen Gülleausbrin­
gung bzw. zu einer ergänzenden Mineraldüngung zwingt. 

Sieht man sich unter diesem Gesichtspunkt einmal die aus 
der Düngerzufuhr und den Entzügen errechneten Stickstoff­
bilanzen verschiedener Landkreise genauer an, so ergibt 
sich vor allem für die bE'._kannten Intensiv-Tierhaltungsgebie­
te ein ganz eklatanter Uberschuß, aber auch in den viehär­
meren Betrieben anderer Regionen ist d iese N-Bilanz häufig 
noch positiv. Ein gewisser N-Überschuß bei der Düngung ist 
wegen der natürlichen Ausbringungs-, Verteilungs-, Auswa­
schungs- und Denitrifikationsverluste zwar im Prinzip be­
rechtigt, was auch und gerade für die bei der Ausbringung 
von Wirtschaftsdüngern unvermeidlichen Ammoniakverlu­
ste gilt. Insofern darf man diese Bilanzdifferenzen zwischen 
N-Zufuhr und N-Entzug sicher nicht ausschließlich auf das 
Konto der Nitratauswaschung schreiben. Lokale Bilanz­
überschüsse In Höhe von mehreren 100 kg N aber sind mit Si· 
cherheit unerwünscht und zeugen von sehr mangelhafter 
Gülleausnutzung und entsprechend großen N-Verlusten. 

Zumindest was diese Verluste zur Unzeit und die daraus re­
sultierende schlechte Ausnutzung der Güllenährstoffe be­
trifft, kann das neuerdings in Gang gebrachte staat liche 
Förderungsprogramm für den Ausbau von zusätzlichen Gül­
lelagerkapazitäten durchaus eine gewisse Erleichterung 
bringen. Wer die wirtschaftliche Situation der deutschen 
Landwirtschaft nüchtern und vorurteilslos überblickt, sollte 
in diesem Zusammenhang auch die Investitionseinsparun­
gen durch den Betrieb feldnaher Güllelagunen nicht einfach 
in Bausch und Bogen verdammen. Bis zu einem gewissen 
Grade dürfte sich daneben nach holländischem Vorbild 
auch eine überbetriebliche Gülleverwertung auf Flächen 
von weniger tierlntensiven Nachbargebieten verwirklichen 
lassen. Wenn man die Lage jedoch unter dem eingangs er­
wähnten Gesichtspunkt nicht nur der landwirtschaftlichen 
sondern auch der ökosystemar ausgeglichenen Nährstoffbi'. 
lanzen betrachtet, so erscheint der im Augenblick zulässige 
Tierbesatz von 3 Großvieh· bzw. Dungeinheiten je Hektar 
landwirtschaftlicher Nutzfläche ganz einfach zu hoch, zu­
mal derartige Güllefiächen bilanzmäßig nicht nur mit Stick­
stoff, sondern nachweislich auch mit Phosphor erheblich 
angereichert werden. 

Letzteres hat bislang zwar nicht zu verbreiteten Auswa­
schungs-, wohl aber in hängigen Lagen zu Abschwem­
mungsproblemen und zu einer damit verbundenen Phos­
phateutrophierung von Oberflächengewässern geführt. Äl­
tere Globaluntersuchungen weisen für die Landwirtschaft 
am Phosphateintrag in die Gewässer zwar nur einen im Ver­
gleich zu den Fäkalien und Waschmitteln untergeordneten 
Beitrag von weniger als 10 % aus. Regional und im Einzel­
fall aber kann diese Verursacherrolle auch beträchtlich grö­
ßer sein, weshalb mittlerweile auch die Düngung mit Phos­
phaten trotz deren fester Bindung im Boden nicht mehr ein- . 
fach aus ökologischen Betrachtungen ausgeklammert wer­
den kann. Was die mineralische P-Dü ngung anbetrifft, so 
sind neuerdings nicht nur die konkret aufgewendeten Men­
gen, sondern auch die entsprechenden Düngungsempfeh­
lungen und vor allem die diesen zugrunde liegenden Einstu­
fungsgrenzen der agrikulturchemischen Bodenuntersu­
chung recht beträchtllch zurückgenommen worden. In Gül­
lebetrieben mit mehr als 1,5 Großvieheinheiten Tierbesatz 
aber könnte die mineralische Phosphatdüngung rein bilanz­
mäßig gesehen sogar ganz unterbleiben. 

Schwermetalle in Düngemitteln 

Eine in der Umweltdiskussion mit dem Gülleproblem häufig 
allzu pauschal verknüpfte Frage Ist außerdem auch noch die 
nach der Kupferanreicherung in den Böden von Güllegeble-
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ten. Im wesentlichen handelte es sich hierbei jedoch nur um 
die Schweinegalle, weil vor allem solche Handelsfuttermit­
tel, die von Schweineaufzuchtbetrieben eingesetzt wurden, 
aus Gründen der Tiergesundheit und zur besseren Futterver­
wertung teilweise sehr hohe Cu-Mengen enthielten. Natur­
gemäß gerät jedoch dieses Kupfer nach dem Futterverzehr 
nahezu ausnahmslos in die Schweinegülle. Je nach Tierbe­
satz könnte dies rein bilanzmäßig gesehen schon binnen 
weniger Jahrzehnte zu einer Verdoppelung der natürlichen 
Cu-Gehalte in derartig begOliten Böden führen. Da aber vor 
allem auf Sandböden das Kupfer schon bei Gehalten von 
weniger als 100 mg/kg schädlich werden kann, wurden die 
Cu-Mengen im käuflichen Fertigfutter inzwischen herabge­
setzt. Ob dieses freilich auch langfristig gesehen zu einer 
vollständigen Entschärfung der genannten Probleme führt, 
müssen entsprechende Untersuchungen Ober die Cu-Bilanz 
landwirtschaftlich genutzter Böden erst noch genauer zei­
gen. 

Neben dem Cu In der Gülle wird neuerdings auch das Cad­
mium in den mlneralischsten Phosphatdüngemitteln als ein 
besonders toxisches Schwermetall sehr besorgt diskutiert. 
Im Gegensatz zu dem Schwermetall Kupfer ist dieses Cad­
mium jedoch nicht durch den Produktionsprozeß, sondern 
durch bio· bzw. geochemische Vorgänge in das natürliche 
Ausgangsmaterial hineingeraten. Diese Cd-Belastung der 
Rohphosphate unterscheidet sich je nach geologischer Ent­
stehungsart und geographischer Herkunft ganz erheblich, 
so daß der jährliche Cadmiumeintrag durch die Phosphat­
dOngung theoretisch zwischen weniger als 1 und mehr als 
25 g/ha/Jahr liegen kann. Praktisch sind jedoch die beson· 
ders Cd-reichen westafrlkanischen Rohphosphate schon 
bisher nur in begrenztem Umfange bzw. nur in Mischungen 
mit anderen Herkünften zur Düngerherstellung verwendet 
worden. In jüngerer Zeit hat sich darüber hinaus eine Über­
einkunft zwischen der Bundesregierung und der deutschen 
Düngemittelindustrie sehr bewährt, derzufolge die Roh· 
phosphatherkOnfte freiwillig offengelegt und die damit ver­
bundenen Cd-Importe zumindest größenordnungsmäßig 
überschaubar werden. Tatsächlich hat der durchschnittli­
che Cd- Gehalt deutscher Phosphatdüngemittel seit dem 
Ende der 70er Jahre deutlich abgenommen, so daß heute 
mit den Phosphatdüngern nur noch äußerstenfalls 3-5 gCd/ 
ha/Jahr In die Böden gelangen. 

Dies aber sind, jedenfalls kurzfristig gesehen, keine unmit­
telbar gefahrbringenden Mengen. Erst im Verlaufe von mehr 
als 100 Jahren könnte sich hierdurch der natürliche Cd-Ge­
halt landwirtschaftlich genutzter Böden allmählich verdop­
peln. Allerdings erreicht eine durchschnittlich gleiche bzw. 
lokal sogar wesentlich größere Cd-Menge den Boden auch 
als Verunreinigung aus der Luft, so daß regional, insbeson­
dere in industriaÜsierten Ballungsgebieten mit erheblichem 
Staubniederschlag, die genannte Verdoppelung auch schon 
im Verlaufe weniger Jahrzehnte eintreten kann. Die Cd-Ent­
züge der Kulturpflanzen aus dem Boden sind demgegen­
über jedenfalls in der Regel gering, zumal der größere Teil 
hiervon den Boden letztendlich doch In Form von Ernterock· 
ständen und organischen Düngemitteln wieder erreicht. 

Aus diesem Grund gilt dem Schwermetall Cadmium auch in 
der Luftüberwachung zu Recht ganz besondere Aufmerk· 
samkeit. Eine verbesserte Luftreinhaltung ist, ebenso wie 
bei vielen anderen Schadstoffen anthropogener Herkunft, 
ganz zweifelsohne auch der beste Bodenschutz. Die oft ge­
forderte Eliminierung des Cadmiums aus den Phosphatdün­
gern scheitert dagegen in der industriellen Praxis bis auf 
weiteres noch an technischen Schwierigkeiten, wenng leich 
auch in dieser Hinsicht in jüngster Zeit konkrete Fortschrit· 
te gemacht worden sind. Durch den neuerdings ausgespro­
chenen Verzicht deutscher PhosphatdOngerhersteller auf 
Rohphosphate mit mehr als 90 g Cadmium je Tonne P20 5 
beträgt die Durchschnittsbelastung des Bodens durch 70 kg 
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DOngerphosphat heute nur noch etwa 3,7 g Cd/ha. Bei den 
Importdüngern weiß man hierüber frei lich zur Zeit noch we­
niger gut Bescheid, und da die Cd-armen Rohphosphather­
künfte in Zukunft gewiß nicht reichlicher werden, muß man 
langfristig wohl doch eine technisch-chemische Cd-Ab· 
scheidung aus den Phosphatdüngemitteln ins Auge fassen. 

Siedlungsabfälle, Fluß- und Hafenschlämme 

Daß auch die Verwendung von Siedlungsabfällen, und hier 
ganz besonders der Klärschlämme, als Dünger t rotz der an 
sich wünschenswerten Rückführung organischer Substan­
zen und Nährstoffe wegen der gleichfalls darin enthaltenen 
Schadstoffe heute äußerst kritisch gesehen wird, Ist zwar 
eine mancherorts etwas übertriebene Vorsicht, aber im Prin· 
zlp dennoch richtig. Solange noch schwermetalihaltlge Fa­
brikationsabwässer in die öffentliche Kanalisation und von 
dort in die Abwasserklärschlämme gelangen, dürfen letzte­
re nur unter sorgfältiger Überwachung in der Landwirtschaft 
eingesetzt werden. Die in diesem Zusammenhang erlassene 
Klärschlammverordnung und die darin für Böden und Klär­
schlämme genannten Schwermetaligrenzwerte sind be­
kannt. Unglücklicherweise hat man jedoch aus diesen prä­
ventiven, d. h. aus Vorsorgegründen ganz bewußt niedrig an­
gesetzten Grenzwerten für klärschlammgedOngte Böden 
einerseits abzuleiten versucht, welche Schwermetallbela­
stung die Böden ganz allgemein noch wie lange ertragen 
könnten, andererseits aber diesen Grenzwerten eine konkre­
te toxikologische Bedeutung unterstellt, die sie in Wirklich­
keit gar nicht haben. Tatsächlich darf man die in der Klär­
schlammverordnung als zu lässig genannten Schwermetall­
gehalte jedoch weder weiträumig erreichen noch im Einzel­
fall überbewerten. 

Sieht man sich nach den bislang vorliegenden Untersu­
chungsergebnissen die Ausmaße und Herkünfte der konkre­
ten Schwermetallkontamination deutscher Böden einmal 
näher an, so sind nicht etwa 7 % der Bundesrepublik, wie 
oft fälschlich behauptet, sondern tatsächlich noch nicht 
einmal 1 % aller Flächen meßbar belastet, und nur 0,3 % er­
reichen Cadmiumgehalte oberhalb des genannten Verord­
nungswertes. Nach Kontaminationsursachen gegliedert 
stehen die Klärschlämme hierbei nach den Immissionen 
und den Fluß- bzw. Hafensch lämmen erst an dritter Stelle 
mit nur ungefähr 900 ha durch Klärschlammanwendungen 
Ober den Grenzwert hinaus mit Cadmium verunrein igten 
Flächen. Dies aber sind nahezu durchweg besondere Fälle, 
wo durch stark Industrieabfall-verunreinigte Schlämme in 
zumeist grotesk überhöhten Gaben derartige Schwermetall­
anreicherungen eingetreten sind. Für die betroffenen Land­
wirte hat dieses zwar unstreitig schlimme Folgen , aber man 
darf solche Fälle im Blick auf das Klärschlammproblem 
dennoch nicht einfach verallgemeinern. Ähnliches wie für 
das Cadmium gilt grundsätzlich auch für die anderen in 
Siedlungsabfällen enthaltenen Schwermetalle. 

Aus diesem Grund sollte man die Klärschlammanwendung 
im Landbau auch nicht einfach generell ablehnen, sondern 
der damit verbundenen Rückführung von beträchtlichen 
Mengen an Pflanzennährstoffen wegen, soweit dieses nach­
gewiesenermaßen als unbedenklich gelten kann, welterfOh· 
ren. Von stark industrialisierten Großstädten mit unkontrol­
lierbaren Schwermetalleinleitern abgesehen, lassen die 
neuerdings angelaufenen Routinekontrollen, das auch im 
häuslichen Bereich relativ stark eingetragene, aber ökolo­
gisch gesehen doch weniger kritische Element Zink ausge­
nommen, für sehr viele untersuchte Klärsch lammherkünfte 
nur eine für deren landwirtschaftliche Verwendung noch 
durchaus tolerierbare Schwermetallbelastung erkennen. 
Mit unrealistischen Maximalforderungen hinsichtlich ihrer 
Reinheit wird jedenfalls nichts gewonnen, sondern nur die 



ökologisch erstrebenswerte Rezyklierung von Rest- und Ab­
fallstoffen erschwert. Dies schließt jedoch die berechtigte 
Forderung nach einer entsprechend sorgfältigen Kontrolle 
der Siedlungsabfälle aus Sicherheitsgründen keineswegs 
aus. 

Auch die Fluß- und Hafenschlämme galten bislang zumeist 
als nützliche bzw. als düngende Bodenverbesserungsmittel, 
bevor erkannt worden ist, daß infolge der Einleitung von In­
dustrieabwässern auch solche natürlichen Sedimente oft in 
erheblichem Umfange mit Schadstoffen verunreinigt wor­
den sind. Allein der Rhein transportiert mit dem Sediment 
jährlich einige tausend Tonnen Schwermetalle. Die alljähr­
lich als Folge dieses Materialtransportes im Hafen von Rot­
terdam anfallenden Baggerschlammengen betragen z. B. 
rund 21 Millionen bzw. in den drei wichtigsten deutschen 
Seehäfen zusammen sogar 36 Millionen m•. Die Schwerme­
tallgehalte im Hamburger Hafenschlamm aber liegen zu­
mindest im Feinmaterial um das 2- bis 10fache Ober den 
nach der Klärschlammverordnung für Böden noch erlaubten 
Werten. 

Dort wo dieses Material auf geeignete Flächen bis zu meh­
reren Metern hoch aufgespOlt worden ist, sind die so „ver­
besserten" Schläge heute zur Nahrungs- bzw. Futterproduk­
tion oft nur noch begrenzt geeignet. Die Tatsache, daß sich 
aus diesem Grunde eine weitere landwirtschaftliche Ver­
wendung solcher Schlämme künftig verbietet, hat deren Be­
seitigung zu einem äußerst schwierig zu lösenden Problem 
gemacht. Hinzu kommt, daß man zwar durch eine bessere 
Abwasserüberwachung hinreichend „saubere" Klärschläm­
me gewährleisten kann, daß aber einmal verunreinigte Fluß­
und Hafenschlämme nur sehr allmählich durch weniger 
stark belastetes Material verdünnt bzw. überdeckt werden 
können. 

Persistente organische Stoffe 

Daß man die Klärschlammanwendung heute nicht nur im 
Blick auf die Schwermetalle, sondern auch aus der Furcht 
vor darin enthaltenen organischen Schadstoffen In Frage 
stellt, ist angesichts der Ubiquität von fast zwanzigtausend 
synthetischen Substanzen In anthropogenen Abfällen 
durchaus verständlich. Tatsächlich erlaubt es die moderne 
Analytik, nahezu alle synthetischen Stoffklassen in zwar 
meist nur geringen, aber doch signifikanten Mengen in Sied­
lungsabfällen nachzuweisen. Ebenso wie die Schwermetal­
le reichern sich auch diese organischen Stoffe, sofern sie 
nicht schon im Wasser mikrobiell abgebaut werden, beim 
Abwasserklärprozeß in den dabei entstehenden Klär­
schlämmen an. Allerdings werden auch bei der anschließen­
den Schlammausfaulung noch viele leicht zersetzliche orga­
nische Substanzen abgebaut, so daß letzten Endes nur die 
besonders persistenten, nämlich die hoch kondensierten 
(Beispiel polyzyklische aromatische Kohlenwasserstoffe) 
und die hoch chlorierten (Beispiel polychlorierte Biphenyle) 
organischen Fremdstoffe von ökologischer Bedeutung für 
den Boden sind. 

Für die landwirtschaftliche Klärschlammanwendung ent­
steht in diesem Zusammenhang die bange Frage, ob sich 
solche organischen Schadstoffe in Böden oder möglicher­
weise sogar In den darauf gewachsenen Nutzpflanzen anrei­
chern können. Dank der Vielzahl verschiedenster Umwand­
lungs- und Abbauprozesse in natürlichen Böden läßt sich 
diese Frage zum Glück weitgehend verneinen, vorausge­
setzt, daß diese Stoffe nur in Raten den Boden erreichen, 

die dessen natürliches Selbstreinigungsvermögen nicht 
Obersteigen. Dies aber scheint nach den bisherigen Er­
kenntnissen bei der landwirtschaftlichen Anwendung von 
Klärschlämmen in den heute noch zulässigen Mengen tat­
sächlich der Fall zu sein. Sicher Ist jedenfalls, daß die ge­
nannten Stoffgruppen von den auf terrestrischen Böden 
wachsenden Pflanzen kaum aufgenommen und schon gar 
nicht speziell angereichert werden, ganz im Gegensatz zu 
den aquatischen Ökosystemen, wo es zu einer sehr ausge­
prägten Bioakkumulation kommen kann. Dennoch ist diese 
relativ optimistische Einschätzung der Sachlage für Böden 
auf längere Sicht sicher nur dann berechtigt, wenn der fro­
her so sorglose Umgang mit derartigen organischen Stoffen 
eingeschränkt bzw. deren Beseitigung künftig strenger ge­
regelt wird. 

Schlußfolgerungen und Zusammenfassung 

Aus alledem läßt sich abschließend das Fazit ziehen, daß 
hinsichtl ich der stofflichen Belastung des Bodens durch 
DOngungsmaßnahmen im Gegensatz zu manchen Schrek­
kensmeldungen in der Presse bislang nur lokal bzw. regio­
nal eine konkrete Gefahr besteht. Das Wissen um diese Ge­
fahren und die Maßnahmen zu deren Verminderung sind Im 
Prinzip vorhanden. Sache der Wirtschafts- und Agrarpolitik 
sollte es daher sein, die z. Z. herrschenden agrarökonoml­
schen Zwänge und Notwendigkeiten nicht so übermächtig 
werden zu lassen, daß hierdurch die ökologische Einsicht 
der grundsätzlich durchaus auf Erhaltung und Schonung 
des Bodens bedachten Landwirtschaft auf der Strecke 
bleibt. 

Bezüglich des Schadstoffeintrages durch die landwirt­
schaftliche Verwendung von Siedlungsabfällen und 
Schlämmen erlaubt die moderne Analytik eine sehr weitge­
hende Überwachung, die im Verbund mit der geltenden 
Mengenbegrenzung vor schwerwiegenden Bodenbelastun­
gen ausreichend schützen sollte. Auch hinsichtlich der Ge­
fährdung durch organische Schadstoffe in Siedlungsabfäl­
len sind aufgrund neuerer Erkenntnisse entsprechende 
Wandlungen im Gange, die den Einsatz von persistenten or­
ganischen Stoffen und die damit verbundenen Gefahren we­
sentlich vermindern werden. 

Eine größtmögliche Minimierung aller problematischen 
Stoffeinträge ist nichtsdestoweniger für den Bodenschutz 
oberstes Gebot, wozu auch die Landwirtschaft selbst durch 
sparsamen und gezielten Betriebsmitteleinsatz ganz be­
wußt und verstärkt beitragen muß. 

Anmerkung 

Aus Platzgründen wurde beim Druck dieses Textes auf eine 
Wiedergabe des beim mündlichen Vortrag gezeigten Bild­
materials und auf entsprechende Literaturhinweise verzich­
tet. WeiterfOhrende Angaben sind u. a. In den VDLUFA-Kon­
greßberichten „Modeme Landbewirtschaftung im Span­
nungsfeld der Ökologie" (Braunschweig 1980, Frankfurt: 
J. D. Sauerländer's Verlag, 1981), „Nitrat" (Karfsruhe 1984, 
Frankfurt: J . D. Sauerländer's Verlag, 1985), „Bodenbewirt­
schaftung, Bodenfruchtbarkeit, Bodenschutz" (Gießen 
1985, VDLUFA-Schriftenreihe Nr. 16, Darmstadt: VDLUFA­
Verlag, 1986), dem SAU-Gutachten „Umweltprobleme der 
Landwirtschaft" (Stuttgart, Mainz: Kohlhammer, 1985) und 
der Arbeit des Verfassers „Funktionen, Gote und Belastbar­
keit des Boden aus agrikulturchemischer Sicht" (Stuttgart, 
Mainz: Kohlhammer, 1985) zu finden. 
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Fritz Führ 

Stoffliche Belastung durch die Landwirtschaft (Pflanzenschutz) 

(Kurzfassung) 

Die Landwirtschaft verdankt einen Teil ihrer enormen Er­
tragssteigerungen dem gezielten Einsatz von Pflanzenbe­
hand lungsmitteln. So werden zur Bekämpfung von Pflan­
zenkrankheiten Fungizide, zur Verhinderung von Insekten­
befall Insektizide und zur Vermeidung von Unkrautkonkur­
renz um Licht sowie Wasser und Nährstoffvorräte des Bo­
dens Herbizide seit ca. 40 Jahren gezielt eingesetzt. Dabei 
handelt es sich insgesamt um ca. 325 organische Wirkstof­
fe, die in verschiedenen Kombinationen bei der Intensiven 
Landbewirtschaftung entweder direkt auf oder In den Boden 
gelangen (z. B. Vorauflaufspritzung mit Herbiziden, Beizap­
plikation von Fungiziden), nach der Behandlung durch Nie­
derschläge von den Pflanzen abgewaschen werden bzw. mit 
behandelten Ernterockständen den Boden erreichen. Der 
Einsatz dieser Mittel ist besonders hoch in Obst- und Wein­
baukulturen, erreicht aber auch in intensiven, engen Frucht­
folgen bis zu zehn verschiedene Applikationen je Vegeta­
tionsperiode (DIERCKS, 1984). Die insgesamt eingesetzten 
ca. 30 000 t Wirkstoffe (Anonym, IPS, 1985) werden damit 
vorwiegend auf ca. 8 Mill. ha, etwa einem Drittel der Fläche 
der Bundesrepublik, ausgebracht. 

Über das Schicksal dieser Verbindungen und deren Einfluß 
im Agrarökosystem liegen umfangreiche Untersuchungser­
gebnisse auch unter Einschluß der gezielten 14C-Marklerung 
der organischen Moleküle vor (FÜHR, 1984 a / und 1984 b). 
Daraus ist zu sch ließen, daß diese organischen Verbindun­
gen sich im Boden in der Regel nicht anders verhalten als 
die verschiedenen organischen Komponenten von pflanzli­
chen Rückständen, d. h. sie werden teilweise im Boden nur 
stark sorbiert, teilweise bis zum Endprodukt des Kohlen­
stoffgerüstes zu C02 mineralisiert. Viele Verbindungen ver­
lieren während dieser Abbauprozesse ihre Identität und wer­
den beim Aufbau von polymerisierten, stabilen Verbindun­
gen In die Humusfraktion eingebunden (Abb. 1). 

Die bodeneigenen organischen Verbindungen wie Humin· 
und Fulvosäuren sowie die stabilen Humine besitzen reakti-

Zeit 1n Monaten 

Abb. 1: Die generelle Situation von Pflanzenschutz-Wirkstoffen im 
Boden 
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ve Gruppen, die mit organischen Fremdchemikalien und de­
ren Metaboliten stabile Bindungen eingehen können (STE­
VENSON, 1982). Daneben werden für viele organische Ver­
bindungen starke Fixierungsreaktionen als Folge von unter­
schiedlichen Sorptionsprozessen mit Bodenkomponenten 
beobachtet. 

Aus den Untersuchungen geht auch hervor, daß dann die 
biologische Verfügbarkeit dieser organischen Fremdchemi­
kalien im Boden von vielen Faktoren beeinflußt ist und daß 
diese biologische Verfügbarkeit mit der Verweildauer im Bo­
den stark reduziert wird (Abb. 1). Dabei lassen die Untersu­
chungen auch den Schluß zu, daß parallel zu einer mögli· 
chen Aufnahme durch die Wurzel mikrobielle Abbauprozes­
se für eine weitere Reduktion der Verbindungen im Boden 
sorgen (FREHSE und ANDERSON, 1983). Insgesamt werden 
Abbau, Fixierung, Verlagerung und biologische Vertogbar­
keit von organischen Fremdchemikalien im Boden sehr we­
sentlich beeinflußt von 

- dem physiko-chemischen Verhalten der organischen Ver­
bindung 

- Menge, Art und Zeitpunkt der Applikation/Spritzung 

- physikalischen, chemischen und biochemischen Reak-
tionen im Boden und damit von Bodentyp und Boden­
eigenschaften - Tonminerale, organische Masse, pH, 
Eh und Wasserführung 

- Bodenbearbeitung und Kulturmaßnahmen wie Düngung 
- klimatischen Faktoren - Niederschlag, Temperatur, Bo· 

denfeuchte und Sonneneinstrahlung 

- Pflanzenspezies - Wurzelentwicklung, Transpiration, 
Nährstoffstatus. 

Je stärker die Bindung einer organischen Fremdchemikalie 
im Boden ist, um so geringer ist die Chance einer Aufnahme 
durch die Pflanzenwurzel und damit einer Weiterreichung in 
der Nahrungskette. Die umfangreichen Untersuchungen der 
letzten 30 Jahre über die Biochemie der Huminstoffbildung 
haben gezeigt, daß beim Aufbau von stabilen Strukturen der 
organischen Masse durch direkten mikrobiellen Abbau oder 
Co-Metabolismus viele organische Fremdverbindungen teil­
weise bis zu den Grundbausteinen abgebaut werden, daß 
aber auch unveränderte Fremdmoleküle und Molekülbruch· 
stocke in stabilere Bindungen des Bodenhumus überführt 
werden können. Hier sei verwiesen auf die mittlerwei le um­
fangreiche Literatur zur Frage der gebundenen Rückstände 
von bioziden Wirkstoffen (STEVENSON, 1982; FÜHR et al., 
1985). 

Eine Forschungslücke besteht noch bezüglich einer mögli­
chen Grundwasserbeeinflussung durch eine wiederholte 
Anwendung von persistenten Pflanzenbehandlungsmitteln, 
wie gerade auf dem 5. Fachgespräch Ober Gewässer und 
Pflanzenbehandlungsmittel festgestellt wurde,). Dabei darf 
nicht übersehen werden, daß als Folge der natürlichen Bo­
denbildungsprozesse organische Verbindungen allgemein 
in geringen Mengen auch in tiefe Bodenschichten gelangen, 
dabei aber genau wie in der Ackerkrume weiteren Abbau-

1) 5. Fachgespräch - Gewässer und Pflanzenbehandlungsmittel -
Verein für Wasser-, Boden- und Lufthygiene e. V„ Berlin, 21./22. 
November 1985 



und Mineralisierungsprozessen unterliegen. Wirkstoffe, die 
In Labortesten mit standardisierten Bodensäulen bei einer 
simulierten lntensivberegnung eine Verlagerungsneigung 
zeigen, werden für den praktischen Einsatz bereits mit ent­
sprechenden Auflagen versehen (SCHUH MANN, 1985). 

Der gesamte Themenkreis „Pflanzenschutzmittel im Boden" 
- Eintrag und Bilanzierung bis hin zu Nebenwirkungen und 
Einflüssen auf Bodenflora und Bodenfauna - wurde gerade 
ausführlich von den auf diesem Arbeitsgebiet forschenden 
Wissenschaftlern in einem Sonderheft (Anonym, 1985) dar­
gestellt. 

Unter Berücksichtigung der in diesem Berichtsband disku­
tierten Ergebnisse kann festgestellt werden: abgesehen von 
Sonderfällen des lntensiveinsatzes in Sonderkulturen ist bei 
sachgemäßer Anwendung der Pflanzenbehandlungsmittel 
keine Gefährdung der ökologischen Funktion des Bodens 
als Filter und Pflanzenstandort gegeben (FÜHR et al., 1986). 
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Friedrich Tebrügge 

Neuere Bodenbearbeitungsverfahren in ihrer Wechselwirkung auf Bodenstruktur 
und Pflanzenertrag 

Auf dem Sektor der mechanischen Bodenbearbeitung fin· 
den verstärkt Maschinenkonzeptionen Beachtung, die in ih· 
rer Funktion der reduzierten konservierenden oder pfluglo­
sen Bodenbearbeitung bis hin zum System des non-tillage 
(Direktsaat) zuzuordnen sind. Obwohl Ober die Notwendig­
keit einer Bodenbearbeitung überwiegend Einigkeit besteht, 
gibt es Meinungsverschiedenheiten Ober das „Wie". Eine 
der Ursachen ist die unsichere Kenntnis Ober den Einfluß 
und die langfristige Wirkung von Bodenbearbeltungsverfah· 
ren auf das Bodengefüge. 

Der Zwang, Bodenbearbeitung zu betreiben, leitet sich pri· 
mär aus der Instabilität der Bodenstruktur auf Grund von 
Bewirtschaftungsmaßnahmen ab, zu denen u. a. auch der 
Eingriff von Werkzeugen In den Boden zu zählen ist. Die Dar­
stellung 1 (n. HARTGE) verdeutlicht dies als Vergleich des 
Gesamtporenvolumens und der Porengrößenverteilung bei 
zwei Löß-Parabraunerden. Durch Anhebung der Bodenober­
fläche kann zwar eine bis zur Eingriffstiefe des Werkzeuges 
reichende Vergrößerung des Volumens erreicht werden, 
welches aber wegen des sukzessiven Verlustes von Grobpo­
ren außerordentlich instabil ist. Des weiteren wird sichtbar, 
daß im Übergangsbereich der Arbeitstiefe des Werkzeuges 
zum unbearbeiteten Boden wie zum natürlich gelagerten 
Boden die Homogenität der Bodenstruktur gestört ist und 
sich Bewirtschaftungsmaßnahmen bis zu einer Tiefe von ca. 

60 cm auswirken, da erst in diesem Bereich wieder gleiche 
Gesamtporenvolumina vorhanden sind. 

Hieraus läßt sich ebenfalls ableiten, daß durch rein mecha· 
nische Bearbeitungsmaßnahmen eine Regenerat ion der Bo· 
denstruktur insbesondere unterhalb des Ap-Horizontes 
kurzfristig bzw. mit ausreichender Stabilität nicht möglich 
sein wird, es sei denn, daß geeignete mechanische Maßnah­
men wie auch u. U. der Verzicht auf jegliche Bodenbearbei­
tung bei ausreichender Bodenbedeckung und Durchwurze­
lung In einer Art lnltialwirkung dazu beitragen, die physika· 
llsch-biologisch-dynamischen Prozesse der Bodenstruktur­
bildung In Gang zu setzen und zu fö rdern. 

Die Untersuchung des Einf lusses von Bodenbearbeitungs­
verfahren setzt eine geeignete Geräteauswahl aus dem um­
fangreichen Angebot voraus. Teilt man die Bodenarbeitsge­
räte nach ihrer Werkzeugform und deren Funktion ein, so 
kristallisieren sich wenige Bodenbearbeitungsverfahren 
heraus (Darst. 2), die sich durch Eingriffsintensität, Ein­
griffstiefe und Einsatzspektrum klar voneinander unter­
scheiden. 

Nach wie vor fehlen für den Praktiker geeignete Methoden, 
die es ihm gestatten würden , schnell und zuverlässig den 
Strukturzustand seines Bodens zu beurteilen. Bei Ver­
glalchsversuchen Ist dies einfacher, da hier schon durch 

Darstellung 1 Volumenanteile(% ) 
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Darstellung 2 Versuchsanlage und Bodenbearbeitungssysteme Wernborn/Taunus 
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Darstellung 3 Leistungsbedarf der Primär- und Sekundärwerkzeuge 
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von Hand entnommene Bodenblöcke (Spatendiagnose) eine 
Beurteilung hinsichtlich Durchwurzelung, Bioturbation, Ein­
mischung und Rottegrad der pflanzlichen Rückstände und 
aufgrund der Zerfallsneigung eine Beurteilung des Verfesti­
gungsgrades (DIN 19 682) möglich ist. 

Als ein Maßstab für die Eingriffsintensität kann neben dem 

Aggregierungserfolg , der in der Regel als Gewogener Mittle­
rer Durchmesser (GMD) der Bodenaggregate dargestellt 
wird, der Energieaufwand herangezogen werden. 

Die Darstellung 3 veranschaulicht den Anspruch der Primär· 
werkzeuge als Zugleistungs- und der Sekundärwerkzeuge 
als Drehleistungsbedarf je Meter Arbeitsbrei te, wobei der 
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Gewogene Mittlere Durchmesser der erzeugten Bodenag­
gregate für den Bearbeitungshorizont 0-10 cm, entspre­
chend der Arbeitstiefe der sek. Werkzeuge, ermittelt wur­
de. 

Trotz des deutlich höheren Energieaufwandes für die Pflug­
variante mit anschließender rotierender Sekundärbearbei­
tung weist das Aggregatgemisch nach der Bearbeitung mit 
einem Gewogenen Mittleren Durchmesser von 15,8 mm ei­
nen deutlich höheren Wert gegenüber den drei Grubberva­
rianten mit jeweils ca. 10 mm auf. Die Ursachen hierfür lie­
gen in der wendenden Pflugarbeit, bei der eine grobschollige 
Bodenstruktur aus einer Tiefe von 15- 20 cm an die Oberflä­
che geholt wird. 

Hervorzuheben ist der ermittelte Wert für die Direktsaatva­
riante. Sieht man von dem außerordentlich geringen Lei­
stungsbedarf ab, der primär durch das Anlegen der Saat­
schlitze verursacht wird, also nicht aggregierungswirksam 
ist , weist der Bodenhorizont von 0-10 cm dennoch einen 
mittleren Aggregierungswert von 14,9 mm auf und liegt da­
mit, obwohl seit nunmehr 5 Jahren keinerlei mechanischer 
Eingriff auf den Direktsaatparzellen stattgefunden hat, auf 
dem Niveau der Pflugvariante. 

Daraus kann eigentlich nur gefolgert werden, daß sich unter 
den vorliegenden Standortverhältnissen auf den Dlrektsaat­
parzellen eine vergleichsweise stabile Krümelstruktur ent­
wickelt hat. 

Die im Boden ablaufenden Austauschvorgänge (Wasser, 
Wärme, Luft, Nährstoffverfügbarkeit) werden maßgeblich 
von der spezifischen Oberfläche der Aggregate beeinflußt, 
die nach der Rosin-Ramler-Sperllng-Bennet-Methode (aus 
der Zerkleinerungstechnik stammend) durch Ermittlung der 
oberen und unteren Grenzdurchmesser (n. HERBERG) be­
rechnet werden kann (Darst. 4). Aus diesen Werten (nach 

Aggregatgrößenverteilung 

Standort Wernborn 

cm m2/ltr 

KLEIN) ist ersichtlich, daß mit einem Bestimmtheitsmaß 
von 90,34 % bzw. 92,5 % ein Zusammenhang zwischen dem 
GMD und der spez. Oberfläche gegeben Ist (Darst. 5 und 6). 

Als weiterer Maßstab für die Ansprache der Strukturverhält­
nisse kann der Eindringwiderstand (N/cm2) des Bodens an­
gesehen werden (Darst. 7). 

Die Meßwerte verdeutlichen zunächst generell den zuneh­
menden Eindringwlderstand insbesondere unterhalb des 
Eingriffhorizontes der Sekundärbodenbearbeitungsgeräte 
von 10 cm. Dennoch liegt auch In diesem Bereich die Pflug­
variante (sieht man von der D-Variante zunächst einmal ab) 
Ober der Grubbervarlante. Gründe hierfür sind neben den zu­
vor aufgezeigten Strukturunterschieden auch in der Ein­
mischqualität des organischen Materials zu suchen. 

Besonders auffällig ist der fast gradlinige Verlauf der Wider­
standswerte für die Direktsaatvariante, die im Bereich von 
15 cm den Verlauf der Pflugvariante bzw. von 22 cm den der 
Grubbervarlante unterschneidet. Aus dem Gesamtverlauf 
der D-Variante Ist zu erkennen, daß sich Ober Jahre hinweg 
ein gleichmäßiges stabiles Bodengetage entwickelt hat. 
Daß dies bei der Pflugvariante nicht gegeben war, mag der 
Vergleich der Tiefenfunktionen zu zwei Terminen exempla­
risch aufzeigen. 

Die zunächst relativ niedrigen Widerstandswerte im Sep­
tember bei der P-Variante erhöhen sich bereits bis zum No­
vember mit deutlichem Abstand Ober die Bodenwider­
standswerte der Grubber- und Direktsaatvarlante. Hieraus 
ist zu folgern, daß mit der Pflugarbeit zunächst eine Über­
lockerung einhergeht und diese in sich außerordentlich In­
stabil ist. Es sei daher die Anmerkung erlaubt, daß es wenig 
sinnvoll erscheint, mit hohem Energieaufwand Bodenbear­
beitung zu betreiben, ohne damit einen spezifischen Struk­
turvortell zu erlangen. Die höhere Bodenfestigkeit im Ober-

Darstellung 4 

mm % % % % 
Lage + Tiefen- Spezifische Standard- GMD Mittelwert Standard· Mittelwert Standard· 

berefch Oberfläche abweichung Mittelwert < 0,25mm abweichung > 40mm abweichung 

FR 0-10 u 2,36 0,348 9,89 2,32 1,028 1,00 1,20 
0- 100 2,16 0,364 - 3,62 0,943 4,05 5,39 

10-25 u 1,76 0,641 - 2,20 1,152 15,20 10,84 
10-250 1,56 0,602 - 1,88 0,785 16,00 18,92 

SR 0-10 u 2,04 0,571 10,63 2,75 0,436 8,48 10,50 
0-100 2,08 0,270 - 3,23 0,759 5,65 8,892 

10-25 u 1,58 0,20 - 2,25 0,557 10,73 6,809 
10-25 0 2,10 0,63 - 3,52 1,144 9,93 8,84 

SR-2 0-10 u 2,65 0,192 - 5,20 0,942 1,1 3 1,305 
0-100 2,81 0,467 - 4,88 1,292 1,78 1,42 

10-25 u 2,16 0,37 - 3,95 0,971 8,5 5,95 
10- 25 0 1,93 0,293 - 3,55 0,785 13,00 6,414 

p 0-10 u 0,96 0,198 15,79 1,68 0,386 32,68 7,75 
0-100 1,41 0,416 - 1,88 0,873 12,50 2,15 

10-25 u 0,95 0,28 - 1,75 0,794 34,55 10,67 
10-25 0 1,26 0,177 - 1,98 0,171 7,98 5,795 

D+P 0-10 u 1,22 0,442 - 2,05 0,573 22,21 18,15 
10-25 u 1,28 0,43 - 2,14 0,85 15,91 9,56 

D 0-10 u 1,07 0,269 14,92 2,06 0,778 21,44 10,66 
10-25 u 1, 16 0,138 - 1,88 0,506 16,65 3,973 

s 0-10 u 1,32 0,203 - 2,75 0,428 4,81 4,74 
10-25 u 1,1 0,217 - 2,18 0,69 17,20 10,45 
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Darstellung 5 
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Darstellung 6 
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Darstellung 7 

10 

15 

20 

25 

30 

Tiefe in cm 

Eindring 'iderstand in N ·cm1 

50 100 150 200 250 

\ 1\ 
• 1 \ 

\' \ . 1 \ 

~ \ 
\ ' 
\ ' ·~. ' \ ', 

\. 
\ 
\ 
\ 

- o 
--- p 

-·-SR 

' ' ' ' ' ' ',, 
' ' ' ."' 

\ ."" \ .'\. 
\ . 

\ '\ 

' 

Sept.INov. Sept. Sepl./Nov. 

300 

' ' ' ' ' 

Tiefenfunktion des Bodenwiderstandes (25% H20) 
nach 6jähriger unterschiedlicher Bodenbearbeitung 

Darstellung 8 
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krumenbereich der D-Variante dagegen kann durchaus als 
positiv bewertet werden, denn der Boden kann meist ohne 
Gefahr für größere Druckschäden befahren werden. Dieser 
Aspekt wird bei Versuchsanstel lungen oftmals nicht be­
rücksichtigt. 

Die am meisten verbreiteten Methoden, Folgen unterschied­
licher Bearbeitungssysteme auf das Bodengefüge zu erfas­
sen, sind die Bestimmung der Lagerungsdlchte, hier ausge-
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drückt als Trockenraumgewicht (TRG bei 105°C), sowie der 
Anteil an Grobporen größer 50 µ.Tab. 1 zeigt diese Werte für 
die Systeme FR, P und D aus dem Jahr 1984 (VORDER­
BRÜGGE). 

Tabelle 1 

FR p 0 

cm Tiefe TRG Vol.-% TRG Vol.-% TRG Vol.-% 
g/cm 50µm g/cm 50µm g/cm 50µm 

0- 4 1,34 12,6 1,28 17,6 1,36 13,0 
12-16 1,33 16,9 1,31 17,8 1,47 12,0 
20-24 1,36 14,2 1,36 18,0 1-,44 14,0 

Die gefundenen Lagerungsdichten von 1,28 bis 1,77 g/cm3 

sind aufgrund der Bodenart uL als gering bis mittel zu be­
zeichnen. 

Es fällt auf, daB das System ohne Bearbeitung (D) 
gegenüber der P-Variante Ober die gesamte Tiefe die höhe­
ren Dichtewerte sowie die geringeren Porenvolumlna auf­
weisen. 

Für die Funktion der Grobporen ist aber nicht nur Ihr Anteil . 
am Bodenvolumen wichtig, sondern vor allem ihre Kontinui­
tät. Ein Maß für die Kontinuität der Poren ist die Luftdurch­
lässigkeit, gemessen wurde nach der Methode KMOCH bei 
unterschiedlichen Wassergehalten (Entnahme pF 1,4; 1,8 
und 2,0). Dieses Verfahren bietet die Möglichkeit, die Bedeu­
tung der einzelnen Porengrößenklassen zu erfassen. 

Die Auswertung (VORDERBRÜGGE) von jeweils 40 Einzel­
werten ergab die in Darst. 8 aufgezeichneten Regressions­
geraden. Auf der Abszisse wurde der Anteil der Grobporen 
< 50 µm, auf der Ordinate die Klassen der Luftdurchlässig­
keit Koo nach KMOCH im entlogarlthmierten Maßstab ab­
tragen: 

10 
22 
46 

< 10µ 
22µ 
46µ 

100µ 
> 100µ 

sehr gering 
gering 
mittel 
gut 
sehr gut 

Die gezeigte Darstellung ist in Ihrer Transparenz typisch. 
Gleiche Luftdurchlässlgkeitswerte wurden in der D-Varlante 
bei deutlich geringeren Grobporenanteilen als In der Pflug­
Variante gemessen. 

Ein Maßstab zur Beurteilung des Bodenzustandes Ist die 
Bodenfestigkeit. Sie läßt Rückschlüsse auf die Bearbeitbar­
keit zu, ferner können zumindest grobe Aussagen Ober die 
Setzungsvorgänge und Verdichtungen im Boden gegeben 
werden. Das Maß hierbei Ist die Scherspannung, gemessen 
in N/cm•. Der Standort wurde direkt nach der Ernte und an­
schließender 25 cm tiefer Bearbeitung mit einem Abscher­
flOgel untersucht. Nach der Ernte zeigten die Varianten SR 
und FR in allen Horizonten deutlich geringere Widerstands­
werte als die Pflugvariante. Nach der Bearbeitung war in der 
Pflugvariante wegen zu lockeren Bodens keine Messung 
möglich. Bel den anderen Varianten ergab die Bodenbear­
beitung eine ähnliche Lockerungswlrkung in den Horizon­
ten 10-20 und 20- 30 cm. Im Horizont 0-10 dagegen weist 
die FR-Variante einen fast doppelt so hohen Wert wie die 
SR-Variante auf. Nach den vorgenommenen Zugkraftmes­
sungen Ist hierfür die rOckverdichtende Walzenarbeit ver­
antwortlich, denn das Gerätegewicht wird bei dieser Voll­
kombination Ober die Walze abgestützt (Darst. 9). 
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Darstellung 9 

Bodenfestigkeitswerte (Scherspannung und Regenverdau­
lichkeit) unter der Wirkung verschiedener Bodenbearbei· 
tung Im August 1982, Parabraunerde, Bodenfeuchte 10% 

Bearbeitungsvariante 

p SR FR 

Regenverdaulich- 7,5 46 - -
keit l/m2 in min. 15,0 - 2,5-10,5 1,5-11 ,5 

Bodenhoriz. 
Scherspannung 0-10 6,05 3,93 3,48 
nach der Ernte 10-20 7,56 4,48 4,84 
N/cm2 20-30 10,65 5,81 7,14 

nach 25 cm tiefer 0-10 - 0,8 1,5 
Bearbeitung 10-20 - 2,9 3,1 
N/cm• 12-30 - 5,0 5,4 

Um die optisch gut erkennbare Versch lämmung dieses 
Standortes zu erfassen, wurde eine Methode entwickelt, die 
geeignet erscheint, das kurzfrist ige Wasseraufnahmever­
mögen, wie z. B. bei einem Starkregen, beurteilen zu kön­
nen. Hierzu wurde ein Eisenrohr von 15 cm 0 20 cm t ief in 
den Boden getrieben und eine definierte Wassermenge in 
einem Guß aufgegeben. Die Zeit bis zum völligen Versickern 
des Wassers dient als Maß der Regenverdaulichkeit. Wäh­
rend auf der Pflugparzelle zum Erntetermin eine simulierte 
Regenmenge von 7,5 l/m2 zum Versickern 46 Minuten benö­
tigte, konnte die doppelte Wassermenge bei den anderen 
Varianten bereits In einer wesentlich kürzeren Zeitspanne 
aufgenommen werden. Daraus kann gefolgert werden, daß 
nicht wendend arbeitende Geräte, die die Ernterockstände 
oberflächennah einbringen, bezüglich Wasserhaushalt, Ero­
sion und Verschlämmung im Vergleich zur Pflugarbeit posi­
tiv zu beurteilen sind (Darst. 9, 10, 11). Auch das Porenvolu­
men und die Porengrößenvertei lung auf diesem Standort 
weisen in die gleiche Richtung und lassen Rücksch lüsse 
auf die Luft- und Wasserverhältnisse derart bearbeiteter Bö­
den zu. So weisen die Kombinationen SR und FR zum Ernte­
termin gegenüber dem Pflug ein höheres Gesamtporenvolu­
men auf; für die Pflanzen bedeutender aber s ind die anteili­
gen Grob- und Mittelporen, deren Kennzeichen Gasaus­
tausch, lnflltrationsrate und pflanzenverfOgbares Wasser­
angebot darstellen. Hier erreichen die Gerätekombinatio­
nen im Bereich 50µ (luftfOhrend) und im Bereich 0,2 bis 10µ 
(Kaplllarwasser) höhere Anteile (Darst. 12). 

Die zunehmende Masse aus organischen Rückständen ver­
langt eine gleichmäßige Verteilung und Einarbeitung, um 
die Abbau- und Rotteprozesse zu gewährleisten. Aus die­
sem Grunde ist die Qualität der Einarbeitung und Verteilung 
der organischen Massen für einen Verfahrensvergleich von 
besonderer Bedeutung. Die wendend arbeitende Pflugfur­
che legt die Masse der organischen Substanz - selbst bei 
vorhergehender Stoppelbearbeitung mit dem Grubber - in 
einer Tiefe von 15-25 cm schichtweise ab. Dadurch entste­
hende Strohpakete verrotten sehr schlecht, können wachs­
tumshemmende Substanzen aufgrund des vorherrschend 
reduktiven Milieus bilden, verhindern oft den nötigen Wur­
zeltiefgang, unterbinden bei Trockenheit den kapillaren 
Wasseraufstieg In den Saathorizont, führen zu Staunässe­
bildung bei anhaltenden Regenfällen und bi lden keinen 
wirksamen Erosions- und Verschlämmungsschutz. Zur ge­
nauen Bestimmung der Verteilung wurden dem Boden mit 
einem Bodenhobel Schichten von 5 cm entnommen und 
durch Abschwemmen die organische Substanz ermittelt. 



Im Arbeitsbereich der zapfwellenangetriebenen Rotoren bis 
10 cm Eingriffstiefe lassen sich bei den Varianten FR und 
SR 90 % bzw. 75 % der Gesamtmenge der organischen 
Masse nachweisen, auf der Pflugparzelle sind es nur 17 %. 

Der größte Anteil der pflanzlichen Rückstände mit über 
60 % liegt hier Im Bereich 15-25 cm vergraben. 

Zur Ermittlung der Abbaurate wurde der Boden im Frühjahr 
erneut schichtweise entnommen. Bei der Pflugvariante lag 
die Abbauleistung nur bei 26 %. Die Grubberkombinationen 
(SR und FR) lagen mit 45 % bzw. 36 % deutlich darüber, 
während bei der Direktsaat bis zu diesem Stadium so gut 
wie keine Abbauleistung festzustellen war (Darst. 13). 

Die oberflächennahe Einarbeitung und homogenere Vertei­
lung führt zu höheren Abbauraten und Zersetzungsgraden 
des organischen Materials. Nach fünfjähriger regelmäßiger 
Stroheinarbeitung von insgesamt 352 dt/ha bei der Variante 
P bzw. von ca. 379 dt/ha bei SR und FR betrug die Abbaulei· 
stung der Variante P 52 %, der SR 92 % und der FR 94 %. 

Auch die Entnahme von Bodenblöcken zum Erntetermin läßt 
In 25 cm Tiefe, d ies entspricht dem Bearbeitungshorizont, 
ebenfalls die Strukturunterschiede erkennen. Während bei 
der P-Variante noch ein Großteil unverrotteten Materials zu 
erkennen ist und die Probe ein kantiges plattlges Gefüge 
mit geringer Durchwurzelungsintensität aufweist, zeigen 
die beiden anderen Varianten krümelige Struktur mit guter 
Durchwurzelung und ausgeprägter Porenkontinuität durch 
Bioturbation. 

Zahlreiche Untersuchungen verdeutlichen, daß durch ein 
möglichst homogenes Einarbeiten der Pflanzenrockstände 
in den oberen Krumenbereich nicht nur der Gefahr von Ero· 

sion und Verschlämmung entgegengewirkt werden kann, 
sondern dies auch die Lebensbedingungen der an der Um· 
setzung des organischen Materials betelllgten Organis· 
men in erheblichem Umfang fördert, in deren Folge der Um· 
und Abbauprozeß der Pflanzenrockstände und damit die 
sog. Lebendverbauung begünstigt wird. 

Ein wichtiger Parameter für die Abbauintensität der Mi· 
kroorganismen stellt die Atmungsmessung dar. Auch hier 
zeigten die Varianten SR und FR Ober die beiden Bodenhori­
zonte wie Ober die Zelt eine deutlich höhere Atmungsaktivi· 
tät. So lag eine C02- Abgabe dieser beiden Varianten noch 
nach 72 h auf dem Niveau der Pflugvariante zu Beginn der ti­
trimetrlschen Bestimmung (Darst. 14). 

Optimalerträge hinsichtlich der ökonomischen wie ökologi· 
sehen Gesamtbilanzen stehen nicht selten Im Widerstreit. 
Dennoch sind die Bodentiere, wie schon angedeutet, maß­
geblich an der Erhaltung und der heute verstärkt geforder· 
ten Bodenfruchtbarkeit beteiligt. Bodentiere verbessern die 
Bodenstruktur, wobei die grabenden Formen wie z. B. Re· 
genwOrmer, kontinuierlich stabile Hohlraumsysteme schaf­
fen, die der Infiltration und DurchlOftung dienen. 

Vor diesem Hintergrund galt es zu untersuchen, welche Wir­
kung von den verschiedenen Bodenbearbeitungssystemen 
bei Daueranwendung auf die Regenwurmpopulation ausge­
hen kann. Die Ergebnisse Im 5. Versuchsjahr verdeutlichen 
diesen Zusammenhang (Darst. 15). Sowohl in der aufgetra· 
genen Biomasse, der lndividuenzahl, dem Nahrungsbedarf 
und dem Röhrenvolumen läßt sich ableiten, daß mit abneh· 
mender Bearbeitungsintensität und oberflächennaher 
Stroheinarbeitung bzw. Strohauflage die Entwicklung der 
Lumbriciden in erheblichem Umfang gefördert wird. Sicher-

Darstellung 10 Wirkung von Bodenbearbeitungsverfahren auf die lnfluktuation (mm H20 - s-1) 
(Ranker auf Tonschiefer - sl, 6. Versj. - 29. 10. 85, 13 % H20) 
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Darstellung 12 

Porengrößenverteilung unter dem Einfluß verschiedener 
Bodenbearbeit ung 

(Parabraunerde August 1982, 2. Vers.j., n = 7) 

Porengrößenverteilung In % (Dichte d. Festsubstanz 2,67) 

Variante 
Boden· GPV >50µ 10-50µ 0,2-10µ 
horlzont 

p 0- 10 45,5 9,66 5,9 17,5 
10-20 44,7 9,5 4,9 17,7 

SR 0-10 47,9 12,6 5,0 19,6 
10-20 46,1 9,5 4,5 21 , 1 

FR 0-10 48,6 14,4 4,9 17,9 
10-20 48,2 14,4 4,2 18,0 

Darstellung 13 

Strohverteilung über die Horizonte in % (Herbst) 
und Abbaurate bis Frühjahr in % 

Variante Horizonte 

0-5 5-10 0- 10 10-15 15- 20 20-25 
cm cm cm cm cm cm 

p 9,1 8,3 17,4 16,3 32,6 33,7 
SR 51 ,4 23,3 74,7 16,5 4,8 4,0 
FR 59,8 29,3 89,1 5,0 2,7 3,2 
D 91 ,7 4,2 95,9 2,0 1,0 1, 1 
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< 0,2µ 

12,5 
12,7 

10,7 
11 ,0 

11,5 
11 ,6 

Abbau 
In% 

26,0 
44,6 
36,2 

1,9 

Darstellung 14 

Bodenbiologische Untersuchungen 

- Parabraunerde, sul, Bp. 60 -

Biologische Atmungsaktivität in mg C02/20 g Boden 

Variante 
Boden-

24 h 48 h 72 h Summe 
horizont 

p 0-12,5 18,887 17,035 10,739 48,14 
47,77 

12,5-25 18,146 17,035 12,221 47,40 

SR 0-12,5 24,442 25,182 18,516 68,14 
62,03 

12,5-25 19,998 21,479 14,443 55,92 

FR 0-12,5 24,442 24,442 19,627 68,51 
63,7 

12,5-25 21,479 19,998 17,405 58,88 

lieh ließen sich, sofern finanzielle Mittel vorhanden wären, 
ähnliche Tendenzen auch für andere Mikro- und Makroorga­
nismen nachweisen. 

Die extrem hohe Biomasse auf den Direktsaatparzellen mit 
200 g/m2 kann meist nur unter sehr guten Dauergrünland 
nachgewiesen werden. Dies zeigt, daß durch Bodenruhe 
auch in reiner Getreidefruchtfolge eine erhebliche Struktur­
verbesserung insbesondere hinsichtlich deren Homogenität 
erreicht werden kann. Das Röhrenvolumen, wie die aufge­
zeigten Bodenwiderstandswerte, mögen hierfür als Indiz an­
gesehen werden. 

Biomasse wie lndlviduenzahi bestimmen den Nahrungsbe­
darf, der bei der 0 -Variante mit 95 g/TS m2 und Jahr nach 
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Werten von BAUCHHENSS berechnet wurde. Der ver­
gleichsweise hohe Bedarf der D-Variante erklärt aber auch 
die Feststellung, daß selbst nach jährlicher Strohauflage 
keine Akkumulation von Ernterückständen auf Direktsaat­
parzellen stattfindet. 

überwiegend die Maßstäbe für die Bodenbearbeitung im 
Sinne des aufgeräumten sauberen Tisches. 

Geräte mit nicht wendender Arbeitsweise belassen die or· 
ganischen Rückstände auf bzw. nahe an der Bodenoberflä­
che. Dies fördert zwar einerseits die Verrottung und verhin­
dert auf gefährdeten Standorten weitgehend die Erosion 
durch Wind und Niederschläge, stellt aber andererseits die 
Aussaattechnik vor erhebliche Probleme. Denn es Ist nicht 
die Bodenbearbeitung, die die Drilltechnik bestimmt, son­
dern vielmehr setzte die unzulängliche Drilltechnik bislang 

Tabelle 2 

Tabelle 2 und 3 geben die Pflanzenerträge über die Ver­
suchsjahre von zwei Standorten mit jährlicher Strohdün­
gung wieder. Eine Umstellung der Ablagetechnik erfolgte im 
zweiten bzw. dritten Versuchsjahr. 

Zur Beurteilung verschiedener Saattechniken unter dem 
Aspekt veränderter Bearbeitungsmethoden ist es zwangs­
läufig notwendig, jene innerhalb eines Bodenbearbeitungs­
verfahrens zu vergleichen, um damit die Wirkung, die von 
der Art und Intensität der Bodenbearbeitung ausgehen 
kann, zu eliminieren. 

Einfluß der Bodenbearbeitung und Bestellung auf den Ertrag (dt/ha) - jährl. Strohdüngung -

Standort: Hassenhausen-Ebsdorfer Grund (sul) 

Stoppelgrubber mit Nachläufer 
Pflug 
gez. Saatbettkomb. 

3-balkiger Grubber mit Mulchrotor 

Flügelschargrubber mit Zinkenrotor 

1 Aussaat mit Schleppseharen 
2 mit Scheiben-Bandsäscharen 

w.w. 
79/801 

56,8 

68,8 

69,0 

W.G. Hafer 
80/81 1 81/821 

46,0 61,9 

51,4 61,0 

51 ,3 63,0 

w.w. W.G. Raps 0 
82/832 83/842 84/852 in% 

85,1 70,0 39,3 100 

90,4 73,0 36,8 106 

92,8 81,0 37,4 110 
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Tabelle 3 

Einfluß der Bodenbearbeitung und Bestellung auf den Ertrag (dt/ha) - jährl. Strohdüngung -

Standort: Wernborn-Taunus (Schieferverw.) 

Stoppelgrubber mit Nachläufer 
Pflug 
Zapfw.-Egge mit Packer 

3-balklger Grubber mit Mulchrotor 

Flügelschargrubber mit Zinkenrotor 

3-Schelben-Direktsaatmaschine 
(vor Saat Spritzung mit Gramoxone) 

Frässaatmaschine (Sämavator) 

1 Aussaat mit Schleppseharen 
2 mit Schelben-Bandsäscharen 

w.w. 
80/81 1 

37,9 

39,7 

37,4 

36,0 

-Die Darstellung 16 verdeutlicht, daß durch eine gezielte An­
passung der Ablagetechnik an die oberflächennahe Einar­
beitung der organischen Substanz (70 dt/ha gehäckseltes 
Stroh) die Höhe des Pflanzenertrages deutlich zu beeinflus­
sen ist. Darüber hinaus ist zu erkennen, daß gleiche Saat­
techniken bei unterschiedlicher Bodenbearbeitung zu unter­
schiedlichen Ertragsleistungen führen können, wenn sich 
im Saathorizont unterschiedliche Mengen an organischem 
Material befinden. 

Faßt man die Ausführungen zusammen, so lassen sich fol­
gende zu- bzw. abnehmende Tendenzen und Hypothesen 
bei Anwendung reduzierter konservierender Verfahren er­
kennen (Darst. 17). 

Die Mechanisierungskosten für Schlepper, Gerät und Lohn 
nehmen ab. Der Leistungs- und Energiebedarf sinkt mit ab­
nehmender Eingriffintensität, wobei Bodenschäden durch 
Druck und Schlupf reduziert werden. 

Bel sachgerechter Anwendung, und hier sollte auch an eine 
überbetriebliche Nutzung gedacht werden, kann der Dek­
kungsbeltrag erhöht werden. Die Flächenleistung liegt bis 
zu 100 % Ober derjenigen der konventionellen Verfahren. 
Dies schafft Raum für dispositive Entscheidungen im Sinne 
der schlagkräftigen Ausnutzung optimaler Bestelltermine. 

Durch die homogene Einmischung der organischen Rest­
substanzen kann der Erosionsschutz auf gefährdeten 
Standorten erheblich verbessert, die Umsetzung dieser Sub-

Darstellung 16 

Wirkung angepaßter Saattechnik an das Boden­
bearbeitungssystem (4. Vers.j. Hafer dt /ha) 

Sä.verfahren Bodenbearbeitung Ertrag (dUha) 

Rollschar 50,3 

!5 Bandsaat 
1-balkiger FIOgelschargrubber 

E~ 
mit Rotoregge und Packerwaize 58,4 

-"' (60 % Stroh im Bodenhoriz. 0- 5 cm) 
~ Breitsaat 61,5 w 

3-balkiger Doppelherzschargrubber 
Rollschar mit Mulchrotor 56,5 

(50 % Stroh im Bodenhoriz. 0- 5 cm) 
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W.G. Hafer w.w. S.G. 0 
81/822 82/832 83/842 952 in % 

65,8 48,7 66,9 68,8 100 

73,7 54,4 66,0 71,2 106 

72, 1 58,1 70,8 73,7 108 

66,5 49,5 67,2 69,0 100 

48,0 51 ,1 72,6 93 

Darstellung 17 

Tendenzen von Bodenbearbeitungssystemen 

stanzen beschleunigt, die biologische Aktivität gesteigert 
und durch diese Wechselwirkungen die natürliche Boden­
fruchtbarkeit und Gefügestabilität erhöht werden. 

Rationelle, schonende Bodenbearbeitung dient als stützen­
de Funktion der Erhaltu ng oder Entfaltung einer dauerhaf­
ten Bodengare. Das Sprichwort „Weniger ist oft mehr" kann 
in übertragenem Sinne auch für d ie Bodenbearbeitung zu­
treffend sein und ist Im Sinne des ökonomisch erzielbaren 
Gewinns zu nutzen. Die Verfahren der nicht wendenden Bo­
denbearbeitung werden an Bedeutung zunehmen, sofern 
die Saatgutablagetechnik diesen spezifischen Bedingun­
gen gerecht wird. 



Udo Schwertmann 

Ausmaß und Ursachen der Bodenerosion 

Vorbemerkung 

Im folgenden ist ausschließlich von der Bodenerosion durch 
Wasser im Bereich intensiv landwirtschaftlich genutzter Bö­
den des gemäßigt humiden Klimabereichs die Rede, obwohl 
in solchen Gebieten die Bodenverluste durch oberflächlich 
abfließendes Wasser im allgemeinen deutlich geringer sind · 
als in tropischen Gebieten, da in diesen die Intensität der 
Starkregen meist höher ist. Zur Besorgnis gibt jedoch An­
laß, daß auch in gemäßigt-humiden Gebieten bei hoher Bo­
dennutzungsintensität der Bodenabtrag in der letzten Zeit 
zugenommen hat. Vom Ausmaß und den Ursachen des Bo­
denabtrags solcher Gebiete Ist im folgenden die Rede. 

1 Ausmaß der Bodenerosion 

Repräsentative Werte fOr den Bodenabtrag sind deswegen 
erst aus langjährigen Messungen zu bekommen, weil das 
Starkregengeschehen sehr großen zeitlichen Schwankun­
gen unterworfen ist. Häufig wird der Bodenabtrag mehrerer 
Jahre durch ein oder wenige katastrophale Ereignisse be­
stimmt. Leider gibt es nur sehr wenig solcher langfristigen 
Messungen. An ihre Stelle sind daher Messungen der Stoff­
verteilungen an Hängen getreten, aus denen man auf die la­
terale Bodenverlagerung rückgeschlossen hat. Solche Mes­
sungen wurden z. B. mit dem aus Spritzmitteln stammenden 
Kupfer im Hopfenanbaugebiet der Hallertau in Bayern 
durchgetohrt. Sie haben bei einer Hopfennutzung bis zu 45 
Jahren an 6 Hängen Abträge bis zu 60 t pro Jahr und ha erge­
ben. 

Eine Bodenkartierung in einer bayrischen Lößlandschaft 
hat gezeigt, daß weit mehr als die Hälfte der Lößbodenprofi­
le In dieser Landschaft stark bis sehr stark erodiert (geköpft) 
sind. Erosion tritt also schon seit Beginn der Ackernutzung 
auf. 

Die jährlichen Bodenverluste In den meisten dieser Gegen­
den sind deutlich größer als die jährliche Bodenneubii­
dungsrate, die je nach den Bodenbildungsbedingungen zwi­
schen 0,01 und 0,2 mm angesetzt werden kann. Demgegen­
Ober entspricht der Verlust von 13-15 t Boden bereits ei­
nem Millimeter Boden. 

2 Auswirkungen der Bodenerosion 

Im erodierten Teil der Hänge lassen sich z. T. erhebliche Er­
tragsdepressionen durch Bodenabtrag feststellen. Dies gilt 
insbesondere tor solche Bodenprofile, deren tiefere Teile 
aus einem ökologisch deutlich minderwertigeren Material 
bestehen. Die Ursachen für die Ertragseinbußen liegen ei­
nerseits im Nährstoff- und Humusverlust durch die Erosion, 
stärker jedoch noch In der Abnahme der Wasserspeiche­
rung in solchen erodierten Profilen, in denen eine gering­
mächtige Sehluftdecke Ober Kiesen und Sanden liegt. 

Neben dem Verlust an langfristiger Ertragskapazität an den 
erodierten Teilen der Hänge kommt es im Bereich der Akku" 

mulation zu Schädigungen des Pflanzenbestandes. zur Zer­
störung oder Blockierung von Verkehrswegen und zum 
Nährstoffeintrag in Vorfluter. Es ist insbesondere die!'le 
stoffliche Kommunikation zwischen den beiden Ökosystem­
kompartimenten Böden und Gewässer, Ober die kaum Mes­
sungen vorliegen. 

3 Ursachen der Bodenerosion 

Die Ursachen werden am besten aus dem Mechanismus der 
Erosion verständlich. Der Eroslonsprozeß besteht aus 2 Teil­
prozessen, nämlich der Applikation von kinetischer Energie 
der Regentropfen auf die Bodenoberfläche, bei der Boden­
material losgeschlagen wird, und dem Transport lockeren 
Materials mit oberflächlich abfließendem Wasser hangab­
wärts. Hierbei wird durch die Scherkräfte des fließenden 
Wassers weiteres Bodenmaterial losgerissen. Die notwen­
digen Voraussetzungen fOr die Bodenerosion sind also Re­
gentroptenenergie, unbedeckte Oberfläche, transportierba­
res Material, Oberflächenabfluß und Gefälle. Von diesen 
Faktoren lassen sich die Regentropfenenergie nicht und 
das Gefälle kaum beeinflussen. Dagegen kann man stärke­
ren Einf luß nehmen auf die Bedeckung der Oberfläche, die 
Menge an transportierbarem Material und den Oberflächen­
abfluß. Und es sind diese Faktoren, bei denen Schutzmaß­
nahmen in der Regel ansetzen. 

Die Bedeckung der Oberfläche wird im wesentlichen durch 
die Vegetation (einschl. Unkraut) bestimmt. Die verschiede­
nen Kulturpflanzen haben einen sehr unterschiedlichen zeit­
lichen Verlauf der Oberflächenbedeckung während des 
Wachstums. Während Futterpflanzen, Getreide und Raps 
im allgemeinen während der Hauptstarkregenzeit (Mai bis 
August) eine gut geschützte Oberfläche garantieren, bedek­
ken Zuckerroben und insbesondere Mais die Oberfläche zu 
Beginn dieser Periode noch ungenügend. Dies hat zur Fol­
ge, daß dann, wenn Mitte Mai die Intensität der Gewitter zu­
nimmt, Getreideschläge meistens schon gut geschützt 
sind, während Zuckerrüben und Insbesondere Mais die Bo­
denoberfläche kaum gegen den aufprallenden Regen schüt­
zen. Der Mais bietet also Innerhalb der verbreiteten Frucht­
folgen den geringsten Erosionsschutz. 

Dieser Tatbestand ist insofern gravierend, als von 
1968-1985 die Anbaufläche von Mais in der Bundesrepu­
blik von etwa 200 000 ha auf 1,1 Mio. ha zugenommen hat. 
Daher läßt sich aus den Anbauverhältnissen ablei­
ten, daß allein durch Fruchtfolgeänderungen die Erosions­
gefahr In der BRD um ca. 30 % und in Bayern sogar um 
60 % angestiegen ist. 

Die Menge an transportierbarem Bodenmaterial und die 
Menge des oberflächlich abfließenden Wassers sind sehr 
stark von dem Strukturzustand der obersten Zentimeter des 
Bodens abhängig. Jede Schwächung der Aggregation führt 
dazu, daß die Regentropfen mehr Feinmaterial produzieren, 
das mit dem Oberflächenabfluß den Hang heruntertranspor­
tlert werden kann. Getogeschwächung führt aber auch 
dazu, daß der oberste Zentimeter des Bodens während des 
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Regens verschlämmt und damit die lnfiltrationskapazität 
herabgesetzt wird. Dieses fördert den Oberflächenabfluß. 
GefOgeschonende Bodenbearbeitung, Humuszufuhr durch 
organische Dünger und Zwischenfrüchte sowie Lockerung 
von Fahrspuren sind daher Maßnahmen, die durch Senkung 
des Oberflächenabflusses auch den Bodenverlust reduzie­
ren. 

Eine weitere Möglichkeit zur Vergrößerung des Bodenab­
trags liegt in der Verlängerung der Schläge in Gefällerich­
tung. In der Vergangenheit ist es im Rahmen der Flur­
neuordnung häufig zu einer solchen Verlängerung gekom­
men, weil hierbei generell die Flurstockgrößen anwuchsen 
und die Hangauf- Hangabbearbeitung dadurch gefördert 
wurde, daß die jeweils größte Hanglänge in Richtung des 
Gefälles verlief. Die Ursache hierfür war die wechselnde Bo­
denqualität entlang eines Hanges. 

Es ist daher notwendig, daß bei der Flurneuordnung die Ge­
fahr einer Erhöhung der Bodenerosion des Bodenabtrages 
sorgfältig erwogen wird. Dies ist in jüngster Vergangenheit 
an einem Beispiel im Bereich der Flurbereinigungsdirektion 
München in der Weise erfolgt, daß der potentielle Bodenab­
trag jeder einzelnen Fläche berechnet wurde und die Neuzu­
teilung dann so erfolgte, daß der Bodenabtrag möglichst 
nicht erhöht wird. Dabei werden vorhandene Terrassen (sog. 
Ranken) weitgehend erhalten, in einzelnen Fällen sogar neu 
angelegt. 
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Schlußbemerkung 

Der Bodenabtrag sollte nicht als hinzunehmende Naturkata­
stroptre betrachtet werden. Es war nicht das Ziel dieses Re­
ferats, Schutzmaßnahmen gegen die Bodenerosion zu erör­
tern. Diese stehen jedoch reichlich zur Verfügung . Die Basis 
für eine sinnvolle Auswahl solcher Maßnahmen Ist die exi­
stierende Möglichkeit, den Bodenabtrag hinreichend genau 
zu quantifizieren. Diese Quantifizierungsmög lichkeit be­
steht auch für die Wirkung von Schutzmaßnahmen aller Art. 
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Eine falsche Einteilung der Feldflur, In der die Ak­
kerschläge mit dem Gefälle der Hangflächen ver­
laufen, muß zwangsläufig zur Bodenerosion durch 
Oberflächenwasser fOhren. Foto: G. Olschowy 

Eine sorgfältig mit Terrassenabsätzen gegliederte, 
ackerbaullch genutzte Landschaft im Marokko, die 
in Richtung der Höhenlin ien bearbeitet wird, so 
daß ein Bodenabtrag weitgehend verhindert wird. 

Foto: G. Oischowy 



Gerhard Olschowy 

Maßnahmenn gegen Bodenerosionen 

Wort und Begriff „Kultur" bedeuten ursprünglich soviel wie 
„geordneter Landbau". Doch der Mensch, der in der Lage 
ist, eine Landschaft fruchtbar zu machen und geordnet zu 
erhalten, ist auch fähig, sie zu zerstören. Die Geschichte vie­
ler Völker lehrt, daß Blüte und Bestand einer Kultur wesent­
lich davon abhängen, ob es gelingt, den Boden und seine 
Fruchtbarkeit zu erhalten. Es seien hier nur erwähnt die blü­
henden Kulturen im paradiesischen Zweistromland zwi­
schen Euphrat und Tigris, die hohe chinesische Kultur in 
den fruchtbaren Lößlandschaften, die Kultur der indiani­
schen Mayas auf der Halbinsel Yucatan/Mexiko und in Gua­
temala, die ägyptische Kultur im fruchtbaren Tal des Nils 
und die zahlreichen Kulturen um das Mittelmeer, die sich 
auf den guten Böden entfalten konnten. 

Mit der Vernichtung der Böden und der fruchtbaren Land­
schaften sanken auch diese Kulturen dahin. In neuerer Zeit 
gibt uns der nordamerikanische Kontinent ein warnendes 
Beispiel. In wenigen Jahrzehnten wurden hier große Teile 
Wald- und Weideland zur Wüste, „man made desert" - von 
Menschen gemachte Wüste. Der aus der Not geborene 
staatliche Bodenerhaltungsdienst, der „Soil Conservation 
Service", hat seitdem wertvollste Arbeit geleistet. Auch in 
Europa können wir eine menschlich bedingte Bodenzerstö­
rung antreffen. Wir finden sie auf dem Balkan am Rande der 
Adria, in der Toskana und im Apennin, auf der Iberischen 
Halbinsel sowie im Dongebiet und in der Ukraine in der So­
wjetunion. So sind z.B. in Italien 1,8 Mio ha Fläche mit plio­
zänen Tonböden bedeckt, die der Erosion verstärkt unterlie­
gen. Weitere 6,5 Mio ha tragen Tonböden, die in ihren Eigen­
schaften etwa zwischen pliozänen und miozänen Tonen 
liegen, so daß zusammen rund 20 % der Oberfläche Italiens 
mit Bodenarten bedeckt sind, die im besonderen Maße 
durch Wassererosion geschädigt oder gefährdet sind. Auch 
Spanien sei vergleichsweise erwähnt. Die Waldvernichtung 
geht sicher weit zurück und hat bereits bei den seefahren­
den Phöniziern und Karthagern begonnen, die das Holz zum 
Bau Ihrer Schiffe benötigten. Der Abbau des Waldes aber 
ging durch Jahrhunderte weiter und wurde zum Schicksal 
von Land und Volk. Das örtliche und bedingt auch das über­
örtliche Klima, das Wasser und der Boden wurden beein­
trächtigt. Spanien war einstmals eines der blühendsten Län­
der Europas, die Kornkammer des Römischen Reiches. Heu­
te ist die Hälfte seines Bodens nicht mehr anbauwürdig. Der 
Anteil des Waldes ist auf 9,9 % der Gesamtfläche zusam­
mengeschrumpft. 

Aber auch in unserem eigenen lande dürfen die Augen vor 
dem Abtrag des Bodens in der Vergangenheit wie auch in 
der Gegenwart nicht verschlossen werden, auch wenn in 
den vergangenen Jahren - allein aus Gründen der Ertrags­
überschüsse In der Landwirtschaft - das Problem unterbe­
wertet wurde, wie es leider auch in der Fachliteratur der Fall 
ist. Vor allem wird der Bodenerosion durch Oberflächenwas­
ser in der Bundesrepublik Deutschland zu wenig Beachtung 
geschenkt, weil die Abtragsvorgänge nicht immer offen­
sichtlich sind. Aus wissenschaftlichen Arbeiten geht jedoch 
eindeutig hervor, daß z. B. früher viele unserer Mittelgebirge 
mit Löß bedeckt waren, der inzwischen abgetragen ist und 
hier nur noch in Senken und kleinen, zusammenhanglosen 
Lößinseln anzutreffen ist. WANDEL und MÜCKENHAUSEN 
(1950) haben dies z. B. für die Eifel und das ganze Rheini-

sehe Schiefergebirge nachgewiesen. Während der Weg von 
der Naturlandschaft zur Kulturlandschaft lang war und sich 
Ober viele Generationen hinzog, kann der Weg von der Kul­
turlandschaft zur zerstörten Landschaft ein sehr kurzer 
sein. 

Seit der ersten Zeit der bäuerlichen Landnahme, seitdem 
der Bauer den Wald rodete und das Land unter seinen Pflug 
nahm, bestimmt er maßgeblich das Gesicht und die Struktur 
vieler Landschaften. Es sind dies unsere bäuerlichen Kultur­
landschaften. Wir empfinden diese Kulturlandschaften heu­
te als harmonisch und schön und wissen doch, daß sie vom 
bäuerlichen Menschen nicht bewußt ästhetisch gestaltet 
worden sind. Vielmehr hatte hier alles seinen Sinn und sei­
nen Wert, nichts war unnütz. Der Bauer hatte jedoch ein akti­
ves Verhältnis zur Natur. Er handelte nicht gegen ihre Geset­
ze und nahm die natürlichen Faktoren der Landschaft - Bo­
den, Wasser, Klima, Tier- und Pflanzenwelt - „in die Hand", 
die er für Siedlungs- und Nahrungszwecke formte und nutz­
te. Er war im Sinne des Wortes noch ein „Bauender". Er bau­
te Terrassen, wo die Hangflächen zu stark geneigt waren, 
um sie zu ebnen. Tatsächlich sind viele ackerbaullche Kul­
turlandschaften von der Pflugfurche her entwickelt worden, 
d. h. die Zugkraft der Gespanne bestimmte die Schlageintei­
lung und Schlaglänge und damit die Gliederung der Land­
schaft. 

Während in der Vergangenheit der Bauer mit Recht auch als 
„Landschaftsgestalter" tätig war, kann das für die moderne 
lntensivlandwirtschaft nicht mehr gelten. Die deutsche 
Landwirtschaft hat sich unter dem Druck der veränderten in­
stitutionellen Rahmenbedingungen einer Spezialisierung 
unterziehen müssen, um mithalten zu können. Der stürmi­
sche Strukturwandel wurde in der Zeit nach dem 2. Welt­
krieg von einer regen Investitionstätigkeit begleitet. Die mo­
derne Technisierung von Arbeitsvorgängen und damit Pro­
duktivitätssteigerung der Arbeitskräfte liefen parallel zu die­
ser Entwicklung. Die tierische Zugkraft ist von unseren Fel­
dern verschwunden. Maschinen sind aus dem landwirt­
schaftlichen Produktionsprozeß nicht mehr wegzudenken. 
Das Erfordernis zum Ausbau des landwirtschaftlichen We­
genetzes steht in direktem Zusammenhang mit der Notwen­
digkeit zur Technisierung. Hinzu treten wasserbauliche 
Maßnahmen, Ausweisung großer Ackerschläge, verstärkter 
Einsatz von Düngemitteln und Pflanzenschutzmitteln und 
eine Änderung der Siedlungs- und Baustruktur, was sich al­
les auf Naturhaushalt und Bild der Landschaft auswirkt. 

Die zunehmende Beseitigung von Flurgehölzen, naturnahen 
Landschaftsbestandteilen und Naturelementen verläuft pa­
rallel mit der zunehmenden Intensivierung der Landbewirt­
schaftung. Dieser Vorgang vollzog sich In Gebieten mit gu­
ten Böden besonders rasch, weil man diese Flächen unbe­
dingt vollständig nutzen und unter den Pflug nehmen wollte. 
In besonderem Maße sind hiervon die Bördelandschaften 
betroffen, die in den vergangenen 100 Jahren weitgehend 
von Baum und Strauch ausgeräumt wurden, so z.B. am Nie­
derrhein, in der Hildeshelmer Börde und In der Wetterau. 
Nicht selten vollzog sich dies in der Vergangenheit im Zuge 
der Flurbereinigung, die es als ihre vornehmliche Aufgabe 
ansah, die durch die Realteilung bedingte Gemengelage 
und die zersplitterten Parzellen zu großen Flurstücken zu­
sammenzulegen, die ohne Hindernisse mit modernen Ma-
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schineri bearbeitet werden können. So sind in vielen Fällen 
Terrassen mit ihren bepflanzten Absätzen, Feldhecken und 
Knicks, Restwälder und Vogelschutzgehölze, Baumgruppen 
und Einzelbäume beseitigt und Feuchtgebiete entwässert, 
Wassergräben verlegt und Feldraine aufgehoben worden. 

Art und Ausmaß der Bodenerosion durch Oberflächenwas­
ser stehen in ursächlichem Zusammenhang mit den geolo­
glsch-bodenkundlichen und reliefmäßigen Gegebenheiten 
sowie dem Klima eines Landes, und hier vornehmlich den 
Niederschlagsverhältnissen. Diesen Faktoren kommt, wenn 
sie In ungünstiger Form vorl iegen, eine wesentliche Bedeu­
tung zu. Sie sind die Voraussetzung für den Bodenabtrag 
und beeinflussen den Grad der Degradation. Entscheidend 
bleibt jedoch - jedenfalls für den hier in Betracht kommen· 
den Klimabereich - das Verhalten des Menschen, insbe­
sondere die Art seiner Bodennutzung. Werden die genann­
ten Faktoren in der Nutzung von Wald, Weide und Acker 
außer acht gelassen, so wird die Bodenerosion ausgelöst, 
sie wird durch die natürlichen Gegebenheiten begünstigt 
und kann schließlich zur Zerstörung weiter Landschaften 
und Beeinträchtigung des biologischen Potentials ganzer 
Länder führen. 

An dem Bodenabtrag durch Oberflächenwasser ist maßgeb­
lich eine falsche Bearbeitung der ackerbaulich genutzten 
Flächen, vor allem eine Bearbeitung senkrecht zu den Hö­
henlinien, betelllgt. Die mit hohen Mutterbodenschichten 
bedeckten Grenzsteine am Fuß von ackerbaulich bearbeite­
ten Hangflächen - diese Steine müssen im Zuge der Flur­
bereinigung freigelegt werden - sind Zeugen dieses Vor-

ganges. Der Abtrag wird weiter begünstigt durch die Beseiti· 
gung von Hangterrassen und Schutzpflanzungen, wodurch 
große Wassereinzugsgebiete geschaffen werden, die auch 
die Fließgeschwindigkeit des Oberflächenwassers erhöhen. 
Die Wassererosion steht In ursächlichem Zusammenhang 
mit 

1. Art und Struktur des Bodens, 

2. Art des Niederschlags, 

3. Hangneigung und Größe des Einzugsgebietes, 

4. Schlageinteilung, 

5. Bodennutzung und -bedeckung. 

Als erosionsgefährdet gelten Lößlehme, verlehmter Sand­
löß, Flottsande, Buntsandsteinböden und schluffige Verwit· 
terungsböden. Die mittelschweren Bodenarten sind der 
Wassererosion am meisten ausgesetzt. Böden, die auf­
grund ihres Ton- und Humusgehaltes, einer guten Humus­
form und eines guten Basenzustandes eine günstige Krü­
melstruktur besitzen, lassen das Wasser schnell eindringen 
und verfügen Ober einen guten Zusammenhalt der Boden­
teilchen. Häufigkeit und Intensität von Starkregen sind für 
das Ausmaß der Erosion ebenso bestimmend wie der Grad 
der Hangneigung. Im allgemeinen kann von 5 % Gefälle an 
mit Bodenerosion gerechnet werden, bei empfindlichen Bö­
den auch bereits bei 3 %. Besonders gefährdet sind auch 
·Hohlhänge (Hangmulden), in denen das Oberflächenwasser 
zusammenströmen kann. In weiten Hohlhängen ist das Ho­
rizontalsystem, beginnend mit der Lage der Ackersch läge in 

Eine fünfreihlge Schutzpflanzung auf einem eroslonsgefährdeten Boden im Emslandmoor In Norddeutschland, die auf der Grundlage eines 
Landschaftsplanes angelegt worden ist. Foto: G. Olschowy 
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Richtung der Höhenlinien, besonders sorgfältig auszubil­
den. Steile und lange Hohlhänge sind in Grünland zu legen. 
Alle Wege sind mit Fang- bzw. Ableitungsgräben zu verse­
hen. 

Große Wassereinzugsgebiete sind durch Bodenschutzpflan­
zungen, Kulturterrassen, Wasserfanggräben und Konturfur­
chen zu untergliedern. Schutzpflanzungen sollen außerdem 
die Terrassenabsätze befestigen, abgespülten Boden auf­
fangen, die Fließgeschwindigkeit des Wassers herabsetzen 
und das Wasser in ihrem Wurzelhorizont zum Versickern 
bringen. Terrassen sollen das Hanggefälle verringern, damit 
dem Wasser die hohe Schleppkraft nehmen und die Boden­
bearbeitung in horizontaler Richtung erleichtern. Die Bear· 
beltung des Bodens In Hangrichtung beschleunigt den Ab­
fluß des Wassers und fördert den Abtrag des Bodens, wes­
halb grundsätzlich die Ackerschläge in Richtung der Höhen· 
linien verlaufen sollen. Die Bearbeitungsmöglichkeiten mit 
motorischer Zugkraft in Richtung der Höhenlinien hört je­
doch bei 18-20 % Hangneigung auf, aus betriebswirt­
schaftlichen Granden aber schon früher. 

Allgemein dürfte auch hier gelten, vorbeugen ist besser als 
heilen. Entsprechende Maßnahmen sind: Strukturverbesse· 
rungen des Bodens, Auswahl geeigneter Fruchtfolgen, ver· 
stärkter Zwischenfruchtanbau und Bevorzugung mehrjähri­
ger Futterpflanzen. In den USA werden grundsätzlich ge­
fährdete Hänge den Höhenlinien entlang gepflügt (contour 
ploughing), in gleicher Richtung Drillspuren, Furchen und 
Dämme gezogen und Ackerschläge im Wechsel mit mehr­
jährigen Futterpflanzen oder Gehölzstreifen quer zum Hang­
gefälle angelegt (stripe farming). Nach diesen Verfahren 
sollten sich auch unsere Bauern bei der Landnutzung rich­
ten. In besonders erosionsgefährdeten Landschaften soll­
ten nicht unbedin'gt traditionelle Kleinparzellierungen auf­
gegeben, nicht jede alte Terrasse oder jeder mit Sträuchern 
bestandene Hochrain eingeebnet werden (ROSCHKE 1980). 

Der Bodenabtrag durch Wind nimmt ständig zu und erreicht 
in trockenen Jahren beachtliche Ausmaße. In Niedersach­
sen werden die verwehungsgeschädigten Flächen mit 
67 500 ha angegeben, und die Ertragsminderung wird auf 
diesen Flächen mit etwa 10 % angenommen. In Schleswig­
Holstein wird die Ertragsminderung im Landesdurchschnitt 
auf 20 % geschätzt. 

Entstehung und Ausmaß der Bodenerosion durch Wind sind 
im wesentlichen von folgenden Faktoren abhängig: 

1. Art des Windes, 

2. Art und Struktur des Bodens, 

3. Relief und Größe des Einzugsgebietes, 

4. Bodennutzung und -bedeckung. 

Besonders gefährlich können sich lang andauernde Winde 
aus gleicher Richtung auswirken, sofern sie ohne Nieder­
schläge auftreten. Sie trocknen den Boden stark aus und 
entziehen ihm das Wasser als wichtigstes Bindemittel. 

Im allgemeinen sind leichte Bodenarten, denen bindige Ton­
anteile fehlen, besonders gefährdet. Böden der mittleren 
Korngrößenfraktion von 0, 1 bis 0,5 mm sind stark an der Ero­
sion beteiligt. Ein großer Teil unserer nordwestdeutschen 
Sandböden besteht überwiegend aus Korngruppen unter 0,5 
mm Größe. Ausreichender Humusanteil im Boden wirkt ero­
slonshemmend. 

Das Einzugsgebiet dies Windes wird bestimmt durch das 
Relief und die in der Landschaft verteilten Wälder, Wald­
streifen, Feldhecken, sonstigen Feldgehölze, Siedlungen 
und dergl. mehr. Auf Höhen und in Tälern kann es zu einer 
Verdichtung der Strömungsllnien kommen. In einer von 
Baum und Strauch ausgeräumten Landschaft findet der 

Wind freie Anlaufflächen und kann sich erodierend auswir­
ken. Das wirksamste Mittel, das Einzugsgebiet des Windes. 
zu untergliedern und den Abtrag zu verhindern, ist in der An­
lage von Windschutzpflanzungen gegeben. Sie vermindern 
die Windgeschwindigkeit besonders In Bodennähe und neh­
men dem Wind die Angriffskraft auf den Boden. 

Windschutzpflanzungen wirken sich besonders vorteilhaft 
auf den Wasserhaushalt des Bodens aus. Sie schützen ge­
gen zu starke Wasserabgabe (Verdunstung) des Boden und 
der Kulturpflanzen, erhöhen die Taublldung und die relative 
Luftfeuchtigkeit. Außerdem werden durch die Herabmlnde­
rung der Windgeschwindigkeit die Faktoren Kohlensäure, 
Luft- und Bodenwärme vorteilhaft beeinflußt. Die Summe 
der einzelnen verbesserten Klimafaktoren ergibt eine Ver­
besserung der gesamten Wachstumsbedingungen. Der Er­
trag der Kulturen und die Ertragssicherheit werden erhöht. 
Wissenschaftliche Ertragsversuche haben den Nachweis 
für viele landwirtschaftliche Kulturen und Gemüsekulturen 
erbracht. Den Einfluß von Windschutzanlagen auf das Klein­
klima und den Boden hat vor allem KREUTZ (1963) gründlich 
erforscht. Er hat festgestellt, daß die Strömung an einem 
Hindernis angehoben und beschleunigt wird, um nach einer 
gewissen Entfernung abgeschwächt wieder die Grundflä­
che zu erreichen. Dadurch entstehen längs der Hecken Im 
Luv schmale, Im Lee breitere windgeschützte Zonen. Die ge­
samte Breite der Schutzzone ist abhängig sowohl von der 
Durchlässigkeit und der Höhe des einzelnen Hindernisses 
als auch von der Heftigkeit der Böen. Je dichter ein Hinder­
nis ist, desto weniger wird es durchströmt, um so schmaler 
sind auch die geschützten Streifen. Bei geringer Durchläs­
sigkeit ergeben sich günstigere Schutzzonen, deren Breite 
im Luv etwa die fünffache Höhe, im Lee etwa die fOnfund· 
zwanzigfache Höhe des Hindernisses beträgt. 

Aufgrund seiner Forschungsergebnisse empfiehlt KREUTZ, 

- die Schutzstreifen möglichst senkrecht zur vorherrschen-
den Windrichtung anzulegen, durch Querstreifen zusätz­
lichen Schutz nach allen Seiten sicherzustellen (wie bei 
den norddeutschen Knicks), die Schutzstreifen den Hü­
geln und Höhen, also dem Gelände, anzupassen und 

- nur Gehölze anzupflanzen, die sich später als sturmfest 
erweisen (ROSCHKE 1980). 
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Fritz Dieterich 

Die Bodenschutzkonzeption der Bundesregierung 

Im Rahmen der zur Zeit laufenden Grünen Woche hat der 
Bundesminister für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten 
seine diesjährige Sonderschau in Halle 9c dem Thema Bo­
den gewidmet. Bei der Auswahl und Festlegung dieses The­
mas haben die folgenden Überlegungen im Vordergrund ge­
standen: 

1. Der Schutz des Bodens ist eine vorrangige umweltpolltl­
sche Aufgabe. Die Gefährdungen des Bodens sind man­
nigfach und unübersehbar. Im Gegensatz zu der früher 
landläufig geltenden Meinung, Boden sei unzerstörbar, 
gilt heute die Feststellung, daß Boden ein zu schützen­
des Gut, etwa wie Wasser, Luft, Tiere oder Pflanzen dar­
stellt, dessen pflegliche und verantwortungsbewußte Be­
handlung lebensnotwendig ist und dessen Schutzbedürf­
nis einer breiten Öffentlichkeit eindringlich demonstriert 
werden soll. 

2. Die Landwirtschaft trägt in diesem Zusammenhang eine 
besondere Verantwortung; einmal deshalb, weil Land­
wirtschaft etwa die Hälfte der Fläche der Bundesrepublik 
Deutschland bewirtschaftet - zusammen mit der Forst­
wirtschaft sind es etwa 80 %. 

Zum anderen auch deshalb, weil Landwirtschaft unter 
Umständen mit zu den Belastungen des Bodens beitra­
gen kann, sei es durch unsachgemäßen Einsatz von Dün­
ger oder Pflanzenschutzmitteln, sei es durch ein be­
stimmtes Verhalten, das zu Erosionen und Bodenver­
dichtungen führen kann. Schließlich und ganz besonders 
auch deshalb, weil der Öffentlichkeit gegenüber deutlich 
gemacht werden soll, daß die Landwirtschaft als einziger 
Wirtschaftszweig einen ständigen, unersetzlichen, aktl· 
ven Beitrag zum Schutz des Bodens leistet durch Förde· 
rung und Stabilisierung der Bodenfruchtbarkeit. 

Soweit Sie noch nicht Gelegenheit hatten, diese Sonder· 
schau zu besuchen, möchte ich Sie ermutigen, dieses nach­
zuholen. 

Der Schutz der Umwelt ist eine der wichtigsten Aufgaben 
unserer Zelt. Zu den klassischen Bereichen der Umwelt· 
schutzpolltik gehörten bis zu Beginn dieser Leglslaturperl· 
ode die Luftreinhaltung, die Lärmbekämpfung, die Abfallbe­
seitigung, die Sicherung des Wasserhaushaltes, Natur­
schutz- und Landschaftspflege. Der Schutz des Bodens war 
dabei zwar mitbeinhaltet, aber stand und steht nicht eigent­
lich im Vordergrund. Aufgrund der offensichtlich dem Bo­
den drohenden Gefahren hat die Bundesregierung deshalb 
zu Beginn dieser Legislaturperiode beschlossen, eine um­
fassende Bodenschutzkonzeption zu erarbeiten. Im Februar 
des vergangenen Jahres hat das Kabinett die Bodenschutz­
konzeption verabschiedet. Ich möchte hier auf die wichtig­
sten Inhalte der Bodenschutzkonzeption hinweisen und an­
schließend einige Anmerkungen dazu machen, welche Kon­
sequenzen aus den Überlegungen der Bodenschutzkon­
zeption und den entsprechenden Ausarbeitungen der Län­
der im Hinblick auf erforderliche Maßnahmen zum Schutz 
des Bodens abgeleitet werden können. Dabei will ich das 
Schwergewicht auf die für die Land· und Forstwirtschaft 
und für Naturschutz prloritären Aspekte legen. 
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Die wesentlichen Inhalte der Bodenschutzkonzeption las­
sen sich wie folgt charakterisieren: 

1. Die Bundesregierung versteht Bodenschutzpolitik res· 
sortobergreifend und fachübergreifend als einen Ansatz, 
der sich auf die lebensnotwendigen und unersetzlichen 
Funktionen des Bodens bezieht, insbesondere also auf 
die Funktionen des Bodens als Produktionsgrundlage für 
die Land- und Forstwirtschaft, Lebensraum und Standort 
fOr wildlebende Pflanzen und Tiere, Speicher und Filter 
für den Wasserhaushalt, Träger von Bodenschätzen, 
Siedlungs- und Wirtschaftsfläche, besonders aber die 
Rolle des Bodens als Regelungsfaktor im Naturhaushalt, 
auf die der Rat von Sachverständigen für Umweltfragen 
(SRU) in seinem Gutachten „Umweltprobleme der Land­
wirtschaft" deutlich hingewiesen hat. 

Es gibt nach Auffassung der Bundesregierung dabei kel· 
ne Vorra,ngstellung der einen Funktion des Bodens ge­
genüber anderen Funktionen. 

2. Die wichtigsten Gefahrenpotentiale, die die Funktionen 
des Bodens bedrohen, sind: 

- die Einträge von Schadstoffen aus Industrien, Kraft­
werken, Verkehr, Haushalten und ä us der Landwirt­
schaft 

- der anhaltende Landverbrauch durch Überbauung, 
Versiegelung und Zerschneidung von Freiflächen. 

3. Maßnahmen zum Schutz des Bodens sind dringend ge­
boten. Entsprechend der Mannigfaltigkeit der Gefähr­
dungen sind solche Maßnahmen in einer Vielzahl von Be­
reichen notwendig. Im Vordergrund stehen dabei Luft- · 
reinhaltung, Abwasserbehandlung, Siedlungsabfälle, 
Altlasten, Flächeninanspruchnahme. Aber auch Dün­
gung, Pflanzenschutz, Erosion und Bodenverdichtungen. 
Besondere Aufmerksamkeit gebührt den Maßnahmen, 
die geeignet sind, Einträge persistenter Schadstoffe in 
den Boden zu reduzieren. langfristig Ist dabei ein Gleich­
gewicht auf möglichst niedrigem Niveau anzustreben 
zwischen Stoffeintrag einerseits und Aufrechterhaltung 
der Funktionsfähigkeit des Bodens andererseits. 

4. Die Kenntnisse Ober Art und Umfang des Eintrags von 
Stoffen in Böden sind begrenzt. Flächendeckende Infor­
mationen liegen nicht vor. Wissensdefizite bestehen 
auch im Hinblick auf die Schadwirkung unterschiedli­
cher Stoffe in Abhängigkeit von Bodeneigenschaften 
und Nutzungsformen. Eine ausreichende Beurteilung der 
Gefährdungen lebensnotwendiger Bodenfunktionen 
durch Stoffeinträge Ist derzeit nicht möglich. 

5. Aufgrund der lrreversibilität verschiedener Bodenschädi­
gungen hat für Maßnahmen zum Schutz des Bodens das 
Vorsorgeprinzip einen hervorgehobenen Stellenwert. 

Für die Land- und Forstwirtschaft, die zusammen den weit 
überwiegenden Tell des Bodens bei uns bewirtschaften, und 
auch tor den Naturschutz, zu dessen ersten Zielen es zählt, 
die Leistungsfähigkeit des Naturhaushalts und die Nut­
zungsfähigkeit der Naturgüter als Lebensgrundlagen des 
Menschen nachhaltig zu sichern, ist ein gesunder, funk­
tionsfähiger Boden von zentraler Bedeutung. 



Moderne und erfolgreiche Landwirtschaft ist sehr häufig in­
tensive Landwirtschaft. 

Die Bodenschutzkonzeption macht deutlich, daß damit be­
sondere Gefahren für den Boden verbunden sein können. Im 
Vordergrund stehen 2 Komplexe: 

- Der Einsatz von Düngemitteln und Pflanzenschutzmitteln 
kann nachteilige Wirkungen haben auf den Boden selbst, 
auf das Grundwasser und auf den Arten- und Biotop­
schutz. Im Verlauf dieses Kolloquiums Ist darauf aus­
führlich eingegangen worden. 

- Erosion und Bodenverdichtungen können einen Umfang 
einnehmen, der gezielte Gegenmaßnahmen notwendig 
macht. 

Dazu die folgenden Anmerkungen: Düngemittel sind zu­
nächst natürlich nicht Schadstoffe, sondern Pflanzennähr­
stoffe. Sie sind deshalb nicht in einem Atemzug zu nennen 
mit den für den Boden besonders relevanten Schadstoffen 
aus anderen Bereichen. 

Zum Problem für den Bodenschutz werden sie allerdings un­
ter bestimmten Voraussetzungen bzw. bei unsachgemäßem 
Einsatz bzw. im Falle der Verunreinigung mit anderen 
Schadstoffen; hierher gehört z. B. die Frage der Cd-Konta­
mination in Phosphatdüngemitteln. Zum anderen: Pflanzen­
schutzmittel und Düngemittel sind unentbehrliche Betriebs­
mittel für eine effiziente Landwirtschaft. Im Unterschied zu 
anderen Stoffeinträgen ist deshalb hier das Ziel nicht die 
Reduzierung der Stoffeinträge schlechthin, sondern hier 
geht es um die Verhinderung von Schadwirkungen im Zu­
sammenhang mit unsachgemäßer Verwendung dieser Be­
triebsmittel. 

Bei der Verabschiedung der Bodenschutzkonzeption im Fe­
bruar 1985 hat die Bundesregierung beschlossen, „ . .. in 
Abstimmung mit den Ländern auf der Grundlage der Boden­
schutzkonzeption die Erfordernisse des Bodenschutzes zu 
konkretisieren und die notwendigen Schutzmaßnahmen 
nach Inhalten , Prioritäten, Zeit- und Kostenrahmen festzule­
gen". 

Einen entsprechenden Beschluß hat im April 1985 die Um­
weltministerkonferenz gefaßt und zur Ausarbeitung eines 
Maßnahmenkatalogs eine Bund-Länder-Arbeitsgruppe ein­
gesetzt. 

Inzwischen ist die Bund-Länder-Abstimmung so weit fortge­
schritten, daß mit der Vorlage eines Vorschlages für einen 
Maßnahmenkatalog im Frühjahr dieses Jahres gerechnet 
werden kann. In diesen Abstimmungsprozeß sind auch die 
hier relevanten Überlegungen und Forderungen des Rats 
von Sachverständigen für Umweltfragen in seinem vorhin 
erwähnten Sondergutachten miteinbezogen worden. 

Zu erwarten sind Maßnahmenvorschläge auf folgenden Ebe­
nen: 

- Forschung 

- Schaffung von Informationsgrundlagen 

- landwirtschaftliche Beratung 
- Verwaltungshandei 

- Rechtliche Regelungen. 

Dem Ergebnis der Bund-Länder-Abstimmung kann und will 
ich hier nicht vorgreifen. Das wäre auch gar nicht möglich, 
da infolge der Vielzahl der im einzelnen diskutierten Ansät­
ze (allein für den Verantwortungsbereich Land- und Forst­
wirtschaft und Naturschutz sind das weit über 200) für einen 
Überblick eine prioritätensetzende Wertung erforderlich 
wäre. Gerade darüber muß zwischen Bund und Ländern 

• 
noch eingehend diskutiert werden. Ich will an dieser Stelle 
aber darauf hinweisen, daß selbstverständlich der Schutz 
des Bodens nicht durch eine oder wenige Maßnahmen in 
dem einen oder anderen Bereich nachhaltig verbessert wer­
den kann. Wer hier spektakuläre Patentlösungen vermutet 
hätte, wäre enttäuscht. Vielmehr entspricht es dem fach­
übergreifenden Verständnis für Bodenschutz, daß Maßnah­
men auf allen genannten Handlungsebenen, in allen er­
wähnten Politikbereichen im Zusammenwirken erst den ge­
wünschten Erfolg haben können und haben werden. So ver­
standen Ist Bodenschutz ein umfassender neuer Politikan­
satz, der aber zur Realisierung kein grundsätzlich neues 
Maßnahmenpaket erfordert. Die Bodenschutzpolitik wird 
sich deshalb zukünftig auch nicht an einer oder an wenigen 
Maßnahmen wie etwa Verbesserung im Immissionsschutz­
recht, beim Naturschutzrecht, im Bereich der Klärschlamm­
verordnung, im Bereich der Raumbeanspruchung bzw. des 
Freiraumschutzes, bei der Landschaftsplanung, bei der 
Flurbereinigung, im Bereich des Pflanzenschutzes, der Dün­
gung, des Wasserschutzes, der Altlasten oder in einem an­
deren Bereich messen und bewerten lassen. Dies wird nur in 
der Gesamtschau sämtlicher wichtiger Ansätze gemeinsam 
möglich sein. 

Der Wert des zu erwartenden Maßnahmenkatalogs ist gerade 
in der Vielfältigkeit und Detailliertheit der Vorschläge zu se­
hen - seine Wirksamkeit wird sich erst im Zusammenwir­
ken der Einzelinstrumente entfalten können. 

Auf einen Aspekt will ich dennoch hier deutlich hinweisen, 
weil er für die zukünftige Politik im Bodenschutzbereich ei­
nen Querschnittscharakter aufweist, d. h. bei allen Überle­
gungen mitberücksichtigt werden muß: 

Ich hatte schon darauf hingewiesen, daß die verfügbaren In­
formationen Ober Art, Ausmaß und Entwicklung stofflicher 
Belastungen des Bodens sowie die Kenntnisse über die da­
durch verursachten Beeinträchtigungen von Bodenfunktio­
nen unzureichend sind. Zur Schaffung objektiver Grundla­
gen für entsprechende fachliche und politische Entschei­
dungen ist es daher erforderlich, die Anforderungen an ein 
Bodenbeobachtungssystem zu präzisieren und ein Informa­
tionssystem einzurichten; das flächendeckende Aussagen 
ermöglicht Ober stoffliche Belastungen des Bodens in 
Agrar- und Forstökosystemen sowie in natürlichen und na­
turnah genutzten Ökosystemen. 

Für unverzichtbare Elemente eines Bodenbeobachtungssy­
stems halte Ich: 

- Bodenkataster 
- Dauerbeobachtungsflächen 

- Umweltprobenbank. 

Ergänzend dazu sind erforderlich: 

- Entwicklung von Beurteilungskriterien für die Schadwir­
kung von Stoffen im Hinblick auf die Beeinträchtigung 
von Bodenleben, Nährstoffhaushalt, Transfer Boden -
Pflanze, Transfer Boden - Grundwasser. 

- Entwicklung von Richt- und Grenzwerten für stoffliche 
Belastungen von Böden In Abhängigkeit von Bodenart, 
Standortverhältnissen und Nutzungsform. 

Abschließend will ich versuchen, das Thema Bodenschutz 
aus der Sicht der Landwirtschaft zu bewerten: 

Durchgängige Leitlinie in der Bodenschutzkonzeption der 
Bundesregierung und im Abstimmungsprozeß mit den Bun­
desländern Ist die Erkenntnis, daß erfolgreicher Boden­
schutz nur mit der Landwirtschaft, nicht gegen sie, prakti­
ziert werden kann. Das bedeutet: 
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- Vorrang für Information und Beratung 

- Miteinbeziehung der Landwirtschaft in die Verantwor-
tung für die Erhaltung der Funktionsfähigkeit der Böden 

- Staatl iche Reglementierungen nur dann, wenn andere Lö­
sungsmöglichkeiten nicht gegeben sind. 

Der Schutz des Bodens erfordert, daß die Landwirtschaft ihr 
Verhalten in den Problembereichen Düngung und Pflanzen­
schutz überprüft und zur Diskussion stellt. Bodenschutz ist 
insofern für die Landwirtschaft eine Herausforderung. Aber 
mehr noch Ist der Bodenschutz in seiner ganzen Breite, Ober 
den landwirtschaftlichen Bereich hinaus, eine Verpflich­
tung, deren Erfüllung dem Landwirt, dem Forstwirt und ins­
besondere dem Naturschutz außerordentlich nützt und die 
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deshalb gerade aus der Sicht der Landwirtschaft zur unab­
dingbaren Forderung gemacht werden muß. Weniger 
Schadstoffimmissionen auf den Boden, aus der Abluft von 
Industrieanlagen und Kraftwerken und aus dem Verkehr, 
mindern die Gefahren für die Bodenfruchtbarkeit und min­
dern die Belastungen natürlicher und naturnaher Ökosyste­
me, Tiere und Pflanzen. 

In den Bemühungen um die Erreichung dieses Ziels hat die 
Bodenschutzkonzeption einen entscheidenden Anstoß ge­
geben. Vor dem Hintergrund der Erfahrungen, die man seit­
her auf administrativer Ebene in der Koordinierung zwi­
schen Bund und Ländern sammeln konnte, und unter Be­
rücksichtigung des hohen politischen Stellenwertes dieses 
Themenkomplexes bin ich sicher, daß greifbare Erfolge die­
ser Bemühungen nicht ausbleiben werden. 

Die Pflanzfläche dieser Bodenschutzpflanzung Ist 
vorbildlich gemulcht, wodurch Bodenfeuchtigkeit 
und Bodengare verbessert und Pflanzausfälle ver­
mindert werden. Foto: G. Olschowy 

Eine reich mit Feldgehölzen, Sledlungsgron, Stra­
Benbäumen und Waldresten gegliederte Kultur­
landschaft Im Weserbergland. Foto: G. Olschowy 



Wilfried Erbguth 

Rechtliche Grundlagen des Bodenschutzes und Vorschläge 
für gesetzliche Maßnahmen 

Problemlage und Stand der Diskussion 

Der Hinweis auf das Schutzbedürfnis des Bodens als drit­
tem (Umwelt-)Medlum - neben Luft und Wasser - ist so 
neu nicht mehr1l. Die Phase der Sichtung und Ordnung der 
hiermit zusammenhängenden Fragenkreise Ist aus natur­
wissenschaftlicher wie juristischer Sicht weitgehend abge­
schlossen2l. So besteht ganz überwiegend Einigkeit dahin­
gehend, daß der Boden wegen seiner Funktionen als Spei­
cher bzw. Filter, als Standort und Lebensraum für Flora und 
Fauna und als Produktionsgrundlage für Nahrungs- und 
Futtermittel sowie für regenerlerbare Rohstoffe zu schützen 
lst3l. Die teilweise zusätzlich geforderte Sicherung des Bo­
dens als Rohstofflagerstätte und als Baugrund ist zwar 
sachlich gerechtfertigt, gehört jedoch nicht zum Boden­
schutz als Teil des ökologisch orientierten Umweltschutzes; 
denn hierbei geht es um ökonomische Zielsetzungen4l. 

An Gefährdungsbereichen werden überwiegend genannt: 

- Belastungen der Bodenfläche und der Bodenstruktur, 
nämlich erstere durch Landschafts- und Bodenver­
brauch, letztere durch Maßnahmen, die Erosions- und 
Verdichtungserschelnungen fördern, 

sowie 

- Belastungen der Bodensubstanz durch - qualitativ bzw. 
quantitativ schädlichen - Schadstoffeintrag5J. 

Anhand der Gefährdungspotentiale ist das geltende Recht 
auf bodenschützende Inhalte hin untersucht und damit zu­
gleich das Grundgerüst eines Bodenschutzrechts aufge­
deckt worden. Die Ergebnisse lassen sich wie folgt skizzie­
ren6): 

Bodenschutz ist schwergewichtig nicht Regelungsgegen­
stand des Zivil- oder Strafrechts, sondern des öffentlichen 
Rechts - und hier vor allem des Umweltverwaltungsrechts. 
Insoweit lassen sich Normberelche des unmittelbaren Bo­
denschutzes, deren Schutzgut der Boden als gesetzliches 
Haupt- oder Nebenziel ist, von solchen sondern, die andere 
Güter schützen, dem Boden daher nur mittelbar Rechnung 
tragen (können). 

Vor diesem Hintergrund finden sich an Rechtsnormen, die 
Schadstoffeinträgen In den Boden entgegenwirken sollen, 
in erster Linie diejenigen Ober 

- den Gewässerschutz, 

- die Abfallbeseitigung, 
- den Immissionsschutz, 

insbesondere aber jene des kausalen, d. h. an der Quelle an­
setzenden Umweltrechts, nämlich des Chemikalien-, Pflan­
zenschutz- sowie des Lebensmittel- und Futtermittelrechts. 

Nicht-stoffliches Bodenschutzrecht, also solches, das die 
Bodenfläche und die Bodenstruktur sichert, hat seinen 
Schwerpunkt in den Normbereichen des Naturschutzes und 
der Landschaftspflege - kurz: Landespflege. Eine komple­
mentäre Funktion übernehmen insofern die Regelungskrei­
se der Raumordnung/Landesplanung, der Bauleitplanung, 
einzelner Fachplanungen, wie derjenigen des Wasserstra­
ßen- oder des Luftverkehrsrechts, und das Agrar- wie Berg­
recht. 

So verdienstvoll diese, hier nur grob umrissenen Systemati­
sierungsbemühungen im Bodenschutzrecht auch sind, sie 
geraten In die Gefahr, über Details formaler Einordnungs­
und Differenzierungsfragen das eigent liche sachlnhaltllche 
Anliegen und die umweltrechtllche Grundproblematik des 
Bodenschutzes aus dem Auge zu verlieren. 

Beim Boden geht es nicht allein um den notwendigen, Ober 
lange Zeit vernachlässigten Schutz des dritten Umweltme­
diums. Vielmehr hat der Bodenschutz paradigmatische Be­
deutung für die Erkenntnis, daß der bisher weitgehend me­
dial und sektoral orientierte Umweltschutz einer die Wir­
kungszusammenhänge zwischen den einzelnen Umweltbe­
reichen Luft, Wasser, Boden berücksichtigenden Sichtwei­
se, mithin einer mehrmedialen Umweltpflege weichen muß, 
wenn Umweltschutz überhaupt - noch - effektiv betrie­
ben werden soll7). 

Des weiteren hat gerade die Diskussion um den Zustand der 
Böden deutlich werden lassen, daß hier wie in anderen Be­
reichen der Umweltpflege ein reaktives, gefahrenabwehren­
des Handeln des Staates ungeeignet ist, den teilweise be­
reits eingetretenen Schädigungen der natürlichen Umwelt zu 
begegnen. Geboten ist vielmehr eine dem Vorsorgeprinzip 
verpflichtete, längerfristige und zukunftsgerichtete Steue­
rung der Inanspruchnahme dieser natürl ichen RessourceB), 
mithin seine planerische Bewirtschaftung. Dem lnstrumen-

1) Vgl. nur v. LERSNER, Das dritte Medium, NuR 1982, 201 ; 
STORM, Bodenschutzrecht, Agrarrecht 1983, 233; ders„ Boden­
schutzrecht, DVBI. 1985, 317; ERBGUTH, Rechtsfragen des Bo­
denschutzes, UPR 1984, 241; ausfOhrliche Darstellungen zu­
letzt In: Heft 1/2. 1985 der Informat ionen zur Raumentwicklung, 
Konzeptionen zum Bodenschutz, dort insbesondere BACH­
MANN, Regionalisierung umweltpolitischer Ziele fOr den Bo­
den auf der Ebene der Landes- und Regionalplanung, a. a. 0 „ 
39; BOOK, Bodenschutz im geltenden Recht von Bund und Län­
dern, a. a. 0 „ 55; des weiteren die Beiträge in Nr. 27 der Schrif­
tenreihe des Fachbereichs Landschaftsentwicklung der TU 
Berlln (Landschaftsentwicklung und Umweltforschsung), Bo­
denschutz als Gegenstand der Umweltpolitik, Berlin 1985, ins­
besondere HÜBLER, Bodenschutz als Ausgangspunkt für eine 
koordinierte und integrierte Umweltpolitik? - Grenzen und 
Möglichkeiten der oder einer Umweltplanung, a. a. 0„ 205; 
HOPPE/ERBGUTH, Geltendes Recht der Landschaftsplanung 
in Bund und Ländern, Deutscher Rat tor Landespflege, Land­
schaftsplanung, Heft 45 Dez. 1984, 446, 466 ff.; EBERSBACH, 
Rechtliche Aspekte des Landschaftsverbrauchs am ökologisch 
falschen Platz, Berichte 1/85 des Umweltbundesamts, Berlin 
1985; HÜBLER/BACHMANN et al., Zur Regional isierung um­
weltpolitischer Ziele, Beispiel Boden, Umweltbundesamt, Tex­
te 6/83, vgl. auch Rat von Sachverständigen für Umweltfragen, 
Umweltprobleme der Landwirtschaft, Sondergutachten März 
1985, Stuttgart und Mainz 1985, S. 179 ff. 

2) Vgl. insoweit STORM, DVBI. 1985 (Fn. 1), 318 ff. 
3) Zusammenfassend BOOK, lzR 1985 (Fn. 1), 55. 

4) HOPPE/ERBGUTH, Deutscher Rat für Landespflege (Fn. 1), 467; 
BOOK, lzR 1985 (Fn. 1), 55 f. 

5) Auch insoweit BOOK lzR 1985 (Fn. 1), 56. 
6) STORM, DVBI. 1985 (Fn. 1), 318 ff.; ERBGUTH, UPR 1984 (Fh. 1), 

242 ff. 
7) Vgl. nur HOHNSTOCK, lzR 1985 (Fn. 1), 1, 3 f. am Beispiel der 

Bodenschutzkonzeption der Bundesregierung. 

8) HOHNSTOCK, lzR 1985 (Fn. 7), 4 f. 
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tarium der Planung und dessen Einsatzmöglichkeiten 
kommt daher - auch und gerade - aus rechtlicher Sicht 
hoher Stellenwert für einen vorsorgenden Bodenschutz zu9). 

Anhand dieser Anforderungen eines sowohl mehrmedial 
ausgerichteten als auch dem Vorsorgeprinzip verpflichteten 
Schutzes des Bodens soll im folgenden der Frage nachge­
gangen werden, ob die Handlungsmittel des geltenden 
Rechts dem hinreichend Rechnung tragen oder ob es ihrer 
Fortentwicklung bedarf. 

Die nur begrenzt zur Verfügung stehende Zeit zwingt dazu, 
die Überlegungen auf raumbedeutsame Regelungskreise zu 
beschränken. Angesichts der Problemfülle in diesem wohl 
wichtigsten Teil des Umweltrechts10) müssen die Ausfüh­
rungen freilich auch Insoweit exemplarisch und fragmenta­
risch bleiben. 

2 Hauptteil 

In dem so verbleibenden Rahmen ist an Instrumenten zwi­
schen solchen der Planung und jenen der direkten Verhal­
tenssteuerung zu unterscheiden11). Planerische Mittel sind 
beispielsweise die Landschaftsplanung oder die Landes­
entwicklungsplanung. Zu den Einzelinstrumenten der Ver­
haltenssteuerung zählen Erlaubnisse, Bewilligungen und 
sonstige Zulassungstatbestände. 

2. 1 Bodenschutz und Planungsrecht 

Bel den planerischen Instrumenten handelt es sich um die 
zentralen Handlungsmittel vorsorgenden Umweltschut­
zes12). Darüber hinaus wird zu zeigen sein, daß bestimmten 
Planungsformen mehrmediale, mithin synergistische Auf­
gabencharakteristika zukommen bzw. zugewiesen werden 
sollten. 

Hierzu Ist bereits andernorts grundsätzlich Stellung bezo­
gen worden13). Thesenartlg lassen sich jene Darlegungen 
dahingehend zusammenfassen, daß der Landschaftspla­
nung wichtige Aufgaben gegenüber bodenverbrauchenden 
Maßnahmen zukommen, s ie aber der Ergänzung und Absi­
cherung durch die Programme und Pläne der Raumordnung 
und Landesplanung wie auch durch die Bauleitplanung be­
darf. Denn nur die Planinhalte der Raumordnung/Landespla­
nung äußern eine umfassende Bindung staatlicher und ge­
meindlicher Stellen Im Rahmen ihres raumrelevanten Han­
delns, diejenigen der Bebauungspläne sind zudem für den 
Bürger verbindlich. Demgegenüber Ist die Bindungswirkung 
der Landschaftspläne überörtlicher wie örtlicher Stufe recht 
unterschiedlich ausgestaltet14). 

Der Überprüfung und - ggf. - Fortentwlcklung dieser Er­
gebnisse ist, um Mißverständnissen vorzubeugen, folgen­
des der Klarstellung halber vorauszuschicken: In der -
auch - rechtlichen Diskussion planerischen Bodenschut­
zes wird vielfach ein Argumentationspfad beschritten, der 
unzureichend zwischen der Gesetzeslage und Unzulänglich­
keiten Im Gesetzesvollzug unterscheidet. So wird unter Hin­
weis auf die bei jeglicher Planung gebotene Abwägung wi­
derstreitender Belange herausgestellt, umweltschützende 
Gesichtspunkte und damit auch solche des Bodenschutzes 
worden erfahrungsgemäß meist hintangestellt, d. h. zugun­
sten kollidierender, meist ökonomischer Belange überwun­
den. Daraus wird dann die Forderung abgeleitet, der Gesetz­
geber müsse explizit die Bedeutung des Bodenschutzes 
hervorheben, ihm möglicherweise einen Vorrang im Abwä­
gungsvorgang und dessen Ergebnis einräumen15). Eine sol­
che Gedankenführung übersieht, daß de constitutione lata 
in der planerischen Abwägung als Ausdruck des grundge-
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setzlichen Rechtsstaatsprlnzips16) keinem der betroffenen 
Belange von vornherein, gleichsam generell, ein Vorrang vor 
anderen Interessen eingeräumt worden ist. Das Gewicht 
bzw. Übergewicht bestimmter Belange ergibt sich vielmehr 
allein nach Maßgabe des Einzelfalls oder besser: anhand 
des Umfangs der Betroffenheit des jeweiligen lnteresses17). 
Wollte man hingegen eine generelle Vorrangigkeit des Bo­
denschutzes in der Abwägung einfachgesetzlich einführen, 
so dürfte dies gegen das höherrangige Verfassungs­
recht verstoßen. 

Damit soll nicht bestritten werden, daß - zumindest in der 
Vergangenheit - dem Umweltschutz bzw. Bodenschutz zu 
wenig Gewicht beigemessen worden ist, daß er planerisch 
zugunsten anderer Belange zurückgestellt worden ist. Das 
mag jedoch in vielen Fällen daran gelegen haben, daß auf­
grund unzureichender Datenbasis das Ausmaß der Gefähr­
dung des Bodens nicht belegbar, folglich das „Gewicht" des 
Bodenschutzes in der planerischen Abwägung nicht meß­
bar war. Wo eine solche Konstellation ausschied, der Um­
weltschutz also zu Unrecht hintangestellt worden ist, lag 
bzw. liegt eine rechtswidrige Abwägung vor. Der Fehler ist 
dann aber dem Gesetzesvollzug, nicht dem Gesetz selbst 
anzulasten. Das hieraus abzuleitende Postulat richtet sich 
demnach auf eine bessere Kontrolle bei der verwaltungsmä­
Bigen Umsetzung der Gesetze, etwa im Wege der Aufsicht. 
Hieraus die Notwendigkeit einer gesetzlichen Neufassung 
oder ähnliches ableiten zu wollen, ist demnach verfehlt; 
dies auch deshalb, weil damit Gesetzesverletzungen im Ver­
waltungsvollzug wenn nicht honoriert, so doch hingenom­
men würden. 

2. 1. 1 Die Rolle der Raumordnung und Landesplanung Im 
Rahmen des Bodenschutzes 

In Anbetracht dessen kann die Raumordnung und Landes­
planung trotz ihrer großen Bedeutung für den Bodenschutz 
nicht als reine Umweltschutzplanung verstanden werden -
wie umgekehrt die Einschätzung irreführend wäre, ihr kom­
me die Rolle eines „Quartiermachers" für herkömmliche 
fachplanerische Ansprüche an den Raum zu. Als Quer­
schnitts- bzw. Gesamtplanung hat die Raumordnung und 
Landesplanung vielmehr die vielfältigen, oftmals in Konflikt 
stehenden Raumansprüche staatlicher wie kommunaler 
Stellen abwägend zu koordinieren und in ein räumliches Ge­
samtkonzept einzupassen1B). Ihrem planerischen Abstim­
mungsauftrag unterfallen damit sowohl ökonomisch wie 
ökologisch raumrelevante Belange. Weder den einen noch 
den anderen ist im Abwägungsprozeß bei der Aufstellung 
von Landesentwlcklungs- und Regionalplänen von vornher­
ein ein wie auch Immer gearteter Vorrang eingeräumt. Das 

9) Dazu etwa BACHMANN, lzR 1985 (Fn. 1), 41 f. 

10) Eingehend ERBGUTH, Raumbedeutsames Umweltrecht, Bei­
träge zum Siedlungs- und Wohnungswesen und zur Raumpla­
nung, Bd. 102, Monster 1986, S. 1 f. 

11) zu dieser Unterscheidung ERBGUTH, Weiterentwicklung (Fn. 
10), s. 123 ff. 

12) ERBGUTH, Weiterentwicklung (Fn. 10), S. 2 f. 

13) ERBGUTH, UPR 1984 (Fn. 1). 

14) Hierzu die Übersicht bei HOPPE/ERBGUTH, Deutscher Rat für 
Landespflege (Fn. 1), 462. 

15) Etwa HÜBLER, Bodenschutzkonzepte (Fn. 1), 205, 212 ff. 

16) Eingehend HOPPE, in: ErnsUHoppe, Das öffentliche Bau- und 
Bodenrecht, Raumplanungsrecht, 2. Aufl., München 1981, Rdn. 
283. 

17) Hierzu m. w. N. ERBGUTH, Immissionsschutz und Landespla­
nung, Aktuelle Fragen im Verhältnis beider Rechtsgebiete, Bei· 
träge zum Siedlungs- und Wohnungswesen und zur Raumpla­
nung (SWR), Bd. 77, Monster 1982, s. 77 f. 

18) ERNST, In: Ernst/Hoppe, ÖffBauBoR (Fn. 16), Rdn. 1 f. 



Gewicht, d. h. die potentielle Durchsetzungsfähigkeit des je· 
welligen Interesses gegenüber sonstigen Belangen bemißt 
sich auch hier anhand seiner Betroffenheit im EinzelfaJl19). 

Trotz dieser prinzipiell neutralen Stellung der Raumord· 
nung/Landesplanung kommt ihr ein nicht zu unterschätzen­
der Stellenwert unter bodenschützenden Gesichtspunkten 
zu. Zum einen wird sich der Belang Bodenschutz in der 
raumordnerischen Abwägung dann durchsetzen und etwa 
zu flächenfreihaltenden landesplanerischen Ausweisungen 
führen, wenn in konkreto eine hohe Schutzbedürftigkeit be· 
stimmter Gebiete aus Gründen des Bodenverbrauchs oder 
der Gefährdung der Bodenstruktur belegbar bzw. nachweis· 
bar ist20) - beispielsweise anhand von Bodenkartierungen 
bzw. Bodenkatastern. 

Zum anderen ist der weitgesteckte Koordinierungsauftrag 
der Raumordnung und Landesplanung deshalb for den Bo· 
denschutz von Relevanz, weil hier der Ausgleich mit ande­
ren öffentlichen Interessen nicht umweltschutzbezogener 
Art herbeigeführt wird. Der Landesentwicklungsplanung 
kommt damit eine Art Gelenkfunktion zwischen dem plane· 
rlschen Umweltschutz und sonstigen staatlichen Fachpla­
nungen zu. 

Schließlich eröffnet der räumliche Zuschnitt der Raumord· 
nungsplanung am ehesten die Möglichkeit effizienten vor­
sorgenden Bodenschutzes. Denn Gefährdungen des Bo­
dens durch Bodenverbrauch oder Schädigungen der Boden­
struktur, aber auch Vorgänge des Schadstoffeintrags, wer­
den sich in ihren Wirkungen räumlich gesehen nicht Im rein 
örtlichen Bereich der jeweiligen Gemeinde halten, sondern 
überörtliche Konsequenzen zeitigen und damit eine groß· 
räumige planerische Einflußnahme erfordern21). Das aber ist 
der Landesentwicklungs- und Regionalplanung wegen ihres 
hochstufigen bzw. regionalen Bezugsrahmens möglich. 

Freil ich vermag die Raumordnung von ihrer Aufgabenstruk­
tur her nicht selbst der für den Umweltschutz allgemein und 
für den Bodenschutz im besonderen gebotenen synergisti· 
sehen, d. h. mehrmedialen Sichtweise Rechnung zu tragen. 
Raumordnerisch werden zwar heterogenste Interessen ei· 
nem Abgleich zugeführt; die - wenn der Ausdruck erlaubt 
Ist - „Einspeisung" der Belange in den Planungsvorgang 
der Raumordnung und Landesplanung ist indes ein fachli­
cher Vorgang, gehört folglich nicht zur raumordnerischen 
Aufgabenwahrnehmung. Demzufolge beschäftigt sich die 
Raumordnung/Landesplanung mit dem Umweltschutz- bzw. 
Bodenschutzbelang so, wie er von den dafür zuständigen 
Behörden aufbereitet In den planerischen Prozeß einge· 
bracht wird. Die synergistisch ausgerichtete Beurteilung 
und Bewertung umweltrelevanter Vorhaben muß folglich im 
Umweltbereich selbst erfolgen, kann nicht raumordnerisch 
bewältigt werden. 

Das leitet zu der Frage Ober, welches umweltplanerische In­
strumentarium geeignet ist, den Boden aus mehrmedialer 
Sicht zu schützen. 

2. 1.2 Die Rolle der Landschaftsplanung im Rahmen des 
Bodenschutzes 

Zum Recht der Landespflege ist bereits verschiedentlich be· 
merkt worden, seine mehrmediale Ausrichtung sei im Ver­
hältnis zu den übrigen Normwerken des Umweltrechts be­
sonders stark ausgeprägt22). Tatsächlich läßt sich das an­
hand der Zielbestimmungen des § 1 BNatSchG, insbesonde­
re aber aufgrund der sämtliche Umweltmedien anspre­
chenden Grundsatzbestimmungen des § 2 BNatSchG bele­
gen. 

Da zu diesen Grundsätzen auch der Schutz des Bodens 
zählt und die Landschaftsplanung nach §§ 5 f. BNatSchG 

den Ziel· und Grundsatzbestimmungen des Gesetzes Rech­
nung zu tragen hat, liegt es nahe, die Landschaftsplanung 
als mehrmedial orientierte, die synergistischen Wirkungszu­
sammenhänge erfassende Leitplanung des Bodenschutzes 
anzusehen23). 

Dem könnte freilich entgegengehalten werden, das Bundes· 
naturschutzgesetz wolle zwar den Boden schützen, aber -
nach der Genese des Gesetzes und seiner in§ 1 BNatSchG 
zum Ausdruck kommenden generellen Ausrichtung - als 
Teil von Natur und Landschaft und nicht in seiner eigen­
ständigen ökologischen Bedeutung. In diesem Sinne hat 
auch das Bundesverwaltungsgericht dem Recht des Natur­
schutzes primär ästhetische Aufgaben der Landespflege zu­
geordnet24). 

Die Rechtsprechung dürfte indes, wie anderweitig näher 
dargelegt, durch die Fortentwicklung des Naturschutz- und 
Landschaftspflegerechts überholt seln25). Ähnliches gilt 
hinsichtlich der Zweck· und Grundsatzbestimmungen nach 
dem Bundesnaturschutzgesetz. Mögen bei Erlaß des Bun­
desnaturschutzgesetzes visuelle und ästhetische Zielrich­
tungen eine nicht unerhebliche Rolle gespielt haben, so ist 
angesichts neuer naturwissenschaftlicher Erkenntnisse in· 
zwischen das substantielle Schutzbedürfnis des Bodens als 
wichtige Grundlage des Naturkreislaufs, eben als drittes 
Medium, konturierter hervorgetreten. Dieser Wandel beein· 
flußt die Auslegung der Ziel· und Grundsatzbestimmungen 
des Bundesnaturschutzgesetzes und steht damit einem 
einengenden Verständnis ihres Anwendungsbereichs ent· 
gegen26). 

Ohne auf die damit im weiteren zusammenhängende Frage 
nach einem vom Gesetz favorisierten anthropozentrischen 
oder ökozentrischen Naturschutz eingehen zu wollen27), 
sehe ich daher keinen Anlaß, von der bereits früher vertrete· 
nen Annahme abzugehen, daß ein ökologisch orientierter 
Bodenschutz aufgrund des geltenden Landespflegerechts 
mögl ich und zulässig ist; es bedarf also insofern keiner ge· 
setzlichen Fortschreibung, weil eine systematische sowie 
an Sinn und Zweck der Vorschriften ausgerichtete lnterpre· 
tation den hier fraglichen planerischen Handlungsauftrag 
erglbt2B). 

Folgt man dem nicht, so wird allerdings eine Neufassung 
der§§ 1, 2 BNatSchG erforderlich, die klarstellt, daß Boden· 
schutz als Ziel bzw. Grundsatz des Gesetzes den Boden als 
ökologischen Wert sichern soll. Unvereinbarkeiten einer sol· 
chen Regelung mit der Kompetenzbestimmung des Art. 75 
Nr.·3 GG sind nicht ersichtlich. Denn der beschriebene tat· 
sächliche Wandel im Aufgabenverständnis der Landespfle· 

19) ERBGUTH, Immissionsschutz (Fn. 17), S. 70 ff. 

20) SCHOENEBERG, Umweltverträglichkeitsprüfung und Raum· 
ordnungsverfahren, Beiträge SWR, Bd. 96, Münster 1984, S. 118 
ff. m. w. N. 

21) HÜBLER, Bodenschutzkonzepte (Fn. 1). 212. 
22) SCHOENEBERG, Umweltverträglichkeitsprüfung (Fn. 20), S. 

116. 

23) HOPPE/ERBGUTH, Deutscher Rat für Landespflege 1984 (Fn. 
1), 468. 

24) BVerwG, Urt. V. 24. 02. 1978 - 4 c 12.76 -. BVerwGE 55, 272 ff. 

25) STEINBERG, Baumschutzsatzungen und -verordnungen, NJW 
1981, 550, 552; auch GROOTERHORST, Die Aufstellung von Be· 
bauungsplänen zur Verwirklichung frelraumschützender Zlele 
der Raumordnung und Landesplanung, NuR 1985, 222, 223 ff. 

26) HOPPE/ERBGUTH, Deutscher Rat für Landespflege 1984 (Fn. 
1), 468. 

27) Hierzu SCHOENEBERG, Umweltverträglichkeitsprüfung (Fn. 
20), S. 87 m. w. N. 

28) HOPPE/ERBGUTH, Deutscher Rat für Landespflege (Fn. 1), 468 
f.m.w. N. 
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ge ist bei der Auslegung des verfassungsrechtlichen Be­
griffs „Naturschutz und Landespflege" 1. S. d. Art. 75 Nr. 3 
GG nach den Grundsätzen der Verfassungsinterpretation 
beachtlich, weil er die Grenze der Wortbedeutung der kom­
petenziellen Zuweisung an den Bundesgesetzgeber nicht 
überschreltet29). 

Rechtlich gesehen könnte die Landschaftsplanung dem­
nach die Aufgaben einer mehrmedial-synerglstisch ausge­
richteten Leitplanung des Bodenschutzes und - zugleich 
- des Umweltschutzes wahrnehmen. 

Ihre raumbedeutsamen Planinhalte gingen sodann (wie be­
schrieben) in den planerischen Abwägungsvorgang der 
Raumordnung/Landesplanung sowie - was die örtliche 
Landschaftsplanung anbelangt - In die Bauleitplanung 
ein. Solcher Art käme der Landschaftsplanung die Funktion 
einer planerischen Umweltverträglichkeitsprüfung zu, die 
zwar von der EG-Richtlinie zur Umweltverträglichkeitsprü­
fung nicht zwingend gefordert wird, deren Einführung 
gleichwohl nach weitverbreiteter und m. E. zutreffender Auf· 
fassung aus Gründen effektiven Umweltschutzes geboten 
ist29a). Auf die andernorts näher begründete Kritik an der 
nach dem Recht der Länder teilweise vorgesehenen völligen 
Integration der Landschaftsplanung in die örtliche wie über­
örtliche Gesamtplanung sei an dieser Stelle lediglich hinge­
wiesen30). 

Zu betonen bleibt, daß die hier vorgeschlagene Weiterent­
wicklung der Landschaftsplanung zur Leitplanung des Bo­
denschutzes und Ihre Teilintegration in die Raumordnung/ 
Landesplanung und Bauleitplanung nicht nur dem planeri­
schen Schutz vor Landverbrauch dient; die zunehmende 
Verflechtung und Überlagerung der bodenbezogenen Ge­
fährdungstatbestände zieht vielmehr die Notwendigkeit ei­
ner räumlich-planenden Koppelung des schadstoffbezoge­
nen und des flächenbezogenen Bodenschutzes wie auch 
der Pflege der Bodenstruktur nach sich31). 

2.2 Bodenschutz auf der Zulassungsebene 

Abschließend einige Anmerkungen zum Bodenschutz im 
Rahmen der Mittel direkter Verhaltenssteuerung. Wie er­
wähnt, zählen hierzu die regelmäßig der Planung nachgela­
gerten Tatbestände der Erlaubnis, Bewilligung etc. Neben 
diesen zusammenfassend als Kontrollerlaubnisse bezeich­
neten Zulassungsformen sollen dem auch Planfeststel­
lungstatbestände zugerechnet werden32), obschon den da­
für zuständigen Stellen nach ganz überwiegender Auffas­
sung bei ihrer Entscheidungsfindung ein planerischer Ge­
staltungsspielraum zusteht. Der Unterschied zur Planung 
im eigentlichen Sinne liegt darin, daß der Planfeststellungs­
beschluß Ober die Durchführung des Vorhabens entschei­
det, was ansonsten der gesonderten Ebene des Planvoll­
zugs vorbehalten ist, mit anderen Worten: Die „Feinsteue­
rung" des Vorhabens erfolgt unmittelbar durch die Planfest­
stellung selbst. 

Das so umrissene öffentlich-rechtliche Zulassungsinstru­
mentarium kann anders als die Planungsmittel keine vorsor­
gend-umweltschützenden Aufgaben im eigentlichen Sinne 
unternehmen. Unbeschadet des immer noch nicht ausge­
standenen Meinungsstreites über den Gehalt des Vorsorge­
prinzips33) zeigt dies der Im Gegensatz zur Planung projekt­
bezogene und punktuelle Einsatz des Zulassungsrechts, der 
keine raum- und flächenbezogenen (Gesamt-)Strategien zur 
Vermeidung von Gefährdungen des Bodens ermöglicht. 
Nicht aber ist im Rahmen der Zulassungsverfahren eine die 
Umweltmedien übergreifende, die beschriebenen Wirkungs­
zusammenhänge berücksichtigende, mithin synergistisch 
orientierte Prüfung ausgeschlossen. 
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2.2.1 Zum mehrmedialen Prüfungsansatz 
Im Zulassungsrecht 

Insoweit findet sich vielfach der Hinweis auf das den Plan­
feststellungstatbeständen eigentümliche, schon durch das 
allgemeine Verwaltungsverfahrensrecht abgesicherte Kon­
zentrationsprinzip34). Hiernach wird in einem Verfahren Ober 
sämtliche rechtlichen Anforderungen an das Projekt ent­
schieden. Ansonsten gesondert einzuholende Genehmigun­
gen, Zustimmungen u. a. m. des Umweltrechts entfallen. 
Deren sachliche Voraussetzungen werden - gleichsam ge­
bündelt - im Planfeststellungsverfahren geprüft und einer 
einheitlichen Entscheidung zugeführt. 

Vor diesem Hintergrund liegt es nahe, bei Vorhaben, deren 
Zulassung ohne Planfeststellung eröffnet ist, de lege fe· 
renda eine der dann erforderlichen Kontrollerlaubnisse -
Ober einzelne spezialgesetzliche Ansätze hinaus - generell 
mit Konzentrationswirkung auszustatten. 

Ob ein solches Vorgehen mit der rechtlichen Verfaßtheit der 
Kontrolltatbestände, Insbesondere mit den Grundrechtspo­
sitionen auf der Betrelberseite, zu vereinbaren ist, muß hier 
dahinstehen35). Auch soll der Frage nicht nachgegangen 
werden, ob ein derartig erweiterter Einsatz des Konzentra­
tionsgedankens als Konsequenz der EG-Richtlinie zur Um­
weltverträglichkeitsprüfung, die grundsätzlich auf Zulas­
sungsebene eine mehrmed iale umweltschutzbezogene Prü­
fung fordert, zwingend vorgegeben ist36). 

Vielmehr ist anzuknüpfen an den synergistisch ausgerichte­
ten Aufgabengehalt des Rechts der Landespflege: Wenn §§ 
1, 2 BNatSchG in diesem Sinne den Schutz des Bodens als 
ökologischen Wert gebieten, dann teilt s ich das dem Ein· 
griffstatbestand des § 8 BNatSchG mit. Anders gewendet: 
Wann immer aufgrund projektbezogener Zulassungstatbe­
stände Gefährdungen des Bodens in dem mitgetei lten Sin­
ne - möglicherweise - verwirklicht werden, liegt ein Fall 
des § 8 BNatSchG vor und dieses sog. „ Huckepackvertah­
ren " wird In Gang gesetzt. Dergestalt kommt es zu einer 
landschaftspflegerischen, folglich mehrmedialen Prüfung, 
so daß auch auf der Zulassungsebene den synergistischen 
Anforderungen des Bodenschutzes Rechnung getragen 
wird. 

Freilich soll nicht verkannt werden, daß die Regelung des 
§8 BNatSchG aus verschiedenen Gesichtspunkten novellie­
rungsbedorftig ist37l, so insbesondere mit Blick auf fachge-

29) Dazu am Beispiel des Bodenrechts nach Art. 74 Nr. 18 GG ERB­
GUTH, Rechtliche Abgrenzungsfragen bei der Stadterhaltung, 
DVBI. 1985, 1352, 1356. 

29a) Zum Fragenkomplex der Umweltverträglichkeitsprüfung j Ongst 
umfassend CUPEI, Die Richtlinie des Rates Ober die Umwelt· 
verträglichkeltsprOfung (UVP) bei bestimmten öffent lichen und 
privaten Projekten, NuR 1985, 297. 

30) ERBGUTH, Das rechtssystematlsche Verhältnis von Oberörtli· 
eher Landschaftsplanung und Landesplanung, UPR 1983, 137, 
140 f f. 

31) BACHMANN, Regionalisierung, lzR 1985 (Fn. 1), 40 f., 43. 

32) Näher ERBGUTH, Weiterentwicklung (Fn. 10), S. 114. 

33) Hierzu zuletzt das Hauptreferat und die Diskussion auf der 7. 
umweltrechtlichen Fachtagung der Gesellschaft für Umwelt­
recht im November 1985. 

34) Eingehend KOPP, Verwaltungsverfahrensgesetz mit Erläute­
rungen, 3. Auf l., München 1983, § 75 Rdn. 3 ff. 

35) Hierzu ERBGUTH, Weiterentwicklung (Fn. 10), S. 218 ff. m. w. N. 

36) Dazu näher ERBGUTH/SCHOENEBERG, Die Umsetzung der 
EG-Richtlinie Ober die Umweltverträglichkeitsprüfung vor dem 
Hintergrund rechtssystematischer Grundlagen der raumbezo­
genen Zu lassungsverfahren in der Bundesrepublik Deutsch­
land, WiVerw 1985, 102, 113 ff. 

37) Näher EBERSBACH, Landschaftsverbrauch (Fn. 1), a. a. 0.; zur 
Eignung des Verfahrens als (EG-)UmweltverträgllchkellsprO· 
fung CUPEI, NuR 1985 (Fn. 29a), 305 ff. 



setzlich zulassungsfreie Vorgänge. Da es sich dabei, sofern 
es nicht um die Landwirtschaftsklausel geht, im wesentli­
chen um keine genuin bodenschotzenden Gründe handelt, 
sind jene Fortentwicklungsvorschläge indes im vorliegen­
den Zusammenhang nicht weiter vertiefungsbedürftig. 

2.2.2 Zum Eigentumsschutz auf der Zulassungsebene 

Ein Letztes zum Immer wieder beschworenen Abwehr- bzw. 
Entschädigungsrecht aus Art 14 GG gegenüber landespfle­
gerlschen Maßnahmen, vornehmlich Im Hinblick auf 
Schutzgebietsausweisungen. Trotz der weit gefächerten, 
kaum noch zu überblickenden Diskussion Ober den Eigen­
tumsschutz ist eine für den Umwelt- und Bodenschutz sehr 
wichtige Aussage des Bundesverfassungsgerichts in sei­
nem vielbeachteten Naßauskiesungsbeschluß38) scheinbar 
In Vergessenheit geraten - und dies offensichtlich auch in 
der Spruchpraxis des Bundesgerichtshofs und des Bundes­
verwaltungsgerichts. 

Das Bundesverfassungsgericht hat in seiner bezeichneten 
Entscheidung deutlich hervorgehoben, daß entelgnungsfä­
hlge Rechtsstellungen, deren Entzug oder Beschränkung 
Entschädigungspfl ichten gern. Art. 14 Abs. 3 S. 2 GG nach 
sich ziehen kann, nur sog. „konkrete" Eigentomerposltlonen 
sind. Als solcherart konkretes Recht sieht das Gericht nicht 
den vom Bundesverwaltungsgericht und in ähnlicher Weise 
vom Bundesgerichtshof entwickelten Topos der eigentums­
rechtlich verfestigten Anspruchsposition39), also den Fall 
der sich anbietenden bzw. sich aufdrängenden Nutzungs­
möglichkeit des Grundeigentums, auf die ein öffentlich­
rechtlicher Anspruch besteht, an. Vielmehr sind Rechtspo­
sitionen nach der bundesverfassungsgerichtlichen Diktion 
nur dann konkret, wenn sie vom Eigentümer bereits reali­
siert, d. h. ins Werk gesetzt worden sind40). 

Damit reduzieren sich nun aber die entschädigungsrechtli­
chen Konsequenzen von Unterschutzstellungen nach dem 
Landespflegerecht, auch bei Festlegung sog. Bodenschutz­
gebiete, beträchtlich: Enteignend w irken sie nur dann, wenn 
der Eigentümer eine bislang zulässige Nutzung auch tat­
sächlich umgesetzt hat. Andernfalls liegt lediglich eine In­
halts- und Schrankenbestimmung i. S. d. Art. 14 Abs. 1 S. 2 
GG vor, die zwar verfassungswidrig sein kann, nicht aber -
von dem eng umgrenzten Ausnahmefall der Ausglelchszah-

lungspflicht abgesehen41) - Entschädigungsansprüche 
des Betroffenen nach sich zieht. 

3 Resümee 

Bodenschutz läßt sich nach alledem weitgehend auf der 
Grundlage des geltenden Rechts betreiben42l. Mehrmedia­
les und vorsorgend ausgerichtetes planerisches Mittel ist 
insofern die Landschaftsplanung, die zur bodenschützen­
den Leitplanung ausgebildet werden sollte. Im Wege der 
Einbindung Ihrer raumrelevanten Inhalte in die Raumord­
nung/Landesplanung und in die Bauleitplanung kommt den 
landespflegerisch-bodenschützenden Festsetzungen eine 
umfassende Verbindlichkeit zu. Auf der Zulassungsebene 
gewährleistet das i. e. fortzuentwickelnde Verfahren nach 
§8 BNatSchG den erforderlichen synergistisch orientierten 
Bodenschutz. Die eigentums- bzw. enteignungsrechtliche 
Problematik bei Schutzmaßnahmen gewinnt klare und be­
grenzte(re) Konturen unter Beachtung der jüngeren verfas­
sungsgerlchtlichen Rechtsprechung. 

Angesichts dessen läßt sich verallgemeinernd sagen, daß 
die elger:itlichen Problemstellungen des Bodenschutzes na­
turwissenschaftlich-technischer Art sind, insbesondere Im 
Hinblick auf die weiter bestehende Notwendigkeit einer Ver­
besserung der Datenlage - und dies vornehmlich durch Er­
fassung umweltmedialer Wirkungszusammenhänge43). 

38) BVerfG, Beschl. V. 15. 07. 1981 - 1 Bvl 77/78 -, BVerfGE 58, 
300. 

39) Hierzu PAPIER, in: Maunz/DOrlg/Herzog/Scholz, Grundgesetz, 
Loseblatt, Manchen, Stand Sept. 1983, Art. 14 Rdn. 333, 338 ff. 

40) BVerfG, v. 15. 07. 1981(Fn.38), 331; kritisch PAPIER, in: Maunz/ 
DOrlg/Herzog/Scholz (Fn. 39), Rdn. 353. 

41) BVerfG, Beschl. V. 14. 07. 1981 - 1 Bvl 24f78 - , BVerfGE 58, 
137, 157. 

42) Zu Modifizierungen der Vorschriften Ober Schutzgebietsaus­
weisungen zugunsten der Ausweisung von .. Bodenbelastungs­
gebieten HENNERKES, Konzeptionelle Uberlegungen der 
Bund/Länder-Arbeitsgruppe „Bodenschutzprogramm" der Um­
weltmlnlsterkonferenz, lzR 1985 (Fn. 1), 14. 

43) Dazu HENNERKES, Konzeptionelle Überlegungen (Fn. 42), 9, 
13 f. 

Ein durch den Ausbau der Straße angeschnittener Hang muß hier mit Hilfe von Fa­
schinen befestigt werden, um einen weiteren Bodenabtrag zu verhindern und eine 
Wiederbepflanzung zu ermöglichen. Foto: G. Olschowy 
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Hans-Georg Schön 

Bodenschutz - eine notwendige Voraussetzung für die Ernährung der Menschheit 

Nach vorliegenden Prognosen wird die Weltbevölkerung 
von derzeit 4,5 Mrd. auf 10 bis 12 Mrd. im Jahre 2050 zuneh­
men (Abb. 1). 

Die Nahrungsmittelproduktion müßte folglich innerhalb von 
zwei Dekaden annähernd verdoppelt werden, um mit dieser 
Bevölkerungsentwicklung Schritt zu halten. 

Ein besonders hohes Bevölkerungswachstum ist In den 
Ländern der Dritten Welt zu verzeichnen. Nach Angaben der 
FAO bleiben aber in über der Hälfte gerade dieser Länder 
die Wachstumsraten der Agrarproduktion bereits seit gerau­
mer Zeit hinter der Bevölkerungszunahme zurück (1). 

Dieser Ländergruppe wird für das Jahr 1990 ein Nahrungs­
getreidedefizit von 120- 145 Millionen Tonnen vorausge­
sagt. 

Dies würde gegenüber dem Import von 37 Millionen Tonnen 
Getreide derselben Länder im Jahre 1975 eine enorme Be­
darfssteigerung bedeuten {1a). Es besteht somit Grund zur 
Sorge, daß sich die weltweite Nahrungsmittelversorgung 
langfristig eher verschlechtern wird. landwirtschaftlich ge­
nutzte Fläche ist die Hauptquelle menschlicher Nahrung. 
Allein vier Fünftel der Grundnahrungsmittel in den Ländern 
der Dritten Welt bestehen aus Getreide oder Getreideverar­
beitungsprodukten (2). 
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Das Angebot an Fischprodukten als der zweitwichtigsten 
Stütze der Nahrungsmittelversorgung wird aufgrund derbe­
grenzten Seefischvorkommen nach Einschätzung von Fach­
leuten langfristig nur in geringem Umfang steigerungsfählg 
sein (2a). 

Die Erhaltung der global für landwlrtschaftliche Nutzung ge­
eigneten Fläche ist somit eine elementare Voraussetzung zur 
Sicherung der Ernährung der Menschheit. 

Parallel zum steigenden Nahrungsmittelbedarf ist aber eine 
fortschreitende Zerstörung land- und forstwirtschaftlich 
nutzbarer Flächen zu verzeichnen. Der weltweit zu beobach­
tenden Überlastung, Gefährdung und Vernichtung von Bö­
den liegen unterschiedliche Ursachen zugrunde. 

Zu den wichtigsten bodendegradierenden Prozessen zählen 
die Wind- und Wassererosion, die Desertifikation, die Versal­
zung, der Eintrag anorganischer und organischer Schad­
stoffe, der Abbau organischer Substanz mit den damit ver­
bundenen nachteiligen bodenphysikallschen und boden­
chemlschen Veränderungen und fortschreitende Nährstoff­
verarmung. 

Der durch diese Prozesse bedingte Verlust an landwirt­
schaftlich genutzter Fläche wird weltweit auf 600-900 ha/ 
Stunde oder 5-8 Millionen Hektar/Jahr geschätzt (3). 

Hinzu kommt ein Flächenverbrauch für Wohngebäude, Indu­
strie, Gewerbe und Verkehr, der im Zunehmen begriffen ist. 
Nach Schätzungen der UN werden allein städtebauliche 
Maßnahmen bis zum Jahr 2000 weitere 54 Millionen Hektar 
Fläche beanspruchen (4). 

Einige Aspekte der fortschreitenden weltweiten Bodende­
gradierung sind von besonderer Bedeutung; sie werden 
nachfolgend kurz besprochen. 

Bodenerosion auf landwirtschaftlich genutzter Fläche 

Bodenerosion ist ein natürlicher Vorgang, der auch auf 
Grünland oder unter Wald beobachtet werden kann. Auf ein 
Fünftel (womöglich sogar ein Drittel) der weltweit landwirt­
schaftlich genutzten Fläche hat der Abtrag des Oberbodens 
durch Wind- und Wassererosion allerdings solche Ausmaße 
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Dies trifft auf 43 % der landwirtschaftlichen Nutzfläche 
Australlens und 33 % des Ackerlandes der USA zu (6) . 

Extreme Erosionsraten werden auch aus Pakistan (7), Nepal 
(8), Indonesien (9), Spanien (6) und Äthiopien (10) berichtet. 

Abbau organischer Substanz und Nährstoffverarmung 

Weltweit ist eine Abnahme des Gehalts an organischer Sub­
stanz In landwirtschaftlich genutzten Böden zu beobachten 
(2b). Als Ursachen dafür werden ein verminderter Humuser­
satz und bzw. oder veränderte landwirtschaft liche Bewirt­
schaftungspraktiken angegeben (Verkürzung der Brache, 
nicht angepaßte Bodenbearbeitung). 



Infolge der klimatischen Gegebenheiten erfolgt der Humus­
abbau in kultivierten tropischen Böden besonders rasch. 
Bei unzureichendem Ersatz der organischen Substanz ist 
die damit verbundene Abnahme der Kationenaustauschka­
pazität bei vielen dieser Böden mangels ausreichenden Vor­
handenseins mineralischer Austauscher gravierend. Eine 
Verminderung des Gehalts an organischer Substanz führt 
darüber hinaus zu nachteiligen Veränderungen der physika­
lischen Eigenschaften der Böden. Daneben ist die organi­
sche Substanz Im Boden auch ein Nährstoffträger. Eine Ab­
nahme der organischen Substanz führt in landwirtschaftlich 
genutzten Böden somit auch zu einem reduzierten Nähr­
stoffangebot, wenn nicht durch Mineraldüngung ausgegli­
chen wird. Tatsächlich ist global betrachtet eine fortschrei­
tende Nährstoffverarmung der Böden zu beobachten (2c). 

Dies gilt in besonderem Maß für Stickstoff. Aber auch eine 
von BENTLEY et al. vorgenommene Gegenüberstellung von 
globalem Entzug und Ersatz des Nährelements Phosphor, 
dessen Gehalte in vielen Böden schon heute auf ein stark 
ertragslimitierend wirkendes Niveau abgesunken ist, ergab 
eine deutlich defizitäre Bilanz (2c). 

Entwaldung 

In vielen Teilen der Erde werden Wälder ohne Rücksicht auf 
Ihre ökologischen Besonderheiten ausgebeutet. Dies gilt in 
besonderem Maß für die Tropen. Während Wälder der gemä­
ßigten Zonen einen Zustand des Gleichgewichts erreicht zu 
haben scheinen (11), schrumpfen tropische Forste durch zu­
nehmenden Wanderfeldbau, ungeplante Siedlungen, Ro­
dung für Plantagen und Weideflächen und Abholzung für 
Brenn- und Nutzholzzwecke schnell zusammen. Etwa 
110 000 qkm von Feuchttropenwäldern werden schätzungs­
weise pro Jahr gefällt und abgebrannt. 

Bei gleichbleibendem Tempo werden alle Wälder dieser Art 
in 85 Jahren verschwunden sein (11a). In Regionen mit mitt­
lerer bis hoher Niederschlagstätigkeit hat großflächige 
Waldrodung schwerwiegende Folgen; bodenvernichtende 
Wassererosion, Überschwemmungen, Ablagerung alluvialer 
Sande Ober produktiven Böden und Grundwasserabsenkun­
gen sind nur einige der damit verbundenen Effekte. 

Die ersatzlose Rodung ausgedehnter Baumbestände führt 
darüber hinaus zu einer spürbaren Verknappung von Brenn­
holz, der Hauptenergiequelle eines Drittels der Weltbevölke­
rung. In vielen Ländern wird in zunehmendem Maß Dung als 
Brennholzersatz verwendet, mit der Folge, daß die Versor­
gung der Böden mit organischer Substanz weiter abnimmt. 

Der Mangel an Brennholz zur Nahrungszubereitung führt 
z. B. in Indien dazu, daß der größte Teil tierischer Exkremen­
te verfeuert wird; der dadurch bedingte Verlust von Pflan­
zennährstoffen entspricht einem Drittel der indischen Mine­
raldüngerproduktion (2d). 

Versalzung 

Bodenversalzung ist ein weitverbreitetes Problem. In Ägyp­
ten ist z. B. Im Zuge des Ausbaus des Bewässerungssy­
stems nach Errichtung des Assuan-Staudamms eine Ver­
minderung der pro Fläche verabreichten Wassermenge zu 
beobachten. Als Folge wird eine zunehmende Salzakkumu­
lation in den Böden verzeichnet. 

In den Prärie-Staaten Kanadas und den angrenzenden Ge­
bieten der USA weisen Zehntausende von Hektar ehemals 
fruchtbarer Böden Salzgehalte auf, die das Pflanzenwachs­
tum stark beeinträchtigen (2e). Die Hauptursache dafür wird 

in der dort üblichen Praxis der turnusmäßigen Sommerbra­
che liegen. Im Zusammenhang mit Bewässerungsmaßnah­
men auf Böden mit mangelnder Dränung wurde verbreitet 
der Grundwasserspiegel so stark angehoben, daß sich der 
Oberboden ständig im Bereich des Kapillarsaums des 
Grundwassers befindet. Bedingt durch die Aufwärtsbewe­
gung und Verdunstung des Bodenwassers kommt es dann 
zu einer Anreicherung von Salzen im Oberboden. Die Aus­
dehnung der davon betroffenen Fläche ist erheblich. 

Angaben der UNO zufolge war 1977 ein Zehntel der weltweit 
bewässerten landwirtschaftlichen Nutzfläche (21 Mio. ha) 
von Versalzung Infolge bodennah anstehenden Grundwas­
sers betroffen (5). Versalzungsschäden geben vor allem in 
Indien, Pakistan und im Irak Grund zur Sorge (2e). Aber auch 
die zunehmende Bodenversalzung in Teilen von Afrika, Au­
stralien und Nordamerika ist besorgniserregend (2e). Auf den 
betroffenen Flächen sollten umgehend Gegenmaßnahmen 
ergriffen werden. 

Desertifikation 

Angesichts der besonderen Aktualität der Desertifikation 
im Zusammenhang mit der Situation in den Sahelländern 
soll auf diesen bodenvernichtenden Prozeß etwas näher ein­
gegangen werden. Das Vordringen von Wüsten bedroht die 
Zukunft von einigen 628 Millionen Menschen: 78 Millionen 
von ihnen sind bereits jetzt durch den Rückgang der Ertrags­
fähigkeit des Landes, von dem ihr Lebensunterhalt abhängt, 
direkt betroffen. Gebiete, in die die Wüsten schon vorgedrun­
gen sind oder die von Wüstenbildung stark oder sehr stark 
bedroht sind, umfassen 20 Millionen Quadratkilometer, eine 
Fläche, zweimal so groß wie Kanada (11a). 

Der UN-Konferenz Ober Desertifikation (UNCOD, 1977 In Nai­
robi) gemäß ist Desertifikation die Verminderung oder Zer­
störung des ökologischen Potentials in ariden oder semiari­
den Klimaregionen, die in der Folge zur Bildung von Wüste 
führt. Hauptursache für die fortschreitende Desertifikation 
ist die Übernutzung des Landes infolge zunehmender Bevöl­
kerungsdichte und steigenden Viehbestandes. 

Die Verkürzung der traditionellen Bracheperioden bis hin zu 
permanenter Landnutzung, Rodung, Buschfeuer, Brennholz­
nutzung und Intensive Beweidung bedingen die Zerstörung 
des Baum- und Strauchbestandes (12). Die mangelhafte 
Bodenbedeckung führt zu einer Abnahme des Humusgehal­
tes und starker periodischer Austrocknung des Bodens. 
Eine Verhärtung des durch Ferrallitisierung mit Aluminium­
oder Eisenverbindungen angereicherten Oberbodens ist die 
Folge. 

Als Konsequenz fließt ein zunehmender Teil des Nieder­
schlagswassers oberflächlich ab und trägt Oberbodenmate­
rial mit sich fort. Bedingt durch die verringerte Wasserinfil­
tration vermindert sich die Menge an pflanzenverfogbarem 
Bodenwasser. Darüber hinaus kommt es zu einem Absinken 
des Grundwasserstandes. Der entblößte Boden ist während 
der Trockenzeit starken, trockenen Winden ausgesetzt, die 
das feine Bodenmaterial tonnenweise auswehen. 

Das oberflächlich ablaufende Niederschlagswasser sam­
melt sich in Senken zu regelrechten Seen. Baumbestand 
und Grasnarbe dieser überfluteten Flächen werden zerstört. 
Die beschriebene Wirkungskette führt nach einigen Jahren 
zur vollkommenen Unfruchtbarkeit des Bodens (13). 

Tabelle 1 (folgende Seite) verdeutlicht die Abnahme der Er­
tragsfähigkeit der Weidegebiete in der Sahelreglon von Bur­
kina Faso. Diese Zahlen sind auf die übrigen Sahelländer 
übertragbar. 
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Tab. 1: Veränderung der Weidequalität 

1955 1977 

Weide in gutem Zustand 40% 26% 
Weide In mäßigem Zustand 44% 12% 

Weide In schlechtem Zustand 14% 40% 
Weide In stark bis völlig 
degradiertem Zustand 2% 22% 

100% 100% 

Das vorstehend beschriebene Ausmaß der Bodenvernich­
tung und die anhaltende Bevölkerungszunahme haben zur 
Folge, daß z. B. die globale Getreidefläche In Relation zur 
Weltbevölkerung stetig im Sinken begriffen ist. 

Tab. 3: Weltbevölkerung und Getreideanbaufläche, 1950, 
1980 und im Jahr 2000 

Jahr Bevölkerung Getreideanbau- Getreideanbau II. 
(Milliarden) fläche (Mio. ha) pro Pers. (ha) 

Quelle: Bericht des GTZ·Projekts, Koordinierung der Maßnahmen ge· 1950 2,51 601 0,24 
gen die Desertifikation Im Deutschen Sahelprogramm, Tell l, 1980 4,42 758 0,17 
1982. 2000 6,20 828 0,13 

Tabelle 1 ist zu entnehmen, daß sich 1955 noch 84 % der 
Weiden in gutem oder mäßigem Zustand befanden, wäh· 
rend dies 1977 nurmehr auf 38 % der Flächen zutraf. Der An· 
teil völlig degradierter Flächen stieg dagegen von 2 auf 
22%. 

Im Oudalan, der Sahelregion von Burkina Faso, nahm der 
Viehbestand im Zeitraum von 1955-1970 mit jährlich 2,8 % 
überproportional zum Bevölkerungswachstum zu. Diese 
Zunahme Ist zu einem Gutteil in Zusammenhang mit den 
günstigen klimatischen Bedingungen in diesem Zeitraum zu 
sehen. Entwicklungspolitische Förderungsmaßnahmen, 
d. h. die wirkungsvolle Bekämpfung der wesentlichen Tier­
krankheiten und die Erhöhung der Zahl der Viehtränken ta· 
ten ein übriges. 

Vor der Dorre wies dadurch dieses Gebiet einen Viehbesatz 
auf, der die Tragfähigkeit der Weiden bei weitem über­
stieg. Die Folge war ein Abfall der Produktivität, der die 
Viehhalter zwang, den Viehbestand noch weiter zu erhöhen 
(13). 

Mit der Dorre 1971 - 1973 reduzierte sich der Nutztierbe­
stand um ca. 20- 30 % auf ein Niveau, das nach Aussagen 
von Fachleuten der langfristigen Tragfähigkeit der Sahel· 
länder entspricht (13). Zu Beginn der achtziger Jahre hatte 
der Viehbesatz den Stand vor der Dürre Anfang der siebziger 
Jahre wieder erreicht. 

Die abnehmende Flächenproduktivität führt dazu, daß die 
landwirtschaftliche Produktion nicht mehr mit der Bevölke­
rungsentwicklung Schritt hält, in einigen Ländern des Sahel 
sogar absolut rückläufig ist (Tab. 2). 

Tab.2 Jährliche Index der Nah- Nahrungsmittel· 
Wachstums- rungsmlttel· hllfe pro Kopf 
rate der land- produktlon 
wirtschaftl. pro Kopf 
Produktion (1969171 = 100) 

In% In kg 
(1970-1979) (1977- 1979) 1978 1979 

Tschad 0,7 91 11,5 5,9 
Mali 4,2 88 5,0 3,7 
Burkina Faso -3,3 93 9,3 8,7 
Niger -1,5 89 4,3 4,5 
Mauretanien -1,4 75 33,0 19,6 
Senegal 3,6 88 31,2 11,8 

Quelle: Weltbank 1981 

Der langfristige Effekt der Desertifikat ion wird in den betrof­
fenen Ländern darin liegen, daß eine Nahrungsmittelselbst­
versorgung In Immer weitere Ferne rückt. Diese Länder ge­
raten dadurch in eine zunehmende Abhängigkeit von Nah· 
rungsmittelhilfen. Darüber hinaus wird der fortschreitende 
Verlust von Acker- und Weideflächen zu einem Anstieg des 
sozialen Konfliktpotentials führen. 
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Quelle: (5) 

Auch eine globale Betrachtung wichtiger natürlicher Res· 
sourcen wie Wälder, Weideland und Fischvorkommen ergibt 
sinkende Produktionsziffern, wenn die Weltbevölkerung als 
Bezugsgröße gewählt wird. 

Tab. 4: Globale Pro-Kopf-Erzeugung grundlegender 
biologischer Ressourcen, 1960-1980 

Jahr Wälder FlschgrOnde Weideland 

Holz Fisch Rindfleisch Schaffleisch Wolle 
Kubikmeter Kilogramm Kilogramm 

1960 13,2 9,32 1,88 0,85 
1961 0,66 14,0 9,62 1,90 0,84 
1962 0,65 14,9 9,85 1,89 0,85 
1963 0,66 14,7 10,74 1,88 0,83 
1964 0,67 16,1 10,06 1,84 0,80 
1965 0,66 16,0 9,92 1,79 0,78 
1966 0,66 16,8 10,20 1,77 0,78 
1967 0,64 17,4 10,38 1,89 0,78 
1968 0,64 18,0 10,67 1,89 0,79 
1969 0,64 17,4 10,70 1,85 0,78 
1970 0,64 18,5 10,60 1,87 0,75 
1971 0,64 18,3 10,37 1,87 0,73 
1972 0,63 16,8 10,56 1,88 0,71 
1973 0,64 16,8 10,46 1,79 0,66 
1974 0,63 17,7 10,97 1,73 0,64 
1975 0,61 17,2 11,28 1,75 0,66 
1976 0,62 17,7 11,58 1,78 0,63 
1977 0,61 17,3 11,52 1,74 0,62 
1978 0,61 17,3 11,36 1,73 0,61 
1979 0,60 16,9 10,88 1,72 0,60 
1980· 0,60 16,1 10,53 1,74 0,62 

• (prel.) 

Quelle: Food and Agriculture Organization 

Die sich in diesen Zahlen widerspiegelnde offensichtliche 
Diskrepanz zwischen der Entwicklung der Weltbevölkerung 
und dem Output der lebenswichtigen bio logischen Systeme 
verdeutlicht die unabdingbare Notwendigkeit, die Produkt i· 
vität natürlicher Ressourcen zu steigern. Dem Bodenschutz 
kommt In diesem Zusammenhang grundlegende Bedeutung 
zu. 

An dieser Stelle sei allerdings darauf hingewiesen, daß die 
Erhaltung oder sogar Steigerung der Bodenfruchtbarkeit bei 
kontinuierlicher landwirtschaftlicher Nutzung In den gemä­
ßigten Breiten leichter zu realisieren ist als in den Tropen. 
Die Ursachen dafür sind wohl in den klimatischen und bo­
denmäßigen Besonderheiten dieser Region zu suchen. Aber 
auch unter diesen Bedingungen bestehen bereits heute 
Möglichkeiten, den Boden wirksam zu schützen. 



Als Maßnahmen zur Bodenkonservierung seien nachfol­
gend schlagwortartig genannt: 

- ausreichende Dränung und sachgemäße Bewässerung 
zur Vorbeugung von Salzakkumulationen 

- Deck- und Mischkulturanbau sowie Mulchung zur Ero­
sionsverminderung 

- standortgerechte Fruchtfolge und Einarbeitung von orga­
nischer Substanz zur Erhaltung des Humusgehalts und 
zur Verbesserung der Nährstoffversorgung 

- konservierende Bodenbearbeitung 

- Streifenanbau, Terrassierung 

- Stabilisierung von Sanddünen 

- Errichtung von Windschutzgehölzen 

- Agrarforstwirtschaft. 

Entscheidend ist nun die Realisierung dieser Maßnahmen. 
Dazu bedarf es nicht nur ausreichender finanzieller Mittel, 
sondern auch einer fachkundigen Planung und Betreuung. 
Darüber hinaus sollte die Forschung auf dem Gebiet der Bo­
denkonservierung intensiviert werden. Alles entscheidende 
Voraussetzung zu einem wirkungsvollen Bodenschutz ist 
aber die aus Einsicht erwachsende feste Absicht aller Betei­
ligten, vor allem derjenigen, die das Land bewirtschaften, 
den Boden zu erhalten. 
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Kurt Egger 

Beispiele für Bodenprobleme und Lösungswege in Afrika 

Meine Aufgabe ist es, die weltweiten (SCHLICHTING) bezie­
hungsweise die Tropen insgesamt darstellenden (SCHÖN) 
Übersichten dieser Tagung durch zwei Fallbeispiele zu er­
gänzen, die an konkreten Standorten In groben Zügen die 
Bodenprobleme und die Strategien zu ihrer Lösung aufzei­
gen. Zu beiden Fällen habe ich als B,erater und Leiter von 
Forschungsprogrammen in Projekten der Gesellschaft für 
Technische Zusammenarbeit mitgearbeitet. 

Zunächst folgen die Bodenprobleme, besonders in ihrer 
heutigen Zuspitzung, einem allgemeinen, so noch für viele 
Standorte zutreffenden Schema: 

Ursachen: 

~:~~l:te.;~ngs- } 

Landverknappung 

Übernutzung 

Folge: durch: 

Verlust an } Erosion 

Bodenfruchtbarkeit Degradierung 

Diese beiden Wirkungen schließen nun, standortgebunden 
in unterschiedlicher Akzentuierung, Verluste ein, die zu ent­
sprechenden Gegenmaßnahmen zwingen. Dieses Maßnah­
menpaket fällt an verschiedenen Standorten nach Klima, 
Nutzungsdichte, Relief und Boden sehr unterschiedlich 
aus. 

Verluste im Bodenbereich: Gegenmaßnahmen: 

Wasserabfluß Wasserrockhaltung 
Feinerdabschwemmung_.. Eroslonsschutz 
Nährstoffverlust Düngung . 
Humusschwund Biomassenrückführung 

Beispiel 1: Zentralregion Togo; GTZ-Projekt, derzeitiger Lei­
ter des Programmes Dr. T. ZEUNER. 

Situation: 

Meine Beratungs- und Forschungsarbeit fand 
1983 u. 84 statt. 

Wir befinden uns in der Umgebung von Sokode gerade noch 
im Bereich der Feuchtsavanne des Sudangürtels. Von April 
bis September fallen 900-1200 mm Niederschlag mit be­
trächtlichen Schwankungen bezüglich Menge und Vertei­
lung. Von Oktober bis März Ist Trockenzeit. Die Regenvertei­
lung Ist eingipflig, die Saison etwas überlang für eine, aber 
zu kurz für zwei Kulturen. 

Verschiedene Ethnien siedeln im Gebiet, mit unterschied­
lich betonter Zuwendung zu Ackerbau, Handel und Acker­
bau oder aber Viehhaltung - wir befinden uns noch im süd­
lichen Randgebiet der Transhumanz. 

Die Bevölkerung wächst sehr stark, teils durch eine hohe 
Geburtenrate, teils durch Zuwanderung aus den Problemge­
bieten des Nordens. Je nach Straßennähe und Standortgüte 
findet man zwischen 30 und 70, ja stellenweise bis 100 Ein­
wohner pro km2• Die Landnutzung erfolgt noch sehr stark 
durch Wanderfeldbau mit Brandrodung oder Feld-Busch-
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Wechselwirtschaft, wobei die Regenerationsphasen be· 
denklich verkürzt werden. Mit diesen Nutzungsformen könn­
te das Land nachhaltig von 10-25 Menschen bewirtschaf­
tet werden - darüber beginnt die Degradierung. 

Bodengefährdung: 

Damit liegt schon klar, daß wir allenthalben entweder 
schleichende oder beschleunigte Bodendegradierung beob­
achten können. Eine Zunahme des Potentalls findet nur in 
den meist leicht hydromorphen Talauen und Becken (bads­
fonds) statt, wo sich die erodierten Schluff- und Tonmateria­
lien der Kuppen und Hänge akkumulieren - das sind weni­
ger als 5 % des Landes. Parallel zur Ausräumung der Ge­
hölzvegetation und der Buschbrachen steigt der Wasserab­
fluß und damit die Erosion. Zwar liegen nur sehr flach ge· 
neigte (1-3 %) Hänge vor, dafür sind die Wassereinzugsge­
biete um so größe~ Verstärkt wird die erosion durch die all­
jährlichen flächendeckenden Brände, die der Beseitigung 
lästiger Grasmassen dienen. Überhaupt stellt die starke 
Überbetonung der Gräser bei Kulturen (Hirse, Mais) und Un­
kräutern ein besonderes Problem für die Bodenpflege dar. 
Es fehlt an stickstoffbindenden Leguminosen, zumindest 
der Quantität nach; Erdnuß, Kuhbohnen, Soja, Taubenerbse 
sind zwar im Gebiet verbreitet, haben aber zu geringe Flä­
chenanteile. 

Traditionelle Nutzung: 

Wie war das Gebiet durch traditionelle Bewirtschaftung vor 
Einsetzen der Krise durch Übernutzung geschützt? In der 
Tat finden wir im ganzen Sudangürtel noch Reste alter Nut­
zungsformen, die unabhängig von Feinanpassungen an lo­
kale Verhältnisse doch ein überraschend einheitliches Bild 
zeigen. Feldkulturen - teils auf kunstvollen Hügeln ange­
baut - wechseln mit Weidebrache, die nur wenig ver­
buscht; das Ganze wird optisch bestimmt durch lockeren 
Baumbestand mit Arten, die nutzbare Produkte liefern -
Fett (Butyrospermum paradoxum), Eiweiß (Parkia biglo­
bosa) oder Futter für Tiere, Blüten und Blätter als Gemüse, 
Früchte als Getränkezusatz und anderes. Die Arten sind zu­
gleich feuerresistent, gehören also zur sogenannten „Feuer­
klimax". Es liegt eine traditionelle Kultur-Baum-Savanne 
vor, deren Hauptschutz gerade vom Baumbestand - er­
gänzt durch die Brache - geleistet wird. Zusammen mit der 
Transhumanz ergibt sich in heutiger Terminologie ein agro­
forstllches, oder speziell Agrosllvopastoral-System. 

Modeme Neugestaltung: 

Wir gingen davon aus, daß jede Neugestaltung von den gu­
ten, bodenerhaltenden Nutzungsformen der lokalen und/ 
oder regionalen Traditionen ausgehen und sie durch behut­
same lntensivierungsschritte wieder zur Nachhaltigkeit füh­
ren muß. Dafür kommt angesichts der Siedlungsdichte nur 
noch eine fast permanente Nutzung in Frage. Dies bedeutet 
für das Gebiet einen sehr tiefgreifenden Kulturwandel, der 
sich nur langsam vollziehen kann und viele Jahre dauern 
wird. Die entsprechende vorweggreifende Methodenent­
wicklung gemeinsam mit Bauern der Region ist ein wichti­
ger Schritt dazu. 



Regenzeit Trockenperiode Trocken· 
perlode 

(1100 mm per annum) 

1. Jahr 
Mais 
Kuherbse 
Canavalia 

März April Mai Juni Juli 

Mais, Kuherbse, Erdnuß 

7 

Aug. Sept. Okt. Nov. Dez. Jan. Feb. 

Crota/aria retusa 

Cassava, verteilt (ca. 2 x 2 m) 

Soja 

2. Jahr 
Sorghum 
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Soja 
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- _ _ _./ Sorghum, Baumwolle 
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CaJanus cafan · 1. Jahr 

4. Jahr ·------------ --·-·--·---------- - ·---
Cajanus 
Brache 
Bndenbedecker 

Cajanus cajan 

·- - ---- ·.----c r~t ~~-~ - ·----· ·1 

Abb. 1: Rotationsschema Togo 

Als Elemente einer Modernisierung und Intensivierung kom· 
men nun in Frage: Erosionsschutzlinien; Wiedereinführung 
von Bäumen im Feldbereich, unter Zuziehung neuer Baum­
arten ; Forstbänder; erweiterte Mischkulturen; Rotation mit 
feuerresistenten Brachepflanzen; Intensiv-Kurzbrache statt 
Weidebrache; Feuerverhütung; verbesserte Düngung; Me· 
chanlsierung durch Tieranspannung. Diese Elemente müs· 
sen nun zu einem produktiv und nachhaltig funktionieren· 
den System zusammengefügt werden, das einen möglichen 
Prototyp für weitergehende Feinentwicklungen darstellt. 
Der derzeit in Erprobung befindliche, durch Vorversuche ab· 
gesicherte Vorschlag gliedert sich in zwei Teile: die '(Agro·) 
Forstkomponente und in die Rotation der eigentlichen Fel­
der. 

Synthese: ein Agroforst/iches Rotationssystem: 

Waldbänder 

Bäume und/ Heckenlinien 
/ Sträucher "'-. (Al/ey cropping) 

Agroforstsystem ""-

\ 

Streubaumlinien 

c ldk 
1 

.-Relay-Gründüngung 
re u turen ---

~Feldkulturen 

- Waldbändermit Nutz· und Brennholzarten (Teak, Albizzia, 
Leucaena, einige Akaziaarten) von 6- 10 m Breite, 

Cajanus cajan 2. Jahr 

~--,... ___ ~--'""1:0.i~·~:~~i~~k~:~~:':M.~_c-;;'°ri.a - Can .. 

annähernd den Höhenlinien parallel geführt, sollen die 
langen Hänge unterbrechen - dazwischen liegen die 
Felder mit 20- 30 m Breite. 

- Streubäume, früher regellos locker in allen Altersstufen 
über die Felder verteilt, sollen nun in einer den Höhenli· 
nien folgenden Reihe, durch die Feldmitte, in Abständen 
von 5-10 m angepflanzt werden. Parkia blglobosa, Ta­
marindus indica, Butyrosperumum paradoxum kommen 
dafür In Frage. 

- Heckenlinien sollen oder können die Waldstreifen säu­
men, das Eindringen von Feuer in den Baumbestand ein­
dämmen und Schneitelmaterial für Mulchzwecke (Alley 
cropping) oder Tierfutter liefern. Geeignet sind Leucaena 
leucocephala, Calliandra callothyrsus und ganz beson­
ders Flemingea conguesta. In allen drei Fällen ist für gu· 
tes Gedeihen lnokulierung zu empfehlen. - Heckenli· 
nlen, wiederum entlang von Höhenlinien, können zusätz­
lich besonders breite Felder gliedern und dabei helfen, 
eine leichte Terrassierung herbeizuführen. 

Alle drei „Forst"-Komponenten dienen wirkungsvoll der 
Wasserrückhaltung, dem Erosionsschutz und dem Hu­
musaufbau (Heckenschnitt und Laubabwurf). 

- Relay-Gründüngung ersetzt die alte, nur gering wirksame 
Weidebrache - die erst nach mehreren Jahren einen 
merklichen Regenerationseffekt der Felder erbrachte. 
Unser Gedanke war dabei, zur Erhöhung der Intensität 
nur noch kurze eigentliche Brachezeiten vorzuse· 
hen, im wesentlichen aber die Überlänge der Saison zu 
nutzen. Dazu kann in die heranwachsende Kultur, z. B. 
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Mais, eine geeignete GründOngungspflanze eingesät 
werden, die nach Abernten der Kultur das Feld deckt. 
Durch ein Screeningprogramm ließ sich Crotolaria retusa 
als dafür geeignet ausmachen. Sie bleibt nun während 
der ganzen Trockenzeit grün, wodurch die Flächenbrän· 
de mangels brennbaren Substrats stark reduziert wer· 
den. Die Relay·GrOndüngung kann in jedem vierten Jahr 
durch eine fast echte Brache ergänzt werden - ein Ge· 
misch von Cajanus cajan, C. retusa und Mucuna utilis 
deckt dann tor ein ganzes Jahr-, wobei aber noch eine 
beachtliche Ernte an Traubenerbsen anfällt. 

- Feldfrüchte/Mischkulturen: Wie sich nun die Feldfrüch­
te, unter möglichster Beachtung von Mischkulturen, in 
das GrOndOngungssystem als Rotation einfügen, zeigt 
das Rotationsschema. Punktiert sind die Düngungs­
pflanzen, offen die Feldfrüchte. Wird diese Rotation in 
Form einer Vierfelderfolge hangabwärts geführt, so 
bleibt immer der überwiegende Teil der Fläche gedeckt. 
Darin liegt der Beitrag zum Erosionsschutz; der erhöhte 
Humusgehalt verbessert die Wasseraufnahme und Spei· 
cherung. Offen sind noch die Mögllchkeiten, das System 
durch Mineraldüngung und mechanische Hilfsmittel der 
Bodenbearbeitung zu steigern und zu stabilisieren. 

Beispiel 2: Zentralplateau in Rwanda. GTZ-Projekt mit Sitz 
in Nyabisindu. 

Situation: 

Die Methodenentwicklung fand unter meiner Be· 
ratung und Leitung eines Forschungspro­
gramms von 1975 bis 1982 statt, als Dr. T. ZEU· 
NER Leiter dieses Projektes war. 

Das Zentralplateau von Rwanda ist ein Bergland, in ca. 1400 
bis 2000 m Meereshöhe gelegen, mit einer sehr hohen Be· 
völkerungsdichte von Ober 250 Menschen pro km2

• Zwei Re· 
genzeiten erlauben zwei Ernten, die Jahresniederschläge 

Vernetzung der Funktionen im Agrosilvopastoral-System 

Bodenerhaltung '? Baumreihen 

i / Hecke -.......:-~ 
Erosionsschutz \' , / ' / Schutzwall und 

~ ' 

! 
,, , , !/ Graben 
,, ' / ,, ' 
' \ >-, 

\ \ / I ' 
\ \ / I ', 

/\/ ' 
. )< ,, 
/ 1 \ 

Bodennutzung 

i / I' \ schonende / , , 
Anbaumethoden ( 1

1 
', -. 

l I 
I 

I 
I 

I 

' .~ \ \ 

' ' \ ' ' ', ', ' 
I 

I 
I 

' ' ' „.A ""' 

/ '< \ 
/ ' \ ',, 

Mischkulturen 

Hügelkultur 

Reihenkultur 

Mechanische Pflege 

~utterbau 

Unkrauttoleranz 

Rotation 

'~ / 1,,.,....,,. ' o 
I 

Düngung ~---------: lntenslvgründüngung 
j Organische Düngung 

Bodenverbesserung Mineralische Düngung 

Abb. 2: Vernetzung der Funktionen Im Agrosllvopastoral-System 
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betragen 900 bis 1200 mm. Das Klima ist sehr gesund und 
angenehm - der Hauptgrund für die dichte Besiedlung. 
Über 95 % der Bevölkerung leben in Einzelgehöften stark 
subsistenzorientiert. Marktprodukte tor Export sind Kaffee 
und Tee. Das Bevölkerungswachstum liegt noch Ober 3 % . 
Die Hänge sind oft sehr stell - zum Anbau dienen Flächen 
mit 5-35 % Neigung. Die Artmut des Landes erlaubt prak· 
tisch keinen MineraldOngerimport. 

Bodenprobleme 

ergeben sich unmittelbar aus der steigenden Nutzungsdich· 
te, dem Wegfall alter regenerierender Brache und dem Feh· 
Jen einer flächendeckenden Düngung. Immer intensiver wer­
den gute Flächen gebaut, und dies überwiegend in Reinku l­
turen, immer mehr marginale zusätzlich in Ku ltur genom· 
men. Der Tierbestand vegetiert weitgehend unproduktiv auf 
degradierten Weidenflächen. Rockgang der Bodenfrucht-

. barkeit und Zunahme der Erosion sind so offensichtlich, 
daß die Regierung Programme zum Boden- und Erosions· 
schutz, zur Tierstallhaltung und zur Verstärkung der Auffor­
stung marginaler Flächen mit Nachdruck verfolgt. In diese 
Zielsetzung war das GTZ-Projekt mit einbezogen. 

Traditionelle Vorbilder: 

FOr die intensive (200-300 Menschen pro km') und nachhal­
tige Nutzung von Bergländern wie in Rwanda erstaunlich 
leistungsfähige Vorbilder in Kenya (Kikuyu und Meru), Tanz· 
ania (Kilimanjaro und Usambara), Nigeria (I bo), Kamerun 
(Bamileke) und Äthiopien (Wollayta), um nur einige afrikani­
sche Länder zu nennen. Diesen haben wir die wesentlichen 
Anregungen entnommen, die schließlich zum „standortge­
rechten Landbau " von Rwanda geführt haben. Es handelt 
sich fast ausschließlich um ziemlich waldartlge Landschaf· 
ten, in denen der Anbau unter Bäumen, Bananen und oft­
mals zusätzlich Kaffee in permanenter Form erfolgt. Un­
krauttoleranz und kurze lntensivbrachen zur Gründüngung 
können den Humusaufbau ergänzen. Auch hier also stets 

Baum-Produktion ...,- - -~Wald/Forst/ 

Sonderkulturen 

Baumintegration 

durch 
Überlagerung 
dreier Nutzungen: 

Agro·silvo-pastoral 

Tier-Produktion --.- - ..::,.. Weidewirtschaft 



E rosionssch utzl 1 n len 

mit Bäumen, Hecken und Graben ~A 

~~ 
rF ·: 

AbschluBhecke 

,...,,. ·~ 

Kompost· 
stelle 

Wohn· und Stall 
KOchenhaus 

Feld 1 
Grün· 
dOngung 

beweldetes 
Ödland 

Abschlu6hecke 

Abb. 3: Ideal gegliederter Kleinbetrieb mit typischen Anbauelementen In Rwanda 

agroforstliche Systeme, die von den Einheimischen als 
standortgemäß erkannt wurden. 

Modeme Ausgestaltung 

soll nun diese Systeme, die am Standort in Rwanda nicht 
vorliegen, aufgreifen und mit modernen Gesichtspunkten so 
steigern, daß trotz der hohen Anforderungen eine nachhalti­
ge Produktion möglich Ist. Dies setzt natürlich eine Lösung 
der Bodenprobleme mit voraus. Als Ergänzungen der tradi­
tionellen Vorbilder bieten sich an: Rückkehr zu Mischkultu­
ren, Übergang zu Reihen- statt Streukulturen, Rotation und 
lntensivgründüngung, Erosionsschutzllnien mit Hecken und 
Bäumen statt nur Graben, Stallhaltung der Tiere und Nut­
zung der Weiden für Wald- und Feldbau, mineralische Dün­
gung, Kompost, Erweiterung des Kulturpflanzenspektrums 
(Soja, Obst). Dies galt es nun zu einem Anbausystem zusam­
menzufügen, wobei alle Komponenten möglichst gut Inein­
ander verzahnt sein müssen Im Sinne von „Mehrzwecknut­
zung". Wieder ergibt sich aus konsequenten ökologischen 
Überlegungen ein erfahrungsgestütztes Agroforstsystem. 

Synthese: ein Agrosilvopastora/-System (s. Abblldung 2). 

Die In den Jahren 1975 bis 1980 erprobten Methoden lassen 
sich von zwei Seiten her systematisch gliedern, wie unser 
Diagramm verdeutlicht. Zum einen wird davon ausgegan­
gen, daß die Basis aller Produktion durch die Dreiheit Bo­
denerhaltung - Bodennutzung - Bodenverbesserung zu 
sichern ist; dem dienen Eroslonsschutz, Kulturführung und 
Düngestrategien. Zum anderen aber wird von der Vegeta­
tions- und Anbaugestaltung und Tierhaltung ausgegangen. 
Basis der Produktion soll, von hier aus gesehen, die agro-sil­
vo-pastorale Integration sein. Auch diese Dreiheit schlägt 
sich nun in den Betriebsmaßnahmen nieder. Holzgewächse 
finden s ich als Baumreihe Im Erosionsschutz, als Hecken 

und als lntenslvbuschbrache, darüber hinaus in kleinen 
Wäldchen, sowie als Obstgarten oder Kaffeefeld. Die Hek­
ken liefern Futterschnitt und sind damit ein Hauptträger der 
Tierstallhaltung, die ihrerseits zur Düngung in Form einer 
Kombination von Gründüngung, Mist (organische Düngung 
incl. Kompost) und mineralischer Düngung beiträgt. Will 
man für Zwecke der Ausbreitung die wichtigsten Innovatio­
nen hervorheben, so kann dazu die Liste, die zugleich eine 
Rangfolge ausdrückt, dienen: 1. Baumintegration, 2. lnten­
s ivbuschbrache, 3. Tierintegration, 4. Organische Düngung 
(Mist, Kompost), 5. Mischkulturen, 6. Betriebsmittel fremder 
Herkunft, am wichtigsten Mineraldünger. 

Welche Elemente ein idealtypischer Hof in Rwanda auf 
etwa 1 ha Fläche aufweisen würde, zeigt die Abb. 3. 

Literatur: 

BLEZINGER, G.: Nutzung von Wildpflanzen zur Bodenfruchtbarkeits­
steigerung in der Feuchtsavanne Togos. Diplomarbeit, Universität 
Heidelberg, 1985. 

EGG ER, K.: Methoden und Möglichkeiten des Ecofarmlng in Berglän­
dern Ostafrikas. In: Gleßener Beiträge zur Entwicklungsforschung, 
Tropeninstitut der Universität Gießen, Reihe I, Symposien, Gießen 
1982. 

EGGER, K.: Togo vert, Bericht Ober das Versuchsprogramm In Kaza­
boua mit Vorschlägen fOr seine Weltertohrung. Vorgelegt bei der 
GTZ, Eschborn, 1984. 

TSCHIERSCH, J . E.; PFUHL A„ STEIGER, J. und EGG ER K.: Ökologi­
sche Problembereiche und mögliche Handlungsansätze In Ent­
wicklungsländern. In: Forschungsberichte des Bundesmlnlste· 
rlums fOr wirtschaftliche Zusammenarbeit, Band 61, Weltforum 
Verlag, Köln 1984. 

NEUMANN, 1. und PIETROWICZ, P.: Agroforstwlrtschaft in Nyabi­
sindu. In: Etudes et experlences N° 9, Projet Agro-Pastoral de 
Nyablslndu, Eschborn 1985. 

85 



Wolfram Pflug 

Naturschutz und Bodenschutz*) 

Böden als Interessen· und Aufgabengebiet 
des Naturschutzes 

Das Interesse des Naturschutzes in Deutschland am Schutz 
der Böden ist gering im Vergleich zu seinem Interesse am 
Schutz geologischer Erscheinungsformen, wildwachsender 
Pflanzen, wildlebender Tiere und der Erhaltung der Reste ur· 
sprOnglicher Natur mit ihren Lebensgemeinschaften. Eine 
Ausnahme bildeten lediglich die Bodentypen Niedermoor, 
Übergangsmoor und Hochmoor. Doch auch hier ging es 
dem Naturschutz mehr um die seltener werdenden Angehö· 
rigen der Moorflora und -fauna als um die Moore als hydro· 
morphe Böden. 

Gibt es Gründe, die ein höheres Interesse des Naturschut­
zes am Naturgut Boden rechtfertigen? Welche Folgerungen 
sind, falls diese Frage bejaht wird, zu ziehen? 

2 Böden als Teil der terrestrischen und semiterrestrischen 
Ökosysteme 

Unter Böden werden nach W. LAATSCH und E. SCHLICH­
TJNG (1959) „beliebige dreidimensionale Ausschnitte aus 
der Pedosphäre von der Streu bis zum Gestein" verstanden. 
Wird der Faktor Zeit hinzugenommen, ist Boden ein vierdi­
mensionales System. Diese Betrachtung setzt sich ab vom 
Begriff „Boden ", wie erz. B. in der Bodenmechanik verstan­
den wird. Hier ist Boden das gesamte Lockergestein (u. a. 
Kies, Sand, Ton), gleich an weicher Stelle es sich im Erdkör­
per befindet. 

Boden ist nicht nur . das mit Wasser, Luft und Lebewesen 
durchsetzte, unter dem Einfluß der Umweltfaktoren an der 
Erdoberfläche entstandene und im Ablauf der Zeit sich wei­
ter entwickelnde Umwandlungsprodukt mineralischer und 
organischer Substanzen mit eigener morphologischer Orga­
nls.atlon, das in der Lage ist, höheren Pflanzen als Standort 
zu dienen .. . " (SCHROEDER 1978). In Ihm vollzieht sich viel­
mehr ein wesentlicher Teil der In den terrestrischen und se­
miterrestrischen Ökosystemen ablaufenden Vorgänge, so 
vor allem In ständigem Vollzug Aufbau, Verbrauch und Ab­
bau pflanzlicher und tierischer organischer Substanz. In 
Mooren beschränkt sich dieser Vorgang auf den Aufbau und 
die Ablagerung dieser Substanz. 

Vom Luft-, Wasser- und Nährstoffhaushalt der Böden sind 
die Menge und die Qualität der Nahrung für Mensch und 
Tier abhängig. Von der Filterwirkung, Sorptionsfählgkeit 
und Wasserdurchlässigkeit der Böden wird die Beschaffung 
und Neubildung des Grundwassers beeinflußt. Von ihren je­
weiligen Eigenschaften hängt wiederum das Gedeihen und 
die Organisation der verschiedenen Bodenorganismenge­
sellschaften ab, die sich u. a. in der biologischen Aktivität 
ausdrückt. 

Ohne die Böden ist der Kreislauf der Stoffe in der Natur 
nicht zu denken. Stickstoff, Kohlenstoff, Wasser und andere 
Stoffe, aus denen lebende Organismen aufgebaut s ind, zir­
kulieren wiederholt zwischen belebten und nicht belebten 
Dingen. Daß ein Atom eines bestimmten Elements als Teil 
toter organischer Substanz immer wieder vom biotischen 
Teil der terrestrischen Ökosysteme benutzt werden kann, ist 
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den Böden zu verdanken. Man möge sich nur den Kreislauf 
des Stickstoffs als gasförmigen Kreislauftyp oder eines Mi­
neralsalzes als Ablagerungstyp vergegenwärtigen. 

An die Bedeutung des Bodens im Naturhaushalt und die 
Grenzen seiner Leistungsfähigkeit erinnerte E. SCHLICH­
TING bereits vor 10 Jahren: „Von den Böden hängt nicht nur 
das Leben der in ihnen existierenden Kleinorganismen und 
der in ihnen wurzelnden Pflanzen unmittelbar ab, sondern 
mittelbar auch die Existenz aller übrigen Organismen, die 
auf oder Ober dem Boden leben. Als Bindeg lieder zwischen 
der Gesteins-, der Wasser- und der Lufthülle der Erde haben 
deshalb die Böden wichtige Funktionen In den Ökosyste­
men, deren Glieder sie sind. Physikalische und chemische 
Umwelteinflüsse aus Atmosphäre, Wasser und Gestein wer­
den in den Böden weitgehend abgepuffert. Wo diese Um­
welteinflüsse durch menschliche Eingriffe kü nstlich verän· 
dert sind, ist die Fähigkeit der Böden zum Abpuffern jedoch 
weithin überfordert oder sogar durch direkten Eingriff in das 
biologische Gefüge der Böden drastisch verringert. Das 
wiegt um so schwerer, da die Pufferwirkung der Böden oft 
auch für benachbarte Landschaftsteile von großer Bedeu­
tung ist" (SCHLICHTING 1972). 

Mit seinem Filter-, Puffer- und Transformationsvermögen 
spielt der Boden neben seiner Aufgabe als Lebensraum und 
Nahrungsproduzent, worauf D. SCHROEDER (1978) hin­
weist, eine entscheidende Rolle im Kampf gegen die zuneh­
mende Umweltverschmutzung und -belastung in unserer 
Zeit. In seiner Eigenschaft als Filter bindet er feste 
Schmutz- und Schadstoffe, z. B. Abfälle aller Art wie Müll, 
Schutt, Mist, Gülle, Fäkalien und Klärschlamm (mit den in 
einem Teil dieser Abfälle enthaltenen toxischen Elementen 
wie Fluor, Quecksilber, Cadmium, Blei, Zink, Kupfer und an­
derem), so daß Grund· und Trinkwasser nicht verunreinigt 
werden oder weitgehend davon freibleiben. Diese Filterlei· 
stung ist bei Schluff. und Tonböden verhältnismäßig hoch 
(in Anlehnung an SCHROEDER 1978). 

Von Natur aus gibt es stark belastungsfähige, aber auch 
hochempfindliche Böden. Dazwischen gibt es Übergänge 
aller Art. Doch sollte Klarheit darüber bestehen, daß Böden 
ebenso wie fließende und stehende Gewässer Grenzen auf­
weisen bezüglich ihrer Fähigkeit, Stoffe aufzunehmen und 
zu verarbeiten. Böden dürfen nicht beliebig belastet werden. 
Ihre Leistungsfähigkeit wird gemindert, wenn sie Schad­
stoffen in hohen Konzentrationen ausgesetzt werden. Da 
Böden von Ihrer Funktion in den terrestrischen Ökosyste­
men her gesehen „wichtige Landschaftsteile sind, stellt ihre 
Zerstörung (z. B. durch Überbauung) oder eine Verminde­
rung Ihrer Speicherleistung (z. B. durch Erosion ... oder Hu­
musschwund nach Entwässerung) ein beträchtliches Risiko 
dar, um so mehr, je stärker die Zufuhr von Fremdstoffen, 
z. B. Abgasen und Abwässern, Bioziden oder Müll ist. Bei di­
rektem Kontakt mit Organisme.n, erdnahen Luftschichten 
oder Gewässern belasten diese Stoffe die Umwelt, während 

•) Vortrag, gehalten am 8. 3. 1982 auf Burg Linn in Krefeld anläßllch 
eines wissenschaftlichen Kolloquiums des Geologischen Landes· 
amtes Nordrhein-Westfalen aus Anlaß der Verleihung der Peter Jo­
sef Lenne-Medaille in Gold des Europapreises für Landespflege 
der Johann Wolfgang von Goethe-Stiftung zu Basel an Ltd. Geolo­
giedlrektor Dr. G. HEIDE. 



sie Ober Böden noch mehr oder weniger gut abgepuffert 
werden bzw. werden könnten ... Andererseits besteht zur 
Sorglosigkeit kein Anlaß. In vielen Fällen ist die Standortab­
hängigkeit der Pufferwirkung nicht hinreichend bekannt. 
Aus Untersuchungen Ober den Abbau von Bioziden in einem 
bestimmten Boden kann man noch keine allgemeine Aussa­
ge herleiten Ober den Abbau ,im Boden'. Auch die Kenntnis 
der Beziehungen zwischen Boden und Belastbarkeitsmu­
ster ganzer Landschaften ist noch mangelhaft ... Diese Un­
kenntnis birgt in sich die Gefahr des plötzlichen Zusammen­
bruchs ganzer Ökosysteme nach langer Speicherung unter­
schwelliger Belastungen" (SCHLICHTING 1972). 

In den Böden befinden sich auch Hauptbestandteile des 
Steuerungssystems, mit dessen Hilfe das Funktionieren der 
terrestrischen Ökosysteme sichergestellt wird. In gleicher 
Weise wie in marinen und limnischen Ökosystemen steuern 
gelöste organische Substanzen die Lebensvorgänge auch 
In terrestrischen Ökosystemen, und hier insbesondere mit 
Hilfe der Böden (PFLUG 1982 a, S. 893 und 1982 b, S. 108). 
Das natürliche Waldökosystem setzt seine ganzen Kräfte 
dafür ein, widerstandsfähig zu bleiben und den Unbilden der 
Natur zu trotzen. Die Stoffwechselprodukte streben danach, 
sich mit der fortlaufenden Sukzession zu vermehren, 
„ ... wenigstens nimmt ihre Mannigfaltigkeit zu, nicht nur, 
weil neue Synthesewege beschritten werden, sondern auch, 
weil Anhäufung organischen Materials öfter zeitlich oder 
dauernd örtlich anaerobe Bedingungen schafft, die ein Be­
stehen von unvollständig zersetzten organischen Substan­
zen" im Boden begünstigen. Da solche Substanzen sich als 
regulierend erwiesen haben, gibt es - worauf in diesem Zu­
sammenhang ODUM (1967, S. 100) hinweist - keinen logi­
schen Grund, warum chemische Regulatoren nicht genauso 
im Ökosystembereich bedeutsam sein können wie im Zell­
bereich. „Chemische Regulierung ist ein Weg, um einer Bio­
zönose Stabilität zu gewähren, wenn die Klimax nahezu" 
oder ganz erreicht ist. 

Schwer vorstellbar sind bisher Art und Geschwindigkeit der 
Ausbreitung solcher Substanzen in den Böden und der 
durch sie verbreiteten Nachrichten an die Lebewesen terre­
strischer Ökosysteme im Vergleich zu limnischen und mari­
nen Ökosystemen. Nach KÖSTLER, BRÜCKNER und BIBEL­
RIETHER (1968, S. 94) erwähnt BRAUN (1965) „einen in den 
USA in einem Eichenbestand mit Radioisotopen durchge­
führten Versuch, bei dem die in einem Baum eingegebenen 
Isotope in 21 Bäumen der nächsten Umgebung nachgewie­
sen werden konnten, zwischen denen demnach Verbindun­
gen in Wurzelsystem anzunehmen waren. Von solchen ,ge­
meinsamen Wurzelsystemen ' hatte schon von KRUEDENER 
(1943) unter dem Eindruck der dichten, in der obersten Bo­
denschicht zusammengedrängten und vielfach verwachse­
nen Bewurzelung von Fichtenbeständen auf Lößlehmböden 
gesprochen". Die „Nachrichtenübermittlung" zwischen 
Bäumen muß jedoch nicht Ober Wurzelverwachsungen füh­
ren und scheint auch in verhältnismäßig kurzer Zeit vor sich 
zu gehen. „Auch ohne eine Wurzelverbindung kann zwi­
schen benachbarten Bäumen ein Stoffaustausch erfolgen. 
ACHROMEIKO (1958) stellte fest, daß Schwefel- und Phos­
phorverbindungen auf Blätter bzw. Nadeln von Eichen-, Kie­
fern-, Fichten- und Lindensämlingen aufgebracht, nach eini­
gen Stunden in Stamm und Blättern ungedüngter Nachbar­
pflanzen nachzuweisen waren" (KÖSTLER, BRÜCKNER und 
BIBELRIETHER 1968, S. 95). Besteht ein Steuerungs- und 
Nachrichtensystem im Boden zwischen benachbarten Bäu­
men, dann sicher auch zwischen allen Gliedern eines Öko­
systems. Dieser Regelmechanismus ist heute durch Ver­
schmutzung im Meer, in Fließgewässern und auf dem Land 
durch Biozide, Müll, Abgase und andere Schadstoffgruppen 
gestört. 

Allein schon wegen ihrer Bedeutung für einen funktionsfähi­
gen Naturhaushalt und damit auch für die Erhaltung selte-

ner und gefährdeter Pflanzen- und Tierarten müßten die Bö­
den seit langem im Blickpunkt des Naturschutzes stehen 
und zu Schutzmaßnahmen verschiedenster Art Anlaß gege­
ben haben. 

3 Vielfalt, Seltenheit und Eigenart der Böden 

Ein weiterer Grund, die Böden in den Mittelpunkt des Natur­
schutzes zu rücken, ist die Erhaltung ihrer vielfältigen natur­
bedingten Erscheinungsformen. Einen ersten Eindruck Ober 
die Formenfülle vermitteln die bei E. MÜCKENHAUSEN 
(1977) abgebildeten 60 Bodenprofile. Von diesen verschiede­
nen Erscheinungsformen hängen auch das Landschafts­
bild, das Nutzungsmuster und das Auftreten bestimmter 
Pflanzen- und Tiergesellschaften ab. MÜCKENHAUSEN 
(1977, S. 171 ff.) nennt nach dem von ihm entwickelten Sy­
stem 55 Bodentypen und 210 Bodenuntertypen (Subtypen). 
Darüber hinaus treten noch unzählige Varietäten und Subva­
rietäten auf. 

Seit langer Zeit verändert der Mensch durch Entwaldung, 
Anbaumethoden, Ent- und Bewässerung, Stoffeintrag und 
Stoffentnahme die physikalischen, chemischen und biologi-. 
sehen Eigenschaften der Böden. Er wandelt damit auch ihr 
Gesamtgefüge und steuert die Bodenentwicklung. Dieser 
Prozeß vollzog sich in Mitteleuropa bis zum Ende des ver­
gangenen Jahrhunderts, abgesehen von der Bodenerosion 
durch Wasser und Wind, vergleichsweise langsam und ohne 
größere Belastungen. Etwa seit dem Beginn unseres Jahr­
hunderts wandeln sich die Böden in Richtung auf anthropo­
gen bestimmte Merkmale tiefgreifend und in raschem 
Tempo. Für die Landwirtschaft sind die Böden Produktions­
mittel. Der Landwirt, gleich in welcher Landschaft tätig, un­
ternimmt jede nur erdenkliche Anstrengung, den Böden die 
Leistung abzugewinnen, die seinen wirtschaftlichen Vor­
stellungen entspricht. Seit einigen Jahrzehnten ist daher im 
Bereich der landwirtschaftlich genutzten Flächen eine Ni­
vellierung der Böden im Gange, die das vielfältige Standort­
mosaik verwischt und bei vielen Bodentypen eine nachhalti­
ge Veränderung ihrer „ normalen" Entwicklung bewirkt. Die 
Änderung des Bodengefüges durch Anbau schädigend wir­
kender Kulturpflanzen, problematische Bearbeitungsverfah­
ren, übermäßigen Wasserentzug und Stoffeintrag in be­
denklich hoher Konzentration führt langfristig nicht nur zu 
einer Steigerung der Leistungsfähigkeit, sondern auch zu 
Bodenerosion, Bodenverdichtung, Humusschwund, An­
reicherung nicht auswaschbarer Schwermetalle und nach­
haltiger Schädigung der Bodenlebewesen. 

Auch die Forstwirtschaft beeinflußte auf vielen Standorten 
durch Entwässerung die Bodenentwicklung und verändert 
sie noch heute durch problematische Baumartenwahl in 
nachhaltiger Weise, z. B. durch Fichtenreinbestände auf är­
meren Standorten mit der Folge der Versauerung und Pod­
solierung (soweit diese nicht schon vorher durch Heidewirt­
schaft verursacht wurden). 

Eine größere Anzahl von Bodentypen bzw. Bodenuntertypen 
kommt in der Bundesrepublik Deutschland nur in vergleichs­
weise kleinen Arealen vor. Zum Teil liegen ihre Hauptareale 
in benachbarten Ländern. Dazu gehören z. B. Bodentypen 
wie Regosol, Pararendzina, Tschernosem, Brauner Steppen­
boden, Ton-Pelosol (kleine Vorkommen in Norddeutschland) 
sowie zahlreiche Subtypen von Staupodsol, Auenrendzina, 
Paternia, Tschernitza und Moormarsch. 

Dem Naturschutz fällt seiner Tradition nach die Aufgabe zu, 
gemeinsam mit den Geologischen Landesämtern die Viel­
falt und Eigenart der Böden und die darin von Natur aus ab­
laufenden Prozesse zu sichern. In den unterschiedlichen 
Naturräumen wäre ein Netz geschützter Flächen zu schaf­
fen, in deren Bereich die natürliche Entwicklung der dort 
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von Natur aus auftretenden Bodentypen und Bodenunterty­
pen möglich bleibt. Der Sinn einer solchen Forderung liegt 
unter anderem darin, der Forschung die Möglichkeit zu er­
halten bzw. zu geben, sowohl vom Menschen nur wenig als 
auch von ihm stark beeinflußte Böden des gleichen Typs 
vergleichen zu können, um daraus Folgerungen für ihre Nut­
zung und ihren Schutz zu ziehen. Die Bedeutung eines sol­
chen Vorgehens für den Schutz gefährdeter Vegetationsge­
sellschaften und schutzwürdiger Pflanzen- und Tierarten 
sollte nicht unterschätzt werden. 

Aus gutem Grund befaßt sich der Naturschutz inzwischen 
nicht nur mit dem Bodentyp Moor, sondern auch mit einem 
anderen Bodentyp, den es ohne nennenswerte Belastungen 
zu erhalten gilt: den Wattboden. Die Erhaltung der schutz­
würdigen Pflanzen- und Tierwelt der Nordseewatten ist 
ohne die Sicherung der nach Sedimentationsräumen geglie­
derten Bodentypen Seewatt, Brackwatt und Flußwatt nicht 
zu denken. Bereits im Jahr 1937 wurde das Wattengebiet 
östlich Sylt zwischen dem Hlndenburgdamm und der Gren­
ze zu Dänemark in einer Größe von rund 200 km 2 als Natur­
schutzgebiet ausgewiesen, damals allerdings nur wegen 
seiner Bedeutung als Raststätte und Nahrungsgebiet für 
durchziehende Strand- und Wasservögel und damit für die 
Ornithologie. 

4 Naturschutz und Schutz geologischer 
Erscheinungsformen 

Im Gegensatz zum Schutz der Böden ist der Schutz „ausge­
fallener" geologischer Erscheinungsformen ein ebenso al­
tes Anliegen des Naturschutzes wie der Schutz seltener 
Pflanzen- und Tierarten. Das Interesse des Naturschutzes 
lag und liegt vielfach noch heute weniger im ökologischen, 
als im ästhetischen Bereich. Bei den geologischen Erschei­
nungsformen geht es ihm in erster Linie um den Schutz ein­
maliger, seltener und eigenartiger Landschaftsbilder, wobei 
sowohl erdgeschichtliche Zusammenhänge als auch der Zu­
sammenhang zwischen geologischen Erscheinungen und 
der darauf siedelnden Pflanzen- und Tierwelt eine Rolle 
spielen. Kein geringerer als Alexander von Humboldt legte 
hierzu das Fundament (SCHOENICHEN 1942, S. 146). Für 
Deutschland ist er nicht nur der Vater des „dendrologischen 
Naturschutzes", sondern auch des „ geologischen Natur­
schutzes". 

In der Arbeit von H. ANT und H. ENGELKE (1973) über die 
Naturschutzgebiete in der Bundesrepublik Deutschland 
werden rund 1000 Naturschutzgebiete beschrieben und 
nach ihrer Bedeutung für die Wissenschaftsbereiche Geolo­
gie, Paläontologie, Vegetationskunde, Zoologie, Ornitholo­
gie und Geschichte gegliedert. Für den Bereich Geologie 
sind nach dieser· Aufstellung 239 Naturschutzgebiete (25 % 
aller Naturschutzgebiete) von Bedeutung. Nun könnte ver­
mutet werden, in dieser Gliederung seien unter dem Begriff 
Geologie auch Naturschutzgebiete aufgeführt, die für die 
Bodenkunde Bedeutung haben. Das ist jedoch nicht der 
Fall. Es handelt sich um geologische Erscheinungen, die 
Gegenstand der „Unterschutzstellung " waren, z. B.: 

Kliffküsten Umlaufberge 
Steilküsten Bergmass ive 
Küsten- und Binnendünen Granit-, Quarzit- oder 
Watten Basaltblöcke 
Inseln Blockmeere 
Seen, Weiher 
Moore 
Täler, Quelltäler 
Schluchten, Klamme 
Felsen, Felswände, Felsklippen 
Felsplateaus 
Steilhänge 
Kuppen, Hügel, Rücken, Kegel 
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Erdfälle 
Dolinen 
Drumlins 
Tobel 
Höhlen 
Verwerfungen 
Vulkane 
Maare 

P. GÖBEL (1976) beschreibt die bis 1976 im Kreis Bitburg­
Prüm ausgewiesenen Naturdenkmäler. Von den in seiner Ar­
beit aufgeführten 235 Naturdenkmälern sind 37 Gesteinsbil­
dungen (u. a. Wasserfälle, Stromschnellen, Tropfsteinhöh­
len, Felswände, Felsklippen, Felsschluchten, Kuppen, 
Bergkegel und Maare). Diese Erscheinungsformen haben ei­
nen Anteil von 19 % an allen Naturdenkmälern dieses Krei­
ses. Außer Hochmooren waren Böden nicht Gegenstand der 
Ausweisung als Naturdenkmal. 

5 Landschaftspflege und Schutz der Böden 

In enger Verbindung mit dem Begriff Naturschutz wird seit 
etwa Mitte der dreißiger Jahre der Begriff Landschaftspfle­
ge gebraucht. Die enge Verbindung beider Begriffe setzt 
sich auch fort in den Titeln und Bestimmungen der neueren 
Naturschutzgesetze. Die Landschaftspflege erstrebt den 
Schutz, die Pflege und Entwicklung von Landschaften, die 
nachhaltig leistungsfähig, ökologisch vielfältig, schön und 
für den Menschen gesund sind (BUCHWALD 1966, Sp. 982). 

Auf die Böden bezogen müßte es also das Ziel der Land­
schaftspflege sein, ihre natürliche Leistungsfähigkeit 
(Funktionsfähigkeit) nachhaltig zu sichern und Schäden, 
z. B. Bodenerosion durch Wind und Wasser, zu vermeiden 
oder wenigstens mindern zu helfen. 

Doch in diesem Arbeitsgebiet spielten die Böden lange Zeit 
keine Rolle. Diese Feststellung trifft auch für das Verhältnis 
zwischen Landschaftspflege und Bodenerosion zu. In den 
Standardwerken der Landschaftspflege, z. B. in den mit 
dem Titel „ Landschaftspflege" versehenen Büchern von E. 
GRADMANN (1910) und H. SCHWENKEL (1938) Ist zu die­
sem Problem kein Satz zu finden. GRADMANN schreibt 
zwar an einer Stelle (S. 58): „Durch die Tritte des Viehs wur­
de freilich oft an steilen Hängen die Grasnarbe zerstört, Ent­
blößungen herbeigeführt und Erdrutsche vorbereitet". Doch 
gleich der nächste Satz lautet: „Aber dafür haben die durch 
Schafweide kahlgehaltenen Berge, wenn sie durch Lage -
als Inselberge - oder Form - als .geologische Charakter­
berge - ausgezeichnet sind, von ihrer Kahlheit einen ästhe­
tischen Vorteil ... ". 

Dabei gab es um die Mitte und gegen Ende des 19. Jahrhun­
derts bereits eine umfangreiche Schutzwaldgesetzgebung 
in Deutschland und fast allen europäischen Staaten. Anlaß 
waren die Schäden, die allenthalben durch die übermäßigen 
Entwaldungen nach der Französischen Revolution aufgetre­
ten waren. In den Alpen und auch in den Mittelgebirgen folg­
te eine Hochwasserkatastrophe der anderen, In den Ebenen 
wurde der wehende Sand zum Feind der Landwirtschaft und 
der Verkehrswege. Das preußische „Gesetz betreffend 
Schutzwaldungen und Waldgenossenschaften" aus dem 
Jahre 1875 weist auf die Folgen verfehlter Waldwirtschaft 
und die daraus entstehenden Gefahren wie Austrocknung 
des Bodens, Versandung, Erosion durch Wasser und Wind 
und die extreme Wasserführung in den Flüssen hin und ent­
hält entsprechende Anordnungen zur Beseitigung oder Min­
derung solcher Schäden (PFLUG 1969, S. 250, und 1982 c, 
s. 12). 

Im Jahr 1937 beginnt der Bodenkundler H. KURON die plan­
mäßige Erforschung der Bodenerosion und der damit ver­
bundenen Gefahren für die Fruchtbarkeit der Böden und die 
landwirtschaftliche Nutzung (GRACANIN 1964). Erst danach 
nimmt sich auch die Landschaftspflege in größerer Breite 
dieses Themas an und trägt zur Entwicklung von Methoden 
und Maßnahmen zur Abhilfe bei. Zu Beginn der vierziger 
Jahre erscheinende Werke wie die „Landschaftsfibel" von 
H. F. WIEPKING (1942) und die „Heckenlandschaft" von A. 
SEIFERT (1944) weisen jeweils mehrere Abschnitte zu den 
Ursachen und zur Bekämpfung der Bodenerosion auf. In die­
ser Zeit entwickelte sich auch die Ingenieurbiologie, fußend 



auf alten Erfahrungen im Alpenraum (u. a. zur Sicherung von 
Hängen gegen Bodenerosion, Rutschung, Geröll- und 
Schneelawinen) und in Mittel- und Norddeutschland (u. a. 
bei der Festlegung von Küsten- und Binnendünen). Als er­
stes Fachgesetz enthält das Flurbereinigungsgesetz von 
1953 umfangreiche Bestimmungen zur Landschaftspflege, 
darunter auch zum Bodenschutz. Für den Bodenschutz als 
Voraussetzung zur Erhaltung und Wiederherstellung eines 
gesunden Naturhaushalts setzt sich auch 1961 die Grüne 
Charta von der Mainau ein. 

Bei der Behandlung des Kapitels Landschaftspflege und 
Bodenschutz sollte nicht untergehen, daß der humose Bo­
denhorizont, der A-Horizont, bereits Ende der dreißiger Jah­
re einem ersten Schutz unterworfen wird, und zwar im Bau­
sektor. 1939 gibt der Reichsernährungsminister, zugleich im 
Namen des Reichsministers des Inneren, des Reichswirt· 
schaftsminlsters und des Reichsverkehrsministers einen 
Runderlaß zum Schutz der Muttererde bei der Errichtung 
von Bauwerken heraus. Das Bundesbaugesetz von 1960 
nimmt diesen Vorgang auf und reserviert dem Schutz des 
Mutterbodens einen eigenen Paragraphen (§ 39 BBauG). 
Ohne weitere Ausführungsvorschriften konnte diese Be­
stimmung allerdings eine praktische Bedeutung nicht erlan­
gen. 

Dennoch nähert sich die Landschaftspflege nur zögernd 
und nur von einer Seite, nämlich der der Bodenerosion, den 
Böden. Die immer wieder auftretenden großflächigen Bo· 
denabschwemmungen in vielen Landschaften lassen aber 
auch die Ohnmacht der Landschaftspflege auf dem Gebiet 
der Bodenerosionsbekämpfung erkennen (PFLUG 1962, 
S. 151). Zur Frage des Schutzes der Böden vor Belastungen 
und zur Erhaltung ihrer natürlichen Funktionsfähigkeit trug 
sie bisher kaum etwas bei. 

6 Bodenschutz und Landschaftsplanung 

Bei der Aufstellung eines Landschaftsplanes oder bei ei· 
nem Eingriff in Natur und Landschaft spielen die Böden im 
Rahmen der Untersuchungen zum Naturhaushalt eine ent­
scheidende Rolle (PFLUG 1981, S. 42). Kenntnisse über ihre 
Entstehung, ihre Eigenschaften, ihre Belastbarkeit und 
Schutzwürdigkeit sind nicht nur für die land· und forstwirt· 
schaftliche Bodennutzung, sondern auch für alle anderen 
Nutzungsarten bis hin zum Biotop- und Artenschutz unent· 
behrllch. Der oder die Verfasser eines Landschaftsplanes 
kommen denn auch ohne bodenkundliche Kartenwerke und 
zusätzliche bodenkundliche Untersuchungen nicht aus. Sie 
müssen in der Lage sein, neben den Landschaftsfaktoren 
Lage (geographische Lage, Höhenlage), Relief, Gestein, 
Wasserhaushalt, Klima, Vegetation und Tierwelt auch die 
Böden zu erfassen und diese für die Ziele des Naturschut­
zes und der Landschaftspflege im Rahmen eines Land· 
schaftsplanes oder eines Eingriffes in Natur und Land­
schaft zu bewerten (§§ 1, 2, 6 und 8 BNatSchG). 

Inzwischen ist das Unvermögen der meisten Verfasser von 
Landschaftsplänen, die Böden in diesem Sinn im Land­
schaftsplan einzusetzen, offenbar geworden. Die Böden 
werden bisher nicht als Grundlage für die Aussagen und 
Maßnahmen eines Landschaftsplanes benutzt. Sie werden 
zwar meist im Grundlagenteil dieser Pläne dargestellt. Zwi· 
sehen dieser Darstellung und den Planaussagen klafft je­
doch fast immer eine breite Lücke. Die Böden gehen in wei· 
tere Bewertungs- und Planungsschritte nicht mehr ein oder 
in zahlreich verwendeten Konfliktstrategien und -matrices 
unter. Der Versuch, von den im Entwicklungsteil eines Land· 
schaftsplanes enthaltenen Folgerungen und Maßnahmen 
auf die im Grundlagenteil dargestellten Böden rückzuschlie· 
Ben, endet entweder in einem Irrgarten oder am Rande einer 
unüberbrückbaren Schlucht. 

Der Titel des von BUCHWALD und ENGELHARDT (1980) her· 
ausgegebenen dritten Bandes des Handbuches für Pla· 
nung, Gestaltung und Schutz der Umwelt lautet „Die Bewer· 
tung und Planung der Umwelt". Auf 728 Druckseiten wird in 
diesem Band eine Fülle von Planungs- und Bewertungsme· 
thoden vorgestellt, angefüllt mit vielen Beispielen. In 38 von 
40 Beiträgen spielen die Böden entweder keine Rolle oder 
nur die einer Worthülse. Lediglich in zwei Beiträgen werden 
sie zusammen mit den anderen Landschaftsfaktoren als 
Ausgangsbasis für die Bewertung und die sich daraus erge­
benden Folgerungen für Maßnahmen des Naturschutzes 
und der Landschaftspflege benutzt. 

In diesem Zusammenhang soll nicht unerwähnt bleiben, 
daß die Bodenkunde lange bevor der Umweltschutz in aller 
Munde war, ein Instrument zur Beurteilung und Bewertung 
der Böden, ihrer Belastbarkeit und ihrer Leistungsfähigkeit 
für alle Nutzungsansprüche entwickelt hat, das sich sehen 
lassen kann. Die Rede ist von der seit Mitte der dreißiger 
Jahre begonnenen und inzwischen weitgehend fertigge­
stellten Bodenkarte im Maßstab 1 :5000 auf der Grundlage 
der Bodenschätzung. Sie wurde zwar nur für landwirtschaft· 
liehe Zwecke erstellt. Für denjenigen, der mit ihr umzuge­
hen versteht, ist die Herstellung von Auswertekarten für ver­
schiedene Bodeneigenschaften kein Problem. Darüber hin­
aus kann sie mit großem Gewinn zur Beurteilung der Böden 
bezüglich ihrer Belastbarkeit, ihrer Eignung für zahlreiche 
Nutzungsansprüche und ihrer Schutzwürdigkeit herangezo­
gen werden. Doch man versteht nicht, mit Ihr umzugehen 
und benutzt sie dann auch nicht (PFLUG 1978). Diese Fest­
stellung kann an vielen Landschaftsplänen nachgewiesen 
werden. Dabei veröffentlichte H. ARENS (1960) bereits vor 
rund 20 Jahren eine Arbeit über die Verwendungsmöglich­
keiten dieser Karte in der Landwirtschaft, für das Bauwesen 
und darüber hinaus. 

Das Land Nordrhein-Westfalen geht bei der Bildung der so­
genannten „planungsrelevanten, ökologisch begründeten 
Landschaftseinheiten" für den Landschaftsplan von den 
Böden und der potentiellen natürlichen Vegetation aus. Lei· 
der wird der Weg nicht zu Ende gegangen. Eine Umsetzung 
der für jede Landschaftseinheit zutreffenden Daten Ober die 
Böden in Planungsvorschläge und Festsetzungen erfolgt 
höchstens als Begründung für die Ausweisung von Schutz­
gebieten. Sie erfolgt nicht bezüglich ihrer Relevanz für die 
reale Nutzung, die Nutzungsansprüche, die Belastbarkeit 
und die bereits vorhandene Belastung von Natur und Land­
schaft. 

Erste Versuche, auch den Böden in der Landschaftsplanung 
den ihnen zustehenden Stellenwert zu geben und sie damit 
zu einer der entscheidenden Grundlagen für die Aussagen 
eines Landschaftsplanes zu machen, fanden bisher in der 
von den Ländern eingerichteten und vollzogenen Land· 
schaftsplanung keinen Anklang. Zu diesen Versuchen gehö· 
ren u. a. folgende Arbeiten: BÖDEKER, EMONS, GREBE, 
KREN, PFLUG und WEDECK 1971; BRAHE, EMONDS, HOR· 
BERT, PFLUG und WEDECK 1977; HUMMEL und Mitarbeiter 
1974; HUMMEL, ZWÖLFER und Mitarbeiter 1974; MARKS 
1979; PFLUG, BIRKIGT, BRAHE, HORBERT, VOSS, WE· 
DECK und WÜST 1978; PFLUG, RUWENSTROTH, STÄHR, 
LIMPERT, REGENSTEIN, SCHOTI und Mitarbeiter 1980; 
WELLER, MÜLLER, SCHIEFER, VOGELSANG und Mitarbei­
ter 1974. 

7 Gründe für die Vernachlässigung der Böden durch den 
Naturschutz 

Auf die Bedeutung der Böden aus der Sicht des Naturschut­
zes, überwiegend aus dem Blickwinkel „Eigenart und Sei· 
tenheit", sind die mit dem Naturschutz befaßten Stellen 
schon früh aufmerksam gemacht worden. In seinem Stan-

89 



dardwerk Ober Naturschutz spricht W. SCHOENICHEN 
(1942, S. 142 ff.) weitsichtig dieses Teilgebiet des Natur­
schutzes nach Schilderung eines besonderen Bodentyps 
mit folgenden Worten an: „ Es liegt auf der Hand, daß die Be­
treuung von Flächen mit derartigen besonderen Boden­
strukturen auch zu dem Aufgabenkreis des Naturschutzes 
gehört. Selbstverständlich gilt dies auch für sonstige be­
merkenswerte Erscheinungen aus dem noch jungen For­
schungsgebiete der Bodenkunde, auf das hier noch mit eini­
gen Worten eingegangen sei. Im allgemeinen wird es sich 
erübrigen, In den einzelnen Ländern für die dort auftreten­
den verschiedenen Bodentypen besondere Schutzgebiete 
einzurichten. Denn mit unseren Waldschutzbezirken sind 
zugleich auch die zugehörigen Braunerde- und Rosterdebö­
den sichergestellt, In unseren Heldeschutzgebieten zu­
gleich die bezeichnenden Bleichsandböden mit mehr oder 
weniger deutlich ausgeprägter Ortstelnblldung usf. Entspre­
chendes gilt für Moorböden, für die Verwitterungsböden der 
Gebirge, für die Rußböden (Humuskarbonatböden = Rend­
zina) etwa auf dem Jurakalkboden der Schwäbischen Alb 
und dergleichen mehr. Wo dagegen bestimmte Bodentypen 
an der Grenze ihres Verbreitungsgebietes oder auf weit vor­
geschobener Vorpostenstellung vorkommen, wird Ihnen der 
Naturschutz seine besondere Beachtung nicht versagen 
dürfen .. . " - SCHOENICHEN geht nach diesen Ausführun­
gen auf einige Bodentypen, die im Altreich nur wenig ver­
breitet sind, ein und fährt dann fort: „ ... und es wäre wohl 
eine neue und dankbare Aufgabe für den Naturschutz, da­
von eine Reihe typischer Fälle auszuwählen und für den 
Lehr- und Forschungsbetrieb der Hochschulen als Natur­
denkmale sicherzustellen. Damit wäre wohl auch für andere 
Gegenden mit besonders bemerkenswerten Bodentypen ein 
nachahmenswertes Beispiel gegeben." 

Trotz dieser Aufforderung aus berufenem Mund bleiben die 
Böden Im Gegensatz zu geologischen Erscheinungen und 
zu Pflanzen- und Tierarten ein Stiefkind des Naturschutzes. 

Ein Grund für dieses Verhalten scheint das mangelnde Ver­
ständnis vieler Vertreter des Naturschutzes für ökologische 
zusammenhänge und die Vorgänge im Naturhaushalt zu 
sein. Sie Interessierte mehr die Struktur als die Funktion der 
Natur. 

Ein weiterer Grund für die Vernachlässigung der Böden als 
Naturgut durch den Naturschutz ist in seiner Hauptwurzel 
zu suchen, die tief in einer ästhetischen Betrachtungsweise 
der Natur verankert ist. Die geschützten Landschaften, 
Landschaftsteile, Pflanzen und Tiere wurden in erster Linie 
Ihres ästhetischen Reizes willen unter Schutz gestellt. Die­
ser Reiz gewann an Gewicht, wenn das zu schützende Ob­
jekt zugleich noch Seltenheitswert besaß. 

Ein dritter Grund für die lange Zeit der Nichtbeachtung der 
Böden durch den Naturschutz könnte darin zu suchen sein, 
daß sie nicht ständig im Blickfeld liegen, nur schwer erfaß­
bar und begreifbar sind und ihr Auftreten und Funktionieren 
an allen Orten als Selbstverständlichkeit hingenommen 
wurde. „ Böden sind - anders als Minerale, Pflanzen und 

.Tiere - nicht scharf abgrenzbare Naturkörper; bilden keine 
Individuen. Sie gehören als Grenzphänomen der Erdoberflä­
che der Pedosphäre an, in der sich Lithosphäre, Atmosphä­
re und Biosphäre überlagern und durchdringen" (SCHROE­
DER 1978). Eine ähnliche Aussage könnte auch für die Ge­
wässer und in einem gewissen Rahmen für die Luft gemacht 
werden - zusammen mit den Böden drei Medien, mit denen 
als Ganzes sich der Naturschutz bis heute ausgesprochen 
schwertut. 

8 Die Böden In der Naturschutzgesetzgebung 

Im Reichsnaturschutzgesetz aus dem Jahre 1935 werden als 
schutzwürdig u. a. aufgezählt: Felsen, erdgeschichtliche 
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Aufschlüsse, Wanderblöcke, Gletscherspuren, Quellen, 
Wasserläufe, Wasserfälle, alte und seltene Bäume, Baum­
und Gebüschgruppen, Raine, Alleen, Wallhecken, sonstige 
Hecken, Parks, seltene oder in ihrem Bestand bedrohte 
Pflanzen- und Tierarten und das Landschaftsbild. Außerdem 
können abgegrenzte Bezirke, in denen ein besonderer 
Schutz der Natur in Ihrer Ganzheit (erdgeschichtlich bedeut­
same Formen der Landschaft, natürliche Pflanzenvereine, 
natürliche Lebensgemeinschaften der Tierwelt) oder In ein­
zelnen ihrer Teile (u. a. Vogelschutzgehölze, Pflanzen­
schonbezirke) im öffentlichen Interesse liegt, einem mehr 
oder weniger strengen Schutz unterworfen werden (§§ 3-5 
RNG). 

Obwohl in diesen Aufzählungen die Böden nicht aus­
drücklich genannt werden (im § 12 RNG, in dem es um das 
Naturdenkmalbuch geht, erscheint das Wort „Bodenteile"), 
wäre eine Ausweisung z. B. eines Ausschnittes aus einem 
selten auftretenden Bodentyp als Naturschutzgebiet, Natur­
denkmal oder auch als Landschaftsschutzgebiet möglich 
gewesen (z. B. aufgrund des Hinweises auf „erdgeschicht­
lich bedeutsame Formen der Landschaft" in § 4 RNG). 

SCHOENICHEN (1942) behauptet zwar, in den Schutzgebie­
ten seien zugleich auch die typischen Böden sichergestellt 
worden (vgl. Abschnitt 7). Jeder Eingeweihte weiß jedoch, 
daß nicht die Böden Gegenstand des Schutzes waren, son­
dern die auf ihnen stockenden „Urwälder" bzw. die auf ih­
nen befindliche Heide- oder Moorvegetation. 

Dem Bundesnaturschutzgesetz und den Naturschutzgeset­
zen der Länder zufolge ist es ein erklärtes Ziel des Natur­
schutzes und der Landschaftspflege die Leistungsfähigkeit 
des Naturhaushalts und die Nutzungsfähigkeit der Naturgü­
ter nachhaltig zu sichern (§ 1 BNatSchG). Teil des Natur­
haushalts sind die Böden. Sie sind zudem ein anerkanntes 
Naturgut. Im § 2 BNatSchG wird als materieller Rechts­
grundsatz verkündet: „Boden ist zu erhalten; ein Verlust sei­
ner natürlichen Fruchtbarkeit ist zu vermeiden." Die Anfor­
derungen des § 1 BNatSchG und die Grundsätze des § 2 
BNatSchG sind zwar unter Beachtung aller sonstigen Anfor­
derungen abzuwägen bzw. zu verwirklichen, stellen jedoch 
in Wirklichkeit nur mehr oder weniger wirkungslose Ab­
sichtserklärungen dar. Sie werden denn auch In anderen Be­
stimmungen der heute gültigen Naturschutzgesetze nicht 
vertieft bzw. konkretisiert und mit Handlungsanweisungen 
verbunden. Eine Ausnahme bilden § 8 BNatSchG und die 
entsprechenden Bestimmungen Ober „Eingriffe In Natur 
und Landschaft" in den Naturschutzgesetzen der Länder. In 
dem in diesen Gesetzesbestimmungen mehrfach erwähn­
ten Begriff „Naturhaushalt" sind die Böden enthalten. Frag­
lich bleibt allerdings, ob ein Eingriff als ausgeglichen ange­
sehen werden kann (§ 8 Abs. 2 BNatSchG), wenn gewach­
sene Böden vernichtet oder stark verändert worden sind und 
es einer jahrzehntelangen Entwicklung bedarf, aus Gestei­
nen wieder im ökologischen Sinn funktionierende Böden 
werden zu lassen. 

Soweit dem Verfasser bekannt, ist bisher kein Schutzgebiet 
mit der Zweckbestimmung, einen bestimmten Bodentyp 
oder Bodenuntertyp mit der für sie typischen Pflanzendecke 
sicherzustellen, ausgewiesen worden. Auch wenn Im 
Bereich von Schutzgebieten oder -objekten die Böden sozu­
sagen mitgeschützt sind, ist dieser Schutz im allgemeinen 
gering. In zahlreichen Naturschutzgebieten und in fast allen 
Landschaftsschutzgebieten nutzt auch die Landwirtschaft 
die Böden. Den Wünschen nach Intensivierung ihrer Eingrif­
fe sind nur schwer engere Grenzen zu ziehen. Die Landwirt­
schaftsklausel (§ 1 Abs. 3 BNatSchG) entzieht dem Natur­
schutz im wahrsten Sinne des Wortes den Boden. 

Es wäre längst an der Zeit, in ähnlicher Welse wie bei natur­
nahen Vegetationsgesellschaften auch die für sie und die 
veschiedenen Landschaftsräume typischen Böden zum 



Hauptgegenstand des Schutzes zu machen und als Natur­
schutzgebiet, Naturdenkmal, Geschützter Landschaftsbe­
standteil oder Schutzwald sicherzustellen. Für die Boden­
kunde, aber auch für andere Wissenschaftszweige (u. a. Bo­
denbiologie, Ökosystemforschung, Hydrogeologie, Vegeta­
tionskunde, Waldbau, Eroslonsforschung), dürfte die Beob­
achtung geschützter Böden sowohl auf extensiv genutzten 
Flächen als auch Flächen, die einem vollständigen Verän­
derungsverbot unterliegen, wertvolle Erkenntnisse zu ihrer 
Entwicklung und ihrem Schutz vermitteln. Der Arbeit von E. 
MÜCKEN HAUSEN über Entstehung, Eigenschaften und Sy­
stematik der Böden der Bundesrepublik Deutschland (1977) 
können hierzu Anregungen entnommen werden. Die Geolo­
gischen Landesämter müßten kraft ihrer großen und lang­
jährigen Erfahrungen die notwendigen Hilfestellungen ge­
ben, was auch bereits in vielen Fällen geschieht (Geologi­
sches Landesamt Nordrhein-Westfalen 1980 und 1981). 

Die Naturschutzgesetze und -verordnungen enthalten be­
züglich des Artenschutzes zahlreiche Verbote im Blick auf 
besonders geschützte Pflanzen- und Tierarten. Die Lebens­
stätten dieser Arten und damit die an diesen Stätten auftre­
tenden Böden sind jedoch jedem Zugriff offen. Werden die­
se Lebensstätten und damit die Böden im Rahmen der soge­
nannten ordnungsgemäßen Land- und Forstwirtschaft ver­
ändert, ändern sich auch die Lebensgemeinschaften und 
das als schutzwürdig anerkannte Inventar an Arten. 

Eng verbunden mit den Böden sind, von Ausnahmen abge­
sehen, die Pflanzen. Zahlreiche Tierarten verbringen Ihren 
Lebenszyklus entweder ganz oder zum Teil im Boden. Das 
Auftreten der Arten, Gemeinschaften und Gesellschaften 
an einem Standort wird nicht nur vom Klima oder von der 
Nutzung bestimmt, sondern weitgehend von den Eigen­
schaften der Böden und damit vom Bodentyp bzw. vom Bo­
denuntertyp. Für das Aussterben und die Gefährdung von 
Arten sind außer zahlreichen anderen Gründen vor allem 
auch die Eingriffe in das Bodengefüge verantwortlich. 

Wäre nicht das Wiedereinbringen der Wurzelpilze (Mykorrhi­
za) in die offenen, ausgeräumten Agrarlandschaften durch 
den Neuaufbau von Kleinwäldern, Feldgehölzen und Uferge­
hölzen und der Schutz solcher Bestände ein Gebot der Stun­
de? Die Mykorrhiza liefert den Höheren Pflanzen, vor allem 
den heimischen Baum- und Straucharten, u. a. Nährsalze, 
die erst durch ihr Vorhandensein von den Höheren Pflanzen 
aufgenommen werden können_ Ohne sie würden diese Nähr­
stoffe st ärker in den Untergrund ausgewaschen_ Sie sind al­
ler Wahrscheinlichkeit nach am Steuerungs- und Nachrich­
tensystem des Ökosystems gemeinsam mit den im Boden 
gelösten organischen Substanzen (als eine Art chemischer 
Regulatoren, vgl. Abschnitt 2) entscheidend beteiligt. Sind 
sie in einem Boden voll funktionsfähig, ist seine Wider­
standskraft gegen Gefahren weitaus höher einzuschätzen 
als ohne sie. 

Die Bedrohung zahlreicher in den Roten Listen aufgeführter 
bodenbewohnender bzw. zeitweilig den Boden aufsuchen­
der Tierarten ist eine Folge des wachsenden Einflusses des 
Menschen auf das Bodengefüge und die Bodenentwick· 
lung. Zu diesen Tierarten zählen u. a. Kleinsäuger wie Ham­
ster (Cricetus cricetus, A. 3; A. 3. *))und Feldspitzmaus (Cro­
cidura leucodon, A. 3; A. 3), Ameisen (u. a. Ameisen mit un­
terirdischen Nestern), Wegwespen, Grabwespen und Käfer 
(z. B. Arten, die eine wichtige Rolle im Stickstoffkreislauf 
spielen, wie z. B. Dung- oder Mistkäfer und Totengräber so­
wie Arten, die als Käfer und Larven im Boden graben). 

Vom Artenschutz noch vollständig vernachlässigt ist der 
Schutz der zu einem Bodentyp gehörenden typischen bo· 
denbewohnenden Tierarten und Tiergemeinschaften. Ihnen 
gehört u. a. aus Gründen der Zerkleinerung und Aufberei­
tung des Bestandsabfalles, der Durchmischung der Boden­
teilchen oder der Förderung der Bodendurchlüftung in ei-

nem bestimmten Bodentyp unsere erhöhte Aufmerksam­
keit. Wer kennt schon die Auswirkungen menschlicher Ein­
griffe in das Bodengefüge eines Bodentyps auf das Steue­
rungs- und Nachrichtensystem im Boden und die daraus 
entstehenden Folgen für die Artenvielfalt, das Regenera­
tionsvermögen, die Populationsdynamik oder die Fortpflan­
zungsrate? 

9 Folgerungen 

Aus der Sicht von Landschaftsökologie, Naturschutz und 
Landschaftspflege lassen sich mit den bestehenden rechtli· 
chen Bestimmungen wesentliche Teile des Bodenschutzes 
im Sinne von§ 2 Abs. 1 Nr. 4 BNatSchG verwirklichen. Aller­
dings ist mit einem erheblichen Widerstand des überwie­
genden Teiles der Grundeigentümer und Nutzungsbe· 
rechtigten zu rechnen, da viele der notwendigen Maßnah­
men ihren kurzfristigen Interessen zuwiderlaufen. 

9. 1 Schutz der Böden aus wissenschaftlichen, 
naturgeschichtlichen oder landeskundllchen Gründen 
und wegen ihrer Seltenheit und besonderen Eigenart 

Naturschutz und Landschaftspflege, Insbesondere der Ar­
tenschutz, sind heute darum bemüht, wenigstens Minimal· 
areale naturraumtypischer natürlicher und naturnaher Be· 
stände von Pflanzen und Tieren vor Störungen und Verände· 
rungen zu bewahren. Gelingt dieses Vorhaben, genießen 
auch die Böden, auf denen sich solche Bestände befinden, 
den gleichen Schutz. Schutzausweisungen für Böden soll­
ten allerdings nicht nur aus der Sicht, Lebensgemeinschaf­
ten und deren Lebensstätten zu erhalten, vorgenommen 
werden. Wissenschaftliche, naturgeschichtliche und lan­
deskundllche Gründe sowie die Erhaltung seltener Böden 
und Böden von besonderer Eigenart verlangen die Auswei· 
sung geschützter Flächen allein aus bodenkundlicher und 
bodenschützender Sicht (vgl. Abschnitt 3)_ 

Die Ausweisung von Böden und der zu ihnen gehörenden 
Pflanzendecke als Naturschutzgebiet oder Naturdenkmal 
(§§ 13 und 17 BNatSchG) ist vor allem gegeben bei 

- von Natur aus selten auftretenden Bodentypen , Subty­
pen, Varietäten und Subvarietäten 

- Resten einst großflächig auftretender, durch Eingriffe 
des Menschen stark veränderter Bodentypen, Subtypen, 
Varietäten und Subvarietäten 

- Bodeneinheiten bzw. Bodenformen (Pedotyp als klein­
ster Kartiereinheit) von besonderer Eigenart (z. B. Pedo­
komplexe wie Kuppe-, Hang- oder Senke-Böden) 

- regional und lokal typischen Bodengesellschaften (z. B. 
Abfolge der Böden in Hanglage im Mittelgebirge mit 
raschem Wechsel von Gestein, Relief, Klima und Vege­
tation) 

- natürlichen bzw. naturnahen Lebensstätten für schutz­
würdige Arten der Bodenflora und -fauna (z. B. Wurzelpil­
ze, Regenwürmer oder Gliederfüßler). 

Am besten gesichert sind die schutzwürdigen terrestri­
schen und hydromorphen Böden unter der Vegetatlonsdek­
ke, die sich auf ihnen von Natur aus entwickeln würde. Zu 
diesen Vegetationsdecken gehören bei uns überwiegend 

') Die Zahlen bzw. Buchstaben entsprechen der Gefährdungskate­
gorie, wie sie in der Roten Liste der gefährdeten Tiere und Pflan­
zen In der Bundesrepublik Deutschland (1978) und In der Roten 
Liste der gefährdeten Pflanzen und Tiere In Nordrhein-Westfalen 
(1979) enthalten sind. 
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Wälder unterschiedlicher Ausprägung und vergleichsweise 
kleinflächig Gebüsche (Fels-, Moor- oder Weidengebüsche), 
Felsfluren, Geröllfluren, Heidemoore, Hochmoor, Torfmoos­
gesellschaften, Zwergstrauchheiden, Strandhaferdünen, 
Salzwiesen oder Seggensümpfe. Aus diesem Grund sollte In 
Naturschutzgebieten und im Bereich von Naturdenkmalen, 
die aus Gründen des Bodenschutzes eingerichtet werden, 
jede Nutzung unterbleiben. 

Dem Bodenschutz dient im Wald eine Reihe unterschledli· 
eher Schutzkategorien. Während die Legaldefinition im 
Bundeswaldgesetz für den Schutzwald (§ 12 Abs. 1) davon 
ausgeht, Schutzwald vor allem zur Abwehr von Gefahren für 
die Allgemeinheit auszuweisen, benutzen die Länder diese 
Institution auch zum Schutz von Waldböden, z. B. zur Ver­
hinderung von Bodenerosion durch Wasser oder Wind (vgl. 
hierzu § 30 Abs. 1 LWaldG Baden-Württemberg und Art. 10 
Abs. 1 BayWaldG). Das baden-württembergische Landes­
waldgesetz unterscheidet bezeichnenderweise zwischen 
„ Bodenschutzwald" und „Schutzwald gegen schädliche 
Umwelteinwirkungen. " Es kennt zudem den Bannwald, ei­
nen sich selbst überlassenen Waldbestand, in dem Bewirt­
schaftungsmaßnahmen nicht erlaubt sind (§ 32 Abs. 2 
LWaldG). In allen Ländern sind Waldbestände, die z. B. auf 
hoch eroslonsgefährdeten Hängen stocken, im Rahmen der 
Forsteinrichtung als Nichtwirtschaftswald ausgewiesen 
worden. Im Zuge der in den Ländern seit Mitte der siebziger 
Jahre erstellten Waldfunktionskarte sind die durch Erosion, 
Rutschung und Aushagerung gefährdeten Böden erfaßt und 
die darauf befindlichen Wälder als „ Bodenschutzwald" In 
die Waldfunktionskarte aufgenommen worden. Die Aufnah­
me in diese Karte führt, vor allem in der Stufe 1, zu merkli­
chen Konsequenzen in der Waldbewirtschaftung (Arbeitsge­
meinschaft Forsteinrichtung, Arbeitskreis Zustandserfas­
sung und Planung, 1974). Von nicht hoch genug einzuschät­
zender Bedeutung für die Wissenschaft, die Naturgeschich­
te und die Landeskunde und damit auch für die Bodenkunde 
und den Bodenschutz ist die Sicherstellung von Naturwald­
zellen (vgl. hierzu u. a. Landesanstalt für Ökologie, Land­
schaftsentwicklung und Forstplanung Nordrhein-Westfa­
len, Hrsg., 1975, ·1978 und 1981). 

9.2 Schutz der Böden als Voraussetzung einer 
nachhaltigen Sicherung der Funktionsfähigkeit 
des Naturhaushalts 

Auch wenn der Mensch die physikalische Struktur und den 
Nährstoffhaushalt von Böden, die z. B. durch Vernässung 
und Nährstoffmangel gekennzeichnet sind, durch ständige 
Eingriffe In das Bodengefüge (u. a. durch Entwässerung und 
Düngung) für seine Zwecke verbessern kann, behalten die 
von Natur aus bestehenden Eigenschaften Immer noch eine 
hohe ordnende Kraft für die Funktionsfähigkeit des gesam­
ten Bodenhaushaltes. Sie gewinnen schnell einen wachsen­
den Einfluß, zieht der Mensch auch nur vorübergehend sei­
ne nutzende Hand zurück. 

Um den in den Böden zum Funktionieren des Ökosystems 
enthaltenen Steuerungsmechanismus aufrechterhalten und 
die für die lebenden Glieder erforderlichen Nachrichten im 
Boden weiterleiten zu können (vgl. Abschnitt 1), sind die von 
Natur aus gegebenen Eigenschaften von größter Bedeu­
tung. Die mehr oder weniger intensiv genutzten Böden sind 
zu ihrem Schutz (z. B. gegen Erosion oder Austrocknung) 
und zum Schutz der Kulturpflanzenbestände (z. B. gegen 
Krankheiten) mit einem Anteil ungenutzter Böden ein­
schließlich deren naturnaher Vegetation in Form eines Ver­
bundsystems zu durchsetzen. Je weniger diese punkt- und 
linlenförmig verteilten Böden genutzt werden und je ausge­
reifter das von ihnen mitgebildete Ökosystem Ist, desto bes­
ser funktioniert das Steuerungs- und Nachrichtensystem 
und desto größer ist die Widerstandskraft (Stabilität) eines 
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Landschaftsraumes gegen Gefahren aller Art. Allein unter 
diesem Gesichtspunkt ist die Anlage von Kleinwäldern, 
Feldgehölzen, Ufergehölzen, Waldstreifen, Hecken, Gebü­
schen, Baumgruppen und Einzelbäumen aus heimischen 
Baum- und Straucharten in ausgeräumten Feldfluren und 
Freiräumen innerhalb der Baugebiete als bedeutende um­
weltsichernde und bodenschützende Aufgabe anzusehen. 

Um derartige Wege beschreiten zu können, enthalten das 
Bundesnaturschutzgesetz und die entsprechenden Landes­
gesetze eine Reihe von Instrumenten, die Im Verein mit an­
deren Rechtsvorschriften (vor allem des Flurbereinigungs­
rechts und des Baurechts) die Funktionsfähigkeit des Na­
turhaushalts, insbesondere der Böden, nachhaltig sichern 
helfen. Allerdings muß von ihnen auch energisch Gebrauch 
gemacht werden. 

In Landschaftsschutzgebieten (§ 15 BNatSchG) sind alle 
Handlungen untersagt, die den Charakter des Gebietes ver­
ändern oder dem besonderen Schutzzweck zuwiderlaufen. 
Ausnahmen von den in der Landschaftsschutzverordnung 
enthaltenen Verboten können unter Auflagen erteilt werden 
(z. 8. Neuanlage von Hecken auf gleichem oder ähnlichem 
Standort bei Entfernung von Hecken, die einer sinnvollen 
Gestaltung des Ackerplanes entgegenstehen; im Heckenbe­
reich bleiben die Böden zwar nicht ungestört, werden aber 
Im Vergleich zur benachbarten genutzten Fläche erheblich 
weniger in Anspruch genommen). 

Geschützte Landschaftsteile sind rechtsverbindlich festge­
setzte Teile von Natur und Landschaft, deren besonderer 
Schutz u. a. zur Sicherstellung der Leistungsfähigkeit des 
Naturhaushalts und zur Abwehr schädlicher Einwirkungen 
erforderlich ist(§ 18 BNatSchG). Mit Hilfe dieses Instrumen­
tes kann ein vorhandenes, neu geschaffenes oder ergänztes 
Netz von ungestörten Böden mit den damit verbundenen Le­
bensgemeinschaften inmitten landwirtschaftlich und städ­
tisch genutzter Flächen sichergestellt werden. 

Ein wichtiges, allerdings noch vergleichsweise stumpfes In­
strument zum Erkennen, Bewerten und Sichern schutzwür­
diger Bodengesellschaften und Bodeneinheiten sowie 
punkt- und linienförmlger Ausschnitte aus Bodeneinheiten 
ist der Landschaftsplan (vgl. Abschnitt 8). Voraussetzung ist 
allerdings, die im Plangebiet auftretenden Böden werden 
mit ihren Eigenschaften erfaßt und gegliedert. Erst danach 
läßt sich beurteilen, welche Bedeutung sie aus der Sicht von 
Natur- und Umweltschutz haben und welche Maßnahmen zu 
ihrem Schutz entsprechend der Entwicklungsziele für die 
verschiedenen Landschaftsräume des Plangebietes (§ 18 
Abs. 1 Nr. 1- 3 LG NW) getroffen werden müssen. Allf die 
Böden bezogen müssen im Landschaftsplan u. a. darge­
stellt werden: 

- Biologische Aktivität 
- Dränfähigkeit 

- Bodendegradation 
- Verdichtungsgefährdung 

- Erodierbarkeit 

- Empfindlichkeit gegen Belastungen aller Art 

- Empfindlichkeit gegen eine Grundwasserverschmutzung 

- Baugrundeignung 
- Hinweise zur Erosionsgefährdung bei Nutzungswandel 

- Vorrangflächen für die Land- und Forstwirtschaft 

- Schutzwürdigkeit. 

Bezogen auf die Böden müssen mit Hilfe des Landschafts­
planes festgesetzt werden: 

- Schutzgebiete und Schutzobjekte 



- Ausweisung von Pufferzonen für unter Schutz gestellte 
Bodeneinheiten oder Ausschnitte aus Bodeneinheiten 

- Ausweisen von Flächen für ein Verbundsystem ungestör­
ter und von Stoffeintrag verschonter Böden im Bereich 
landwirtschaftlich und städtisch genutzter Flächen 

- Erhaltung geschlossener, erosionshemmender Vegeta­
tionsdecken auf erosionsgefährdeten Böden 

- Zulassen der Sukzession bis zum Erreichen des Kllmax­
stadiums auf streng zu schützenden Böden. 

Eingriffe in Natur und Landschaft (§ 8 BNatSchG) führen 
meist zur Vernichtung oder zu nachteiligen Veränderungen 
des gewachsenen Oberbodens (A - Horizont). Die infolge 
eines Eingriffes geschaffenen Böschungen und ebenen Flä­
chen stellen In der Regel Gestein und keinen Boden im pe­
dologischen Sinne dar (vgl. Abschnitt 8). Boden entwickelt 
sich, auch wenn der bei einem Eingri ff entstandene „Rohbo­
den" mehr oder weniger ungenutzt bleibt, entsprechend 
dem anstehenden Gestein nur in mehr oder weniger langen 
Zeiträumen. Auch wenn „Rohboden" mit Oberboden ange­
deckt wird, handelt es sich ökologisch gesehen im allgemei­
nen um einen problematischen Vorgang. Der angedeckte 
Oberboden entspricht meist nicht dem Gesteinsuntergrund 
und unterliegt langwierigen Umbauphasen. Bei Eingriffen in 
Natur und Landschaft gehört die Zerstörung oder Störung 
gewachsener und funkt ionierender Böden zu den schwer­
wiegenden Problemen und bedarf bezüglich der Ausgleichs­
maßnahmen besonderer Aufmerksamkeit. 

9.3 Nachhaltige Sicherung der Nutzungsfähigkeit 
des Naturgutes Boden 

Die Aufgaben der Landschaftspflege (vgl. Abschnitt 5) kön­
nen mit Hilfe des inzwischen geschaffenen Instrumenta­
riums, auch wenn dies noch zu verbessern ist, weiter voran­
gebracht werden. Auch hierzu eignet sich der Landschafts­
plan In besonderem Maße. Es gibt kein anderes räumliches 
Planungsinstrument, mit dem in gleicher Weise wie mit dem 
Landschaftsplan der vorhandene Zustand von Natur und 
Landschaft (also auch der Bodenzustand) erfaßt (§ 6 Abs. 2 
Nr. 1 BNatSchG), nach den Zielen des Natur- und Umwelt­
schutzes bewertet (§ 6 Abs. 2 Nr. 1 BNatSchG) und die sich 
aus der Bewertung ergebenden Maßnahmen aufgezeigt und 
durchgesetzt werden können, unter Umständen mit Hilfe 
außerhalb des Landschaftsplanes liegender Rechtsmittel. 
Mit dem Landschaftsplan lassen sich alle mit den Böden zu­
sammenhängenden Probleme sichtbar und handhabbar 
machen. 

Einern Landschaftsplan müssen daher auch Angaben zu 
Fragen der nachhaltigen Sicherung der Nutzungsfähigkeit 
des Naturgutes Boden zu entnehmen sein. Neben den Ei­
genschaften der Böden gehören dazu u. a. auch Angaben zu 
folgenden Bereichen: 

- Leistungsfähigkeit (Funktionsfähigkeit) 

- Belastbarkeit 

- Belastung 
- Grenzen der Ent- und Bewässerung 

- Grenzen des Eintrags von Schadstoffen 

- bodenschotzende Kulturen 
- bodenschonende Arbeitsmethoden 

- Mittel zur Verhinderung der Zerstörung von Böden durch 
weitere Inanspruchnahme von Flächen durch Bauwerke 
aus den Nutzungsarten Verkehr, Wohnen, industrielle 
und gewerbliche Fertigung, Verteidigung, Erholung und 
Gewinnung von Bodenschätzen. 

9.4 Bodenschutz und Landschaftsbild 

Auf den ersten Blick scheint eines der Ziele des Naturschut­
zes und der Landschaftspflege, nämlich Natur und Land­
schaft auch wegen ihrer Schönheit nachhaltig zu sichern, 
für die Böden keine Bedeutung zu haben. Dabei leisten die 
für eine Landschaft typischen Erdfarben in Verbindung mit 
der Oberflächengestalt, ohne daß es den meisten Men­
schen bewußt wird, einen erheblichen Beitrag zum Bild die­
ser Landschaft und damit zu ihrer unverwechselbaren Ei­
genart und Schönheit. Das Einbringen von gebietsfremdem 
Gesteins- bzw. Bodenmaterial löst dagegen fast Immer Un· 
behagen aus. Eine Welt voller Wunder an Farben und For­
men tut sich auf, blickt man in das Innere des Bodengefü­
ges. Einen ersten Eindruck aus dieser „Gemäldesammlung" 
vermitteln die bei E. MÜCKENHAUSEN (1977) abgebildeten 
Bodenprofile. Bodenschutz bedeutet daher zugleich auch 
Schutz des Landschaftsbi ldes. 
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Volkmar Leutenegger 

Belastung der Böden durch Stoffeintrag im Waldbau 

Belastung der Böden durch Stoffeintrag der Forstwirtschaft 

Das Problem des Stoffeintrags in der Forstwirtschaft unter­
scheidet sich in mehrerer Hinsicht grundsätzlich von den 
Verhältnissen in der Landwirtschaft: 

- Die langen Umtrlebszeiten und das Streben nach stand­
ortangepaßten Mischbeständen bewirken eine hohe Sta­
bilität dieser Ökosysteme gegen biotische Schäden und 
führen zu einem Gleichgewichtszustand, der die Verwen­
dung chemischer Behandlungsmittel nur in Ausnahme­
fällen notwendig macht. 

- Durch richtige waldbaullche Behandlung der Waldbe­
stände und Förderung der natürlichen Verjüngung kann 
die Kulturbegründung auf der Freifläche häufig vermie· 
den werden. Ein Herbizideinsatz zur Bekämpfung starken 
Strauch und Unkrautwuchses wird dadurch überflüssig. 

- Der gegenüber der Landwirtschaft wesentlich höhere An­
teil an mechanischen Pflegarbeiten bei der Unkrautbe­
kämpfung trägt zum geringen Umfang des Herblzidein­
satzes in der Forstwirtschaft bei. 

- Die Nährstoffauswaschung durch die forstliche Bewirt­
schaftung ist im Vergleich zur landwirtschaftlichen Kul­
tur äußerst gering. Die durch Holzentnahme entzogenen 
Nährstoffe werden durch Prozesse der Bodenbildung 
nachgeliefert. 

- Schädlinge werden in der Forstwirtschaft als Bestandteil 
des Ökosystems Wald aufgefaßt. Ziel des Forstschutzes 
Ist es, durch ein integriertes System verschiedener Maß· 
nahmen mögliche Schäden unter ein wirtschaftlich trag­
bares Maß zu drücken, nicht aber, eine Art auszurotten. 
Die Erhaltung und Förderung von Antagonisten spielt da­
bei eine große Rolle, ebenso der Einsatz biotechnischer 
Methoden, vor allem die Überwachung und Bekämpfung 
von Borkenkäferpopulatlonen mit Lockstoffallen. Der Ein­
satz breitenwirksamer Biozide kann dadurch auf ein Min­
destmaß beschränkt oder vermieden werden. 

Der Einsatz von Pflanzenbehandlungsmitteln ist dann un­
umgänglich, wenn durch außergewöhnliche Streßsituatio­
nen, wie Trockenheit oder Sturm, die natürliche Wider­
standskraft der Bestände stark geschwächt wird, so daß 
sich die Lebensbedingungen für bestimmte Schadorganis­
men schlagartig verbessern, und die Gefahr einer Massen­
vermehrung besteht. 

Im folgenden sollen die im Forst eingesetzten Pestizide 
bzw. Düngungsmittel geordnet nach Stoffgruppen und, so­
weit untersucht, ihre Nebenwirkungen auf den Naturhaus­
halt dargestellt werden. Mengenangaben beziehen s ich, so­
fern nichts anderes angegeben ist, auf den Körperschafts­
und Staatswald Baden-Württembergs. 

Pflanzenschutzmittel 

1. 1 VerbiBschutzmittel 

Den mengenmäßig größten Anteil al ler in der Forstwirt­
schaft ausgebrachten Pflanzenbehandlungsmittel stellen 

mit 72 % die Verbißschutzmittel. Sie werden als Pasten auf­
gestrichen oder als Sprühmittel auf die Triebe aufgebracht. 

Ihre chemische Zusammensetzung ist unterschiedlich. Es 
handelt sich z. T. um geschmacksbeeinflussende Stoffe, de· 
nen Haftmittel und Sand zugesetzt sind, die den Kauvor­
gang beim Wild stören und die so behandelten Pflanzen 
unattraktiv für das Wild werden lassen. 

1.2 Insektizide 

Daneben sind Insektizide von relativ großer Bedeutung. Sie 
werden in der Hauptsache zur Bekämpfung von Borkenkä­
fern und Rüsselkäfern eingesetzt. In der Tendenz Ist die 
jährlich eingesetzte Menge rückläufig. Bedingt durch unvor­
hergesehene Schadereignisse, vor allem Dürre und Sturm, 
treten aber jährliche erhebliche Schwankungen auf. Tabelle 
1 und Abb. 1 zeigen die Entwicklung der jährlich bei den öf­
fentl ichen Waldbesitzern Baden-Württembergs eingesetz­
ten Mengen von Pflanzenbehandlungsmitteln. 

Bis vor kurzem war der Hauptwirkstoff beinahe aller einge­
setzten Insekt izide das Llndan (y HCH). 1983 waren 98 % der 
in Baden-Württemberg Im Sammelbezug durch die Forstäm­
ter beschafften Insektizide llndanhaltig. 

Der Abbau zu Metaboliten erfolgt im Boden überwiegend 
durch Mikroorganismen. Beschleunigt wird der Abbaupro­
zeß (WULF 1985) durch hohe Bodenfeuchte, Anwesenheit 
organischen Materials und anaerobe Bedingungen. Die 
Halbwertszeit des Abbaus Ist bei Lindan stark von der Bo­
denart abhängig und kann (WULF 1985) zwischen 70 und 400 
Tagen betragen. 

Lindan und seine Metabolite können von Pflanzen aufge­
nommen und gespeichert werden. Bei der Verwendung von 
xindenkompost im Gartenbau sollte deshalb nur lindanfrei­
es Material verwendet werden, auch wenn eine Anreiche­
rung in der Nahrungskette wegen des schnellen Abbaus im 
Organismus nicht zu befürchten ist. Bei der Bekämpfung 
von Rüsselkäfern besteht gegenwärtig noch keine Alternati­
ve zur Schutztauchung in Llndan. In Wasser-Schutzzone 1 
und 2 ist eine Tauchung nicht zulässig. 

Der Wirkstoff Cypermethrin, der In Insektiziden wie Ripcord 
40 zur Anwendung kommt, ist ein künstli ches Pyretroid. Sei­
ne Halbwertszeit beträgt 10- 60 Tage. In bezug auf Natur­
und Artenschutz muß aber auf die hohe Fischgiftlgkelt von 
Cypermethrin hingewiesen werden, die eine Verwendung im 
Einzugsbereich offener Gewässer ausschließt. 

Über längerfristige Wirkungen dieser Insektizide auf die Le­
bewelt des Bodens ist von forstlicher Seite noch wenig be­
kannt geworden. Neueste Untersuchungen (ALTENKIRCH 
und BOGENSCHÜTZ 1985) beschäftigen sich mit der NOtz­
lingstoxizltät von Pflanzenbehandlungsmitteln. Naturge­
mäß weisen die Insektizide Cypermethrin und Lindan eine 
hohe Breitenwirkung und damit Toxizität fOr die untersuch­
ten Schlupfwespen und Tachlnen auf (Tab. 2). 

Der Häutungshemmer Dimllin mit dem Wirkstoff Difluben­
zuron wird gegen frelfressende Insektenlarven eingesetzt, 
ist also artspezifisch in seiner Wirkung. Die Gefahren für 
Natur- und Artenschutz sind demzufolge bei der Verwen-
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Tab. 1 Entwicklung des Pflanzenbehandlungsmlttelbedarfs in kg/ha Holzboden bezogen auf die Fläche des Staats· und 
Körperschaftswaldes Baden-Württemberg 

1972 73 74 75 76 

Wildschadens-
verhütungsmittel 0,20 0,80 0,22 0,20 0,14 

Insektizide 0,05 0,03 0,02 0,02 0,01 

Herbizide 0,05 0,01 0,06 0,04 0,03 

Gesamt: 0,29 0,27 0,30 0,26 0,19 

Wildschadensverhütungsmittel 
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.. · ·,5- r1; 

Insektizide( ___ ), Herbizide ( - - - ), Rodentizide ( . . . ) 

Abb. 1: Entwicklung der Sammelbezugsmengen an Pflanzenbehand­
lungsmitteln Im Staats- und Körperschaftswald Baden-WOrttem­
bergs. 

dung von Dimilin geringer, auch wenn Parasiten der be­
kämpften Arten durch den Wirkstoff ebenfalls geschädigt 
werden. 

Aus diesen Gründen wird der Einsatz von Insektiziden auf 
das Unumgängliche begrenzt. 

1.3 Herbizide 

Die dritte bedeutende, in der Forstwirtschaft eingesetzte 
Stoffgruppe sind die Herbizide. Ihr Einsatz Ist jedoch in den 
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77 78 79 80 81 82 83 84 

0,14 0,15 0,18 0,12 0,17 0,13 0, 11 0, 11 

0,02 0,02 0,03 0,02 0,02 0,02 0,02 0,06 

0,03 0,03 0,04 0,03 0,02 0,02 0,01 0,01 

0,20 0,20 0,25 0,17 0,22 0,18 0,15 0,20 

öffentlichen Waldungen Baden-Württembergs von 1974 
(50 000 kg) bis 1984 (9 000 kg) stark zurückgegangen. Ähn­
lich starke Rückgänge sind auch aus anderen Bundeslän­
dern, z. B. Bayern, bekannt. 

Mit Rücksicht auf die unvermeidbare Breitenwirkung und 
die ökologischen Nachteile Ist man in der Forstwirtschaft 
wieder vermehrt zu mechanischen Verfahren der Unkrautbe­
kämpfung zurückgekehrt oder verzichtet ganz auf eine Be­
kämpfung, sofern der Kulturerfolg dadurch nicht In Frage 
gestellt wird. 

Das Wuchsstoffherblzid Tormona (2, 4, 5 T), das In der Ver­
gangenheit auch zur Mischwuchsregulierung von Fichte 
und Buche eingesetzt wurde, ist heute verboten, nachdem 
sich herausgestellt hat, daß geringe Mengen des hochglfti­
gen Dioxin in diesem Mittel enthalten sind. 

Grundsätzlich ist die Forstwirtschaft bemüht, den Einsatz 
von Pestiziden auch durch Regelungen, die Ober die gesetz­
lichen Forderungen hinausgehen, einzuschränken. 

2 Düngemittel 

Auch die Ausbringung von Düngemitteln spielt im Wald eine 
gewisse· Rolle (Tab. 3, Abb. 2). Seit dem Eintreten der neuen 
Walderkrankungen wird sie wieder vermehrt diskutiert. Des­
halb soll in diesem Kapitel nur kurz auf die Forstdüngung 
eingegangen werden. Sie soll im nächsten Kapitel Im Zu­
sammenhang mit den waldbauilchen Reaktionen auf den 
Fremdstoffeintrag näher abgehandelt werden. 

Ziel forstlicher Düngung im klassischen Sinn ist nicht die 
Anhebung der Produktivität eines Bodens Ober sein natOrli· 
ches Ertragsniveau, sondern in erster Linie stehen die Me­
liorierung der durch menschliche Einflüsse, wie z. B. Streu­
nutzung, degradierten Böden, die Aktivierung von Rohhu· 
n:iusauflagen oder die Zuführung einzelner Mangelelemente 
im Vordergrund. 

Ein Spezialfall forstlicher Düngung ist die Ausbringung von 
Klärschlamm im Wald, die bisher nur versuchsweise durch­
geführt wurde und durch Bestimmungen des Abfallbeseiti· 
gungsgesetzes stark eingeschränkt ist. Neuere Untersu­
chungen (KOBEL-LAMPARSKI, LAMPARSKI, PETER 1985) 
beschäftigen sich mit den Folgen einer Klärschlammaus­
bringung für Böden, Bodenfauna und -flora.Danach reagier­
ten vor allem bestimmte Regenwurmarten positiv auf die 
Nährstoffanreicherung, wohingegen Asseln, die nur eine ge­
ringe ökologische Anpassungsfähigkeit besitzen, fast gänz­
lich verschwanden.Auswirkungen auf die Flora sind insge­
samt gering; es konnte lediglich eine leichte Verschiebung 
der Anteile einzelner Arten an der Vegetation beobachtet 
werden. Die Umsetzung des Klärschlamms und der Einbau 
in den Humus erfolgen auf Böden ohne ausreichende Bo­
denvegetation nur sehr langsam. Die Verwendung von Klär­
schlamm zur Forstdüngung ist deshalb nur eingeschränkt 



Lfd. Praparat Dosis') Pn.if. Pn.ifergebnis (Wertz1Her) 
Nr. Name WirkstoH Wirkstoff- konz. Tnchogramma Coccygom1mus IM.~ers. j Chrysooa 

gehalt (%) lnit. Pers. lnrt. Pers. lnit. Pers. 
w p w p V' p w p 

Fungi zide 
1.1 D1thane Ultra Hoechst Mancozeb 80 % 3 kg 2.0 4 4 1 - 2 1 
1.2 Polyram-Combi Metiram 80 % 3 kg 2.0 4 4 1 - 3 1 
1.3 Afugan Pyrazophos 295 g/I 0 .05 % 0.05 4 4 4 
1.4 Cosan 80 Hoechst Schwefel 80 % 1,2 kg 0.8 4 4 4 1 

Herbizide 
2.1 Shell U-Forst Atrazin + 40 % + 12 1 8.0 2 1 - 1 -
2 .2 Shell U-Forst Spntzp. Cyanazrn 40 % 7 kg 4.7 2 1 - 1 -
2.3 Gesatop 50 Simazm 50 % 3 kg 2.0 1 - 1 - 2 1 
2.4 Dalaoon Spritzpulver Shell Dalapon 74 % s kg 3.3 1 - 1 - 1 -
2.5 Rounouo Giyphosat 360 g/I 5 1 3.3 4 1 1 - 4 1 
2.6 Veloar Hexaz1non 90 % 1.5 kg 1.0 1 - 1 - 2 
2.7 Asulox Asulam 400 g/I 8 1 5.3 1 - 1 - 1 -
2 .8 Shell MCPB MCPB-Salz 400 g/I 91 6.0 2 1 - 2 

Insektiz ide 
3.1 Th1ooan 35 flüssig Endosulfan 357 g/I 0 .6 1 0.4 4 4 4 1 4 3 
3.2 D1oterex SL Trichlorfon so% 0 .9 kg 0.6 4 4 4 4 
3.3 Nex1t-stark Lind an 80 % 0.5 ~. 0.5 4 4 4 4 

3.4 D1m1hn 25 WP Diflubenzuron 25 o/o 0.3 kg 0.2 1 - 1 - 1 -
3 .5 Rox;on 0 1m ethoat 400 gtl 0.6 1 0.4 4 4 4 4 4 
3 .6 Unden·Sontzpulver Propoxur 50 % 0 .9 kg 0.6 4 4 4 

1 3.7 Metasys:ox (1) Demeton-S-methyl 250 g!I 0 .6 t 0.4 4 4 4 1 1 
3.8 Fo11do1-0l-Spntzminel Parathioo • M1nera!OI 100 gtl 0 .5 % 0.5 4 4 4 1 4 

3.9 R1pccro 40 Cypermethnn 400 g/I 0.5 ~'O 0.5 4 4 4 4 4 : 4 
1 3.10 Mt!tasystox (R) Oxydemeton-methyl 250 Qlf 0.6 1 0.4 4 4 4 4 ~ . : 1 

1) Ocs1s • Maxima1e Dosis oro ha ozw. Anwendungskonzentration 

Tab. 2 Wichtige in der Forstwirtschaft eingesetzte Pestizide, die In Ihnen enthaltenen Wirkstoffe und ihre Wi rkung auf forstlich bedeutsame 
Insektenarten. Forst- und Holzwirt 1986 Nr. 7 (Altenkirch und Bogenschatz). 

Jahr Staatswald (ha) Körperschaftswald (ha) 

Bestandes- Kultur- Bestandes· und 

düngung düngung Kulturdüngung 

(Tab. B 11) (Tab. B 10) 

1953 1 400 (der Bes!ari- keine Angaben 

1954 2 780 desdüngung keine Angaben 

1955 2 468 zugerechnet) keine Angaben 

1956 3 060 keine Angaben 

1957 3 269 723 keine Angaben 

1958 4 529 342 keine Angaben 

1959 4 885 301 kein& Angaben 

1960 4 331 463 keine Angaben 

1961 4 600 405 keine Angaben 

1962 4 7 14 295 keine Angaben 

1963 4 080 349 keine Angaben 

1964 3 979 375 keine Angaben 

19F.5 3 544 523 keine Angaben 

1966 1 395 1 132 492 

1967 1 190 1 427 505 

1968 1 513 1 069 422 

1969 1 043 1 594 471 

1970 1 678 F 033 748 

197 1 1 430 2 206 800 

1972 93 1 2 140 1 017 

1973 769 2 163 1 149 

1974 401 2 138 1 208 

1975 484 1 847 1 272 

1976 325 1 500 988 

1977 358 1 510 1 164 

1978 449 1 689 1 637 

1979 555 1 61 1 1 876 

1980 1 283 1 594 2 678 

1981 1 264 1 706 2 296 

1982 998 1 482 2 005 

Sa. 53-82: 63 705 32 6 17 Sa: 66-82: 20 728 

Durchschnitt Jahr: 2 124 1 087 Durchschnitt!Jahr: 1 219 

Tab. 3 Kultur- und BestandsdOngung Im Staats-
und Körperschaftswald Baden-Württemberg. AFZ 1984 Nr. 30131. 

Abb. 2 BestandesdOngung im Staatswald Baden-WOrtemberg 
von 1953-1982. (AFZ 1984 Nr. 30131). 

möglich. Schwermetallbelastete Schlämme können im 
Wald wegen ihrer z. T. phytotoxischen Wirkung ebenfalls 
nicht eingesetzt werden. 

Die Klärschlammausbringung ist außerdem durch unausge­
glichene Nährstoffzufuhr, die Möglichkeit einer Überdosie­
rung im Bereich von Mulden und Wurzelanläufen, eine ver­
mehrte Auswaschung von Nitraten und den Abbau des na· 
tOrlichen Auflagehumus eine Gefahr für den Wald. Schließ­
lich können, bedingt durch den Chem ismus des verwende­
ten Klärschlamms, Schwermetalle und andere Gifte In Pil­
zen und Beeren gespeichert und in der nachfolgenden Nah­
rungskette angereichert werden. 
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3 Sägekettenöl 

Der Vollständigkeit halber sei noch das Sägekettenöl er­
wähnt, das beim Einsatz von Motorsägen zur Schmierung 
der Schneidegarnitur dient und In geringen Mengen und fein 
verteilt auf den Waldboden gelangt. Wie jedes Mineralöl 
kann es zu einer Beeinträchtigung des Grundwassers fOh· 
ren. In den letzten Jahren wurden deshalb biologisch abbau­
bare Öle entwickelt, die im Testbetrieb bereits eingesetzt 
wurden und jetzt auch auf dem Markt erhältlich sind. 

Belastung der Waldböden durch Stoffeintrag sonstiger 
Verursacher 

Auf die Immissionsproblematik soll nur insoweit eingegan­
gen werden, als sich Besonderheiten gegenüber der Situa­
tion in der Landwirtschaft ergeben: 

- Der absolute Stoffeintrag ist in der Forstwirtschaft grö­
ßer als In der Landwirtschaft. Bedingt durch die große 
Höhe der Waldbäume werden unter sonst gleichen Vor­
aussetzungen im Wald wesentlich mehr Partikel aus der 
Luft ausgekämmt als auf landwirtschaftlich genutzten 
Flächen. Als trockene oder nasse Deposition gelangen 
diese Partikel dann auf den Waldboden. 

- Die Anreicherung im Oberboden ist größer, da in der Re­
gel keine Bodenbearbeitung vorgenommen wird, die zu 
einer Vermischung und damit zu einer Konzentrations­
minderung führt. 

- Häufig werden in Blättern und Nadeln Nährelementman­
gelsymptome festgestellt, an deren Zustandekommen 
Luftschadstoffe, vor allem saure Depositionen, mit betei­
ligt sind. 

- Die Stoffeinträge wirken sich im Wald negativer aus. Am 
Beispiel des Stickstoffs soll dies verdeutlicht werden: 
Jährlich werden im Wald 40-60 kg Reinstickstoff/ha de­
poniert. Dem steht ein Bedarf von lediglich 5-8 kg/Jahr/ha 
gegenüber. Aus diesem Mißverhältnis resultiert eine jah­
relange Überdüngung der Bestände mit Stickstoff, die zu 
Veränderungen des normalen Sproß-/ Wurzelverhältnis­
ses führt und Schäden an der für das Pflanzenwachstum 
wichtigen Mykorrhiza hervorruft. 

Indizien für die Überdüngung (MOHR 1986) sind die geringe 
positive Reaktion der Waldbestände auf N-DOngung, gestei­
gerte Stickstoffausträge mit dem Sickerwasser, verstärktes 
Wachstum der Stickstoffzeigerpflanzen, Rückgang der 
Fruchtkörperbildung bei Bodenpilzen und die unbeeinträch­
tigte Vitalität solcher Holzgewächse wie Eberesche und 
Bergahorn, die keine Ektomykorrhlza bilden oder nicht auf 
sie angewiesen sind. 

Die Möglichkeiten, mit forstlichen Maßnahmen auf die Bela­
stung der Böden zu reagieren, sind relativ begrenzt. Die er­
griffenen Maßnahmen können nicht als Therapie gelten, 
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sondern müssen als Versuch aufgefaßt werden, den Wald 
Ober die „Durststrecke - Umweltbelastung" hinwegzuret­
ten, bis Maßnahmen der Luftreinhaltung wirksam werden. 

Eine der Möglichkeiten besteht In der aktiven Einwirkung 
auf den Boden durch „ Kompensationskalkung ". Den Verän­
derungen Im Chemismus des Bodens soll dadurch entge­
gengewirkt werden. Dazu sind Kenntnisse der Bodenart, des 
ph-Wertes, der Basensättigung und der Ca2 +, / Al3 +Verhält· 
nisse erforderlich. Nur so können entsprechend angepaßte 
Düngergaben je Flächeneinheit dosiert werden, die den ge­
wünschten Erfolg erreichen, ohne auf der anderen Seite zu 
neuen Schäden zu führen. 

Der Wlrkmechanlsmus, der den Maßnahmen der Kompensa­
tionsdüngung zu Grunde liegt, ist grob vereinfacht folgen· 
der: Durch den vermehrten Eintrag von Säuren, die aus 
Schwefel- und Stickoxiden bestehen, und den durch Filte­
rung verringerten Ausstoß basisch wirkender Asche wird die 
Versauerung vieler Böden beschleunigt. Es kommt zur Aus­
waschung von Ca2 +, die Basensättlgung nimmt ab und 
phytotoxisch wirkende, freie A1° + Ionen treten ab einer Ba­
sensättigung von 15 % in der Bodenlösung auf. Die Al-Ionen 
besetzen Austauscheradsorptionsstellen an den Wurzeln 
und verdrängen Mg und Ca- Ionen. Die Folge sind die viel­
fach beobachteten Mangelsymptome. 

Durch angepaßte Kalkungsmaßnahmen (MATZNER 1985) 
soll dem entg~gengewlrkt werden. Die Basensättigung wird 
erhöht, der Austrag von Säure mit dem Sickerwasser wird 
stark vermindert. 

Die Gefahr einer solchen Düngung liegt dabei insbesondere 
in der durch Kalkung ausgelö~ten Mobilisierung von Stick· 
stoff, der in Humus nur in geringen Mengen angelagert wer­
den kann und folglich verstärkt ausgewaschen wird und Ins 
Grundwasser gelangt. Unter Berücksichtigung der neuesten 
Untersuchungen von MOHR verdient dieser Aspekt beson­
dere Beachtung, auch wenn dem entgegengehalten wird, 
daß durch Wahl entsprechend schwach löslicher Kalke und 
die nur oberflächliche Ausbringung die ausgelöste Moblll· 
sierung von Stickstoff relativ gering gehalten wird (MATZ· 
NER 1985). 

Mit den zusammenhängen zwischen Waldschäden und Säu· 
reeintrag auf der einen Seite und den Wirkungen einer Kom­
pensationskalkung auf das Waldökosystem auf der anderen 
Seite befaßt sich auch das „Höglewaldprojekt", das 1982 
als interdisziplinäres Forschungsvorhaben in Bayern ange­
legt wurde. Im Rahmen dieser Untersuchungen wurde auch 
die DOngerwirkung auf Nematoden als Vertreter der Boden­
fauna (TIMANS 1986) und die Bodenvegetation (RODEN KIR­
CHEN 1986) untersucht. Danach ergaben sich durch die Be­
handlung bisher keine gravierenden Änderungen in der Ar­
tenzusammensetzung. Über längerfristige Wirkungen ist Je­
doch noch keine Aussage möglich. 

Alle weiteren Reaktionsmöglichkeiten der Forstwirtschaft 
bewegen sich im Rahmen waldbaullcher Maßnahmen und 
besitzen keine direkte Wirkung auf den Boden. 
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Heft Nr. 1 
September 1964 

Heft Nr. 2 
Oktober 1964 

Heft Nr. 3 
März 1965 

Heft Nr. 4 
Jull 1965 

Heft Nr. 5 
Dezember 1965 

Heft Nr. 6 
Juni1966 

Heft Nr. 7 
Dezember 1966 

Heft Nr. 8 
Juni 1967 

Heft Nr. 9 
März 1968 

Heft Nr. 10 
Oktober 1968 

HeftNr. 11 
März 1969 · 

Heft Nr. 12 
September 1969 

Heft Nr. 13 
Juli 1970 

Heft Nr. 14 
Oktober 1970 

Heft Nr. 15 
Mai 1971 

Heft Nr. 16 
September 1971 

Heft Nr. 17 
Dezember 1971 
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- vergriffen -

- vergri ffen -

- vergriffen -

- vergriffen -

- vergriffen -
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Heft Nr. 22 Landschaft und Verkehr 
Mal 1974 
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Oktober 1974 

Heft Nr. 24 Natur- und Umweltschutz in Schweden 
März 1975 

Heft Nr. 25 Landespflege an der Unterelbe - vergriffen -

April 1976 

Heft Nr. 26 Landespflege in England 
August 1976 

Heft Nr. 27 Wald und Wild 
Juni 1977 

Heft Nr. 28 Entwicklung Großraum Bonn 
Dezember 1977 

Heft Nr. 29 Industrie und Umwelt 
August 1978 

Heft Nr. 30 Verdichtungsgebiete und ihr Umland - vergriffen -

Oktober 1978 
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Oktober 1978 
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März 1979 
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August 1979 
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Oktober 1980 
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Mai 1981 
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Heft Nr. 38 Naturparke in Nordrhein-Westfalen - vergriffen -

Juni 1981 

Heft Nr. 39 Naturpark Südeifel - vergriffen -

September 1982 
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Dezember 1982 
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August 1985 
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Dezember 1985 

Heft Nr. 49 Gefährdung des Bergwaldes 
März 1986 

Heft Nr. 50 Landschaften nationaler Bedeutung 
Juli 1986 

Heft Nr. 51 Bodenschutz 
Dezember 1986 

Vertrieb: c ity-druck Leopold bonn Verlagsdruckereigesellschaft mbH, Postfach 1947, 5300 Bonn 1 
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Vorstand: 

Professor Dr. h.c. Kurt LOTZ, Heidelberg - Sprecher 
Vorsitzender des Vorstandes des World Wildllfe Fund Deutschland 

Professor Dr.-lng. E.h. Klaus IMHOFF, Essen - Stellvertr. Sprecher 
Geschäftsführer des Ruhrverbandes und Ruhrtalsperrenvereins 

Professor Dr. Gerhard OLSCHOWY, Bonn - Geschäftsführer 
Ehern. Ltd. Direktor der Bundesforschungsanstalt für Naturschutz und 
Landschaftsökologie, Bonn-Bad Godesberg 
Honorarprofessor an der Universität Bonn 

Professor Dr. Ulrich AMMER, München 
Lehrstuhl für Landschaftstechnik der Ludwig-Maximilians-Universität München 

Bankdirektor Dr. Franz BIELING, Schwäbisch Hall 
Bausparkasse Schwäbisch Hall AG 

Professor Dr.-lng. Klaus BORCHARD, Bonn 
Lehrstuhl für Städtebau und Siedlungswesen der Universität Bonn 

Professor Dr. Konrad BUCHWALD, Hannover 
Ern. Direktor des Instituts für Landschaftspflege und Naturschutz 
der Technischen Universität Hannover 

Professor Reinhard GREBE, Nürnberg 
Freier Landschaftsarchitekt BDLA 

Professor Dr. Wolfgang HABER, München 
Institut für Landschaftsökologie der Technischen Universität München 

Prof. Dr. Wilhelm HENRICHSMEYER, Bonn 
Institut für Agrarpolitik, Marktforschung und Wirtschaftssoziologie der Universität Bonn 

Dr. Helmut KLAUSCH, Essen 
Beigeordneter des Kommunalverbandes Ruhrgebiet 

Oberforstrat Volkmar LEUTEN EGG ER, Konstanz 
Staatliches Forstamt 

Professor Dr. Paul LEYHAUSEN, Windeck 
Ehern. Leiter des Max-Planck-Institutes für Verhaltensphysiologie, Wuppertal 

Professor Wolfram PFLUG, Aachen 
Lehrstuhl für Landschaftsökologie und Landschaftsgestaltung 
d er Technischen Hochschu le Aachen 

Professor Dr. Heinhard STEIGER, Gießen 
Fachbereich Rechtswissenschaft der Justus-Liebig-Universität 

Prof. Dr. Herbert SUKOPP, Berlin 
Institut für Ökologie der Technischen Universität Berlin 

Dr. h. c. Alfred TOEPFER, Hamburg 
Kaufmann und Reeder 

Korrespondierende Mitglieder: 

Dr. Gerta BAUER, Lüdinghausen 
Büro für Landschaftsökologie und Umweltplanung 

Dr.-lng. E. h. Hans-Werner KOENIG, Essen 
Ehern. Geschäftsführender Direktor des Ruhrverbandes und Ruhrtalsperrenvereins 

Dr. Siegbert PANTELEIT, Essen 
Leiter der Abt. Landschaftsplanung beim Kommunalverband Ruhrgebiet 

Konstantinstraße 110, 5300 Bonn 2 
Tel.: 02281331097 
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